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RUNDSCHREIBEN/001: 12.01.2018 - Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 72 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 12. Januar 2018


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer 
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick, geplant 
zum 19.1.2018, wird aus technischen Gründen leider erst ab Freitag, 
den 2.2.2018 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß 
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick 
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de .


Mit den besten Grüßen und Neujahrswünschen in Vertretung Ihrer 
Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

12. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth
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WALD/246: Hambacher Forst - verhaltener Triumph ... (Michael Zobel)


45. Waldspaziergang - nach der Führung ist vor der Führung...

von Michael Zobel, 15. Januar 2018



Guten Tag zusammen,

Montag, 15. Januar 2018, der Tag nach dem 45. monatlichen Waldspaziergang
im Hambacher Wald.

Erneut der neue Treffpunkt, neue RWE-Barrikaden... jeder Versuch, die
Waldspaziergänge zu erschweren oder zu unterbinden, ist Werbung für uns und
unser Anliegen. Start pünktlich um 12.00 Uhr, immer noch Nachzügler
unterwegs, am Ende zählen wir sagenhafte 511 kleine und große
TeilnehmerInnen. Menschen jeden Alters, von 12 Monaten bis 85 Jahre, viele
aus der näheren Umgebung, andere aus Stuttgart, Dortmund, Finnland und
Brasilien.

Der 45. Sonntagsspaziergang - so viele TeilnehmerInnen wie noch nie


DANKE an die BesucherInnen und ganz besonders DANKE an die Menschen im Wald
und auf der Wiese. Wir alle zusammen haben die täglich wachsende Chance,
dem IrRWEg und der Vernichtung des Hambacher Waldes ein Ende zu machen

DANKE an Alle, die immer mehr Führungen buchen, Kirchengruppen,
Umweltverbände, Lehrerkollegien, Schulklassen, Betriebe...

DANKE an Eva, an Todde, an das Küchenkollektiv und all die anderen, ohne
Euch wären die Waldspaziergänge nicht zu einer solchen Erfolgsgeschichte
geworden

DANKE auch an RWE, jede Straßensperrung spornt uns noch mehr an, weiter zu
machen

DANKE an die Groko-Verhandler in Berlin, wer die Wähler belügt und betrügt,
wer mit einem Federstrich gegen besseres Wissen die Klimaziele beerdigt,
sorgt für noch mehr Druck und mobilisiert noch mehr Menschen für unser
Anliegen

Und dann noch Immerath. Was dort passiert ist, sorgt auch eine Woche später
noch für ein PR-Desaster für RWE. Die Bilder und die Kommentare sprechen
für sich, hier eine kleine Auswahl [2].

Der Ansturm bei Waldspaziergängen ist ungebrochen, die "Buchhaltung" meldet
seit heute insgesamt 11271 TeilnehmerInnen bei den Waldspaziergängen und
den vielen weiteren Führungen im Hambi, Danke dafür! Damit haben wir die
rasant schrumpfende Beschäftigtenzahl in den Tagebauen und den Kraftwerken
im Rheinischen Revier schon sehr weit übertroffen...

Keine Zeit zum Atemholen, nach wie vor gilt, nach der Führung ist vor der
Führung...

Wir machen weiter, wir kommen wieder, bitte die Werbetrommel rühren. Der
Wald braucht uns mehr denn je. Lasst uns die Rodungssaison 2017/2018 und
alle kommenden verhindern!

Antjes Petition braucht nach wie vor Unterschriften, jetzt sind es mehr als
65400, da geht noch was... bitte unterzeichnen, weiterleiten..., danke
[3].

und wenn nicht gerodet wird, dann sofort auch den "Rückbau", die
Vernichtung von Manheim stoppen!:

https://weact.campact.de/petitions/ruckbau-pause-in-manheim-alt

Wir haben so viel erreicht. Rodungsstopp, Appell von 52 Firmen und
Verbänden zum Kohleausstieg, Presseecho weltweit, wachsende Solidarität,
stellvertretend hier Peter Wohlleben

https://player.vimeo.com/video/245033213

Lasst uns diesen Rückenwind nutzen, lasst uns weitermachen, im Hambacher
Wald, rund um Garzweiler. Wir haben die einmalige Chance, dem IrRWEg ein
Ende zu machen.

Und lasst uns bei allem Überschwang einen klaren Kopf bewahren, besonnen
bleiben, es gibt immer noch einflussreiche Kreise in der Politik und bei
RWE, die sich mit der Situation nicht abfinden wollen, die das Symbol
Hambacher Forst endgültig ausradieren, endgültig vernichten wollen.

Aktuelle Informationen aus dem Hambacher Wald auf:

https://hambacherforst.org/

Die nächsten Sonntagsspaziergänge 25. Februar, 18. März, 15. April, 13.
Mai, 10. Juni, 15. Juli...

Verhindert die Rodungssaison 2017/2018, rettet den Rest des Hambacher
Waldes!

Danke für Ihre/Eure Unterstützung,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus,
Todde Kemmerich und viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einsetzen

P. S.: Viele Menschen fragen mich nach dem Gebet für unsere Erde. Hier ist
es:

https://de.zenit.org/articles/gebet-fur-unsere-erde-von-papst-franziskus/


[1] Bodos Galerie 

http://www.mutbuergerdokus.de/html/aktionen/2018_01_14_wald-statt-kohle-waldfuehrung-hambacher-forst.htm

[2] Immerath:

https://www.youtube.com/watch?v=dV5NAD5dbf0

http://www.zeit.de/2018/03/dom-immerath-abriss-rwe

www.sueddeutsche.de/politik/gastbeitrag-wenn-eine-kirche-stirbt-1.3822459

https://www.piqd.de/reportagen/was-der-abriss-des-doms-von-immerath-fur-die-menschen-im-braunkohlegebiet-bedeutet

https://www.facebook.com/651578681569164/photos/a.670655632994802.1073741828.651578681569164/1647613845298971/?type=3&theater

[3] Antjes Petition 

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 15. Januar 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Januar 2018 
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KOHLEALARM/416: Klimakampf und Kohlefront - Trinkwassergefährdung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 16.1.2018

Kohlebergbau einschränken - nicht den Trinkwasserschutz

Wasserwerk kündigt rechtliche Schritte gegen LEAG-Tagebausee an



Cottbus/Frankfurt, 16. Januar 2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA fordert
die Landesregierung auf, keine Aufweichung ihrer Sulfat-Richtwerte für die
Spree zuzulassen und stattdessen nötigenfalls den Braunkohlebergbau
einzuschränken. Damit reagiert der Verband auf die Ankündigung der
Frankfurter Wasserwerke, juristisch gegen den vom Kohlekonzern geplanten
Cottbuser Tagebausee vorzugehen.

"Die Befürchtungen der letzten Jahre haben sich bestätigt: Der
Braunkohlebergbau führt zu ernsten Problemen bei der Trinkwasserversorgung.
Wenn die Frankfurter Wasserwerke ihre jahrelange Zurückhaltung aufgeben und
rechtliche Schritte ankündigen, ist das ein drastisches Zeichen", sagt René
Schuster von der GRÜNE LIGA.

Schuster weiter: "Statt Sulfat-Richtwerte den Wünschen der Tagebaubetreiber
anzupassen, muss Trinkwasserschutz an der Ursache ansetzen: Jede weitere
Kohleabbaufläche führt zu zusätzlicher Sulfatfreisetzung für Jahrzehnte.
Sachsen wie Brandenburg müssen die Zulassungen der Tagebaue Jänschwalde,
Welzow-Süd und Nochten daraufhin überprüfen, ob Betriebspläne überhaupt
noch genehmigt oder verlängert werden können."

Die Wassergesellschaft FWA sieht die Trinkwasserqualität für Frankfurt/Oder
aufgrund der Sulfatbelastung aus dem Braunkohlenbergbau als akut gefährdet
an. Eine außerordentliche Aufsichtsratssitzung beauftragte die
Geschäftsführung, Einwendungen gegen die von der LEAG geplante vorzeitige
Flutung des Cottbuser Ostsees vorzubringen und im Eilverfahren einen Stopp
der Einleitung beim Verwaltungsgericht zu beantragen. Die FWA kritisiert
das Vorhaben der Landesbehörden, den Emissionsrichtwert am Pegel Briesen
auf 350 mg/I Sulfat anzuheben, um die Flutung des Cottbuser Ostsees
genehmigungsfähig zu machen. Das teilte die Gesellschaft am Montag in einer
Pressemitteilung mit. Die zum Schutz der Trinkwasserqualität nötigen
Maßnahmen würden den Wasserpreis in Frankfurt um 20 Prozent erhöhen, wenn
der Bergbau als Verursacher weiterhin nicht dafür aufkommt. Frankfurt
bezieht sein Trinkwasser aus dem Wasserwerk Briesen an der Spree.


Originalmeldung der Frankfurter Wasser- und Abwassergesellschaft mbH
(FWA mbH):

https://www.fwa-ffo.de/fwadocs/files/2018-01-15_Presseinformation_Sulfat_in_der_Spree.pdf

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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LESUNG/3992: Stuttgart - Thomas Macho, Terézia Mora. Das Leben nehmen, 28.02.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Mittwoch, 28.02.18, 20.00 Uhr

Das Leben nehmen

Thomas Macho, Terézia Mora

Lesung und Gespräch,

Moderation: Daniela Strigl



"Während der Suizid noch in der Antike mit Ehre assoziiert werden
konnte, erschien er spätestens seit Beginn der Herrschaft der
christlichen Religion als Schande und finales Versagen", stellt
Thomas Macho in seiner Geschichte des Suizids fest. Doch seit dem 20.
Jahrhundert vollzieht sich ein tiefgreifender Wandel, der zur
Entstehung einer neuen Sterbekultur beigetragen hat. Der Selbstmord -
um es mit den Worten von Walter Benjamin zu sagen - erscheint "als
die Quintessenz der Moderne". Der eigene Tod gilt immer häufiger als
"Projekt", das vom Individuum selbst zu gestalten und zu verantworten
ist. Thomas Macho zeichnet die Umwertung des Suizids in den
verschiedensten kulturellen Feldern nach: in der Politik - Suizid als
Protest und Attentat -, im Recht - Entkriminalisierung des Suizids,
in der Medizin - Sterbehilfe - sowie in der Philosophie, der Kunst,
den Medien und in der Literatur.

Mit ihm ins Gespräch kommt die Schriftstellerin Terezia Mora, die für
ihren Roman "Das Ungeheuer" 2013 den deutschen Buchpreis erhielt. Im
Zentrum ihres Romans steht ein Suizid: Flora, die Frau des
IT-Spezialisten Darius Kopp hat sich das Leben genommen und ihn
erschüttert und gebrochen zurückgelassen. Über die Lektüre ihres
Tagebuchs, das er nach ihrem Tod gefunden hat, erfährt er, wie
ungeheuer gefährdet Floras Leben immer war, und dass er von alldem
nichts wusste.

In Zusammenarbeit mit dem Internationalen Zentrum für Kultur- und
Technikforschung

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/3991: Stuttgart - Navid Kermani, Entlang den Gräben, 16.02.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Freitag, 16.02.18, 19.00 Uhr

Außer Haus! Hospitalhof, Büchsenstraße 33, Stuttgart

Entlang den Gräben - Eine Reise durch das östliche Europa bis nach
Isfahan

Navid Kermani

Lesung und Gespräch,

Moderation: Denis Scheck



Im Auftrag des SPIEGEL ist Navid Kermani entlang den Gräben gereist,
die sich gegenwärtig in Europa neu auftun: von seiner Heimatstadt
Köln nach Osten bis ins Baltikum und von dort südlich über den
Kaukasus nach Isfahan, die Heimat seiner Eltern. Ein immer noch fremd
anmutendes, von Kriegen und Katastrophen zerklüftetes Gebiet beginnt
östlich von Deutschland und erstreckt sich über Russland bis zum
Orient. Mit untrüglichem Gespür für sprechende Details erzählt er in
seinem Reisetagebuch von vergessenen Regionen, in denen auch heute
Geschichte gemacht wird, und von Menschen, deren Geschichten wahr
sind und sich doch widersprechen. Seine Reise führte ihn mitten durch
den jüdischen "Ansiedlungsrayon" der Zarenzeit, die "Bloodlands" des
Zweiten Weltkriegs, entlang dem Riss zwischen Ost und West, wo der
Kalte Krieg längst nicht zu Ende ist und im Donbass zum heißen Krieg
wird. Er hat die Trümmer zerstörter Kulturen und die Spuren alter wie
neuer Verwüstungen gesehen. Vor allem hat er Menschen getroffen, die
innerlich zerrissen sind, weil sie sich auf der Suche nach Heimat und
Wohlstand auf eine Seite schlagen müssen. Mit wenigen Strichen lässt
er das Nachtleben der Großstädte lebendig werden, Geschäfte wie zu
Sowjetzeiten, hippe Cafes, die Gelassenheit in Frontnähe und die
Angst vor den anderen, wer immer das ist. Nachdem 2016 ein Teil der
Reportagen in Auszügen bereits im SPIEGEL veröffentlicht wurden,
erscheint nun Ende Januar 2018 das gesamte Tagebuch im
C.H. Beck-Verlag.

Außer Haus! Hospitalhof, Büchsenstraße 33, Stuttgart

Eintritt: Euro 12,-/10,-/6,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/3990: Stuttgart - Szczepan Twardoch, Der Boxer, 06.02.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Dienstag, 06.02.18, 20.00 Uhr

Der Boxer

Szczepan Twardoch

Lesung und Gespräch,

Moderation: Olaf Kühl

Deutsche Lesung: Wolfgang Michalek



Schon Szczepan Twardochs beiden letzten Romane "Morphin" und "Drach"
sorgten für Aufsehen in der Literaturwelt. Nun kommt der Autor, ein
enfant terrible und Dandy der polnischen Literatur, Boxer und
Rotweintrinker, mit seinem neuen Roman "Der Boxer" zusammen mit
seinem preisgekrönten Übersetzer Olaf Kühl ins Literaturhaus, mit
einer Geschichte des Untergrunds aus den 1930er Jahren: Jakub
Shapiro, hoffnungsvoller junger Boxer, wird der Vertraute des
mächtigen Warschauer Unterweltpaten Kaplica. Doch rechte Putschpläne
gegen die polnische Regierung bringen das Imperium Kaplicas in
Bedrängnis; er kommt in Haft, als ihm ein politischer Mord angehängt
wird. Im Schatten dieser Ereignisse bricht ein regelrechter Krieg der
Unterwelt los. Shapiro nimmt die Dinge in die Hand und dabei immer
mehr die Rolle des Paten ein - ein Aufstieg eines Verbrecherhelden
zwischen Gewalt, Eleganz, Laster und Verletzlichkeit in einer von
Konflikten zerrissenen Gesellschaft als Jude im Vorkriegs-Warschau.
Szczepan Twardoch, geboren 1979, ist einer der herausragenden Autoren
der polnischen Gegenwartsliteratur. Mit "Morphin" (2012) gelang ihm
der Durchbruch. Für den ebenfalls hochgelobten Roman "Drach" wurden
Szczepan Twardoch und sein Übersetzer Olaf Kühl 2016 mit dem Brücke
Berlin Preis geehrt. Twardoch lebt mit seiner Familie im polnischen
Pilchowice.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/3989: Frankfurt am Main - Kris van Steenberge liest aus "Verlangen", 23.1.2018


idw - Pressemitteilung: Goethe-Universität Frankfurt am Main

Autor trägt aus "Verlangen" vor

Kris van Steenberge und sein preisgekrönter Roman sind zu Gast in
der Goethe-Uni



FRANKFURT. Mit seinem Debütroman "Verlangen" (Originaltitel:
"Woesten") landete Kris van Steenberge 2013 einen Überraschungserfolg.
Nun trägt der belgische Theaterautor und -regisseur in der Reihe
"Niederländische Sprache & Kultur" an der Goethe-Universität vor.

Die Veranstaltung findet statt am

Dienstag, 23. Januar 2018, um 19 Uhr,

im Casinogebäude, Raum 1.812, Campus Westend.

Nicht nur in Flandern und den Niederlanden war "Woesten" ein
Riesenerfolg, auch die deutsche Ausgabe mit dem Titel "Verlangen" traf
offenbar einen Nerv. Die Handlung des Buches ist im West-Flandern des
auslaufenden 19., beginnenden 20. Jahrhunderts angesiedelt, sie spielt
teils vor der Kulisse des Ersten Weltkrieges. Mit viel
Einfühlungsvermögen schildert der Autor das Verlangen der
Protagonistin Elisabeth nach Bildung und weiteren Horizonten. Sie
heiratet den Brüsseler Arzt Guillaume Duponseel und bekommt Zwillinge.
Valentijn, der erste der beiden Söhne, ist bildhübsch. Der andere
kommt mit einem entstellten Gesicht zur Welt. Vater Duponseel geht
davon aus, dieser Sohn werde ohnehin sterben, und schenkt ihm keine
Aufmerksamkeit und nicht mal einen Namen. "Namenlos" überlebt jedoch,
als Schatten seines Bruders, geächtet von der Umwelt, unbeachtet vom
Vater, aber geliebt von seiner Mutter. Die Welt dieser vier
Hauptfiguren wird in vier Teilen ("Flügel", "Splitter", "Verbote",
"Befehle") beschrieben. Im fünften Teil entwickelt sich die Geschichte
auf unerwartete Weise.

"Verlangen" thematisiert die unerfüllten Sehnsüchte von Menschen, ihre
Liebe, ihren Hass, Anziehung und Abstoßung, Schönheit und
Vergänglichkeit, Sünde und Vergebung, Fehler und Vergeltung. Nach der
Lektüre bleibt der Leser noch tagelang im Bann dieser ungewöhnlich
düsteren, mysteriösen, bewegenden Geschichte. Wie bereits bei früheren
Veranstaltungen wird Kris van Steenberge nicht vorlesen, sondern auf
Deutsch wie auch auf Niederländisch aus seinem grandiosen Roman
rezitieren.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, Dr. Anke Sauter, 15.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/2342: Frankfurt (Oder) - Der richtige Umgang mit Forschungsdaten, 30.1.2018


idw - Pressemitteilung: Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder)

Der richtige Umgang mit Forschungsdaten - Viadrina veranstaltet
wissenschaftlichen Workshop



Wie lassen sich digitale Daten wiederverwenden? Wem gehören die Daten
und wie dürfen sie veröffentlicht werden? Diese Fragen gewinnen nicht
nur in der Forschung zunehmend an Bedeutung. Den rechtlichen Aspekten
von digitalen Forschungsdaten widmet sich am Dienstag, dem 30. Januar,
10.00 Uhr bis 16.30 Uhr, ein Workshop an der Europa-Universität
Viadrina Frankfurt (Oder). Die Veranstaltung findet im Rahmen des vom
Bundesministerium für Forschung und Bildung geförderten
Verbundprojektes "FDMentor" (Forschungsdatenmanagement-Mentor) statt,
an dem auch die Europa-Universität Viadrina beteiligt ist.

Der richtige Umgang mit Forschungsdaten - Europa-Universität Viadrina
veranstaltet wissenschaftlichen Workshop / Jetzt anmelden

Wie lassen sich digitale Daten wiederverwenden? Wem gehören die Daten
und wie dürfen sie veröffentlicht werden? Diese Fragen gewinnen nicht
nur in der Forschung zunehmend an Bedeutung. Den rechtlichen Aspekten
von digitalen Forschungsdaten widmet sich am Dienstag, dem 30. Januar,
10.00 Uhr bis 16.30 Uhr, ein Workshop an der Europa-Universität
Viadrina Frankfurt (Oder). Die Veranstaltung findet im Rahmen des vom
Bundesministerium für Forschung und Bildung geförderten
Verbundprojektes "FDMentor" (Forschungsdatenmanagement-Mentor) statt,
an dem auch die Europa-Universität Viadrina beteiligt ist.

Den Eröffnungsvortrag zum Thema "Rechtliche Bausteine im
Forschungsdatenmanagement" halten um 10.00 Uhr Katarzyna Biernacka,
Ben Kaden und Michael Kleineberg von der Humboldt-Universität Berlin.
Sie stellen "FDMentor" und das DFG-Projekt "eDissPlus" (Elektronische
Dissertationen Plus) vor.

Die Teilnehmenden diskutieren, welche rechtlichen Aspekte
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Umgang mit Forschungsdaten
beachten sollten. Juristische Expertinnen und Experten erörtern
Rechtsfragen hinsichtlich der Nutzung digitaler Daten, wie
Persönlichkeits- und Urheberrecht sowie Datenschutz. Ein weiteres
Thema ist der Umgang von Universitätsbibliotheken und Rechenzentren
mit rechtlichen Anforderungen.

Die Tagung ist öffentlich. Interessierte sind herzlich eingeladen in
den Logensaal, Logenstraße 11. Um Anmeldung bis zum 17. Januar per
E-Mail wird gebeten: unibibl@europa-uni.de

Das Programm des Workshops ist abrufbar unter:

https://www.ub.europa-uni.de/de/ueber_uns/aktuelles/Workshop-FDMentor/index.html

Die Europa-Universität Viadrina richtet den Workshop im Rahmen des
"FDMentor"-Projekts und in Kooperation mit dem DFG-Projekt "eDissPlus"
aus.

Dem Verbundprojekt "FDMentor" gehören neben der Viadrina und der
Humboldt-Universität auch die Freie Universität Berlin, die Technische
Universität Berlin und die Universität Potsdam an.

www.europa-uni.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution39

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder), Michaela Grün, 11.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ATTAC/1876: G20 - Attac-Aktive reichen Klage gegen gewaltsamen Polizeieinsatz ein


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 17. Januar 2018

G20: Attac-Aktive reichen Klage gegen gewaltsamen Polizeieinsatz ein

Gericht soll Rechtswidrigkeit feststellen / Stadt Hamburg verweigert
Stellungnahme



Drei Attac-Aktive klagen gegen einen gewaltsamen Polizeieinsatz während
der G20-Proteste in Hamburg, bei dem sie so verletzt wurden, dass sie im
Krankenhaus behandelt werden mussten. Die drei Globalisierungskritiker
sehen sich in ihren Grundrechten auf körperliche Unversehrtheit und
Versammlungsfreiheit missachtet. Die Feststellungsklage vor dem
Hamburger Verwaltungsgericht ist am heutigen Mittwoch eingereicht
worden. Das Gericht muss nun die Rechtswidrigkeit des Einsatzes überprüfen.

Zuvor hatten die Klagenden die Stadt Hamburg in einem Schreiben
aufgefordert, von sich aus die Rechtswidrigkeit des Einsatzes
einzuräumen. Die Stadt bat zunächst um eine Fristverlängerung,
verweigerte dann aber eine Stellungnahme. Sie teilte lediglich mit, der
Fall sei an die Dienststelle "Interne Ermittlungen" übergeben worden.

Bei der Klage geht es um einen Vorfall im Stadtteil St. Georg am 7.
Juli. Die Betroffenen zogen in einem angekündigten Demonstrationszug
Richtung Außenalster, um dort die G20-Protokollstrecke friedlich zu
blockieren. Noch auf dem Weg - an der Kreuzung
Sechslingspforte/Ackermannstraße/Ekhofstraße - stoppte die Polizei den
Zug. Ohne Vorwarnung griffen Beamte friedlich und unvermummt
Demonstrierende mit Reizgas an, schlugen sie mit Schlagstöcken und
Fäusten und traten sie. Mehrere Betroffene, darunter die klagenden
Attac-Aktiven, mussten im Krankenhaus behandelt werden. Sabine Lassauer
vom bundesweiten Attac-Koordinierungskreis trug eine vier Zentimeter
lange Platzwunde am Hinterkopf davon, die genäht werden musste.

Polizei schüchterte Demonstrierende systematisch ein


"Das brutale Vorgehen der Polizei war für uns während der Gipfeltage
allgegenwärtig. In vielen Fällen haben Beamte systematisch Gewalt
angewendet - nicht etwa, um sich zu schützen oder Straftäter
festzunehmen, sondern um friedlich Demonstrierende einzuschüchtern und
grundlos aufzuhalten", berichtet Sabine Lassauer. "Es reicht nicht, die
mangelnde Demokratie etwa in der Türkei zu kritisieren; wir müssen auch
vor der eigenen Haustür kehren. Auch in Deutschland ist das Recht auf
freie Meinungsäußerung in Gefahr. Es darf nicht Normalität werden, dass
die Polizei friedlich Versammelte routinemäßig einschüchtert und
verprügelt. Darum klage ich."

Rechtsanwalt Dieter Magsam, der die drei Kläger vertritt, ergänzt:
"Während der G20-Proteste wurde Hamburg zur demokratiefreien Zone. Das
lag nicht allein an Gästen wie Erdogan oder Putin - sondern an den
rechtswidrigen Eingriffen der Hamburger Polizei in das Versammlungsrecht."

In den vergangenen Tagen haben Hamburger Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte mehrere Klagen eingereicht, um anhand von Einzelfällen
exemplarisch feststellen lassen, dass Versammlungsverbote und
Polizeieinsätze während der G20-Proteste rechtswidrig waren. Weitere
Klagen sind angekündigt.


Weitere Informationen:

Pressemitteilung "Attac-Aktive wehren sich gegen Polizeigewalt und
Grundrechtsverletzungen bei G20-Gipfel in Hamburg", 28.12.2017:

www.attac.de/presse/detailansicht/news/attac-aktive-wehren-sich-gegen-polizeigewalt-und-grundrechtsverletzungen-bei-g20-gipfel-in-hamburg/

Pressemitteilung des RAV auch zu den anderen Klagen, 9.1.2018:

www.attac.de/presse/detailansicht/news/einladung-zur-pressekonferenz-2/

Attac-Aktivitäten "Global gerecht statt G20":

www.attac.de/G20

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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TREFF/209: Stuttgart - Ortseingang!, Fotografien und Texte, 23.02.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Freitag, 23.02.18, 17.00 Uhr

Ortseingang!

Andreas Langen, Tilman Rau, Afroditi Festa, Carola Krawczyk

Fotografien und Texte



"Wenn Sie auf die Frage 'Dativ oder Akkusativ' treffen, seien Sie
ohne Furcht. Es geht hierbei nur um die ökonomische Klärung von
Besitz und Angebot. Versuchen Sie Ihr Glück in den Artikeln. Aber
bringen Sie einen Deutschen als Glücksbringer mit." Afroditi Festa

Über 600.000 Menschen leben in Stuttgart, viele wohnen schon lange
hier, andere sind erst vor einiger Zeit hierhergekommen. Wir hören
diese Herkünfte in den Sprachen der Stadt, aber wir kennen meist
nicht die Geschichten über das Ankommen oder Hiersein in Stuttgart:
Ortseingang! Unter diesem Titel haben alte und neue Stuttgarter*innen
über ein Jahr lang im Literaturhaus fotografiert und geschrieben, um
ihre Geschichten für Leser*innen und Zuschauer*innen erlebbar zu
machen. Das Deutsch musste dafür nicht perfekt sein. Wir laden ein
auf einen Kaffee im Foyer, um die Arbeiten und die Teilnehmer*innen
kennenzulernen. Durch die Werkstatt geführt haben Andreas Langen,
freier Fotograf aus Stuttgart, und Tilman Rau, Journalist, Dozent und
Autor, ebenfalls aus Stuttgart.

Gefördert vom Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst
Baden-Württemberg, in Zusammenarbeit mit dem Hospitalhof |
Evangelisches Bildungszentrum

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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VORTRAG/158: Stuttgart - Antoine Compagnon, War das wahre 68 eigentlich schon 66?, 01.02.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Donnerstag, 01.02.18, 20.00 Uhr

"1968, ou tout s'est joué en 1966" -

War das wahre 68 eigentlich schon 66?

Antoine Compagnon

Vortrag,

Übersetzung: Jürgen Stähle



Im Frühjahr 2018 jährt sich der französische "Mai 68", Anlass genug,
die "68er-Revolution" und die damaligen Ereignisse aus heutiger Sicht
noch einmal genauer anzuschauen: Der Vortrag von Antoine Compagnon
geht der Frage nach, ob das wahre "68" nicht eigentlich auf das Jahr
1966 rückdatiert werden müsste. Denn für Compagnon ist das Jahr 1966
ein "annus mirabilis" - so der Titel seiner am Pariser Collège de
France gehaltenen Vorlesungsreihe -, ein bemerkenswertes und
richtungsweisendes Jahr, in dem sowohl kulturell also auch politisch
und gesellschaftlich viele Weichen für die "revolutionären" Prozesse
von 1968 gestellt wurden. Im Frankreich des ökonomischen Aufschwungs,
der allgemeinen Modernisierung und der Konsumgesellschaft erreichen
die Babyboomer der Nachkriegszeit zum ersten Mal die Universität.
Während im Film mit Godard, Bresson, Rivette, in der Literatur mit
Genet und Perec neue Meilensteine gesetzt werden, ernten Denker wie
Roland Barthes, Michel Foucault, Jacques Lacan oder auch Louis
Althusser überraschende Publikumserfolge. In dem Vortrag werden
soziologische, politische, philosophische Aspekte mit Phänomenen der
Hoch- und Populärkultur miteinander in Beziehung gesetzt und mit dem
Geist von 1968 konfrontiert. Antoine Compagnon war bis Herbst 2017
Professor an der Columbia University, New York. Seit 2006 hat er den
Lehrstuhl für Litterature francaise et contemporaine am Collège de
France inne, unter dessen Dach sich 54 renommierte französische - und
einige internationale - Professor*innen aller wissenschaftlichen
Disziplinen versammeln.

Eine gemeinsame Veranstaltungsreihe des Frankreich Schwerpunktes des
IZKT der Universität Stuttgart und des Institut francais Stuttgart.

In Zusammenarbeit mit dem Literaturhaus Stuttgart

Die Veranstaltung wird von der Robert Bosch Stiftung mit Mitteln der
DVA-Stiftung gefördert.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/5926: Stuttgart - Hanns-Josef Ortheil, Paris, links der Seine, 22.02.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Donnerstag, 22.02.18, 20.00 Uhr

Paris, links der Seine

Hanns-Josef Ortheil

Lesung und Gespräch



Seit Jahrhunderten haben die Straßen von Saint-Germain-des-Pres sowie
die Terrains rund um das Quartier Latin Künstler*innen, Musiker*innen
und Schriftsteller*innen aus aller Welt in ihren Bann gezogen. Auf
kleinem Raum entstand eine einzigartige Atmosphäre, die vom
intellektuellen Milieu der Pariser Universität ebenso lebte wie von
den Salons, Ateliers, Bistros und Cafes der künstlerischen Moderne.
Sie ließ jenes für Paris typische, Zitat gewordene Lebensgefühl eines
melancholischen Glücks entstehen, das in den Pariser Chansons
besungen wurde und das Ernest Hemingway in seinen Skizzen "Paris -
ein Fest fürs Leben" beschrieben hat. Hanns-Josef Ortheil, Erkunder
und Kenner der schillernden Stadt, leuchtet in seinem neuen Buch in
die verführerischen Winkel des alten "Paris, links der Seine",
abseits seiner touristischen Ecken. Er selbst ist seit vielen Jahren
glücklich in Stuttgart zu Hause und widmet dieser Stadt und ihrer
Geschichte in seinem "Stuttgarter Journal" eine eigene multimediale
Reihe im Literaturhaus. Von Zeit zu Zeit allerdings macht sich der
vielfach ausgezeichnete Schriftsteller auf, die Scheinwerfer der
Literatur- und Geistesgeschichte auf andere europäische
Sehnsuchtsorte wie Rom und Paris neu auszurichten. Folgen wir ihm!

In Zusammenarbeit mit dem Institut francais

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018
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LESUNG/5925: Stuttgart - Arno Geiger, Unter der Drachenwand, 21.02.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Mittwoch, 21.02.18, 20.00 Uhr

Unter der Drachenwand

Arno Geiger

Lesung und Gespräch,

Moderation: Wolfgang Niess



"Dass mit mir etwas nicht stimmte, erkannte man auch daran, dass an
den Wänden der Wohnung, in fast jedem Zimmer, Bilder von mir hingen,
Erinnerungsbilder. Die Bilder hatten am Familienleben teilgenommen,
ich am Krieg." Arno Geiger

Für seinen Roman "Es geht uns gut" wurde ihm 2005 der erste Deutsche
Buchpreis zugesprochen, in diesem Jahr erscheint - nach seinen
letzten Romanen "Der alte König in seinem Exil" und "Selbstportrait
mit Flusspferd" - sein neuer Roman "Unter der Drachenwand",
angesiedelt im Jahr 1944. Der Krieg ist verloren doch dauert er noch
an; Veit Kolbe verbringt ein paar Monate am Mondsee, unter der
Drachenwand, eine über 1100 m Meter hohe Felswand im Salzkammergut.
Veit ist Soldat auf Urlaub, wurde in Russland verwundet, und trifft
hier in dörflicher Umgebung auf zwei junge Frauen, mit denen er die
Hoffnung teilt, dass irgendwann wieder so etwas wie ein normales
Leben beginnt. Arno Geiger erzählt von Veits Alpträumen in einer
seltsamen Normalität in diesem Dorf in Österreich - und von der
Liebe, vom einzelnen Menschen und seinen Erfahrungen auf dem Tableau
der großen Geschichte.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 *

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018
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LESUNG/5924: Stuttgart - Die Kunst des Minnesangs in neuen Übertragungen mit T. Marquardt, D. Grünbein, K. Preiwuß, 15.02.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Donnerstag, 15.02.18, 20.00 Uhr

Unmögliche Liebe - Die Kunst des Minnesangs in neuen
Übertragungen

Tristan Marquardt, Durs Grünbein, Kerstin Preiwuß

Lesung und Gespräch



"Dû bist mîn, ih bin dîn. | des solt du gewis sîn" (anonym): Die
Kunst des Minnesangs wird zum Liebesbekenntnis von über 60
Dichter*innen der Gegenwart zu ihren großen Vorfahren im Mittelalter:
Lyriker*innen wie Joachim Sartorius, Monika Rinck, Durs Grünbein,
Nora Gomringer oder Marcel Beyer haben Minnelieder aus dem
Mittelhochdeutschen ins Heute übertragen, eingeladen von den beiden
Herausgebern Jan Wagner und Tristan Marquardt und gedruckt unter dem
Titel "Unmögliche Liebe", erschienen im Hanser Verlag. In diesen
Gedichten betreten wir nicht nur ein über achthundert Jahre altes
Neuland, eine Welt, deren Begehren uns nah und fremd zugleich
erscheint. Die wunderbar unterschiedlichen Übersetzungsweisen zeigen
darüber hinaus beeindruckend, wie Gegenwartslyrik sich den Gesängen
der Minne nähert.

In Stuttgart zu Gast ist der Lyriker und Übersetzer Durs Grünbein,
geb. 1962 in Dresden, die Prosaautorin und Lyrikerin Kerstin Preiwuß,
geb. 1980 in Lübz (Mecklenburg) sowie der Herausgeber, Lyriker und
Spezialist im Mittelhochdeutschen Tristan Marquart, geb. 1987 in
Göttingen.

In Zusammenarbeit mit LiedKunst KunstLied.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018
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LESUNG/5923: Stuttgart - Robert Menasse, Die Hauptstadt, 07.02.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Mittwoch, 07.02.18, 20.00 Uhr

Die Hauptstadt

Robert Menasse

Lesung und Gespräch,

Moderation: Bernd Isele



Schon 2013 publizierte er gemeinsam mit der Politologin Ulrike Guerot
ein "Manifest für die Begründung einer Europäischen Republik", und
den Strukturen der Europäischen Union ist er auch in seinem Essay
"Der Europäische Landbote" nachgegangen. Und nun wurde ihm 2017 der
deutsche Buchpreis zugesprochen für seinen Europa-Roman mit dem Titel
"Die Hauptstadt": Der Schriftsteller und Essayist Robert Menasse hält
den Prozess der europäischen Einigung für "den entscheidenden in
unserer Lebenszeit". In seinem neuen Roman spannt er nun einen weiten
Bogen zwischen den Zeiten, den Nationen, dem Unausweichlichen und der
Ironie des Schicksals, zwischen kleinlicher Bürokratie und großen
Gefühlen: In Brüssel laufen die Fäden zusammen! Robert Menasse wurde
1954 in Wien geboren, studierte Germanistik, Philosophie sowie
Politikwissenschaft, lehrte anschließend als Lektor für
österreichische Literatur, dann als Gastdozent am Institut für
Literaturtheorie an der Universität Sao Paulo. Seit seiner Rückkehr
aus Brasilien lebt Robert Menasse als Literat und kulturkritischer
Essayist überwiegend in Wien.

In Zusammenarbeit mit dem Schauspiel Stuttgart

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018
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LESUNG/5922: Stuttgart - zwischen/miete, Leander Steinkopf, Stadt der Feen und Wünsche, 02.02.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Freitag, 02.02.18, 20.00 Uhr

Stadt der Feen und Wünsche

Leander Steinkopf

Veranstaltungsreihe: zwischen/miete. Junge Literatur in Stuttgarter
WGs

Lesung und Gespräch



In der Reihe "zwischen/miete" werden Stuttgarter WGs auch im neuen
Jahr wieder zur Lesebühne für Autor*innen aus der jüngsten
Schriftstellergeneration. Gelesen wird direkt in der Wohngemeinschaft
auf dem Sofa, im Sessel oder am Küchentisch. Der erste Autor im neuen
Jahr ist Leander Steinkopf, der in seiner sprachlich virtuosen
Erzählung "Stadt der Feen und Wünsche" seinen Protagonisten mit
romantischem Pessimismus durch Berlin streifen lässt. Mit abgeklärtem
und dennoch zärtlichem Gespür für ihre Schwächen betrachtet er seine
Mitmenschen, ohne sich in Hybris zu verlieren, denn auch vor dem
eigenen Ich macht die Erkenntnis nicht Halt: "Die Menschen, die mich
mögen, verachte ich vor allem für die Gründe, aus denen sie mich
mögen. Für ihre Achtung vor dem, was ich an mir längst durchschaut
habe." Er läuft durch die Stadt, vorbei am durchoptimierten Leben in
Berlin Mitte bis an ihre Ränder, wo zwischen Spielkasinos und
Heroinkügelchen kleine grüne Rasenflecken die Überbleibsel einer
hoffnungsvolleren Vergangenheit bilden.

Leander Steinkopf, geboren 1985, studierte in Mannheim, Berlin und
Sarajevo. Er arbeitete als freier Journalist u.a. für die FAZ und die
FAS und lebt in München. Die Reihe wird programmiert von Friederike
Ehwald, Charline Medernach und Nina Wittmann.

zwischenmiete.literaturhaus-stuttgart.de,

www.facebook.com/ZwischenmieteStuttgart

Ort: Nobelstraße 13B, 70569 Stuttgart

Eintritt: Euro 5,- (inkl. Bier & Brezel)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018
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TREFF/1009: Stuttgart - zwischen/lese, Über 'Der Goldene Handschuh' von Heinz Strunk, 05.02.18


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Montag, 05.02.18, 19.00 Uhr

Über Der Goldene Handschuh von Heinz Strunk

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/lese = Lesestunde



Phantastisch düster, grell komisch und unendlich traurig: In seinem
2016 erschienen Roman erzählt Heinz Strunk die Geschichte von Fritz
Honka, einem Frauenmörder aus der untersten Unterschicht, der 1976 in
einem spektakulären Prozess schaurige Berühmtheit erlangte. Honka,
der selbst durch eine grausame Jugend voller Missbrauch und Gewalt
geistig und körperlich gezeichnet ist, suchte sich seine Opfer in der
Hamburger Absturzkneipe "Zum Goldenen Handschuh". Und damit ist man
mittendrin in der infernalischen Nachtwelt von Kiez, Kneipe, Schnaps
und Elend. Dabei achtet der Autor auf historische Genauigkeit, zeigt
Mitgefühl mit seinem ungeheuerlichen Protagonisten und lässt Arm und
Reich zwischen Alkohol, Sex und Verbrechen aufeinanderprallen.

Bei einem Bier diskutieren wir über Fritz Honka und andere
literarische Serienmörder.

Eintritt: Mitglieder frei / Gäste 3,- Euro

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018
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VORTRAG/791: Stuttgart - H. + G. Häntzschel (Hg.), Annette Kolb, Werke, 27.02.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Dienstag, 27.02.18, 20.00 Uhr

Annette Kolb: Werke

Günter Häntzschel, Hiltrud Häntzschel, Albert von Schirnding
Vortrag, Lesung,

Lesung: Barbara Auer



Das Werk der Schriftstellerin Annette Kolb (1870- 1967) ist
eigensinnig. Von den ersten Prosaskizzen 1899 bis zu den letzten
Einmischungen in zeitbezogene Debatten als 95-Jährige zeigt sich die
Autorin stets als kritische Beobachterin ihrer Zeit, als Pazifistin
und Gegnerin jeglichen Nationalismus. Vor allem hatte sie sich für
die Aussöhnung zwischen Deutschland und Frankreich eingesetzt. Zu
ihrem 50. Todestag liegt nun erstmals eine sorgfältig kommentierte
Ausgabe ihrer Werke vor, die ihre besondere literarische und
politische Rolle zeigt. Neben den drei Romanen "Das Exemplar" (1913),
"Daphne Herbst" (1928) und "Die Schaukel" (1934) versammelt die
Ausgabe zahlreiche Erzählungen, Essays und biographische Porträts.
Die Herausgeber Hiltrud und Günter Häntzschel stellen zusammen mit
dem Autor und Kritiker Albert von Schirnding die außergewöhnliche
Schriftstellerin und ihr Werk vor. Die Texte Annette Kolbs werden von
der renommierten Schauspielerin Barbara Auer gelesen.

"Annette Kolb: Werke" ist eine Edition der Deutschen Akademie für
Sprache und Dichtung und der Wüstenrot Stiftung, veröffentlicht im
Wallstein Verlag.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:
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AUSSICHTEN/8159: Und morgen, den 18. Januar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.01.2018 bis zum 19.01.2018 +++






[image: Jean-Luc 8159 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Ganz gemütlich in der Stube,

in dem Bett, in seinen Kissen,

schläft Jean-Luc, der Grünhautbube,

braucht vom Wetter nichts zu wissen.
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STANDPUNKT/048: Mund halten - Spaniens Kampf gegen die Meinungsfreiheit in der Demokratie (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 1. Januar 2018

Mund halten - Spaniens Kampf gegen die Meinungsfreiheit in der 
Demokratie

Von Krystyna Schreiber und Gunther Sosna [1] für Neue Debatte [2], 
15. Januar 2018



Die Demokratien in Europa stehen mit dem Rücken an der Wand.
Unter dem Deckmantel der Terrorismusbekämpfung werden
Meinungsfreiheit, Pressefreiheit und Grundrechte immer weiter
eingeschränkt. Spanien bewegt sich im Laufschritt zurück in die Zeiten
der Franco-Diktatur. Die Unterdrückung der öffentlichen Meinung
versteckt sich dabei hinter einem Rechtsverständnis, das bis zur
Groteske entstellt wurde.

"Ich glaube nicht, dass Spanien ein europäischer Rechtsstaat ist".
Dieses vernichtende Fazit zog die spanische Rechtsexpertin Araceli
Manges Martin schon 2015. Manges, Professorin für Öffentliches
Internationales Recht an der Universität Complutense in Madrid, klagte
in der konservativ ausgerichteten Zeitung El Mundo [3] über die
Entwicklung Spaniens vom Vorzeigekind Europas zu einem der
unzuverlässigsten Staaten der Europäischen Union - in dieser
zweifelhaften Spitzenposition nur überholt von Italien und
Griechenland.

Mangas erklärte, der Europäische Gerichtshof hätte zwischen 2010 und
2014 zwar zweiunddreißig Urteile wegen Nichterfüllung von EU-Normen
gegen Spanien gefällt, aber von der Umsetzung der Forderungen blieb
die junge Demokratie himmelweit entfernt.


Altlasten: Massengräber, Todesurteile und der Krieg im
Osten

Tatsächlich sticht Spanien nicht nur wegen seiner Verstöße gegen
EU-Normen bei Umweltschutz, Energieeffizienz oder Flüchtlingspolitik
hervor, sondern vor allem bei den auf dem Schild getragenen
europäischen Werten. In Spanien gibt man sich nicht nur streng
konservativ, sondern ist auf dem langen Marsch zurück zu den
Verhältnissen im Franco Faschismus.

Ganz oben auf der Liste der Verfehlungen steht die Strategie des
konservativ-bürgerlichen Lagers, eine Aufklärung von Verbrechen gegen
die Menschlichkeit, von Folter und Mord während der Franco-Diktatur
und in der Phase des Übergangs zur Demokratie, die erst 1975 nach dem
Tod des Diktators eingeleitet wurde, zu verhindern.

Denn obwohl Spanien nach Kambodscha das Land mit den meisten
Massengräbern [4] der Welt ist, bleibt die juristische Aufarbeitung
aus. 2014 wurde die sogenannte "Universal Jurisdiction" (Uj), das
Recht, Verbrechen gegen die Menschlichkeit außerhalb Spaniens
juristisch zu verfolgen, durch eine Reform zerstückelt [5].

Bereits unter dem Sozialisten José Luis Rodríguez Zapatero, von 2004
bis 2011 Ministerpräsident Spaniens, wurde das UJ langsam seiner
Wirksamkeit beraubt, um diplomatische Konflikte zu vermeiden, wie sie
Ende der 1990er bei der Strafverfolgung von Augusto Pinochet
auftraten. Damals hatte Untersuchungsrichter Baltasar Garzón [6] gegen
den früheren Diktator Chiles wegen Völkermord, Staatsterrorismus und
Folter ermittelt, weil auch spanische Staatsbürger unter den Opfern
der Militärdiktatur waren.

Sowohl Human Rights Watch (HRW) als auch die Vereinten Nationen (UNO)
hatten die Reform scharf kritisiert. In zwei Gutachten [7] wurde
empfohlen die Verbrechen der Franco-Ära vor Gericht zu bringen und vor
allem den "gewaltsamen Entführungen" juristisch nachzugehen. Passiert
ist nichts.

Mutmaßlichen Tätern wie zum Beispiel Ex-Minister Rodolfo Martín Villa
[8], der seit 2014 wegen des Verdachts des fünffachen Mordes von
Argentinien mit einem internationalen Haftbefehl gesucht wird, bleibt
die Auslieferung erspart. Villa soll verantwortlich sein für ein 1976
verübtes Massaker an streikenden Arbeitern im nordspanischen Victoria.
Die Nationalpolizei hatte auf die Menschen geschossen. Villa selbst
wurde 2017 für seine Verdienste um die Demokratie von König Felipe VI
ausgezeichnet [9].

Bis in die Gegenwart gab es keine Reparationen für die Opfer des
Franquismus und selbst Unrechtsurteile wurden nicht revidiert. Auch
das 1940 von einem Standgericht gegen den katalanischen Präsidenten
Lluis Companys verhängte Todesurteil hat weiterhin Bestand.

Companys, der zur Republikanischen Linken Kataloniens gehörte, war
nach dem Sieg der spanischen Nationalisten nach Frankreich geflohen.
Nach dessen Besetzung durch deutsche Truppen wurde er verhaftet und an
das franquistische Regime ausgeliefert. In Madrid wurde Companys
inhaftiert, gefoltert und nach einem Schnellverfahren in Barcelona an
die Wand gestellt.


Gedenken an ideologische Krieger

Im Gegensatz dazu wird jenen Anerkennung zuteil, die sich an der Seite
Hitler-Deutschlands am Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion
beteiligten. Das Andenken an die Blaue Division (División Azul) wird
in Ehren gehalten.

Der Verband aus Freiwilligen, vor allem Faschisten der spanischen
Falange, die im Kommunismus den ideologischen Feind ausmachten, wurde
zwischen Sommer 1941 bis Herbst 1943 an der Ostfront eingesetzt. Nach
der offiziellen Auflösung, eine Folge des außenpolitischen Drucks auf
Franco und der sich abzeichnenden Niederlagen der Achsenmächte,
blieben Angehörige der Division im Osten und kämpften als "Spanische
Legion" weiter. Im Verlauf des Krieges wurden die Spanier in die
Waffen-SS integriert. Die letzten Einheiten verteidigten im Frühjahr
1945 in völlig aussichtsloser Lage die Trümmer von Berlin gegen die
Rote Armee - und gegen den Kommunismus.

Das Verhältnis der ehemaligen Waffenbrüder blieb nach Kriegsende
ungetrübt, obwohl zahllose Nazi-Verbrecher, SS-Angehörige und
Schreibtischtäter über Spanien nach Südamerika flüchteten oder
unbehelligt unter dem Schutz Francos in der spanischen Sonne lebten.

Deutschland zeigte sich gegenüber den alten Frontkämpfern großzügig.
Im Rahmen der Kriegsopferversorgung wurden seit den 1960er-Jahren
Versorgungszahlungen an ehemalige Mitglieder der Blauen Division [10]
und deren Angehörige geleistet.


2017 war ein sehr schlechtes Jahr für die Meinungsfreiheit


Spätestens seit Juni 2015, als das von der aktuell regierenden
Volkspartei (Partido Popular) angestoßene "Gesetz zur Sicherheit der
Bürger", umgangssprachlich Knebelgesetz [11] (span. Ley Mordaza) [12]
genannt, im Rahmen einer tiefgreifenden Reform des Strafrechts zur
Verstärkung des Schutzes gegen islamistischen Terrorismus in Kraft
trat, mutiert Spanien mit besorgniserregender Geschwindigkeit zu einer
Nation, in dem Eingriffe in die Grundrechte zum Alltag gehören. Die
Meinungsfreiheit ist massiv bedroht.

In den oben erwähnten Berichten von HRW und UNO wurde bereits vor den
Folgen der Reform gewarnt:

"Government bills to modify the criminal code and create a new
 public security law, under examination in parliament at time of
 writing, raised concerns about interference with fair trial rights
 and the rights to peaceful assembly and freedom of expression."



"Regierungsgesetze zur Änderung des Strafgesetzbuchs und zur
 Schaffung eines neuen Gesetzes zur öffentlichen Sicherheit, das zum
 Zeitpunkt der Abfassung des Berichts im Parlament geprüft wurde,
 sind bedenklich hinsichtlich der Einmischung in die Rechte auf ein
 faires Verfahren und das Recht auf friedliche Versammlung und freie
 Meinungsäußerung."



Die Befürchtungen der international anerkannten Organisationen haben
sich bestätigt. Die Plattform für die Verteidigung der
Informationsfreiheit (Plataforma en Defensa de la Libertad de
Información; PDLI) bemerkt in ihrem Jahresbericht [13], 2017 sei ein
"sehr schlechtes Jahr für die Meinungsfreiheit" in Spanien gewesen.

Besonders schwerwiegend seien die Verurteilungen von Musikern und
Privatpersonen wegen mutmaßlichen Terrorismus, die sich lediglich auf
Verse oder Meinungsäußerungen in den sozialen Netzwerken stützen
würden.

So wurden unter anderem César Strawberry [14], Sänger der spanischen
Band "Def con Dos", die 21-jährige Twitterin Cassandra Vera [15], der
23-jährige Rapper Valtonyc [16] und die Gruppe "La Insurgencia" [17]
wegen ihrer Kurznachrichten zu Gefängnisstrafen verurteilt.

Die Präsidentin von PDLI, Virginia Perez Alonso, erklärte, dass
Spanien seit der Wiedereinführung der Demokratie kaum ein Jahr mit
einer so starken Unterdrückung der Meinungsfreiheit erlebt habe. Sie
warnte vor den "noch unvorhersehbaren Folgen" der Gerichtsurteile für
die Meinungsfreiheit.

Laut der linksgerichteten online Zeitung Publico.es [18] sei
insbesondere auf dem sozialen Netzwerk Twitter seit Einführung des
Knebelgesetzes die Strafverfolgung "sprungartig" angestiegen.


Mutmaßliche Hassdelikte und angebliche Rebellion

Auch der Konflikt in Katalonien hat zu einer beunruhigenden Zunahme
von Verfahren gegen Privatpersonen und politische Vertreter der
Unabhängigkeitsbewegung wegen mutmaßlicher Hassdelikte geführt, aber
auch wegen angeblicher Rebellion, selbst wenn gar keine Gewalt im
Spiel ist.

Internationale Akteure für Sicherheit im Netz kritisierten den
Eingriff des spanischen Staates in die Internetfreiheit während der
Vorbereitungen und der Durchführung des Katalonien-Referendums vom 1.
Oktober.

Die nach dem Referendum von der spanischen Zentralregierung und dem
Senat gegen die Autonome Gemeinschaft Katalonien unter Berufung auf
Artikel 155 der spanischen Verfassung [19] verhängten Zwangsmaßnahmen
wurden von zahlreichen spanischen Juristen wegen ihrer möglichen
Verfassungswidrigkeit kritisiert.

Die Einschränkung der Pressefreiheit ist ein weiteres Indiz für den
Kampf der rechtskonservativen Regierung um Ministerpräsident Mariano
Rajoy und seiner aus den Überresten des Franquismus hervorgegangenen
Partido Popular gegen demokratische Grundwerte.


Witze über Tyrannen, Majestäten und Faschisten strafbar

2017 erschütterte erstmals ein Tweet von Cassandra Vera die
Twitter-Community. Die junge Frau informierte ihre Follower darüber,
dass der Staatsanwalt zweieinhalb Jahre Gefängnis für sie gefordert
hatte, wegen eines von ihr auf Twitter verbreiteten Witzes über den
ermordeten Franquisten-Führer Luis Carrero Blanco.

Die baskische Untergrundorganisation ETA, die ihren bewaffneten Kampf
gegen den spanische Staat erst 2011 einstellte, hatte den engen
Vertrauten des Diktators 1973 in Madrid in die Luft gesprengt. Das
Gericht verurteilte Vera zu einem Jahr Haft und sieben Jahren
Berufsverbot. Ihre angestrebte Laufbahn als Lehrerin ist damit
beendet.

Carlos Sánchez Almeida, bei PDLI verantwortlich für rechtliche Fragen,
kritisierte das Urteil des Staatsgerichtshofs (span.: "Audiencia
Nacional"), weil Cassandras Witze auf Twitter in keiner Weise ein
Delikt [20] darstellen würden.

Der Sänger César Strawberry wurde zu einem Jahr Haft verurteilt - für
sechs Tweets. Die PDLI kritisierte dieses Urteil ebenfalls scharf und
erinnerte daran, dass der Schutz der Meinungsfreiheit gerade wichtig
sei, um kritische, nicht gesellschaftskonforme Meinungen zu schützen
[21], solange diese friedlich geäußert würden.

Strawberry hatte vor dem Staatsgericht erklärt, er habe "Kritik an der
Konsumgesellschaft geübt, stets mit Ironie und einer Brise Humor, aber
niemals zum Terrorismus aufgerufen". Trotzdem wurde er verurteilt.

Kurz nach dem Richterspruch gegen Strawberry wurde der Rapper Valtony
[22] verurteilt. Nach Aussagen des Musikers [23] habe ein
rechtsextremer Politiker eine Klage angestoßen, als dieser erfuhr,
dass Valtony ihn, den König und die aufgelöste Terroristengruppe ETA
in seinen Songs erwähnte. Die Solidaritätsbekundungen für Valtony
seitens bekannter linker Politiker wie Pablo Iglesias [24], dem
Vorsitzenden von Podemos, oder Ada Colau [25], der Bürgermeisterin von
Barcelona, halfen nicht. Der Rapper wurde zu dreieinhalb Jahren Haft
und 3000 Euro Bußgeld verurteilt.

Das Jahr endete schließlich mit einem Urteil des spanischen
Staatsgerichtshofs gegen die Hip-Hop-Gruppe "La Insurgencia". Die war
wegen ihrer systemkritischen Texte gegen die spanische Monarchie und
die Regierung ins Visier der Justiz geraten. Zwölf Mitglieder der
Gruppe müssen für zwei Jahre und einen Monat hinter Gitter, sollte
ihrem Einspruch vor dem Obersten Gerichtshof (Tribunal Supremo) nicht
stattgegeben werden. Außerdem wurden sie mit acht Jahren Berufsverbot
belegt und einer Geldstrafe von 4800 Euro.

Es blieb allerdings Staatsanwalt José Perals Calleja vorbehalten, den
Rechtsstaat Spanien in die Groteske zu führen. Im Dorf Altsasu [26]
war es in einer Bar zwischen zwei Angehörigen der paramilitärischen
Polizeieinheit Guardia Civil, die sich privat in dem Lokal aufhielten,
und einer Gruppe junger Leute zu einem Streit und zur Prügelei
gekommen. Die Polizisten erlitten Prellungen, einer brach sich den
großen Zeh [27]. Der Fall landete vor Gericht. Calleja forderte wegen
mutmaßlicher Terrorismusverbrechen insgesamt 375 Jahre Gefängnis für
rund ein Dutzend junge Basken und Baskinnen - die beiden Polizisten
waren Zeugen.

Publico.es schrieb im Zusammenhang mit dem Verfahren, dass die Justiz
offenbar die Theorie verfolge, alles im Baskenland sei identisch mit
der ETA und müsse so auch bestraft werden. Das Verfahren ist noch
nicht abgeschlossen. Drei der Angeklagten sitzen seit über einem Jahr
in Untersuchungshaft. Die Dorfbewohner demonstrieren regelmäßig gegen
den Irrsinn im Namen des Rechts.


Prozessrekord am Staatsgerichtshof

Der Staatsgerichtshof (Audiencia Nacional), Erbe des franquistischen
"Gerichtshof für Öffentliche Ordnung" (Tribunal de Orden Publico),
nahm in der Vergangenheit eine entscheidende Rolle bei der Verfolgung
von Verbrechen der ETA ein.

Die Audiencia Nacional befasst sich zwar weiterhin mit besonders
schwerwiegenden Verbrechen wie Terrorismus, organisierte Kriminalität
und Drogendelikten, ist aber wegen der Strafrechtsreform 2015 nun auch
zuständige Instanz für Delikte wie die Verherrlichung des Terrorismus.

Die PDLI informierte die Öffentlichkeit im März 2017 über
"Reihenverurteilungen". Binnen einer Woche hätten gleich sieben
Verfahren [28] stattgefunden wegen mutmaßlicher Verherrlichung des
Terrorismus in den sozialen Netzen. Die Richter am Staatsgerichtshof
verhängten jeweils ein bis zwei Jahre Haft und Berufsverbote von bis
zu acht Jahren. Die Strafen kamen nach Deals mit den Verteidigern
zustande.

Nicht jeder lässt sich vom Staat in die Knie zwingen. Arkaitz Terrón,
selbst Anwalt, lehnte eine Vereinbarung ab. Er erklärte, man habe ihn
denunziert und verklagt wegen Tweets, die vier Jahre alt seien und in
denen er den letzten unter Franco Hingerichteten gedachte - auf einem
Twitter-Konto mit 220 Followern.

Laut PDLI habe der Staatsgerichtshof seit Januar 2016 insgesamt
dreißig Personen wegen Meinungsäußerungen in den sozialen Netzwerken
verurteilt. Seit dem Waffenstillstand mit der ETA und dem
Regierungsantritt der Partido Popular 2011 hätte sich die Zahl der
Verfahren wegen mutmaßlicher Verherrlichung des Terrorismus
verfünffacht.

Die PDLI kritisiert zudem die sogenannten "Operationen Spinne". Dabei
werden die sozialen Netze zufällig gescannt und die massenhaft
gesammelten Daten für Anklagen verwendet. Dieses Vorgehen sei absolut
irregulär und in einer Demokratie völlig unakzeptabel.


Angriff auf Pressefreiheit und Satire

Auch Journalisten wurden aufgrund des Knebelgesetzes mit Bußgeldern
belegt. Der Journalist Mikel Sáenz de Buruaga, ein Baske, wurde von
der baskischen Polizei, der Ertzaina, angezeigt, weil er einen
Polizeieinsatz mit dem Handy gefilmt hatte.

Der galizische Journalistenverein prangerte Drohungen der
Sicherheitskräfte gegen Journalisten an, die über eine Zwangsräumung
eines Sozialzentrums berichteten. Ein Journalist in Sevilla erhielt
einen Verweis, weil er von einem Protest gegen den Bus der
Anti-Transsexualität-Kampagne "Hazte oír" [29] berichtete.

Der Direktor der Satirezeitung "El Jueves" [30] stand im November 2017
wegen "Verunglimpfung der staatlichen Sicherheitskräfte" vor Gericht.
Polizeigewerkschaften hatten Klage eingereicht, weil das Blatt einen
Witz [31] über die in Katalonien stationierten Polizisten
veröffentlichte, in dem ein angeblicher Kokainkonsum insinuiert wurde.

Auch die Zeitung Publico.es hat den zunehmenden Druck der Polizei
beklagt, vor allem wegen der Behinderung ihrer Recherchen zu den
parallelen Staatsstrukturen im Land: Der "Tiefe Staat" [32], der "Deep
State" wird von Journalisten im Zusammenhang mit der sogenannten
"Operation Katalonien", die der Inszenierung von Schmierkampagnen
gegen katalanische Pro-Unabhängigkeits-Politiker diente, untersucht.

In ihrem Jahresbericht erwähnt die PDLI außerdem die Inhaftierungen
des schwedisch-türkischen Journalisten Hamza Yalçin und des
deutsch-türkischen Journalisten Dogan Akhanli. Die Türkei, unter der
Regierung Erdogan in diktatorische Verhältnisse abgeglitten, hatte
gegen die Journalisten internationale Haftbefehle erlassen, die aber
kein EU-Land umsetzte - außer Spanien. Akhanli und Yalçin wurden
verhaftet. Nach diplomatischen und öffentlichen Druck wurden die
Journalisten aber nicht an die Türkei überstellt.


Änderung des Knebelgesetzes "unzureichend"

Um die Fortsetzung der journalistischen Tätigkeit in Spanien zu
garantieren, forderte die PDLI eine Stellungnahme der Parteien im
Parlament. Die Oppositionsparteien der Sozialisten und Basken schlugen
eine Gesetzesänderung vor. Allerdings bezeichnet die PDLI die
geplanten Änderungen als "unzureichend", da sie das Knebelgesetz als
"unnötiges juristisches Werkzeug" verstehen. Zudem würden zahlreiche
Lücken im Gesetz erhalten bleiben wie beispielsweise die Einschränkung
des Rechts auf Protest und auf Versammlung.

Die PDLI weist darauf hin, dass der Großteil der Verstöße gegen die
Informationsfreiheit mit angeblichem "Ungehorsam" oder "fehlendem
Respekt gegenüber den staatlichen Autoritäten" camoufliert werde,
Anklagepunkte, die bei der Reform erhalten blieben.

Ebenso könnten weiterhin Organisatoren einer Demonstration
strafverfolgt werden. Hier kritisiert die Plattform den schwammigen
Wortlaut: " (...) jene, die mittels Veröffentlichung oder
Deklarationen (...) als Dirigenten dieser Demonstrationen gesehen
werden können", was in der Praxis bedeuten kann, dass ein Retweet oder
ein Tweet bis zu 600.000 Euro Bußgeld kosten könnte.

Für den spanischen Staat entwickelt sich die Entdemokratisierung so zu
einem lukrativen Nebengeschäft. Wie aus der Bilanz des
Innenministeriums [33] zu entnehmen ist, haben sich die Anzeigen wegen
"fehlenden Respekts und Rücksichtnahme" gegenüber den staatlichen
Sicherheitskräften seit dem Jahr 2016 verdreifacht. Rund 19.500
Verstöße spülten Bußgelder von über drei Millionen Euro in die
Staatskasse.

Auch die Zahl der registrierten Verstöße wie "Ungehorsam oder
Widerstand gegenüber der Autorität", "Verweigerung der
Identifizierung" oder "Angabe von falschen Personendaten"
verdreifachten sich seit der Strafrechtsreform. Die Zahl der Verstöße
wuchs auf astronomisch wirkende 285.919 an und brachte dem Staat
Bußgelder von mehr als 131 Millionen Euro ein.

Wie der Sender Cadena SER [34] berichtete ist 2017 das Jahr mit den
wenigsten Gesetzesverabschiedungen seit Einführung der Demokratie
gewesen. Ganze 13 Gesetze seien verabschiedet worden. Dem stehen 45
Gesetzesinitiativen der Opposition gegenüber, die allesamt von der
Regierung "aufgrund von Kostengründen" abgelehnt wurden. Eine derartig
konstante Ablehnung von Gesetzesvorschlägen hat es laut SER [35] in
der spanischen Demokratie auch noch nie gegeben.

In die Gegenrichtung fährt der Zug schneller. Ende Dezember
präsentierte die Partido Popular einen weiteren umstrittenen
Gesetzesentwurf [36] - die Anonymität im Netz soll aufgehoben werden,
um die Sicherheit und Würde im Netz zu garantieren.

Die von Human Rights Watch und inzwischen auch vom spanischen
Staatsgerichtshof geforderte Wiedereinführung der "Universal
Jurisdiction" sowie die von der Opposition geforderte Reform des
"Gesetzes zur Sicherheit der Bürger" (Knebelgesetz) verstauben dagegen
seit Frühjahr 2017 in den Schubladen.


Zensur, Kontrolle und der Katalonienkonflikt

Die "Plattform für den Schutz der Informationsfreiheit", der Spanische
Verein für Zeitungsverlage (AEEPP), der Bund der
Journalistengewerkschaften (FeSP), der Verein für
Investigationsjournalismus sowie zahlreiche alternative Zeitungen wie
Publico.es, Xataka oder Maldito Bulo unterzeichneten ein Manifest zur
"Verteidigung der Informationsfreiheit" und gegen die wiederkehrenden
Versuche der politischen Kontrolle der journalistischen Informationen
unter dem Vorwand der Bedrohung durch angebliche "fake news".

Die Angestellten des öffentlich-rechtlichen spanischen Fernsehsenders
TVE in Katalonien veröffentlichten ebenfalls ein Manifest gegen die
Zensur der Berichterstattung während des 1.-Oktober-Referendums.
Außerdem beschwerten sich die Redakteure des Senders über eine
kontinuierliche Präsenz von Geheimpolizisten [37] im Gebäude. Die
Direktion wiegelte ab. Die Anwesenheit der geheimen Staatsgewalt wurde
als "notwendiger Schutz vor radikalen Gruppen" gerechtfertigt.

Der Eingriff in öffentlich-rechtliche Medien, um deren "Kontrolle" zu
ermöglichen, stand auch im Vordergrund der Wahlkampagne in Katalonien.
Dort warfen die rechtsliberale Partei Ciutadans und der katalanische
Ableger des Partido Popular dem öffentlich-rechtlichen Fernsehsender
TV3 Indoktrinierung vor.

Der Kandidat der katalanischen Partido Popular, Xavier García Albiol,
schlug eine vorläufige Schließung von TV3 vor, um den Sender
anschließend mit "normalen Menschen, die plural sind" [38] neu zu
besetzen.

Wirtschaftlich steht TV3 nun auch unter Druck. Vor wenigen Tagen
warnte der Direktor von TV3, Vincent Sanchis, in einem Radiointerview
[39], dass der Sender Gefahr laufe, bankrott zu gehen, weil das
spanische Finanzministerium aufgrund einer Gesetzesänderung [40]
nachträglich 167 Millionen Euro Umsatzsteuer [41] einfordere.

Die PDLI beobachtet die Entwicklung in Katalonien mit großer Sorge.
Die Organisation hatte ein spezifisches Beobachterkabinett
eingerichtet, um mögliche Verstöße gegen die Meinungsfreiheit in der
Region zu verfolgen. Im Jahresbericht werden unter anderem das Verbot
von Diskussionsveranstaltungen zum Recht auf Entscheidung, die
Schließung von Webseiten, Aggressionen gegen Journalisten und die
Polizeigewalt gegen die Wähler während des Referendums genannt.
Außerdem hob die Plattform die Inhaftierung der Vorsitzenden der
Bürgerbewegungen [42] ANC (Jordi Sánchez) und Omnium Cultural (Jordi
Cuixart) wegen mutmaßlichen Aufstands als besonders
besorgniserregenden Eingriff in die Grundrechte hervor.


Cyber-Attacken und Hassdelikt als Interpretation

Im Zusammenhang mit dem von den spanischen Autoritäten als illegal
erklärten Referendum in Katalonien machten internationale Beobachter
auf weitere schwere Verstöße gegen Grundrechte aufmerksam. Die
Freiheit im Internet ist gefährdet.

Das Open Observatory of Network Interference (OONI) informiert in
einem Bericht [43] über mindestens 25 gehackte [44] Webseiten die
Informationen über das Referendum enthielten, darunter institutionelle
Seiten. Die Electronic Frontier Foundation [45] kritisierte die
Stilllegung von 140 Domains und die systematische Scannung der Domains
mit der Landeskennung .cat (Anm.: ".cat" steht für "Catalunya").

Ein Student, der sich den Scherz erlaubte, die offizielle
Informationsseite zum Referendum nach deren Schließung durch die
Guardia Civil unter der Domain "Marianorajoy.cat" wieder online zu
stellen, musste inzwischen wegen "eines Deliktes des Ungehorsams" [46]
vor Gericht aussagen.

Der Begriff "Hassdelikt" entwickelt seit Ende 2017 eine besondere
Popularität in den spanischen Medien. Berichte über den
Katalonienkonflikt tragen Titel wie "CUP-Stadträte festgenommen wegen
Hassdelikt gegen die staatlichen Polizeikräfte" oder "Staatsanwalt
untersucht mögliche Hassdelikte gegen Unabhängigkeitsgegner" und
gehören seit dem Oktoberreferendum zum regelmäßigen Leserkonsum. Oder
die Headline "Mehrere Schullehrer vorgeladen wegen mutmaßlichen
Hassdeliktes" - die Pädagogen hatten mit ihren Schülern im Unterricht
die Polizeigewalt vom 1. Oktober besprochen und eine Schweigeminute
abgehalten für "Frieden und Gewaltfreiheit".

Publico.es warnt vor der sehr "freien Interpretation" des
Hassdeliktes, die das spanische Innenministerium auf seiner
offiziellen Webseite [47] anbietet. Tatsächlich scheint insbesondere
der spanische Innenminister und ehemalige Richter Juan Ignacio Zoido
zur Häufung dieser mutmaßlichen "Hassdelikte" beizutragen.

Nur wenige Tage nach dem katalanischen Referendum informierte die
spanische Nachrichtenagentur EFE [48], dass der Innenminister ein
Juristenkabinett exklusiv für die Verfolgung von Hassdelikten, die
sich gegen die staatlichen Ordnungshüter, von denen Tausende in
Katalonien stationiert waren, richten, geschaffen hat. In seinen
Erklärungen gegenüber der Presse verwies Zoido auf die "zahlreichen
Hassdelikte" gegen die Polizei, die man dieser Tage "in Katalonien
erlebe". Der Innenminister erklärte gegenüber EFE:

"Wir werden diese Hassdelikte verfolgen und juristisch ahnden, damit
die Schuldigen das ganze Gewicht des Gesetzes zu spüren bekommen, so
wie es in freien und demokratischen Ländern geschieht, wo die
Gewaltentrennung und der Rechtsstaat Grundlage sind".


Spanien als Vorbote des Zerfalls der Demokratien?

Der Jurist José Antonio Martín Pallín, emeritierter Magistrat des
Strafgerichts am Obersten Gerichtshof von Spanien, Mitglied von
Amnesty International und Träger des nationalen Menschenrechtspreises
2006, erklärte in einem Interview in El Mundo [49], dass seiner
Meinung nach die in Katalonien getroffenen Zwangsmaßnahmen jeglicher
rechtlicher Basis entbehren.

Die inhaftierten Politiker und Aktivisten müssten auf freien Fuß
gesetzt werden. Er lud "alle politischen Beobachter" ein nach einer
ähnlichen Situation wie in Katalonien in einem der EU-Länder, die zum
"harten Kern" gehören, zu suchen.

Trotz scharfer Kritik an den Unabhängigkeitspolitikern verwies er
darauf, dass eine politische Lösung der einzige Weg sei. Eine
Verhinderung des Amtsantritts von Carles Puigdemont [50] als neuer
Regionalpräsident Kataloniens durch die spanische Justiz wäre "mit dem
Rechtsstaat, der Gewaltenteilung und der spanischen Verfassung
unvereinbar".

Noch immer besteht ein nationaler Haftbefehl gegen Puigdemont - und am
Mittwoch konstituiert sich die neue katalanische Regionalregierung.
Bei den Neuwahlen hatten die Parteien der Unabhängigkeitsbefürworter
eine knappe absolute Mehrheit bekommen. Das Puigdemont wieder
Ministerpräsident wird, scheint sicher. Würde der aber bei einer
Rückkehr aus dem belgischen Exil nach Katalonien verhaftet oder sein
Amtsantritt auf andere Art und Weise mit den Mittel des Rechtsstaats
verhindert, ist die Demokratie tot.

Es wird sich in den kommenden Tagen zeigen, ob Spanien den schmalen
Grad zu diktatorischen Verhältnissen bereits so weiträumig
überschritten hat, dass es kein Zurück mehr gibt oder auf den letzten
Drücker die Chance ergreift, um vielleicht doch noch zu einer Referenz
des demokratischen Fortschritts in Europa zu werden.
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[25] https://neue-debatte.com/2017/10/04/katalonien-konflikt-ada-colau-versucht-die-demokratie-zu-retten/

[26] http://www.publico.es/actualidad/fiscalia-pide-50-anos-prision-siete-ocho-detenidos-agresion-altsasu.html

[27] http://www.publico.es/sociedad/ano-altsasu-caso-llevo-eta-limites-increibles.html

[28] http://www.publico.es/politica/record-audiencia-nacional-siete-juicios.html

[29] https://elpais.com/ccaa/2017/06/06/madrid/1496747297_464939.html

[30] http://www.eljueves.es/

[31] http://www.publico.es/espana/juez-imputa-director-jueves-publicacion-policia-nacional.html

[32] https://neue-debatte.com/2017/09/15/die-wahrheit-ueber-die-demokratie/ 

[33] http://www.interior.gob.es/web/archivos-y-documentacion/actuaciones-en-materia-de-proteccion-de-la-seguridad-ciudadana

[34] http://cadenaser.com/ser/2017/12/31/politica/1514740473_753549.html

[35] http://cadenaser.com/ser/2017/12/31/politica/1514740473_753549.html

[36] http://www.efefuturo.com/noticia/criticas-propuesta-del-pp-anonimato-internet/

[37] http://www.eldiario.es/catalunya/politica/MINUTO-Diada_13_685361458_14464.html

[38] http://www.lavanguardia.com/politica/elecciones/20171125/433183862273/albiol-propone-cerrar-tv3.html

[39] http://www.rac1.cat/programes/versio/20171228/433926656652/tv3-televisio-vicent-sanchis-iva-hisenda.html

[40] https://neue-debatte.com/2018/01/09/spaniens-absurde-steuerschraube-in-katalonien/

[41] http://www.elperiodico.cat/ca/oci-i-cultura/20171125/hisenda-iva-subvencions-sector-cultural-6449921

[42] https://neue-debatte.com/2017/10/17/untersuchungshaft-fuer-wichtigste-separatistenfuehrer-heizt-katalonien-konflikt-an/

[43] https://ooni.torproject.org/post/internet-censorship-catalonia-independence-referendum/

[44] https://ooni.torproject.org/post/internet-censorship-catalonia-independence-referendum/

[45] https://edri.org/no-justification-for-internet-censorship-during-catalan-referendum/

[46] http://www.lavanguardia.com/politica/20170924/431543807454/creador-de-la-web-del-1-o-marianorajoycat-citado-declarar-por-desobediencia.html

[47] http://www.interior.gob.es/documents/642012/3479677/triptico_delitos_odio_ingl%C3%A9s.pdf/99644d9f-daa8-4b9c-a48d-59e38c6b066f

[48] https://www.efe.com/efe/espana/politica/interior-crea-un-gabinete-para-las-denuncias-de-agentes-por-delitos-odio/10002-3402173

[49] http://www.elmundo.es/opinion/2017/12/30/5a4698d3ca474182728b45e9.html

[50] https://neue-debatte.com/2017/12/22/katalonien-ein-neuer-weg-fuer-spanien-oder-gefangen-in-der-systemdiktatur/


Der Artikel "Mund halten - Spaniens Kampf gegen die 
Meinungsfreiheit in der Demokratie" wurde erstveröffentlicht im 
Meinungsmagazin Neue Debatte:

direkter Link:

https://neue-debatte.com/2018/01/14/mund-halten-spaniens-kampf-gegen-die-meinungsfreiheit-in-der-demokratie/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AGRAR/1692: "Umsetzungsmodell" muss GAP einfacher und praktikabler machen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

"Umsetzungsmodell" muss GAP einfacher und praktikabler machen

DBV-Fachforum zur Gemeinsamen EU-Agrarpolitik nach 2020



"Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) ist ein wichtiges Kernstück eines
vereinten Europa. Sie leistet einen beachtlichen Mehrwert für über 500
Millionen europäische Verbraucher, aber auch für 40 Millionen Menschen
in der EU, die in 11 Millionen landwirtschaftlichen Betrieben und in
den vor- und nachgelagerten Bereichen für die Erzeugung sicherer und
qualitativ hochwertiger Lebensmittel sorgen. Darüber hinaus liefert
die GAP einen soliden Rahmen für einen nachhaltigen Umgang mit
Ressourcen. Diese Leistungsfähigkeit, eine flächendeckende
Landwirtschaft und vitale ländliche Gebiete müssen mit einem
mindestens gleichbleibenden Agrarbudget gesichert werden." Das betonte
der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV) und des Europäischen
Bauernverbandes (COPA), Joachim Rukwied, auf dem DBV-Fachforum "GAP
nach 2020 mit neuem "Umsetzungsmodell" - Schwung für eine nachhaltige
und wettbewerbsfähige Landwirtschaft?", das im Vorfeld der
Internationalen Grünen Woche in Berlin stattfand. "Wir unterstützen
den Ansatz von EU-Haushaltskommissar Oettinger, diese und neue
Aufgaben der EU durch eine Aufstockung des Mehrjährigen Finanzrahmens
(MFR) zu finanzieren. Hier sind nun die EU-Mitgliedstaaten gefordert",
so Rukwied weiter.

Mehr als 130 Teilnehmer diskutierten mögliche Wege hin zu einer
zukunftsfähigen und starken sowie für die Landwirte einfachen und
verlässlichen EU-Agrarpolitik mit nationalen und europäischen
Vertretern aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung. Schwerpunkt des
Forums war die Diskussion der aus Sicht der Landwirtschaft
aufgetretenen Fragen aus dem von der EU-Kommission vorgestellten
"neuen Umsetzungsmodell" der GAP. "Die deutschen Landwirte erwarten
vom "Umsetzungsmodell" auch, dass die Antragsbürokratie für sämtliche
Programme zur EU-Agrarförderung einfacher, übersichtlicher und
"smarter" wird. Zugleich hofft der Berufsstand, dass die Agrarumwelt-
und Klimamaßnahmen zukünftig praktikabler und effizienter werden. Dazu
muss für die Landwirte klar erkennbar sein, wer in einer Verzahnung
von EU, Bund und Ländern am Ende was regelt und wer für welche Ziele
und Maßnahmenbereiche zuständig ist", so DBV- und COPA-Präsident
Rukwied in seinem Impulsvortrag zur Ausrichtung der GAP nach 2020.

Der Bauernpräsident betonte, dass "eine flächendeckende Landwirtschaft
in unternehmerischer Eigenverantwortung, gleichermaßen ausgerichtet
auf ökonomische, ökologische und soziale Ziele, auch künftig das
Kernstück der EU-Agrarpolitik bleiben muss." Das Fachforum betonte
insbesondere die Bedeutung einer starken und durch die EU
vollfinanzierten 1. Säule als wichtigstes Absicherungsinstrument für
eine nachhaltige und wettbewerbsfähige Landwirtschaft. Ein
"Umsetzungsmodell" oder "Strategische Pläne" der EU-Mitgliedstaaten
und die damit verbundenen erweiterten nationalen Spielräume dürften
das Prinzip einer gemeinschaftlichen 1. Säule nicht in Frage stellen.
Neue Wettbewerbsverzerrungen durch eine Renationalisierung der
EU-Agrarpolitik müssten unbedingt vermieden werden, so ein wichtiges
Fazit des Forums. Einig waren sich Forumsteilnehmer zudem darin, dass
eine erfolgreiche und zukunftsfähige GAP nach 2020 auch die Position
der Landwirte in der Vermarktungskette weiter stärken müsse.
Schließlich sollte auch das Ziel der Vereinfachung,
Entbürokratisierung und Modernisierung der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik
nicht auf der Strecke bleiben, so ein weiteres Resümee des
DBV-Fachforums.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431
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WÄHRUNG/168: Internet-Bargeld ist kein Verbrechen (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 16. Januar 2018

PIRATEN: Internet-Bargeld ist kein Verbrechen!



Während Südkorea schon ein Bitcoin-Totalverbot diskutiert, will die EU
unter dem Deckmantel der "Geldwäschebekämpfung" die Anonymität von
Internet-Währungen wie Bitcoin abschaffen. Wer Bitcoins kaufen oder
verkaufen will, soll sich künftig identifizieren müssen.

Patrick Breyer, Datenschutzexperte der Piratenpartei, kritisiert die
Pläne:"Internetnutzer haben ein Recht darauf, bezahlen und spenden zu
können, ohne dass ihr Zahlungsverhalten anlasslos und personenbezogen
aufgezeichnet wird. Wenn Zahlungen beispielsweise auf die eigene Religion
oder Weltanschauung, eine Behinderung, das Sexualleben oder auf die
politische Meinung hinweisen, besteht ein legitimes Interesse an
Anonymität."

Man kann vermuten, dass das vorgegebene Ziel der Bekämpfung von Geldwäsche
nur vorgeschoben ist und in Wahrheit die Privatsphäre im elektronischen
Bezahlverkehr insgesamt und völlig grundlos abgeschafft werden soll.[1] So
weisen virtuelle Währungen nach einer Untersuchung des britischen
Finanzministeriums ein vergleichsweise geringes Geldwäscherisiko auf.[2]

Breyer weiter: "Die bloße Möglichkeit, dass anonyme Bezahlung zu strafbaren
Zwecken missbraucht werden kann, darf nicht zu ihrer Abschaffung führen -
auch nicht im Netz. Die technologiefeindlichen EU-Pläne stellen ein
Hindernis für die Informationsgesellschaft dar und stellen Internetnutzer
unter Generalverdacht. Wenn die EU glaubt, virtuelle Währungen im
Alleingang regulieren zu können, hat sie das weltweite Internet nicht
verstanden."


Quellen:

[1] Rechtsgutachten von Peter Schaar: 

www.prepaidverband.de/wp-content/uploads/2016/09/Gutachten_Schaar_GW-RL.pdf

[2] Bericht des britischen Finanzministeriums

www.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/468210/UK_NRA_October_2015_final_web.pdf

 * 
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Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin
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AUFBAU/516: Die Welt - ein Scherbenhaufen?


aufbau Nr. 91, Januar/Februar 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Die Welt - ein Scherbenhaufen?



WELTWIRTSCHAFTSFORUM Das diesjährige Davoser Treffen vom 23.-26.
Januar steht unter dem Motto "Strengthening cooperation in a fractured
world". Wir analysieren zwei Schlagworte, die im Zentrum
ihrerWeltsicht stehen: "Inclusive Growth" und "Industrie 4.0"


(gpw) Wie immer scheut sich die Führung des WEF nicht,
Aspekte der aktuellen Situation relativ klar beim Namen zu nennen:
"Geostrategische Risse mit weitreichenden politischen,
wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen, sind an mehreren Fronten
entstanden." Politisch äussere sich das in konkurrierenden
strategischen Sichtweisen, bedingt durch nationale, regionale und
globale Spaltungserscheinungen. Ökonomisch konkurrieren sich
Strategien zur Aufrechterhaltung der Globalisierung und Verminderung
ihrer negativen Effekte, doch sind die resultierenden Vorschläge
Stückwerk, voller Vorurteile und uninformiert, wenn es um nachhaltige
Entwicklung, um Wachstum, das die Menschen einbindet, und um die
vierte industrielle Revolution geht. Sozial werde der soziale Vertrag
zwischen den Staaten und ihren BürgerInnen weiter untergraben. Schwab
spricht von "unserer kollektiven Unfähigkeit, ein Wachstum zu sichern,
das Arbeitskräfte einbindet (inclusive growth) und unsere knappen
Ressourcen bewahrt. Dies setzt mehrere globale Systeme gleichzeitig
Risiken aus." Das Wort "fractured" in der Parole heisst eigentlich
"zerbrochen". Die Welt, ein Scherbenhaufen?


Schlagwort "Inclusive Growth"

Welchen Kleister hat das WEF, um die Scherben zusammenzukleben? Ihr
Allheilmittel ist bekanntlich das Wirtschaftswachstum, das meist als
Bruttoinlandprodukt (BIP) ausgedrückt wird. In der chronischen Krise
ist das "ungenügend", was kontinuierliche Restrukturierungen erzwingt.
Diese schliessen immer mehr ArbeiterInnen aus der Produktion aus. Wie
das in den letzten 20 Jahren konkret aussah, illustriert eine Grafik
aus der NZZ vom 10.11.2017:

Auffallend ist, dass vor allem Berufe mit mittlerem
Qualifikationsniveau wegrationalisiert wurden. Dagegen bleibt die
Beschäftigungsrate bei der einfachen Arbeit etwa konstant. Darunter
fallen viele Jobs z.B. auf dem Bau, die nicht einfach von Maschinen
erledigt werden können. In der Schweiz, die im letzten WEF-Rating der
globalen Konkurrenzfähigkeit an oberster Stelle steht, wurden ungefähr
gleich viele hochqualifizierte Stellen, vorwiegend in Forschung und
Entwicklung von "Maschinerie" geschaffen. Im Durchschnitt der
Metropolenländer sinkt dieser Anteil aber um mehr als die Hälfte. Die
Schere zwischen diesen und einfachen Jobs tut sich also auf.

Wie es in den Ländern des Trikont aussieht, vermittelt ein Bericht des
International Fund for Agricultural Development (IFAD) aus dem Jahr
2016. Der Bericht integriert erstmals die landwirtschaftliche
Entwicklung in jedem Land in die entsprechende allgemeine
Wirtschaftsentwicklung. Das Kapitel zu Afrika lässt folgendes Fazit
zu: Eine nachholende Industrialisierung, die in nennenswertem Umfang
Arbeitsplätze schaffen würde, ist dort wegen der hohen Produktivkraft
der weltweiten Konkurrenz nicht mehr möglich. In den kommenden 20
Jahren werden aber eine halbe Milliarde junger Erwachsener auf den
kärglichen Arbeitsmarkt drängen. "Inclusive growth" würde ein Wachstum
bedeuten, das diese Arbeitssuchenden integrieren könnte, was absolut
utopisch ist.


Schlagwort "Industrie 4.0"

Viele Jobs, die vor allem in der Vermittlung von Informationen
bestanden, wurden längst durch die Digitalisierung überflüssig. Diese
hat eine moderne Form zusätzlicher Ausbeutung geschaffen: Viele
ProletInnen beantworten auch in ihrer Freizeit Mails auf ihrem Handy
oder nehmen noch schnell einen Anruf entgegen. Damit verlängert sich
automatisch der Arbeitstag und damit auch der Mehrwert der ausgepresst
wird. Dieses Phänomen ist im Alltag weit verbreitet, während die sehr
schlecht bezahlte Heimarbeit am Computer eher eine Randerscheinung der
Digitalisierung ist.

Nur, das alles ist noch nicht Industrie 4.0. Diese ist ein von der
deutschen Regierung und Anhängseln ausgerufenes Programm, das eine
Richtung der Entwicklung der produzierenden Industrie aufzeigen soll.
"Smart Factory" heisst ein eingängiges Schlagwort, von dem eine hohe
Wertschöpfung erwartet wird. Es zielt auf eine möglichst hohe
Autonomisierung der Produktion in Fabriken ab. Jedoch sind sich auch
die Autoren und Vordenker dieses Programms ihrer Grenzen bewusst:
"Vollständige Autonomie dezentraler, sich selbst steuernder Objekte
gibt es aber auf absehbare Zeit nicht."


Bezug zum Imperialismus

Industrie 4.0 ist ein Versuch, die produzierende Industrie in
Deutschland zu stärken, aber gleichzeitig auch eine Kampfansage an die
andern Kapitalfraktionen und an das Proletariat. Denn konstant ist die
Rede von flexibleren Arbeitszeiten und Arbeitsplätzen.

Es gibt in Japan und China ähnliche Programme, sowie in den USA die
Initiative Industrial Internet Consortium (IIC). Letztlich bedeutet
dies, dass noch mehr Arbeit mit mittlerem Anforderungsniveau verloren
geht und die Schere zwischen der einfachen und der komplizierten
Arbeit sich weiter öffnen wird.

Es wird mehr sehr einfache Arbeiten geben, um automatisierte Systeme
am Leben zu erhalten, und mehr komplizierte, um diese zu entwickeln.
Während die komplizierte Arbeit meist in Metropolen ausgeführt wird,
wo auf die Bildungsinstitute zurück gegriffen werden kann, um die
entsprechend ausgebildeteten Arbeitskräfte zu finden oder die
Entwicklung teilweise auszulagern, wird die einfache Arbeit oft in
Länder ausgelagert, in denen das Bildungsniveau, hauptsächlich aber
das Lohnniveau niedrig ist und die Gesetzgebung zu Arbeitszeit,
Vorsorge etc. lasch ist. Der Kapitalexport wird zunehmen und damit der
Druck auf das Proletariat in den Metropolen, noch billiger zu
arbeiten.

 * 
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GEGENWIND/745: Energie - Übergabe von zwei Volksinitiativen im Landtag


Gegenwind Nr. 352 - Januar 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Energie

Übergabe von zwei Volksinitiativen im Landtag

von Klaus Peters



Zwei Organisationen, in denen sich Betroffene und Kritiker der
Energiewendepolitik in Schleswig-Holstein zusammengefunden haben, der
Verein Gegenwind-SH und das Bürgerinitiativennetzwerk Dithmarschen
(BIND), hatten sich Ende des letzten Jahres entschlossen, zwei
Volksinitiativen auf den Weg zu bringen. Es geht um die
Volksinitiativen (VI) "Für die Durchsetzung des Bürgerwillens bei der
Regionalplanung Wind" und "Für größere Abstände zwischen
Windkraftanlagen und Wohnbebauung". Die Aktivitäten der
Schleswig-Holsteiner werden von der Bundesinitiative Vernunftkraft
e.V. unterstützt, die wiederum mit über 800 Bürgerinitiativen
kooperiert. Anfang Dezember sind die notwendigen Unterschriften
übergeben worden.


Die bisherige Energiewendepolitik hat in Schleswig-Holstein und
in anderen Bundesländern zu großen Verwerfungen geführt. Sie ist
unverhältnismäßig kostenintensiv, unkonzeptionell, extrem ungerecht,
in hohem Maß landschaftszerstörend, beeinträchtigt Populationen
gefährdeter Vogelarten, ist gesundheitsbeeinträchtigend und nicht
wirkungsvoll.(1) Der Gegensatz von Stadt und Land hat sich verschärft,
in vielen Orten ist der Nachbarschaftsfrieden erheblich gestört.

Bereits im Rahmen des Fortschreibungsverfahrens der Regionalplanung
sind bis zur vorgesehenen Frist, Ende Juni 2017, 6500 Stellungnahmen
eingegangen. Dieses Verfahren wurde erforderlich, weil das
Oberverwaltungsgericht (OVG) Schleswig Anfang Januar 2015 festgestellt
hatte, dass die bisherige Regionalplanung in Teilen rechtswidrig war.
Die Planung bleibt weiter fragwürdig, da sie isoliert nur die
Aufstellung von Windkraftanlagen betrifft (WKA).

Am 4. Dezember letzten Jahres sind dann im Landeshaus rund 23.000 und
nochmals rund 25.000 Unterschriften durch die Vertrauenspersonen der
beiden VI, Dr. Susanne Kirchhof, Vorsitzende von Gegenwind S-H, Eike
Ziehe, Sprecherin des BIND, und Dr. Patrick Breyer, an den amtierenden
Landtagspräsidenten, Rasmus Andresen, übergeben worden. Der Text der
Volksinitiativen enthält bereits konkrete Gesetzesvorschläge. Mit der
VI "Bürgerwille" soll erreicht werden, dass Gemeinderatsbeschlüsse
oder Bürgerentscheide von der Landesplanung verbindlich berücksichtigt
werden. Nach bisheriger Rechtslage gibt es, wie vom OVG Schleswig
festgestellt worden ist, keine Verbindlichkeit. Allerdings können,
anders als häufig dargestellt, 'Gemeinderatsbeschlüsse und
Bürgerentscheide als "weiches Tabukriterium" im Planungsprozess
behandelt werden, wie der ehemalige Landtagsabgeordnete Breyer der
Partei Die Piraten auf der Pressekonferenz im Anschluss an die
Übergabe erklärte. Mit der VI "Abstände" werden Abstände vorn
Zehnfachen der Höhe einer Anlage, mindestens aber 1000 Meter (bei
Anlagen, mit weniger als 100 Meter Gesamthöhe) zu Wohngebäuden
gefordert. Im Bundesland Bayern ist dies bereits seit mehreren Jahren
Praxis, diese Regelung ist dort auch bereits gerichtlich überprüft
worden.

In anderen Bundesländern gelten durchweg auch größere Abstände als 400
Meter zu Einzelgebäuden und 800 Meter zu Siedlungen, wie in
Schleswig-Holstein bisher üblich. Die CDU Schleswig-Holstein hatte mit
Abständen von 500 bzw. 1200 Metern Wahlkampf zur Landtagswahl gemacht.
Die FDP hatte 500 und 1000 Meter sowie bezogen auf die Höhe mindestens
den vierfachen bzw. siebenfachen Abstand gefordert. Beide Parteien
haben mit diesen Versprechungen Stimmen gewonnen. Die bisherige
"Küstenkoalition" ist auch wegen dieser Stimmen abgewählt worden. Der
neue Koalitionsvertrag enthält jedoch andere, eher vage Aussagen.

Die Vertreter der Volksinitiativen betonten auf der Pressekonferenz,
dass sie keineswegs einen Verschiebebahnhof auf Kosten anderer
Regionen oder gar auf Kosten von Natur und Landschaft wollen.
Inzwischen hatte sich ihre Annahme bestätigt, dass die bisherigen
Schallmessungen völlig unzureichend waren, da sie auf falschen
Annahmen beruhen. Jetzt gibt es erweiterte und realistischere Methoden
der Schallermittlung. Die Schallmessungen müssen zumindest in vielen
Fällen wiederholt werden. Es ist damit zu rechnen, dass durch die
neuen Schallberechnungen eine zu hohe und damit unzulässige Belastung
von Anwohnern bestätigt wird. Bislang ist generell das
Vorsorgeprinzip, welches das maßgebliche Bundes-Immissionsschutzgesetz
vorsieht, nicht angemessen berücksichtigt worden. Dies gilt auch für
die Beeinträchtigungen durch Blinkeinrichtungen (Nachtkennzeichnung).
In der Nähe derartiger Anlagen ist eine ungestörte Beobachtung des
Sternenhimmels nicht mehr möglich. Ob und wann bedarfsgerechte
Steuerungen vorgeschrieben werden, ist noch unklar. Die Betreiber
können vermutlich sogar mit Zuschüssen bzw. Nachlässen bei
Ausgleichszahlungen rechnen.

Dringender Klärungsbedarf besteht zudem bei der Festlegung von
angemessenen Gesamthöhen der Anlagen. Die in den Bauvorschriften und
in den Naturschutzvorschriften festgelegten Abstände beziehen sich
noch auf übliche Gebäude und gehen von entsprechend geringen
Gebäudehöhen aus. Hinzu kommt, dass es sich um Bauwerke mit großem
beweglichen Anteil handelt, deren Wirkung auf die Umgebung deshalb
erheblich stärker und weitreichender ist als die normaler Gebäude. Die
WKA stehen daher auch oft, viel zu nah an Bahnstrecken, Straßen und
schutzwürdigen Gebieten.

Sollten die Volksinitiativen nicht zum Erfolg führen, erwägen die
Initiatoren zunächst eine Klage vor dem Landesverfassungsgericht. Bis
Anfang April ist eine Entscheidung erforderlich. Die Initiatoren
behalten sich auch die Einleitung eines Volksbegehrens vor, um damit
einen Volksentscheid herbeiführen zu können.

 * 

Volksinitiativen, Volksbegehren und Volksentscheid

Anders als auf Bundesebene sind auf Landesebene immerhin
basisdemokratische Instrumente wie Volksinitiativen, Volksbegehren und
Volksentscheide möglich. Die Hürden sind zwar mit 20.000
Unterschriften für die Volksinitiative, mit denen der Landtag
aufgefordert wird, das Thema zu behandeln und 80.000 Unterschriften,
mit denen ein Volksentscheid einzuleiten wäre, viel zu hoch, doch die
Chancen sind vorhanden. Problematisch bleibt neben der erforderlichen
Stimmenzahl grundsätzlich auch noch die juristische Anerkennung.


Anmerkung

(1) Kieler Nachrichten vom 6.12.2017, Seite 7: "Studie: Energiewende
läuft nicht". In der zitierten Prognos-Studie wird u.a. festgestellt,
dass die wesentlichen Ziele verfehlt worden sind. Die
Kohlendioxidemissionen sinken seit 2014 nicht mehr sondern stagnieren.
Die über die Ökostromumlage finanzierten Subventionen betrugen allein
im abgelaufenen Jahr 24,5 Milliarden Euro. Siehe hierzu auch Kieler
Nachrichten vom 25.11.2017, Seite 12: Demnach wird die immer wieder
geforderte Bevorzugung von Bürgergesellschaften von findigen
Projektierern und Investoren vielfach unterlaufen, wie selbst der
Bundesverband Windenergie (BWE) feststellt. Die Bundesinitiative
Vernunftkraft gibt in ihrer Broschüre "Kompendium für eine vernünftige
Energiepolitik" einen Anteil der Erneuerbaren Energien am
Primärenergieverbrauch für das Jahr 2016 in Deutschland von 12,6 % an,
der Anteil aus Windkraft betrug lediglich 2,1 %.

 * 
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Tschechien: Präsidentenwahl unentschieden

Von Markus Salzmann

17. Januar 2018



Der amtierende tschechische Staatschef Milos Zeman hat die angestrebte
Mehrheit in der ersten Runde der Präsidentschaftswahl weit verfehlt. Er
erhielt nur 38,6 Prozent der Stimmen und muss am 26. und 27. Januar zur
Stichwahl gegen Jiri Drahos antreten.

Drahos, ein parteiloser Chemieprofessor, der in der Öffentlichkeit bisher
wenig bekannt war, erhielt 26,6 Prozent der Stimmen. Er war von den
erzkonservativen Parteien KDU-CSL und STAN nominiert worden. Drei weitere
Kandidaten, der Diplomat Pavel Fischer, der Unternehmer Michal Horacek und
Bürgeraktivist Marek Hilser, erhielten zwischen 9 und 10 Prozent. Mit 62
Prozent gab es eine ähnliche Wahlbeteiligung wie bei der ersten direkten
Wahl des Präsidenten vor fünf Jahren.

Im Wahlkampf hatten alle acht Gegner Zemans vereinbart, im Falle einer
Stichwahl dessen Kontrahenten zu unterstützen. Der Ausgang der Stichwahl
ist daher offen. In ersten Umfragen liegt Drahos leicht vorn.

Die Wahl gilt als entscheidend für das Fortbestehen der rechten
Minderheitsregierung in Prag und für die außenpolitische Ausrichtung
Tschechiens. Zeman ist ein rechter Populist, ein scharfer Kritiker der
Europäischen Union und unterhält gute Kontakte zu Moskau. Im November traf
er sich im russischen Sotschi mit Wladimir Putin und setzte sich für ein
Ende der EU-Sanktionen gegen Russland ein.

Drahos vertritt dagegen rechts-liberale, proeuropäische Positionen. Er will
das Nato- und EU-Mitglied Tschechien wieder stärker nach Westen
orientieren.

Zentrales Wahlkampfthema Zemans war die Einwanderung. Der frühere
Sozialdemokrat hetzte in übelster Weise gegen Flüchtlinge und Muslime. So
nannte er den Zuzug von Flüchtlingen nach Europa eine "organisierte
Invasion" und forderte die "Deportation" von "Wirtschaftsflüchtlingen".

Bei dem 73-Jährigen, der seit 2013 tschechischer Staatschef ist, handelt es
sich um einen alten stalinistischen Kader. Er war 1968 der Kommunistischen
Partei beigetreten, nachdem diese den Prager Frühling unterdrückt hatte.
Nach der politischen Wende wurde er 1993 Chef der Sozialdemokraten (damals
CSSD), die die kapitalistischen Reformen umsetzte. 2007 verließ er die
Partei.

Nach der Wahl dankte Zeman ausdrücklich Premierminister Andrej Babis für
dessen Unterstützung. Der rechte Milliardär verdankt sein Amt [1] Zeman.
Dieser hatte ihn zum Chef einer Minderheitsregierung ernannt, obwohl es ihm
nicht gelungen war, eine mehrheitsfähige Koalition zu bilden.

Babis Partei ANO hatte zwar die Parlamentswahl im letzten Oktober mit über
30 Prozent der Stimmen deutlich gewonnen, aber keinen Koalitionspartner
gefunden. Nun regiert Babis das Land mit einer Minderheitsregierung, die
aus ANO-Politikern und "Experten" besteht. Der Versuch Babis, für dieses
Kabinett im Parlament das Vertrauen zu erhalten, ist auf kommende Woche
verschoben worden. verliert er die Abstimmung, ist er auf Präsident Zeman
angewiesen, um weiter Regierungschef zu bleiben.

Die Babis-Regierung ist die rechteste in der jüngeren Geschichte des
Landes. Babis selbst wird auch "Tschechiens Trump" genannt. Mit einem
geschätzten Vermögen von 2,7 Milliarden Dollar ist er der zweitreichste
Mann Tschechiens. Die Behörden ermitteln gegen ihn unter dem Vorwurf,
unrechtmäßige EU-Subventionen für ein Wellness-Resort seiner Holding, die
über 250 Unternehmen umfasst, erschlichen zu haben.

Unterstützt wird ANO nur von der rechtsextremen Partei Freiheit und direkte
Demokratie (SPD), die der Unternehmer Tomio Okamura 2015 ins Leben gerufen
hat. Sie hetzt gegen Roma, Migranten, Flüchtlinge und Juden, will den Islam
verbieten und aus der EU austreten. Okamura verbindet dies mit einem
radikalen, wirtschaftsliberalen Programm, der Forderung nach massiven
Steuersenkungen und der Aufhebung jeglicher Arbeitsschutzgesetze.

Gewinnt Zeman die Stichwahl, würde dies wohl auch die Regierung Babis und
die rechtsextreme SPD stärken. Anfang Dezember trat Zeman auf einem
Kongress der SPD auf und überschüttete Okamura mit Lob. Dieser lobte
seinerseits Zeman und rief seine rechtsextremen Anhänger indirekt auf, ihn
zu wählen. Im Gegenzug beglückwünschte Zeman Okamura zu seiner Wahl zum
Vorsitzenden des Abgeordnetenhauses.

In Brüssel wird die tschechische Präsidentenwahl mit Sorge betrachtet.
Gewinnt Zeman die Wahl und bleibt Babis im Amt, würden zwei ausgesprochen
EU-kritische Politiker die Tschechische Republik lenken. In Prag wäre ein
"Tandem" an der Macht, welches "Brüssel gewaltiges Kopfzerbrechen bereiten
kann", wie der Tagesspiegel bemerkte.

Neben Ungarn und Polen würde dann ein weiteres osteuropäisches Land fest
auf Konfrontationskurs zu Brüssel gehen. Bereits seit Längerem gibt es
heftige Konflikte über die Flüchtlingsquote innerhalb der EU. "Ich bin
überzeugt, dass das Konzept der Migrationsquoten auf dem Müllhaufen der
Geschichte landen wird", hatte Zeman in seiner Weihnachtsansprache
erklärt.che Präsidentenwahl mit Sorge betrachtet. Gewinnt Zeman die Wahl
und bleibt Babis im Amt, würden zwei ausgesprochen EU-kritische Politiker
die Tschechische Republik lenken. In Prag wäre ein "Tandem" an der Macht,
welches "Brüssel gewaltiges Kopfzerbrechen bereiten kann", wie der
Tagesspiegel bemerkte.

Neben Ungarn und Polen würde dann ein weiteres osteuropäisches Land fest
auf Konfrontationskurs zu Brüssel gehen. Bereits seit Längerem gibt es
heftige Konflikte über die Flüchtlingsquote innerhalb der EU. "Ich bin
überzeugt, dass das Konzept der Migrationsquoten auf dem Müllhaufen der
Geschichte landen wird", hatte Zeman in seiner Weihnachtsansprache erklärt.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/12/09/tsch-d09.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1717: Folterstaat Eritrea


graswurzelrevolution Nr. 425, Januar 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Folterstaat Eritrea

Die dramatische Situation Geflüchteter, eine Konferenz und die
Perspektiven solidarischer Vernetzung

von Rudi Friedrich



Willkürliche Verhaftungen und Tötungen, Folter, politische
Verfolgung, unbegrenzter militärischer Zwangsdienst für Männer und
Frauen - die Lage in Eritrea ist katastrophal. Tausende versuchen
Monat für Monat, ihr Leben durch Flucht zu retten, aber auch die
Flucht birgt mörderische Gefahren. Viele werden unterwegs getötet, und
selbst diejenigen, die ein scheinbar sicheres Zufluchtsland erreichen,
müssen Zurückweisung und Abschiebung fürchten. Eine vom
antimilitaristischen Verein Connection e.V. initiierte Kampagne
informiert über die Situation und fordert Asyl für diejenigen, die dem
militaristischen Willkürstaat Eritrea entkommen sind. Am 19. und 20.
Oktober 2017 veranstaltete Connection zusammen mit 40 anderen
Organisationen in Brüssel eine Konferenz "Fluchtsituation Eritrea
- kein Ende in Sicht?" und ein Strategietreffen von Gruppen und
Initiativen, die zu Geflüchteten aus Eritrea arbeiten. (GWR-Red.)


Diese Konferenz war einzigartig, weil hier zum ersten Mal
eritreische und internationale ExpertInnen zu Eritrea die Situation
vor einem Fachpublikum, EU-Abgeordneten, VertreterInnen von
EU-Mitgliedsstaaten sowie Flüchtlingen darlegen konnten. Es kamen mehr
als 100 Personen.


Die Willkür hat System

1993 wurde Eritrea unabhängig, nach einem jahrzehntelangen Krieg gegen
Äthiopien. Seitdem herrscht in diesem ostafrikanischen Staat die
Volksfront für Demokratie und Gerechtigkeit (PFDJ), die aus der
früheren bewaffneten Unabhängigkeitsbewegung der Eritreischen
Volksbefreiungsfront (EPLF) hervorgegangen ist. Der Parteivorsitzende
Isayas Afewerki ist seither gleichzeitig Staatspräsident und
Regierungschef. Die Verfassung, obwohl von der konstitutierenden
Nationalversammlung kurz nach der Unabhängigkeit beschlossen, trat nie
in Kraft. Präsident Afewerki ordnete stattdessen die Erstellung einer
alternativen Verfassung an, die nie bekannt wurde.

Der Präsident und seine Regierung sind nicht gewählt. Es hat nie eine
Wahl stattgefunden. Es gab noch nicht einmal eine Versammlung der
regierenden Partei. Martin Plaut war einer der Redner auf der
Konferenz. Er ist Experte zum Horn von Afrika und war lange Zeit tätig
für BBC World Service News.

In einem Artikel stellt er fest: "So wird Eritrea in willkürlicher Art
und Weise durch den Präsidenten und seine engsten Vertrauten regiert.
Viele der üblichen Verwaltungsaufgaben eines Staates werden überhaupt
nicht wahrgenommen. Es gibt keinen Staatshaushalt, die Höhe der
Einnahmen z.B. durch die Minen ist nicht öffentlich bekannt. Die
größten Teile der Wirtschaft werden durch die Einheitspartei
kontrolliert."(1)

Willkür und Menschenrechtsverletzungen sind weit verbreitet. Mike
Smith, Vorsitzender der durch den UN-Menschenrechtsausschuss
eingesetzten Untersuchungskommission berichtete am 6. Juni 2016: "Es
gibt keine unabhängige Justiz, kein Parlament und keine anderen
demokratischen Institutionen im Land. Das hat zu einer Herrschaft ohne
jede Rechtsgrundlage geführt. Resultat ist seit einem
Vierteljahrhundert ein Klima der Straffreiheit bei Verbrechen gegen
die Menschlichkeit."(2)

Als Folge des Krieges mit Äthiopien (1998-2000) gilt das Land als
hochgradig militarisiert. Menschenrechtsorganisationen und die
Vereinten Nationen kritisieren willkürliche Verhaftungen und Tötungen,
Folter, politische Verfolgung, grausame Haftbedingungen, Zwangsarbeit
sowie Einschränkungen der Bewegungs-, Meinungs-, Glaubens- und
Religionsfreiheit. Seit dem Krieg mit Äthiopien müssen alle Männer und
Frauen zwischen dem 18. und dem 50. Lebensjahr Militärdienst leisten,
der eigentlich auf 18 Monate begrenzt ist, aber regelmäßig über Jahre
verlängert wird. Die Kriegsdienstleistenden werden häufig zu Arbeiten
in der Landwirtschaft oder Verwaltung zwangsverpflichtet und sind
Misshandlungen ausgesetzt. Der Militärdienst ist der Haupt-, aber
nicht der alleinige Grund, das Land zu verlassen.

Der an der London South Bank University lehrende Gaim Kibreab, ein aus
Eritrea emigrierter Wissenschaftler, der 2017 ein Buch zum
eritreischen Nationaldienst vorlegte, erläuterte auf der Konferenz die
wesentlichen Hintergründe, die zur Flucht vieler EritreerInnen
beitragen: "Eine der wesentlichsten Antriebsfedern für die
Auswanderung ist der unbefristete und nicht-endende Nationaldienst mit
all den damit verbundenen negativen Konsequenzen für die soziale
Situation der eritreischen Gesellschaft und des alltäglichen Lebens.
Meine Studienergebnisse zeigen, dass die Regierung privaten
Unternehmen gegenüber feindlich eingestellt ist und es kaum
Möglichkeiten von Beschäftigungsverhältnissen im privaten Bereich
gibt. Die Situation wird noch dadurch verschärft, dass der
Nationaldienst durchdrungen ist von einer völlig willkürlich
ausgeführten Kontrolle und Bestrafung. Es gibt keinerlei Regelungen,
die wichtige Bereiche definieren würden, wie den Jahresurlaub, welche
Art von Bestrafung bei Fehlverhalten vorgesehen ist oder der Beziehung
zwischen Wehrpflichtigen und Vorgesetzten. Damit haben die
Befehlshaber freie Hand bzw. sie können alles tun, was sie wollen,
einschließlich unmenschlicher und erniedrigender Bestrafung,
Ausbeutung der Arbeitskraft der Wehrpflichtigen zum persönlichen
Vorteil und sexueller Gewalt gegenüber weiblichen Rekrutinnen. All
dies treibt die zwangsweise Migration voran."(3)

In einem Beitrag führte die in Nairobi lebende Asia Abdulkadir,
Expertin zum Thema Gender und aktiv im Netzwerk eritreischer Frauen
(NEW), auf der Konferenz aus, in welch vielfältiger Form Frauen der
Gewalt ausgesetzt sind. "Heutzutage werden Frauen in Eritrea auf allen
Ebenen diskriminiert. Es gibt zwar eine Reihe von Gesetzesreformen, um
formal eine Gleichstellung zu erreichen. Diese werden aber nicht
umgesetzt."(4) Weitverbreitet sind Genitalverstümmelungen, die 89% der
Frauen betreffen. Bei Vergewaltigungen werden Frauen oft darauf
verwiesen, den Vergewaltiger zu heiraten. "Der alltägliche sexuelle
Missbrauch von Frauen", so weiter Asia Abdulkadir, "und die allgemein
harten Bedingungen im Nationaldienst bringen viele Frauen dazu, sich
für eine Heirat, ungewollte Schwangerschaft und Unterbrechung ihrer
Ausbildung zu entscheiden."

Auf der Konferenz ergab sich am Schluss eine Diskussion dazu, ob die
vorherrschende Willkür lediglich einer unzureichenden
Regierungsführung geschuldet ist oder nicht vielmehr System hat.
Martin Plaut wies darauf hin, dass die eritreische Regierung
systematisch vorgeht und von der aktuellen Situation profitiert. Ein
Beispiel dafür ist die Ausbeutung von Minen im Verbund mit der
kanadischen Firma Nevsun Resources Limited, bei denen zur Gewinnung
von Gold auch Wehrpflichtige als Zwangsarbeitskräfte eingesetzt
werden.(5)

Ein weiteres Beispiel ist die sogenannte Exilsteuer. Die
niederländische Universität Tilburg legte dazu im Juni 2017 eine
Studie vor, wie Mirjam van Reisen, die an der Studie mitwirkte, auf
der Konferenz erläuterte. Demzufolge verlangen die Konsulate und
Botschaften stellvertretend für die eritreische Regierung bei
Inanspruchnahme von konsularischen Diensten die Zahlung einer
2%-Steuer auf das gesamte Einkommen. Die Studie zeigt, dass diese
Steuer willkürlich, ohne klare Ziele und zwangsweise eingezogen
wird.(6)

Schon 2011 hatte der UN-Sicherheitsrat darauf hingewiesen, dass
"Eritrea Methoden der Erpressung, Drohung oder Gewalt sowie Betrug"
benutzt, um Steuern außerhalb von Eritrea von den eigenen BürgerInnen
einzuziehen.(7) Zu diesem Zweck werden dafür auch noch in Eritrea
befindliche Familienangehörige unter Druck gesetzt oder gar
inhaftiert. Die Gelder der MigrantInnen werden so zu einer wichtigen
Einnahmequelle für das eritreische Regime.

Ein besonders zynisches Beispiel ist, dass das eritreische Regime von
der Flucht der eigenen Bevölkerung profitiert. "Die eritreische
Regierung kontrolliert rigoros die Grenzen, auch durch die Einführung
einer Politik der 'Todesschüsse' gegenüber jeder Person, die versucht,
unerlaubt die Grenzen zu übertreten. Zur gleichen Zeit gibt es
zunehmend Beweise dafür, dass die gleiche Regierung vom Menschenhandel
profitiert. Eritreer sind die Schlüsselfiguren beim Menschenschmuggel.
Eritreer waren direkt an der Überwachung und Folter eigener Landsleute
beteiligt, die in Sinai gefangen genommen wurden. Sie nutzten ihr
Wissen dazu, die höchsten Lösegelder zu erzielen. Die vorliegenden
Nachweise zeigen, dass es ein bestens organisiertes Netzwerk von
hochrangigen Offizieren und Regierungsvertretern gibt, die zusammen
mit Eritreern im Ausland den Menschenhandel von EritreerInnen
kontrollieren und davon profitieren."(8)

Wie das aussieht, das zeigte auf der Konferenz Filmon Debru, den wir
eingeladen hatten, um über seine eigenen Erfahrungen als Flüchtling zu
berichten. "Aus einem sudanesischen Flüchtlingslager wurde ich
entführt und in Ketten in den Norden Ägyptens gebracht und gefangen
gehalten. Ich wurde gefoltert. Schließlich schafften es meine Familie
und Freunde, das verlangte Lösegeld aufzubringen und ich wurde
freigelassen." Weil er sich aber durch die Wunden eine Blutvergiftung
zugezogen hatte, mussten ihm mehrere Finger an beiden Händen amputiert
werden. Die TeilnehmerInnen der Konferenz waren in höchstem Maße
beeindruckt, wie er trotz seiner Behinderung mit neuem Lebensmut in
Deutschland seinen Weg geht.


Jeden Monat sind Tausende auf der Flucht

Die UN-Sonderberichterstatterin zur Situation der Menschenrechte in
Eritrea, Sheila Keetharuth, hatte mit ihrem Vortrag die Konferenz
eingeleitet. Sie verwies auf ihren im Juni 2017 gegenüber dem
Menschenrechtsrat veröffentlichten Bericht(9) und erklärte: "Ich
stellte (...) fest, dass eritreische Staatsbürger weiterhin unter
willkürlicher Haft, Einzelhaft, Tod im Gewahrsam, Verschwindenlassen,
Unterdrückung ihrer religiösen Freiheit und einem System des
Nationaldienstes leiden, das im Effekt der Sklaverei gleichkommt.
Frauen sind im Nationaldienst weiterhin Belästigungen und sexuellem
Missbrauch ausgeliefert."

In dem Bericht hatte sie auch aktuelle Zahlen über die Flüchtlinge
vorgelegt. "Seit Anfang 2017 (bis Mitte März 2017) hat die
Internationale Organisation für Migration einen akuten Anstieg mit
über 4.500 Personen festgestellt, die die Grenze nach Äthiopien
überschritten." Damit ist allerdings nur eines der Nachbarländer
benannt, in das EritreerInnen flüchten, neben Sudan, Djibouti oder
auch dem Jemen. Es wird davon ausgegangen, dass monatlich 5.000
Menschen bei einer Gesamtzahl von vier Millionen aus dem Land
flüchten.(10)

EritreerInnen waren 2016 die fünftgrößte Gruppe von Geflüchteten, die
Europa über das Mittelmeer erreichten. Es waren 21.253 Personen, was
6% entspricht. Eritrea war dabei das einzige Land unter den ersten
fünf Ländern, in dem es keinen bewaffneten Konflikt gab. In
Deutschland stellten 2016 insgesamt 12.291 EritreerInnen einen
Asylantrag.(11)

Die meisten der eritreischen Flüchtlinge verbleiben in den
Nachbarstaaten Eritreas. Viele aber suchen unter Lebensgefahr den Weg
nach Europa. In einer Reihe von Zufluchtsstaaten ist Eritrea eines der
Hauptherkunftsländer. Einige europäische Länder, darunter die Schweiz,
Deutschland und Dänemark, versuchen die katastrophale
Menschenrechtslage und die Verfolgungsgefahr für Flüchtlinge
herunterzuspielen. Das hat in Deutschland bereits dazu geführt, dass
EritreerInnen immer weniger den vollen Flüchtlingsstatus erhalten und
stattdessen auf den rechtlich schwächeren sogenannten subsidiären
Schutz verwiesen werden. Während noch Anfang 2016 fast jede/r als
Flüchtling anerkannt wurde, sank die Zahl im Jahr 2017 auf nur noch
54%(12). Diese Entwicklung ist mit der unveränderten Situation in der
Militärdiktatur nicht zu rechtfertigen.


Flüchtlingsabwehr und Khartoum-Prozess

"Eritreer kommen zu aller erst aufgrund der Sozialleistungen nach
Europa." Diesen Kommentar erhielten wir wenige Tage, nachdem wir einen
Bericht zur Konferenz veröffentlicht hatten. Der Kommentator bezog
sich mit seiner Aussage auf den ehemals als Schweizer Botschafter in
Äthiopien und Somalia tätigen Dominik Langenbacher, der von einer
Einwanderungspolitik schwärmt, die ausschließlich wirtschaftliche
Potenz und Arbeitsfähigkeit zu akzeptablen Kriterien für eine
Migration erhebt. Wie sich die menschenrechtliche Situation in den
Ländern darstellt, ist für ihn dann offensichtlich nicht mehr von
Belang(13), eine zynische Haltung gegenüber denjenigen, die den
unmenschlichen Bedingungen ausgeliefert sind.

Eine Politik, die die katastrophale Menschenrechtslage und die
Verfolgungsgefahr in verschiedenen Ländern herunterspielt, ist
inzwischen in Europa häufig anzutreffen. Am Beispiel Eritrea wird
deutlich, wie so etwas funktioniert. Die Schweiz und Deutschland
hatten im Februar und März 2016 Fact Finding Missions in Eritrea
durchgeführt. Das Schweizerische Staatssekretariat für Migration legte
daraufhin einen Bericht vor, der praktisch ohne weitere Änderung vom
Europäischen Unterstützungsbüro für Asylfragen (EASO) übernommen
wurde(14). Das ist eine EU-Behörde und die Übernahme eines Berichtes
eines nicht der EU angehörenden Staates ist allein schon ein Novum.

Der Bericht zeichnet sich dadurch aus, dass er durch die ausführliche
Darstellung der Position der eritreischen Regierung die Situation in
Eritrea relativiert. Die Schweizerische Flüchtlingshilfe schreibt
dazu: "Die Migrationsbehörden konnten auf ihren Fact-Finding Missions
in Eritrea grösstenteils nur Interviews mit eritreischen
Regierungsvertretenden und ausländischen Diplomatinnen und Diplomaten
sowie mit anderen, direkt oder indirekt von der eritreischen Regierung
abhängigen Akteuren durchführen. Massgebliche internationale Standards
können bei dieser Art der Beschaffung von Länderinformationen nicht
eingehalten werden. Angaben der eritreischen Regierung sind nicht
durch unabhängige Quellen vor Ort verifizierbar."(15) Gleichwohl wird
seit der Veröffentlichung des Berichtes dieser auch in Deutschland in
verschiedensten Urteilen herangezogen, um die Situation in Eritrea zu
bewerten und Entscheidungen in Asylverfahren zu treffen. Damit wird
dieser interessengeleitete Bericht zur Richtschnur für eine
repressivere Praxis in den Asylverfahren.

Die Europäische Union und weitere europäische Länder setzen neben
einer restriktiveren Handhabung der Asylverfahren auch auf die Abwehr
von Migrationsbewegungen. 2004 war die Grenzschutzagentur Frontex
gegründet worden, um eine einheitliche Grenzsicherung zu koordinieren.
Ziel ist es, die möglichen Fluchtrouten zu stoppen und Flüchtlinge
daran zu hindern, Transitländer wie Libyen, Ägypten oder Tunesien zu
verlassen. Dabei setzt die EU auch auf die Zusammenarbeit mit
Regierungen und Despoten in diesen Ländern. Ein Beispiel ist Libyen,
wo eine Zusammenarbeit mit den verschiedenen Milizenführern erfolgt.
Die wissenschaftliche Fachzeitschrift Foreign Policy schreibt dazu:
"Besuche von fünf Verhaftungszentren und Interviews mit Dutzenden von
Milizenführern, Regierungsvertretern, MigrantInnen und VertreterInnen
von nichtstaatlichen Organisationen vor Ort zeigen, dass es die
Konsequenz von Hunderten von Millionen Dollar ist, die als
Unterstützung durch europäische Länder zugesagt und erwartet werden,
da diese versuchen, die unerwünschte Flut von MigrantInnen außerhalb
ihrer Küsten aufzuhalten. Die Europäische Union hat bislang 160
Millionen US-Dollar für neue Hafteinrichtungen zugesagt, um dort
MigrantInnen einzulagern, bevor sie zurück in ihre Heimatländer
geschickt werden können und um die libysche Küstenwache zu trainieren
und auszustatten, damit diese MigrantInnen auf dem Meer abfangen
kann."(16)

Diese Politik steht in Übereinstimmung mit den Vorschlägen des
EU-Parlamentspräsidenten Antonio Tajani. Er rief die EU dazu auf,
Aufnahmezentren für Flüchtlinge in Libyen aufzubauen.(17) Martin Plaut
schrieb dazu: "Die libyschen Zentren sollen nicht zu
'Konzentrationslagern' werden, so wird (Tajani) zitiert, sondern es
soll eine angemessene Ausstattung vorhanden sein, um sicherzustellen,
dass Flüchtlinge unter würdigen Bedingungen leben und Zugang zu
ausreichender medizinischer Versorgung haben. In der Realität sind die
Haftzentren nicht weit entfernt von den von Tajani beschriebenen
'Konzentrationslagern'. Die grässlichen Bedingungen wurden gut
dokumentiert und sind den europäischen Behörden bekannt.(18)

Zeitgleich zur Konferenz trafen sich in Brüssel auch die
EU-Regierungschefs. Dort wurde beschlossen, Italien mehr Hilfe in
Bezug auf Libyen anzubieten. "Wir haben eine echte Chance, die
zentrale Mittelmeerroute zu schließen", so erklärte der Präsident des
Europäischen Rates, Donald Tusk, im Anschluss. Spontan bezogen
TeilnehmerInnen des im Anschluss an die Konferenz stattfindenden
Strategietreffens Stellung dazu: "Die Europäische Union arbeitet
bereits mit der libyschen Küstenwache zusammen, um AfrikanerInnen
zwangsweise in libysche Haftlager zurückzubringen, in denen
Vergewaltigungen, Folter und Sklaverei an der Tagesordnung sind. Die
Schließung der zentralen Mittelmeerroute für Flüchtlinge, die
verzweifelt den berüchtigten Diktaturen in Afrika entfliehen, wird für
sie katastrophale Folgen haben, für Menschen - unter ihnen viele
Kinder - die alles riskieren, um der Unterdrückung zu entfliehen."(19)

Eine weitere Dimension der Flüchtlingsabwehr ist der sogenannte
Khartoum-Prozess. "Damit sollen Menschen bereits am Verlassen ihres
Herkunftslandes gehindert werden, unabhängig davon, ob dort ein
Bürgerkrieg tobt oder autoritäre Regierungen an der Macht sind"(20),
schreibt Maria Oshana in der Zeitschrift Luxemburg.

Am 28. November 2014 trafen sich in Rom die EU-Außen- und
InnenministerInnen, um die sogenannte "Khartoum Erklärung" zu
verabschieden. VertreterInnen von 58 Staaten Europas und Afrikas
nahmen an den Verhandlungen teil. Der sogenannte Khartoum-Prozess soll
zur Bekämpfung irregulärer Migration und krimineller Netzwerke die
Kooperation zwischen der EU und Herkunfts- sowie Transitländern
intensivieren. Kooperiert werden soll mit den Herkunftsländern
Äthiopien, Sudan, Eritrea, Südsudan, Somalia, Djibouti und Kenia sowie
den Transitländern Libyen, Ägypten und Tunesien. Deutschland übernehme
dabei eine führende Rolle, so Amnesty International.(21) Die
Organisation führt weiter aus: "Das Auswärtige Amt und das
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit nehmen an Treffen
des Steuerungskomitees teil, während die GIZ (Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit) die Leitung des umstrittenen Projektes
"Better Migration Management" hat. Das von April 2016 bis März 2019
laufende Projekt ist ein Grenzschutzprogramm, das die
Strafverfolgungsbehörden und Grenzbeamten ostafrikanischer Länder
unterstützen soll. Ziele sind die Vereinheitlichung von
Migrationspolitiken in ostafrikanischen Ländern und der Aufbau eines
regionalen Migrationsmanagements."(22)

Wenn wir uns dies am Beispiel Eritrea anschauen, wird die Tragweite
deutlich. Der Aktionsplan umfasst ein Projekt zur "Stärkung der
institutionellen und personellen Kapazitäten der eritreischen
Regierung bei der Migrationskontrolle"(23). Amnesty International
führt im August 2017 aus, dass in "Eritrea im Rahmen des Programms
Trainings geplant sind, in denen nationale Behörden und Justizbeamte
hinsichtlich Menschenhandel und Schleuserkriminalität sensibilisiert
werden sollen."(24)

Vor dem Hintergrund der Lage in Eritrea, und mit dem Wissen, dass der
überwiegende Teil der eritreischen Flüchtlinge zumindest einen
subsidiären Schutz erhält, bedeutet die 'Stärkung der institutionellen
und personellen Kapazitäten der eritreischen Regierung bei der
Migrationskontrolle' nichts anderes, als dem Regime bei der
Unterdrückung der eigenen Bevölkerung zu helfen. "Damit", so Maria
Oshana, werden sie "von asylrechtlichem Schutz in der EU und in
Deutschland ferngehalten" (25). Das Regime wird aber auch weiter dazu
befähigt, die Ausbeutung der eigenen Bevölkerung fortzusetzen.


Konferenz und Strategietreffen

Auf diesem politischen Hintergrund hatten Connection e.V., der
Eritrean Movement for Democracy and Human Rights, Eritrean Law
Society, War Resisters' International, Pro Asyl und Europe External
Policy Advisors (EEPA) die Konferenz und das Strategietreffen
organisiert. Unser Ziel war es, über die Beiträge der ExpertInnen und
Flüchtlinge ein umfassendes Bild zu zeichnen. Vieles konnte so
zusammengetragen werden und wird von uns auch für eine im Frühjahr
erscheinende Dokumentation aufgearbeitet werden.

Im Vorfeld der Konferenz war die mögliche Einflussnahme der
eritreischen Regierung ein Thema für die Vorbereitungsgruppe.
Erfahrungen von Treffen anderer oppositioneller Gruppen zeigten, dass
die eritreische Regierung über ihr nahestehende Organisationen und
Personen versucht, die Inhalte von Treffen an sich zu reißen bzw. sie
zu sprengen. Zudem werden Personen, die sich kritisch zur
Regierungspolitik äußern, bedroht und möglicherweise ihre noch in
Eritrea lebenden Angehörigen unter Druck gesetzt. Auch zur Konferenz
kamen Unterstützer der PFDJ, der eritreischen Regierungspartei. Einige
von ihnen bedrohten diejenigen Flüchtlinge, die der Versammlung über
ihre Fluchterfahrungen berichtet haben. Wir konnten dies über strikte
Versammlungsregelungen beenden. Es zeigt allerdings, wie stark
angespannt die Situation in der Diaspora ist.

In der Vorbereitungsphase hatten wir die Idee gehabt, an die Konferenz
ein Strategietreffen anzuschließen. Wenn sie schon alle da sind, so
unsere Überlegung, können wir doch auch ein Treffen mit denen
durchführen, die sich in den unterschiedlichsten Ländern für
eritreische Flüchtlinge einsetzen. Das ging auf. Wir konnten so am
zweiten Tag über ein Brainstorming und in verschiedenen Arbeitsgruppen
einige Vorschläge für eine Weiterarbeit entwickeln: Gemeinsame
Website, regelmäßiger Austausch, Unterstützung der Arbeit der
UN-Sonderberichterstatterin und anderer UN-Gremien, Lobbyarbeit,
jährliche Treffen. Wir hoffen, dass die beiden Treffen auf diese Art
und Weise eine nachhaltige Wirkung entfalten können.


Anmerkungen:

(1) Martin Plaut: Eritrea: a mafia state? Review of African Political
Economy. 13.9.2017.


dx.doi.org/10.1080/03056244.2017.1374939

(2) UN Office of the High Commissioner for Human Rights, 2016

(3) Gaim Kibreab: Reflections on the Causes of Displacement in
Post-Independent Eritrea. 19.10.2017

(4) Dr. Asia Abdulkadir: The situation of women and girls in Eritrea,
19.10.2017

(5) Siehe Canadian Centre for International Justice: Appeal court
confirms slave labour lawsuit against Canadian mining company can go
to trial. 21.11.2017.

https://www.ccij.ca/news/press-release-nevsun-case/

(6) EEPA: New study confirms concerns over Eritrean deaspora tax in
Europe. 20.9.2017.

www.eepa.be/?p=1751

(7) Security Council Resolution 2023 (2011), Abschnitt 11

(8) Martin Plaut: Eritrea: a mafia state? Review of African Political
Economy. 13.9.2017.

dx.doi.org/10.1080/03056244.2017.1374939

(9) Report of the Special Rapporteur on the situation of human rights
in Eritrea, Sheila B. Keetharuth, to the Human Rights Council.
7.6.2017. A/HRC/35/39.

(10) Nicole Hirt: Flucht vor der Versklavung. Die Zeit, 14.6.2016

(11) BAMF Asylgeschäftsstatistik 12/2016

(12) Stand 30.9.2017, bereinigte Schutzquoten, d.h. nur rein
inhaltliche Entscheidungen berücksichtigt.Quelle: Pro Asyl

(13) Blick.ch: "Afrika geht es viel besser, als wir glauben".
Interview mit dem Ex-Botschafter Dominik Langenbacher. 7.10.2017.

(14) European Asylum Support Office. EASO-Bericht über
Herkunftsländer-Informationen - Eritrea: Nationaldienst und illegale
Ausreise.

www.sem.admin.ch/dam/data/sem/internationales/herkunftslaender/afrika/eri/ERI-ber-easo-nationaldienst-d.pdf

(15) Schweizerische Flüchtlingshilfe: Eritrea: Nationaldienst,
Themenpapier der SFH-Länderanalyse. 30.6.2017.

www.fluechtlingshilfe.ch/assets/herkunftslaender/afrika/eritrea/170630-eri-nationaldienst.pdf

(16) http://europeslamsitsgates.foreignpolicy.com/part-3-nearly-there-but-never-further-away-libya-africa-europe-EU-militias-migration,
Zugriff am 12.10.2017

(17) www.politico.eu/article/antonio-tajani-calls-for-eu-to-open-refugee-reception-centers-in-libya, 
Zugriff am 11.10.2017

(18) Martin Plaut: The European Union and Eritrea. 19.10.2017. Hier
verweist er z.B. auf: The Global Initiative against Transnational
Organised Crime, The Human Conveyor Belt: trends in human trafficking
and smuggling in post-revolution Libya,

http://globalinitiative.net/report-the-human-conveyor-belt-trends-in-human-trafficking-and-smuggling-in-post-revolution-libya/, 
Zugriff am 13.10.2017

(19) Europäische Union verurteilt für Politik, das Mittelmeer für
Flüchtlinge zu schließen. 20.10.2017.

https://de.connection-ev.org/article-2527

(20) Maria Oshana: Wie die EU ihre Außengrenzen in Eritrea schützt.
In: Luxemburg - Gesellschaftsanalyse und Linke Praxis, Heft 1/2016,
April 2016

(21) Amnesty International: Europäische Migrationspolitik: Der
Khartoum-Prozess, Aktualisierung August 2017.

http://amnesty-sudan.de/amnesty-wordpress/2017/02/17/europaeische-migrationspolitik-der-khartoum-prozess/, 
Zugriff am 9.12.2017

(22) Ebd.

(23) EU, 2015: EU Meeting Document DS 1250/15

(24) Amnesty International, August 2017

(25) Maria Oshana, ebd.

Weitere Infos:

www.Connection-eV.org/ConferenceEritrea2017

www.wri-irg.org/ConferenceEritrea2017

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 47. Jahrgang, Nr. 425, Januar 2018, S. 1+6-7

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





MELDUNG/883: Kerstin Hoppenhaus und Andreas von Bubnoff werden "Journalists in Residence" am HITS (idw)


Heidelberger Institut für Theoretische Studien gGmbH - 12.01.2018

Kerstin Hoppenhaus und Andreas von Bubnoff werden "Journalists in
Residence" am HITS



Das Heidelberger Institut für Theoretische Studien (HITS) bietet
Wissenschaftsjournalisten die Möglichkeit, durch einen längeren Aufenthalt
mehr über rechnergestützte, datengetriebene Forschung zu erfahren. Das
Programm wurde inzwischen zum dritten Mal international ausgeschrieben.
Kandidaten aus sechs Kontinenten hatten sich beworben, die Jury wählte
Kerstin Hoppenhaus (Berlin, Deutschland) für das Jahr 2018 und Andreas von
Bubnoff (New York, USA) für 2019 aus.

Die deutsche Wissenschaftsjournalistin Kerstin Hoppenhaus wird in diesem
Jahr als siebte "Journalist in Residence" ans Heidelberger Institut für
Theoretische Studien (HITS) kommen. Das Programm wurde zum dritten Mal
international ausgeschrieben. Für den Aufenthalt hatten sich
Wissenschaftsjournalistinnen und -journalisten aus sechs Kontinenten
beworben. Unter den Bewerbern waren sowohl freie Journalisten als auch
festangestellte Redakteure. Eine Jury aus Wissenschaftsjournalisten sowie
Wissenschaftlern aus Universitäten, Max-Planck-Instituten und dem HITS
wählte Kerstin Hoppenhaus für das Jahr 2018 aus. Sie wird ihre Arbeit am
Institut im Juli 2018 aufnehmen.

Kerstin Hoppenhaus studierte Biologie in Mainz, Tübingen, Lyon und Jena.
Nach dem Diplom absolvierte sie ein Projektstudium Regie an der
Filmakademie Baden-Württemberg im Bereich Wirtschafts- und
Wissenschaftsfilm. Parallel zum Studium arbeitete sie als freie
Mitarbeiterin bei verschiedenen öffentlich-rechtlichen Fernsehsendern.

Seit 2005 arbeitet sie als freie Regisseurin für Dokumentationen,
Forschungsfilme und Online-Projekte und schreibt gelegentlich für die
Wochenzeitung "Die Zeit". Sie ist Mit-Herausgeberin eines Ebooks über die
Rolle von Online Videos in Wissenschaftsjournalismus und -kommunikation.

http://home.digitalgrip.de/

Kerstin Hoppenhaus war an zahlreichen Projekten maßgeblich beteiligt, die
mit nationalen und internationalen Preisen ausgezeichnet wurden: So zum
Beispiel mit dem Grimme-Preis, dem ersten Preis beim Festival Epona in
Cabourg, Frankreich, und mehrmals mit dem Deutschen Filmpreis. Für die
Entwicklung einer crossmedialen Onlineplattform wurde sie 2014 mit dem
"Deutschen Preis für Onlinekommunikation" ausgezeichnet.
2017 erhielt sie bereits zum zweiten Mal ein Projektstipendium im Rahmen
des Innovative Development Reporting Grant-Programms des "European
Journalism Centre" für ein Reportageprojekt in Malawi.

Ihren Aufenthalt am HITS möchte Kerstin Hoppenhaus dazu nutzen, das
Zusammenspiel von Wissenschaft und Daten besser zu verstehen und aus
diesem besseren Verständnis heraus neue mediale Formate zu entwickeln, die
geeignet sind, die Komplexität der neuen Datenlandschaften zu fassen und
auch für Laien zugänglich zu machen.

Die Jury entschied sich ferner für den in New York ansässigen deutschen
freien Wissenschaftsjournalisten Dr. Andreas von Bubnoff, der 2019 ans
HITS kommen wird. Der promovierte Molekularbiologe lebt und arbeitet seit
20 Jahren in den USA. Seine Arbeiten sind in zahlreichen
englischsprachigen Publikationen erschienen wie WIRED, The Atlantic,
Nautilus, Quanta Magazine, Nature oder Cell, aber auch in Presseorganen im
deutschsprachigen Raum (FAZ, DIE ZEIT, "RiffReporter").

http://andreasvonbubnoff.squarespace.com/

Das "Journalist in Residence" Programm bietet seit 2012 berufserfahrenen
Journalistinnen und Journalisten mit Schwerpunkt Wissenschaftsjournalismus
die Möglichkeit eines drei- bis sechsmonatigen vergüteten Gastaufenthalts.
Die Journalisten können während ihres Aufenthalts mit den
Forschungsgruppen interagieren, eigene Projekte umsetzen und an internen
Kolloquien und Seminaren der HITS-Forscher teilnehmen.

Bislang waren sechs Journalistinnen und Journalisten aus Indien, USA,
Spanien und Deutschland als "Journalist in Residence" am HITS.
Den Anfang machte 2012 der preisgekrönte deutsche
Wissenschaftsjournalist Volker Stollorz. Er ist inzwischen Chefredakteur
des Science Media Center Germany in Köln und hat gemeinsam mit
HITS-Forschern den "OperationsExplorer"
entwickelt. Zuletzt verbrachte die
indische Wissenschaftsjournalistin T.V. Padma
fünf Monate am Institut und startete
dort ein eigenes datenjournalistisches Projekt.

Das HITS ist ein privates, gemeinnütziges Forschungsinstitut. Es wurde
2010 von SAP-Mitbegründer Klaus Tschira und der Klaus Tschira Stiftung ins
Leben gerufen. Rund 120 Wissenschaftler aus 20 Ländern arbeiten am HITS in
zwölf Forschungsgruppen in Bereichen, in denen große Datenmengen
produziert und verarbeitet werden - von der Molekularbiologie bis zur
Astrophysik. Ein Ziel des Instituts ist es, die Bedeutung der
computergestützten, datengetriebenen Forschung (data-driven science)
insbesondere in den Naturwissenschaften stärker ins öffentliche
Bewusstsein zu rücken.


Weitere Informationen unter:

https://www.h-its.org/aktuelles/jir-2018-2019-de/

- HITS-Pressemitteilung mit Bildern

https://www.h-its.org/de/presse/journalist-in-residence-programm/

- Informationen zum HITS Journalist in Residence Programm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution802

 * 
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PREIS/2173: 54. Grimme Preis - Elf Nominierungen für den WDR (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 17. Januar
2018

54. Grimme Preis

Elf Nominierungen für den WDR



Das Grimme-Institut hat die Nominierungen für den 54. Grimme Preis
bekanntgegeben, der am 13. April in Marl verliehen wird. Der WDR freut
sich über elf Nominierungen.


Kategorie Fiktion

Das Leben danach

 Die WDR/ARD-Produktion ist ein Fernsehdrama über die Überlebenden des
Loveparade-Unglücks am 24. Juli 2010 in Duisburg. Erzählt wird die
fiktive Geschichte der 25-jährigen Antonia Schneider (Jella Haase),
die mit 18 die Katastrophe hautnah miterlebt hat und davon immer noch
traumatisiert ist.

Produktion: Polyphon Film- und Fernsehgesellschaft für WDR/ARD.
Redaktion: Lucia Keuter (WDR).

Wunschkinder

"Wunschkinder" erzählt die Geschichte von Marie (Victoria Mayer) und
Peter (Godehard Giese), die sich nichts sehnlicher wünschen, als ein
gemeinsames Kind. Regisseurin Emily Atef inszenierte den WDR/ARD
Degeto-Film nach einem Drehbuch von Dorothee Schön, basierend auf dem
autobiografischen Roman von Marion Gaedicke.

Produktion: X Filme Creative Pool. Redaktion: Götz Schmedes (WDR),
Christine Strobl (ARD Degeto).

Zwei

Eine Liebe - zwei Menschen - drei Episoden. In drei Teilen wird die
Liebe, die Trennung und die Wiederannäherung zwischen der
unkonventionellen Bandmanagerin Fiona (Katharina Marie Schubert) und
dem Geschäftsmann Martin (Hans Löw) erzählt. Regie führte Ariane
Zeller, die gemeinsam mit ihrem Mann Frank Zeller auch das Drehbuch
schrieb, überarbeitet von Annette Simon.

Produktion: Akzente Film- & Fernsehproduktion. Redaktion: Caren
Toennissen (WDR), Corinna Liedtke (WDR).


Serien

Babylon Berlin (Sky/ARD Degeto)

"Babylon Berlin" geht auf die international erfolgreiche
Bestseller-Reihe von Volker Kutscher um Kommissar Gereon Rath zurück.
Er ermittelt im Berlin der 1920er Jahre zwischen Drogen und Politik,
Mord und Kunst, Emanzipation und Extremismus.

Produktion: X Filme Creative Pool, Beta Film, Sky Deutschland, Degeto
Film. Redaktion: Christine Strobl (ARD Degeto), Sascha Schwingel (ARD
Degeto), Carolin Haasis (ARDDegeto), Gebhard Henke (WDR), Caren
Toennissen (WDR), Marcus Ammon (Sky), Frank Jastfelder(Sky).


Spezial

Heinz Strunk für Buch und Hauptrolle in "Jürgen - Heute wird
gelebt" 

Die in Liebesdingen chronisch Zukurzgekommenen Jürgen Dose (Heinz
Strunk) und Bernd Würmer (Charly Hübner) sind das Alleinsein leid und
nehmen ihr Schicksal ab sofort selbst in die Hand. Raus aus dem
Plattenbau in Hamburg-Harburg und auf nach Stettin, denn "heute wird
gelebt"... Heinz Strunk brilliert als Drehbuchautor und Darsteller
gleich zweifach.

Produktion: a.pictures film & tv.produktion.gmbh. Redaktion: Nina
Klamroth (WDR).


Kategorie Info & Kultur

Overgames

Lutz Dammbeck widmet sich in seiner Dokumentation dem Wesen von
Spielen in unserer Gesellschaft, speziell den TV-Gameshows. Er spürt
der Geschichte dieser Shows nach und fragt nach dem Zusammenhang von
Psychiatrie und Spiel. In dem spielerisch-unterhaltsamen Essay kommen
u.a. Regisseure und Produzenten von Gameshows, Psychiater und
Anthropologen zu Wort.

Produktion: RBB. Redaktion: Dagmar Mielke (RBB), Jutta Krug (WDR),
Caroline Mutz (ARTE).


Serien & Mehrteiler

Ihre Meinung

 Die Sendung stellt die Zuschauer in den Mittelpunkt: Sie haben das
Wort und können live in der 90-Minuten-Sendung diskutieren oder ihre
Fragen per E-Mail und Twitter schicken. Moderatorin Bettina Böttinger
befragt dazu drei Experten. "Ihre Meinung" ist das Forum für ehrliche
und ungeschminkte Ansichten, für Fragen, Sorgen und Hoffnungen zu
aktuellen Themen. 

Produktion: WDR. Buch und Redaktion: Torsten Beermann, Jessica
Briegmann, Michael Heussen, Martin Suckow.


Journalistische Leistung

Isabel Schayani für ihre journalistische Gesamtleistung im Jahr
2017 

 Als Reporterin, Kommentatorin und Gestalterin hat WDR-Redakteurin
Isabel Schayani gemeinsam mit ihrer Redaktion von WDRforyou
außergewöhnliche Fernseh- und Online-Programme zur Migration und
Integration von Flüchtlingen ins Leben gerufen. So stellen sie sich
der journalistischen Aufgabe und Verantwortung, gesellschaftliche,
kulturelle und politische Auseinandersetzungen vor allem mit
Informationen zu erhellen. Außerdem kommentiert Isabel Schayani die
Tagesthemen für den WDR und moderiert den Weltspiegel. Zuvor war sie
neun Jahre lang als Autorin und Redakteurin für das Politmagazin
Monitor tätig und berichtete als Korrespondentin aus dem Studio New
York.


Kategorie Unterhaltung

Trixie Wonderland - Weihnachten mit Trixie Dörfel

 Kurz vor Weihnachten hat Trixie Dörfel die Zuschauer in ihr
bezaubernd geschmücktes Zuhause eingeladen und auf die schönsten Tage
des Jahres eingestimmt. Eine neue Persiflage von und mit Olli
Dittrich, in der er zeigt, was das klischeeverliebte Fernsehen mit
seinen Weihnachts-Specials dem Fest der Liebe gelegentlich antut.
"Trixie Wonderland" gehört zu Olli Dittrichs 'TV-Zyklus', in dem der
Komiker ein facettenreiches Panoptikum von Figuren erschaffen hat.
 Produktion: beckground TV + Filmproduktion. Redaktion: Carsten Wiese
(WDR).


 Kategorie Kinder & Jugend

Hier und heute: Jung und obdachlos, Notschlafstelle für
Kinder

 Der Film aus der WDR Doku-Reihe "Hier und heute" beleuchtet den
Alltag von Jugendlichen, die ohne Familie, ohne Wohnung, ohne
Perspektive aufwachsen. Nach Schätzungen des deutschen Jugendinstituts
sind das in Deutschland rund 37.000. Welche Chance auf ein normales
Leben haben die "Straßenkinder"? Die Reportage von Patrick Stijfhals
erzählt in der Notschlafstelle Essen die persönlichen Geschichten der
Kinder und Jugendlichen. Produktion: WDR. Redaktion: Maik Bialk, Klaus
Geiges.

Wissen macht AH!

 Das junge Wissensmagazin des WDR für Klugscheißer und die, die es
noch werden wollen. "Wissen macht Ah!" sorgt bereits seit 2001
vielfältigen Wissenszuwachs. Eine kleine Veränderung gibt es in diesem
Jahr: Nach mehr als 15 Jahren verlässt Shary Reeves die Sendung und
Clarissa Corrêa da Silva übernimmt ab 18. Januar 2018 die Moderation
der neuen Folgen an der Seite von Ralph Caspers.

Produktion: WDR, tvision. Redaktion: Hilla Stadtbäumer.


Spezial

 Anke Engelke für ihre Verdienste im Kinderfernsehen

 Der WDR freut sich über die Nominierung von Anke Engelke für ihre
Verdienste im Kinderfernsehen. Bereits im Alter von 14 Jahren sammelte
sie als Moderatorin erste Erfahrungen im Kinderfernsehen und Hörfunk.
Als erfolgreiche Schauspielerin, Entertainerin, Moderatorin und
Synchronsprecherin begeistert sie bis heute alle Generationen und
setzt sich für qualitativ hochwertiges Kinderfernsehen ein. Für den
WDR steht Anke Engelke für die "Sendung mit dem Elefanten" vor der
Kamera. Die Sendung läuft im WDR Fernsehen läuft und bei KiKA.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/393: Runderneuertes Teletext-Angebot des WDR geht auf Sendung (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 17. Januar
2018

HbbTV

Runderneuertes Teletext-Angebot des WDR geht auf Sendung



Ab sofort ist das neue Teletext-HbbTV-Angebot des WDR freigeschaltet.
Zuschauerinnen und Zuschauer können damit erstmals innerhalb dieser
Anwendung alle Inhalte des WDR-Teletextes nutzen - von
Sportergebnissen über Informationen zum TV- und Hörfunkprogramm bis
hin zu Rezepten und Dossiers.

In der inzwischen seit ca. acht Jahren bestehenden HbbTV-Applikation
hatte der WDR bislang überwiegend das Nachrichten-Angebot abgebildet.
Nun wird dieser Dienst umfangreicher und deutlich
bedienungsfreundlicher: Schriftgröße und -farbe sind ebenso
einstellbar wie die Transparenz der Darstellung. Optik und
Bedienbarkeit gleichen dem ARD-Text. Den Zuschauerinnen und Zuschauern
wird auf den ersten Blick deutlich, dass sie sich innerhalb eines
ARD-Angebotes bewegen.

HbbTV (Hybrid broadcast broadband TV) kann mit TV-Geräten empfangen
werden, die mit dem Internet verbunden sind, mit sogenannten
Smart-TV-Geräten. Die Nutzer können die Teletext-Anwendung auf zwei
Wegen erreichen: zum einen über die "Teletext"-Taste, zum anderen über
den roten Knopf auf ihrer Fernbedienung: Wird dieser gedrückt, so
lässt sich per Pfeiltaste leicht zur Anwendung navigieren.

Die Klickzahlen für das WDR-Teletext-Angebot in HbbTV steigen seit
Jahren an: von insgesamt 1,6 Millionen Visits (27,2 Millionen Page
Impressions, PI) im Jahr 2015 über rund 3,6 Mio. Visits (54,7 Mio. PI)
im Jahr 2016 bis hin zu 6,2 Mio. Visits und 88,7 Mio. PI im
vergangenen Jahr.

 * 
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FEATURE/947: Deutschlandfunk - Kiew 1918. Ein Festgelage wie zu Zeiten der Pest, 19.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Ein Festgelage wie zu Zeiten der Pest

Kiew 1918

Von Mark Zak

Deutschlandfunk 2018

Das Feature

Freitag, 19. Januar 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Anfang 1918: Nach der russischen Oktoberrevolution herrscht Chaos in
der Ukraine. Die Zentralna Rada ruft die staatliche Unabhängigkeit
aus. Aber sie verfügt weder über administrative Strukturen noch über
genügend Rückhalt in der Bevölkerung. Im Osten des Landes herrscht die
bolschewistische Gegenregierung. Deshalb schließt die Zentralna Rada
den Brotfrieden mit Deutschland und Österreich-Ungarn. Für den
militärischen Beistand verpflichtet sich die Ukraine, große Mengen an
Lebensmitteln zu liefern - 750.000 Soldaten marschieren ein. Die
Schriftsteller Michail Bulgakow und Konstantin Paustowski, beide
damals 26 und in Kiew zu Hause, beschreiben diese stürmische Zeit.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Januar 2018
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HÖRSPIEL/1697: 1LIVE - "Die Superstars" von Philip Stegers, 18.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Superstars

von Philip Stegers

Mit Denis Moschitto, Jessica Schwarz,

Reiner Schöne, Marlon Kittel u.v.a.

Produktion: WDR 2018

Musik: Lee Buddah

Regie: Benjamin Quabeck

1LIVE Krimi

18.01.2018, 23.00 - 00.00 Uhr | 1LIVE



Wenn der erfolglose Drehbuchautor Kornfeld etwas schreibt, geht
schnell die Fantasie mit ihm durch. Die Figuren erwachen zum Leben,
Kornfeld muss existentielle Krisen inmitten herumwirbelnder
Realitätsebenen lösen, und der Gewinn landet immer bei der
skrupellosen Produzentin Barbara Kruse.

Kornfeld fühlt sich betrogen und will sich das Geld vor Gericht
zurückholen. Währenddessen schlägt er sich mal wieder als
"dramaturgischer Berater" durch. Die völlig talentfreie Christa soll
für den Produzenten Andy Wommer ein Drehbuch über "Die Superstars"
schreiben - über eine Hexe, einen Roboter und einen Samurai. Schnell
gibt Kornfeld den drei gelangweilten Figuren eine neue Bestimmung: Sie
sollen eine Detektei gründen, um Unschuldigen zu helfen. Die
Superstars sind begeistert, und Kornfeld nutzt die ahnungslosen
Neu-Detektive nebenbei für seine Zwecke aus. Aber als es endlich zu
laufen scheint für Kornfeld und er durch Andy Wommer sogar Zutritt zur
High Society erhält, taucht plötzlich Barbara Kruse auf.

Redaktion: Natalie Szallies

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1628: WDR 4 Soundtrack - Vergnügungsparks im Film, 18.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Vergnügungsparks im Film

WDR 4 Soundtrack

Moderation: Manfred Behrens

Donnerstag, 18.01.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



Woody Allens neuer Film "Wonder Wheel" läuft im Moment in den Kinos.
Der Film spielt in den 50er Jahren in Coney Island. Für New Yorker,
alte und junge, ist der Vergnügungspark fast ein mythischer Ort.

Das Riesenrad "Wonder Wheel" steht unter Denkmalschutz, kleine Buden
sorgen für billiges Vergnügen. Woody Allen drehte 1977 hier seinen
Film "Annie Hall/Der Stadtneurotiker", einige Einstellungen zeigen die
heute verschwundene Achterbahn "Thunderbolt", eine Ruine schon damals
bei den Dreharbeiten.

Walter Langs Film von 1943 "Coney Island" mit Betty Grable wurde
allerdings nicht dort gedreht, sondern im Hollywood-Studio.

"Boris the animal" hingegen zeigte sich auf dem Boardwalk von Coney
Island im dritten Teil von "Men in black" und versetzte die
friedlichen Spaziergänger in Angst und Schrecken. Coney Island ist ein
Vergnügungspark mit besonderer Geschichte, es gibt aber noch andere,
die in Filmen eine Rolle spielten: der Prater in Wien in "Der Dritte
Mann", in "Achterbahn" wird der Park durch einen Terroranschlag
bedroht, "Die schrillen Vier auf Achse/National Lampoons Vacation"
nehmen eine lange Reise zum Vergnügungspark in Kauf, nur um
festzustellen, dass er geschlossen ist, "Westworld" und "Jurassic
Park" zeigen uns Parks, wie sie vielleicht in Zukunft aussehen werden.

 * 

Quelle:
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MUSIK/2456: Deutschlandfunk Kultur - "Treatise on Musical Objects" von Thomas Ankersmit, 19.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Art's Birthday 2018: Treatise on Musical Objects

Von Thomas Ankersmit

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 19. Januar 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Am 17. Januar ist es wieder soweit: Die Kunst hat Geburtstag und wird
1000055 Jahre alt. Zumindest nach der Rechnung des Fluxuskünstlers
Robert Filliou. Er erfand im Jahr 1963 den "Art's Birthday", die
globale Party für die Kunst. Auch dieses Jahr feiert die Ars Acustica
Gruppe der EBU in über 20 Städten mit zahlreiche Konzerten und
Performances. Deutschlandfunk Kultur beteiligt sich mit einer
Veranstaltung im Berliner Club Berghain. Dort tritt unter anderem der
Synthesizervirtuose Thomas Ankersmit auf. Er präsentiert eine
elektronische Hommage an Pierre Schaeffer, den Erfinder der Musique
concrète.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Januar 2018
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GERIATRIE/285: Neues Forschungsprojekt zu altersbedingten Erkrankungen (idw)


Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 15.01.2018

Neues Forschungsprojekt zu altersbedingten Erkrankungen



Das Helmholtz Zentrum München und das Deutsche Krebsforschungszentrum
koordinieren in den kommenden drei Jahren das Projekt Aging and Metabolic
Programming, kurz AMPro. An dem von der Helmholtz-Gemeinschaft
finanzierten Vorhaben wirken alle Zentren des Forschungsbereiches
Gesundheit mit, um innovative Präventions- und Therapiemöglichkeiten gegen
altersbedingte Erkrankungen zu erforschen. Von den insgesamt sechs
Millionen Euro Fördergeld verbleiben rund 1,7 am Helmholtz Zentrum
München.

Die Mission der Helmholtz-Gemeinschaft ist es, Beiträge zur Lösung großer
und drängender Fragen von Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft zu
leisten. In diesem Sinne greift die Gemeinschaft strategische
Zukunftsfelder auf und unterstützt deren Erforschung. Eines dieser
Zukunftsfelder ist die Zunahme altersbedingter Erkrankungen. Dies geht die
Helmholtz-Gemeinschaft seit November 2017 mit dem Projekt AMPro an, was
über den Impuls- und Vernetzungsfonds* finanziert wird.

Die Koordination von AMPro teilen sich Prof. Dr. Stephan Herzig, Direktor
des Instituts für Diabetes und Krebs am Helmholtz Zentrum München sowie
Prof. Dr. Aurelio Teleman, Abteilung Krebs- und stoffwechselassoziierte
Signaltransduktion des Deutschen Krebsforschungszentrums. Für Ihre
Arbeiten erhalten die beteiligten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, die aus allen Zentren des Helmholtz-Forschungsbereiches
Gesundheit kommen**, in den kommenden drei Jahren insgesamt sechs
Millionen Euro. Davon bleiben allein 1,7 Millionen am Helmholtz Zentrum
München.

"Lebensqualität des Einzelnen entscheidend verbessern"

Aufgrund der weltweit steigenden Lebenserwartung werden altersbedingte
Erkrankungen wie Diabetes, Krebs, Herz-Kreislauf-, Atemwegs- oder
neurodegenerative Erkrankungen sowie chronische Infektionen zu einer
stetig wachsenden Herausforderung für Patienten, Ärzte, aber auch das
Gesundheitssystem und letztlich die Gesellschaft.

Das AMPro Konsortium möchte daher unter anderem neue präventive und
therapeutische Möglichkeiten finden, um den Stoffwechsel positiv zu
beeinflussen. Das soll eine innovative und einheitliche Behandlung
altersabhängiger Erkrankungen ermöglichen. Hierbei werden folgende
Hauptaspekte des Stoffwechsels bei Alterungsprozessen untersucht:


	Prä- und postnatale Mechanismen metabolischer Programmierung auf genetischer und epigenetischer Ebene

	Mechanismen der Organ- und Gewebekommunikation

	Gewebe- und Zellreparaturmechanismen



Das langfristige Ziel ist eine Verbesserung der Gesundheit in einer
alternden Gesellschaft. "Wir sind davon überzeugt, dass wir mit AMPro die
Gesundheit und Lebensqualität des Einzelnen entscheidend verbessern können
und mittelfristig die sozioökonomischen Belastungen unserer Gesellschaft
vermindern können", so Koordinator Stephan Herzig. "Mit AMPro werden
ideale Voraussetzungen geschaffen, um eine der drängendsten Fragen unserer
heutigen Gesellschaft erfolgreich zu bearbeiten und uns den
Herausforderungen altersbedingter Erkrankungen zu stellen."


Weitere Informationen

* Der Impuls- und Vernetzungsfonds ist ein zentrales Förder-Instrument der
Helmholtz-Gemeinschaft. Er ermöglicht es, Impulse schnell und flexibel
dort zu setzen, wo strategische Ziele besonders rasch erreicht werden
sollen. Die jährlich zu vergebende Fördersumme wird von 89 Millionen Euro
im Jahr 2016 auf rund 94 Millionen Euro im Jahr 2020 steigen.

** Das sind im Einzelnen das Deutsche Krebsforschungszentrum, das Deutsche
Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen, das Helmholtz-Zentrum für
Infektionsforschung sowie das Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin
und eben das Helmholtz Zentrum München.


• Hintergrund:

Die während des Alterungsprozesses parallel ansteigende Empfindlichkeit
gegenüber den genannten Krankheiten legt gemeinsame und damit grundlegende
molekulare Mechanismen nahe. Diese sind aber bislang weitgehend
unverstanden. Der Alterungsprozess ist durch eine fortschreitende Änderung
der Kontrolle des Stoffwechsels und der Kommunikation verschiedener
Organe, sowie der Fähigkeit Gewebsfunktionen aufrecht zu erhalten und zu
reparieren gekennzeichnet. Altersabhängige Störungen basieren auf einem
komplexen Zusammenspiel von Verhalten, genetischer Prädisposition und
Umwelteinflüssen.

Weiterhin sind vom Helmholtz Zentrum München folgende Wissenschaftler
beteiligt (alphabetisch nach Nachnamen): Prof. Dr. Johannes Beckers, Dr.
Christian Gieger, Prof. Dr. Heiko Lickert, Dr. Jovica Ninkovic, Prof. Dr.
Annette Peters, Dr. Maria Rohm, Prof. Dr. Robert Schneider, Prof. Dr.
Matthias Tschöp, Dr. Siegfried Ussar und Prof. Dr. Wolfgang Wurst.

- Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und
medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten
angehören.

www.helmholtz-muenchen.de

- Das Institut für Diabetes und Krebs (IDC) ist Mitglied des Helmholtz
Diabetes Zentrums (HDC) am Helmholtz Zentrum München und Partner im
gemeinsamen Heidelberg-IDC Translationalen Diabetes-Programm. Das Institut
für Diabetes und Krebs ist eng in das Deutsche Zentrum für
Diabetesforschung (DZD) und in den Sonderforschungsbereich (SFB) "Reaktive
Metaboliten und Diabetische Komplikationen" an der Medizinischen
Universität Heidelberg integriert. Das IDC erforscht die molekularen
Grundlagen schwerer metabolischer Erkrankungen, wie dem Metabolischen
Syndrom und Typ 2 Diabetes, und deren Bedeutung für die Tumorentstehung
und -progression. 

www.helmholtz-muenchen.de/idc

Fachlicher Ansprechpartner:

Prof. Dr. Stephan Herzig

Helmholtz Zentrum München -

Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt (GmbH)

Institut für Diabetes und Krebs

Ingolstädter Landstr. 1, 85764 Neuherberg

E-Mail: stephan.herzig@helmholtz-muenchen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt

Sonja Opitz, Abteilung, 15.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1883: Strategien gegen die Neubildung von Gehirnmetastasen entwickelt (idw)


Universität Duisburg-Essen - 15.01.2018

Präventiv gegen Gehirnmetastasen



Wenn sich ein Tumor im Gehirn ausbreitet, sind die Heilungsaussichten oft
gering. Neun Forschungsgruppen aus ganz Deutschland, zwei davon an der
Medizinischen Fakultät der Universität Duisburg-Essen (UDE), haben deshalb
ein gemeinsames, von der Deutschen Krebshilfe mit rund 1,6 Millionen Euro
gefördertes Verbundprojekt gestartet, um Strategien gegen die Neubildung
der gefährlichen Hirnmetastasen zu entwickeln.

Unter der Federführung des Deutschen Krebsforschungszentrums, Heidelberg,
untersuchen Wissenschaftler an fünf Standorten systematisch verschiedene
neue Ansatzpunkte für Therapien. Unter der Leitung von PD Dr. Iris
Helfrich werden an der Hautklinik am Universitätsklinikum Essen neue
Modellsysteme entwickelt, um ein besseres Verständnis der Prozesse der
Hirnmetastasierung zu erhalten. Mithilfe dieser Modelle wird sich besser
einschätzen lassen, ob neue Therapieansätze tatsächlich in der Lage sind,
die Besiedlung des Gehirns durch Tumorzellen zu unterdrücken.

Das klinische Team von Prof. Dr. Dirk Schadendorf, Direktor der
Hautklinik, untersucht die Wirksamkeit von Immuntherapien
("Immun-checkpoint-Inhibitoren") bei entstehenden Hirnmetastasen. Der Ansatz mit
den besten experimentellen Ergebnissen wird anschließend in einer
klinischen Studie weiter geprüft, damit sie künftig auch Patienten
zugutekommen kann.


Weitere Informationen:

Christine Harrell

christine.harrell@uk-essen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, Beate Kostka M.A., 15.01.2018
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STELLUNGNAHME/156: "Die Menschen wollen eine Reform des Pflegesystems" (Dt. Institut für angewandte Pflegeforschung)


Deutsches Institut für angewandte Pflegeforschung e.V. - 15.01.2018

GroKo und Pflege: nichts Halbes und nichts Ganzes! 

Weidner: "Die Menschen wollen eine Reform des Pflegesystems"



Das Deutsche Institut für angewandte Pflegeforschung in Köln (DIP) begrüßt
vom Grundsatz her die Fortschritte zur Regierungsbildung in Berlin und
macht zugleich auf den enormen Handlungsdruck in der Pflege aufmerksam.
"Die Aussagen im Sondierungspapier zu Personaluntergrenzen und -bemessung
in Krankenhäusern und in Pflegeeinrichtungen, zur Vergütungsentwicklung
sowie zur Stärkung der Angehörigenpflege gehen schon in die richtige
Richtung", sagte Professor Frank Weidner, Leiter des DIP. Der
Pflegeforscher weist aber auch darauf hin, dass es zur ursächlichen
Behebung der Pflegemisere in Deutschland deutlich mehr Mut und Inspiration
braucht. "Was noch fehlt, ist ein wirksames und nennenswertes
Stellenförderprogramm im gesamten Pflegebereich, Impulse für eine
zukunftsorientierte, wohnortnahe Versorgung sowie ein spürbarer
Investitionsschub in Arbeit, Bildung, Forschung und Innovation der Pflege.
Bislang sind das bestenfalls Reparaturvorschläge, die Menschen wollen aber
eine grundlegende Reform des Pflegesystems", so Weidner. Das DIP fordert
SPD, CDU und CSU auf, in Koalitionsverhandlungen entsprechend nachzulegen.

Insbesondere die Tatsache, dass es im Sondierungspapier keine
Konkretisierungen für einen Stellenausbau der Pflege im Krankenhaus gebe,
wird von Weidner scharf kritisiert. Im Vergleich zu 1995 fehlen in den
Krankenhäusern heute rund 25.000 Stellen für die Pflege, es gibt aber fast
60.000 Stellen für die Ärzte mehr. Heute werden fast 4 Mio. Patienten
jährlich mehr behandelt als noch 1995. Eine Pflegefachperson muss sich
heute um 60 Patienten im Jahr kümmern, 1995 waren es noch 45. Damals
arbeiteten statistisch gesehen 3,5 Pflegefachkräfte mit einem Arzt
zusammen, heute sind es nur noch zwei Pflegende pro Arzt. "Die Arbeitslast
für jede einzelne Pflegefachkraft hat sich alleine dadurch verdoppelt, was
auch negative Auswirkungen auf die Patientenversorgung hat. Die Pflege hat
in den letzten 20 Jahren aufgrund des ökonomischen Drucks im Krankenhaus
ganz wesentlich und mehr als alle anderen Berufsgruppen geblutet",
erläuterte Weidner.

Das DIP kritisiert, dass im Sondierungspapier kein deutliches Umsteuern
für die Pflege im Krankenhaus erkennbar wird. Die Planungen von CDU, SPD
und CSU, Personaluntergrenzen in den Krankenhäusern auf allen
bettenführenden Stationen einführen zu wollen, sind nach Ansicht des
Instituts zwar richtig, aber "das werden halt Grenzen nach unten sein, die
bestenfalls verhindern, dass die Relationen noch schlechter werden", sagte
Weidner.

In der stationären Langzeitpflege sind von der GroKo 8.000 zusätzliche
Fachkraftstellen geplant. Dies wird nach mehreren Runden der
Stellenförderung von ungelernten Betreuungskräften in den vergangenen
Jahren vom DIP als ein Fortschritt angesehen. Bei rund 13.500 stationären
Pflegeeinrichtungen in Deutschland sind das aber gerade einmal 0,6 Stellen
pro Einrichtung. Das sei angesichts des enormen Drucks in den Altenheimen
"nichts Halbes und nichts Ganzes", meinte Weidner. Die Position der
Sondierer für die Einführung eines Flächentarifvertrags in der Altenpflege
hält das DIP für überfällig und empfiehlt den Tarifpartnern einen solchen
Vertrag zeitnah in allen Bundesländern anzugehen und umzusetzen.
Die Forscher des DIP hatten Ende 2017 für einen Masterplan Pflege in
Deutschland argumentiert und die zeitnahe Einrichtung eines Runden Tisches
aller Beteiligten angeregt, 100.000 neuen Stellen in der Pflege und
deutlich höhere Vergütungen gefordert sowie ein Innovationsprogramm für
die Zukunft der Pflege angemahnt. Die Kosten für den Masterplan Pflege
belaufen sich nach Schätzungen des DIP mittelfristig auf zusätzlich rund
12 Mrd. Euro jährlich. Das Institut plädiert auch für eine stärkere
Gesamtschau in der Pflege und eine Abkehr von der berufsbezogenen
Betrachtung auf Krankenpflege hier und Altenpflege dort. "In der letzten
Legislatur haben die Regierungsparteien das Pflegeberufereformgesetz
verabschiedet und damit einer allgemeinen Pflegeausbildung endlich die Tür
geöffnet. Es ist nun dringend geboten, diesem Reformschritt weitere folgen
zu lassen", empfiehlt Weidner.


- Das gemeinnützige und unabhängige Deutsche Institut für angewandte
Pflegeforschung e.V. (DIP) hat seinen Sitz in Köln an der KatHO NRW. Seit
der Gründung im Jahr 2000 hat das Institut mehr als einhundertzwanzig
innovative Projekte im Bereich der Pflege-, Pflegebildungs- und
Versorgungsforschung durchgeführt und zahlreiche Studien zur Situation der
Pflege in Deutschland veröffentlicht.

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment64269

Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1391
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Institut für angewandte Pflegeforschung e.V., Frank Weidner, 15.01.2018
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INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1219: Antibakterieller Wirkstoff aus menschlichen Substanzen gegen resistente Bakterien (idw)


Karl-Franzens-Universität Graz - 15.01.2018

Keimkiller: ForscherInnen der Uni Graz finden in Körpersubstanz Wirkstoff
gegen resistente Bakterien



Jährlich sterben laut WHO ca. 25.000 Menschen in der EU an Infektionen
durch resistente Bakterien, die sie sich in einer Gesundheitseinrichtung
zugezogen haben. Im Kampf gegen Antibiotika-Resistenzen ist es
WissenschafterInnen der Uni Graz in Kooperation mit internationalen
KollegInnen gelungen, einen antibakteriellen Wirkstoff aus menschlichen
Substanzen zu erforschen und für die medizinische Anwendung vorzubereiten.
Die Ergebnisse wurden kürzlich im renommierten Fachjournal Science
Translational Medicine veröffentlicht.

Es ist gleichsam reflexartig, dass man eine kleine Wunde an der Hand zum
Mund führt und mit Speichel benetzt. Dr. Nermina Malanovic und
Assoz.-Prof. Dr. Karl Lohner, Institut für Molekulare Biowissenschaften
der Karl-Franzens-Universität Graz, können das Verhalten erklären: "In der
Köperflüssigkeit sind bestimmte Stoffe enthalten, die Keime abtöten." Es
ist ein bestimmtes Peptid, eine Kette an Aminosäuren, das antibakteriell
wirkt. Solche Verbindungen sind im menschlichen Körper nicht nur im
Speichel, sondern auch in Tränenflüssigkeiten und in weißen Blutkörperchen
oder auf der Haut vorhanden. Den dahinterliegenden Abwehr-Mechanismus
haben die beiden ForscherInnen der Uni Graz im Rahmen eines EU-Projekts
gemeinsam mit den niederländischen Universitäten Leiden und Amsterdam
geklärt.

"Das positiv geladene Peptid mit der Bezeichnung SAAP-148 löst gleichsam
die bakteriellen Zellmembranen auf, die aus negativ geladenen
Phospholipiden bestehen, und zerstört in Folge die Bakterien", weiß
Nermina Malanovic.

Die Wirkung des Peptids, die mit Hilfe von Zellkulturen und im Tierversuch
untersucht wurde, konnte in Form von Cremen auf der Hautoberfläche
erfolgreich nachgewiesen werden. Die ForscherInnen sehen vielfältige
Anwendungsbereiche, insbesondere angesichts der rapid steigenden Anzahl an
Antibiotika-resistenten Keimen. Lohner: "Wir haben festgestellt, dass
dieses Peptid auch bei jenen Bakteriengruppen, die unter der Abkürzung
ESKAPE besonders geläufig und massiv für die steigenden
Antibiotika-Resistenzen verantwortlich sind, eine effiziente Wirkung hat." Dazu
kommt, dass sich die Peptide leicht und kostengünstig synthetisch herstellen
lassen.

In Zusammenarbeit mit einem am EU-Projekt beteiligten Pharmaunternehmen
sollen nun weitere Untersuchungen vorgenommen werden, um den Wirkungsgrad
zu optimieren und das Peptid in Zukunft auch für resistente Biofilme auf
Implantaten, wie zum Beispiel in Hüfte und Knie, anwenden zu können.


Publikation:

The antimicrobial peptide SAAP-148 combats drug-resistant bacteria and
biofilms

A.A. Cordfunke; R.I. Ravensbergen; M. Franken; T. van der Heijde; A. El
Ghalbzouri; J.W. Drijfhout; P.H. Nibbering (Leiden University Medical
Center), M. Riool; Le.de Boer; P.H. S. Kwakman; S.A.J. Zaat (University of
Amsterdam), N. Malanovic; K. Lohner (University of Graz), B.K. Boekema
(Association of Dutch Burn Centres), N. Kamp (University of Amsterdam)
Science Translational Medicine, 10. Jänner 2018

DOI: 10.1126/scitranslmed.aan4044


Weitere Informationen finden Sie unter

http://stm.sciencemag.org/content/10/423/eaan4044

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution35
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Karl-Franzens-Universität Graz, Mag. Gudrun Pichler, 15.01.2018
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1345: Neue Implantate - Biomaterial soll geschädigtes Gewebe ersetzen (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 12/2017

Implantate

Biomaterial ersetzt geschädigtes Gewebe



EU fördert ein Kieler Projekt zur Entwicklung neuer Implantate.
Ziel: Aus der Grundlagenforschung zur Marktreife gelangen.

Wenn bei einem Herzinfarkt Zellen nicht mehr genügend Sauerstoff
erhalten, kann Muskelgewebe geschädigt werden oder sogar absterben.
Ein Forschungsteam der Kieler Christian-Albrechts-Universität (CAU)
hat ein Material entwickelt, das geschädigtes Gewebe erneuern und zu
einer schnelleren Behandlung beitragen soll. Dabei macht es sich
zunutze, dass Zellen auf Reize ihrer Umgebung reagieren. In seinem
Aufbau und seiner Konsistenz ähnelt das neue Material der natürlichen
Umgebung von Zellen. Dadurch können Wissenschaftler das Verhalten von
Zellen beeinflussen und sie so etwa zum Wachsen anregen. In einem
Projekt will ein Forschungsteam um Professor Christine Selhuber-Unkel
das Material zur Marktreife bringen. Gefördert wird es vom
Europäischen Forschungsrat mit rund 150.000 Euro.

Wie sich Zellen des menschlichen Körpers verhalten, hängt auch von
ihrer Umgebung ab. Über Rezeptoren an ihrer Oberfläche erkennen sie
äußere mechanische Reize wie die Berührung anderer Zellen oder
Oberflächen. Diese Informationen wandeln Zellen in biologische
Prozesse um und beginnen, sich zu teilen, zu differenzieren oder zu
wandern. Selhuber-Unkel und ihr Team am Institut für
Materialwissenschaft haben ein Material entwickelt, mit dem sich
dieser zelluläre Mechanismus imitieren lässt. Mit seiner Hilfe lässt
sich das Verhalten von Zellen gezielt beeinflussen. Dieses Material
könnte als Implantat in der regenerativen Medizin oder zur Lagerung
von Zellen für die Stammzelltherapie genutzt werden. Mit der 
EU-Förderung will Selhuber-Unkel das Material jetzt weiterentwickeln und
zur Marktreife bringen. Am Ende des Projektes soll ein biokompatibler
Prototyp stehen, der sich kostengünstig für verschiedene Anwendungen
produzieren lässt.

Das Besondere an dem neuen Material sind die verbundenen Hohlkanäle in
seinem Inneren: Nur wenige Mikrometer breit durchziehen sie das weiche
Hydrogel wie ein System feiner Gänge. Dieser Aufbau ähnelt dem Gerüst
aus Proteinen, das Zellen im menschlichen Körper umgibt. Zellen, die
in den Kanälen des Hydrogels platziert werden, reagieren über ihre
Oberfläche auf das sie umgebende Material. Dessen Wirksamkeit wird
verstärkt durch seine Dreidimensionalität. Denn in den feinen Kanälen
sind die Zellen rundherum von dem Hydrogel umgeben. Auf diese Weise
kommt es mit etwa 80 Prozent der Zelloberfläche in Kontakt, während es
in flacher Form nur 50 Prozent berühren würde. "Mehr Kontakt bedeutet
mehr Kontrolle", fasst Selhuber-Unkel ein grundlegendes Prinzip des
Projektes "Channelmat" ZUSAMMEN. (PM/RED)


Info

150.000 Euro erhält das CAU-Forscherteam aus Mitteln des Europäischen
Forschungsrates. Ziel ist es, die Erkenntnisse aus der
Grundlagenforschung schneller zur Marktreife zu bringen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 12/2017
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2017/201712/h17124a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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ENTWICKLUNG/1344: Echtzeit-Mikroskopie - Extrem schnelle Erfassung von Tumorgrenzen während der Operation (idw)


Universität zu Lübeck - 15.01.2018

Extrem schnelle Erfassung und Visualisierung von Tumorgrenzen während der
Operation

Optische Kohärenztomographie in der Neurochirurgie: 2,3 Millionen Euro für
das Lübecker Verbundprojekt Neuro-OCT



Das Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert ein Lübecker
Verbundprojekt zur dreidimensionalen, hochauflösenden Echtzeit-Mikroskopie
bei neurochirurgischen Operationen. Ziel ist es, Tumoren des Zentralen
Nervensystems künftig radikaler entfernen und gesundes Hirngewebe zugleich
wirksamer schonen zu können. Frühe Rezidive sollen damit verhindert werden
und den Patientinnen und Patienten eine höhere Lebensqualität erhalten
blieben.

Beteiligt sind die Klinik für Neurochirurgie des Universitätsklinikums
Schleswig-Holstein, Campus Lübeck, das Institut für Biomedizinische Optik
der Universität zu Lübeck und das Medizinische Laserzentrum Lübeck. Die
Förderung durch die Bundesregierung im Aktionsfeld Gesundheitswirtschaft
des Rahmenprogramms Gesundheitsforschung Deutschland beträgt 2,291
Millionen Euro von Oktober 2017 bis September 2020. Verbundleiter ist Dr.
med. Matteo Mario Bonsanto, Klinik für Neurochirurgie.

In Deutschland werden jährlich etwa 43.000 onkologische Neuerkrankungen im
zentralen Nervensystem (ZNS) diagnostiziert. Häufig ist eine
mikrochirurgische Tumorresektion am ZNS indiziert. Je radikaler der
Neurochirurg den Tumor reseziert, desto seltener treten in der Folge
lokale Tumorrezidive auf. Problematisch dabei: die oft mangelhafte
Erkennbarkeit von Tumor, Gefäßverläufen und Tumorgrenzen in Abgrenzung zum
gesunden Gehirngewebe. Zur Tumor- und Tumorgrenzdarstellung werden
üblicherweise OP-Mikroskop und fluoreszierende Farbstoffe die sich im
Tumor anreichern und ihn unter dem Operationsmikroskop mit speziellen
Filtern sichtbar machen und die Neuronavigation genutzt. Als weitere
Hilfsmittel zur Tumordarstellung werden, sofern vorhanden der
intraoperative Ultraschall und die intraoperative Kernspintomographie
genutzt.

Im Lübecker Projekt geht es darum, das gängige Verfahren der
intraoperativen Fluoreszenz mit zwei neuen unterschiedlichen
intraoperativen Bildgebungsverfahren zu vergleichen, und zwar mit der
bereits in der Neurochirurgie "als Prototyp" vorhandenen optischen
Kohärenztomographie (OCT) (spectral domain OCT bei 800 Nanometer
Wellenlänge) bei der dem Operateur ein Tiefenquerschnitt dargestellt wird,
sowie mit einer innovativen Hochfrequenz-OCT (MHz-swept source OCT bei
1300 Nanometer Wellenlänge), entwickelt vom Prof. Robert Huber, Leiter des
Teilprojekts des Instituts für Biomedizinische Optik.

Die extrem schnelle Hochfrequenz-OCT der dritten Generation hat den
Vorteil, dass der gesamte Resektionsraum in 3-D in Echtzeit dargestellt
werden kann. Durch die höhere Wellenlänge hat man zudem eine deutlich
niedrigere Gewebestreuung, wodurch eine höhere Gewebeeindringtiefe
erreicht wird. Darüber hinaus soll die optische Darstellung von
Blutgefäßen (Angiographie) realisiert werden. Im klinischen Umfeld werden
beide Methoden bezüglich ihrer Sensitivität und Spezifität zur
Tumorerkennung gegen die Fluoreszenz evaluiert und in puncto
Tumorzelldetektion mit dem Goldstandard, der Histologie, validiert.

Diese Aufgabe wird, zusammen mit der Klinik für Neurochirurgie, von Dr.
Ralf Brinkmann und seinem Team am Medizinischen Laserzentrum Lübeck
verfolgt, das auch für die Adaptation des neuen OCT-Systems an das
Operationsmikroskop verantwortlich ist. Darüber hinaus wird im Verbund
auch erarbeitet werden, wie 3-D Volumendaten dem Operateur optimal in
Echtzeit visualisiert werden können, um die aktuellen Tumorgrenzen, dem
jeweiligen Operationsschritt kontinuierlich anzupassen.


Das Projektziel: 

ZNS-Tumoren mithilfe dieser neuen Technologie künftig
radikaler zu resezieren und dabei gleichzeitig gesundes Hirngewebe zu
schonen. 

Die Vorteile: 

Verhinderung von frühen Tumorrezidiven und die
Verbesserung von Lebensqualität für die Patienten. Diese besteht in einer
verringerten Anzahl von Rezidivoperationen, die zu weniger
Krankenhausaufenthalten führt; die Vermeidung von neurologischen Defiziten
macht für die Patienten die Rückkehr zum Arbeitsplatz oder in das soziale
Umfeld früher möglich.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution92
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Universität zu Lübeck, Rüdiger Labahn, 15.01.2018
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AUSLAND/8588: Aus aller Welt - 17.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Minderheitsregierung in Tschechien verliert Vertrauenabstimmung

Die Minderheitsregierung des umstrittenen tschechischen
Regierungschefs Andrej Babis hat eine Vertrauensabstimmung im
Parlament verloren. Der unter Betrugsverdacht stehende Babis erhielt
von Präsident Milos Zeman jedoch die Zusage, daß er einen weiteren
Anlauf zur Regierungsbildung unternehmen darf. Er darf zudem
kommissarisch die Regierungsgeschäfte weiterführen. Gegen den
Firmengründer und Multimilliardär Babis laufen Ermittlungen wegen des
Verdachts des Subventionsbetrugs. Der Chef der populistischen Partei
ANO weist die Anschuldigungen zurück und spricht von einer
politischen Kampagne. Am Dienstag beantragte er die Aufhebung seiner
parlamentarischen Immunität, um gegen die Vorwürfe vorgehen und seine
Unschuld beweisen zu können. Es gebe keinen einzigen Beweis, erklärte
Babis.

17. Januar 2018
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JUSTIZ/8588: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Leiche einer vermißten Frau aus Scharbeutz gefunden

Eine seit dem 29. Dezember vermißte 41jährige Frau aus Scharbeutz in
Ostholstein ist tot. Die Polizei entdeckte den in Plastikfolie
eingewickelten Leichnam im Garten ihres Wohnhauses. Die Todesursache
steht nach Angaben der Staatsanwaltschaft noch nicht fest. Die
Ermittler gehen davon aus, daß sie getötet wurde und verdächtigen den
Ehemann. Der 39jährige wurde Anfang Januar in Untersuchungshaft
genommen.

17. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8584: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Umstrittene Sprengversuche in der Ostsee

Die Bundesmarine will ab Mai Sprengversuche in der Ostsee vor Damp
und Port Olpenitz durchführen. Schleswig-Holsteins Umweltminister
Robert Habeck protestiert dagegen, weil die Tests in Gebieten mit
besonders schützenswerten Arten durchgeführt werden sollen. Der
Kieler Vizeregierungschef schrieb deshalb einen Beschwerdebrief an
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU). Das zuständige
Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der
Bundeswehr teilte nun mit, daß aufgrund der bisherigen Erfahrungen
schwerwiegende Auswirkungen auf Tiere und Umwelt nahezu
ausgeschlossen seien. Die Bundeswehr will in der Ostsee erproben, wie
sich Sprengungen im Umfeld auf eine Fregatte auswirken. Das Bundesamt
begründete die Tests mit dem Schutz der Schiffsbesatzung.

17. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8586: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Linke Mattheis gegen Fortsetzung von Schwarz-Rot

Die SPD ist in der Frage über eine Neuauflage der Großen Koalition
tief gespalten. Zu den Gegnern einer Fortsetzung von Schwarz-rot
zählt auch die Bundestagsabgeordnete und Vorsitzende des SPD-Forums
Demokratische Linke, Hilde Mattheis. Für sie sind die
Sondierungsergebnisse nicht zufriedenstellend. Die Schere zwischen Arm
und Reich werde nicht zusammengeführt. Auch zum Problem der
Altersarmut gebe das von Union und SPD ausgehandelte Papier keine
Antwort, sagte die Politikerin im ZDF-Morgenmagazin. Laut Mattheis
gibt es nach vier Jahren Partnerschaft mit der Union in der SPD ein
starkes Bedürfnis, eine eigene Identifikation aufzubauen. Auf einem
Sonderparteitag in Bonn will die SPD am Sonntag über die Aufnahme von
Koalitionsverhandlungen entscheiden.

17. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8585: Tragisches und Kurioses - 17.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Tote und Schwerverletzte nach schwerer Explosion in Antwerpen

Eine heftige Explosion hat die belgische Stadt Antwerpen erschüttert.
Drei Wohnhäuser im Zentrum der Hafenstadt stürzten ein, mehrere
Gebäude wurden beschädigt. Rettungskräfte bargen zwei Tote aus den
Trümmern. 14 Menschen wurden laut Behördenangaben verletzt, sechs
davon schwer. Wahrscheinlich war ein Gasleck die Ursache für das
verheerende Unglück. Bewohner berichteten, daß es den ganzen Tag über
nach Gas gerochen hätte.

17. Januar 2018
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WISSENSCHAFT/7670: Aus Forschung und Technik - 17.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Chinas Raumlabor Tiangong 1 wird auf der Erde einschlagen

Das vor zwei Jahren außer Kontrolle geratene chinesische Raumlabor
Tiangong 1 wird nach Einschätzung von Experten voraussichtlich
irgendwann zwischen Mitte März und Mittel April in die dichteren
Schichten der Erdatmosphäre eintreten. Das Modul wird zerbrechen und
größtenteils verglühen. Etwa ein Drittel der rund 8,5 Tonnen schweren
Raumstation wird es wohl bis zum Erdboden schaffen. Wo genau die
Trümmer von Tiangong 1 aufschlagen, läßt sich nach Angaben von Holger
Krag von der Europäischen Raumfahrtagentur ESA nicht exakt
vorhersagen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7683: Aus aller Welt - 17.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Regierung Macron verzichtet auf Flughafen Notre-Dame-des-Landes

Die französische Regierung stellt das seit Jahrzehnten geplante
Flughafenprojekt Notre-Dame-des-Landes in Westfrankreich ein.
Premierminister Edouard Philippe sagte am Mittwoch in Paris, die
Bauern der Region könnten ihr Land zurückbekommen. Bislang waren noch
keine Bauarbeiten für den Großflughafen vorgenommen worden, der
ursprünglich 2008 seinen Betrieb hätte aufnehmen sollen. 2016 hatten
die Bewohner der Region nordwestlich von Nantes für den Flughafen
votiert. Auf dem rund 16 Quadratkilometer großen Gelände sollen sich
mehrere hundert Aktivisten aufhalten, die den Flughafenbau verhindern
wollen. Bis zum Frühjahr werden sie das Gelände räumen müssen,
kündigte der Premier an. Andernfalls droht eine Zwangsräumung.
Anstelle des geplanten Flughafens soll laut Philippe der vorhandene
Airport Nantes-Atlantique ausgebaut werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7644: Medizin und Gesundheitswesen - 17.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Schleswig-Holstein will digitalisierte Gesundheitsversorgung

Die Digitalisierung des Gesundheitswesens gilt als eine der Aufgaben,
denen sich Länder und Gemeinden widmen müssen. Schleswig-Holstein
will sie mit großem Engagement umsetzen. Das nördliche Bundesland
sieht seine Zukunft schon seit einiger Zeit unter anderem im Ausbau
des Gesundheitsbereiches. Jetzt will man durch die digitale
Vernetzung der Gesundheitsversorgung vor allem im ländlichen Bereich
zum Vorreiter der Entwicklung werden. So gab Gesundheitsminister
Heiner Garg (FDP) zu bedenken, daß der Gesundheits- und Pflegebereich
durch die sinkende Zahl der Fachkräfte und die steigenden Bedürfnisse
der älter werdenden Gesellschaft vor großen Herausforderungen steht.
Dem wolle man mit Projekten wie die "Elektronische Visite (elVi)"
entgegenwirken. Diese wird die AOK Nordwest und die Kassenärztliche
Vereinigung Schleswig-Holstein mit dem Praxisnetz Lauenburg im April
starten. Weiter will man mit dem Projekt "Telemedizin - Was gewinnen
Patient und Hausarzt" die Bevölkerung auf dem Land besser informieren.
Dieses Projekt wurde vom Landfrauen-Verband gemeinsam mit der
Ärztekammer Schleswig-Holstein entwickelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7671: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.01.2018 (SB)




VOM TAGE



BVerfG befaßt sich mit dem Streikrecht von Beamten

Das Bundesverfassungsgericht befaßt sich seit Mittwoch mit der
Problematik des Streikverbots für Beamte bzw. die bundesweit 650.000
beamteten Lehrer. Deren rund 200.000 angestellten Kollegen dürfen im
Kampf um bessere Arbeitsbedingungen die Arbeit niederlegen. Vier
beamtete Lehrer aus Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein hatten sich nicht an das für sie geltende
Streikverbot gehalten und während der Dienstzeit an
Protestveranstaltungen oder Streiks teilgenommen, die von der
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) organisiert worden
waren. Dafür waren sie disziplinarisch bestraft worden, woraufhin sie
vor Gericht zogen. Mit einer Entscheidung des BVerfG in der
Angelegenheit ist erst in einigen Monaten zu rechnen. Die vier Lehrer
werden im angelaufenen Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht vom
Deutschen Gewerkschaftsbund und der GEW unterstützt. Die
Gewerkschaften treten für ein Streikrecht von Beamten ein, wobei sie
sich auf das Völkerrecht und das internationale Arbeitsrecht berufen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7597: Sprache, Kunst und Medium - 17.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Raffinierte Heizungstechnik bereits im frühen Mittelalter

Wer an den Wohnkomfort mittelalterlicher Klöster, Schlösser und Burgen
denkt, dem fallen vor allem die unangenehm kalten und zugigen oder
auch verräucherten Räume ein. Archäologen haben kürzlich im Kloster
Wedinghausen jedoch die älteste Warmluftheizung Westfalens freigelegt.

Die Wissenschaftler bezeichneten die Heizung aus dem 12. Jahrhundert
als eine Sensation. Bislang kannten sie Beispiele für diesen
Heizungstyp erst gut hundert Jahre später im Spätmittelalter. Die
Arnsberger Heizung wurde möglicherweise schon bei Gründung des
Klosters 1170/73 eingebaut.

Bei der Heizung erwärmten durch Kohle erhitzte Steine eine darüber
liegende Luftkammer, die die Räume ohne Raucherzeugung mit
Temperaturen bis zu 20 Grad Celsius versorgte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7661: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.01.2018 (SB)




VOM TAGE



US-Außenminister Tillerson spricht von Krieg gegen Nordkorea

US-Außenminister Rex Tillerson hat der Weltgemeinschaft einen Krieg
mit Nordkorea für den Fall angekündigt, daß die Volksrepublik nicht
auf ihre Atomwaffen verzichtet. Entsprechend nüchtern und klaren
Blickes sollten alle sein, meinte Tillerson am Dienstagabend
(Ortszeit) während einer Pressekonferenz zu einem
Außenministertreffen im kanadischen Vancouver. Sollte Nordkorea nicht
einlenken, wäre es selbst für einen Krieg verantwortlich. Ansonsten
setzt die US-Regierung laut Tillerson auf eine diplomatische Lösung
mit dem Ziel einer vollständigen, nachweisbaren und unumkehrbaren
Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel. Dabei bleibt
ausgeklammert, daß die USA als Schutzmacht Südkoreas über das größte
Nuklearpotential der Welt verfügen. Die Außenminister von 20 Ländern
befaßten sich bei ihrem zweitägigen Treffen mit weiteren Sanktionen
gegen Nordkorea. Die Kollegen aus Rußland und China waren nicht zu
der Konferenz eingeladen worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7675: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.01.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Parlament verabschiedet Richtwert für Ökostromanteil am Energiemix

Das EU-Parlament in Straßburg hat am Mittwoch mit großer Mehrheit
Richtwerte für den Ausbau der Ökostromgewinnung in der Gemeinschaft
verabschiedet. Demnach soll der Anteil erneuerbarer Energien am
Strommix bis zum Jahr 2030 auf 35 Prozent steigen. Parallel dazu soll
der Energieverbrauch in der EU um 35 Prozent im Vergleich zu 1990
sinken. Unter Einsatz von Palmöl gewonnene Kraftstoffe sollen nicht
mehr als Biokraftstoffe anerkannt werden. Die Energieminister der
Mitgliedsländer hatten sich im Dezember auf einen Ökostromanteil von
27 Prozent bis 2030 verständigt. In Deutschland haben Union und SPD
bei ihren Koalitionssondierungen einen Ökostromanteil von 65 Prozent
bis 2030 anvisiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7647: Tragisches und Kurioses - 17.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutschlands Straßenbau hinkt hinterher

Wegen der starken Verkehrsbelastungen hat es der Straßenbau in
Deutschland nicht nur außerordentlich schwer, mit der Entwicklung
Schritt zu halten, sondern auch die Instandhaltung dessen, was an
Infrastruktur zur Verfügung steht, macht es erforderlich, sehr viel
größere Anstrengungen als bisher aufzubringen, um den Verkehrsfluß
bewältigen zu können. Nun taucht nach Expertenmeinung als weitere
Herausforderung der Klimawandel, der berücksichtigt werden muß, am
Horizont auf.

Wie Stefan Höller, Projektleiter des Demonstrations-, Untersuchungs-
und Referenzareals der Bundesanstalt für Straßenwesen kürzlich im ZDF
sagte, werde es zukünftig längere und extreme Wettersituationen geben.
So können beispielsweise Hitzeperioden mit 40 Grad künftig mehrere
Wochen anhalten. Auf Veränderungen dieser Art werde man schneller
reagieren müssen, so Höller. Mit Entwicklungszyklen von 30 Jahren wie
bisher komme man nicht mehr aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7672: Arbeit, Soziales und Familie - 17.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Opel-Umstrukturierung nicht gegen den Widerstand der Belegschaften

Im aktuellen Tarifkonflikt der Metall- und Elektrobranche organisiert
die IG Metall bundesweite Warnstreiks, um gegenüber den Arbeitgebern
die Forderungen nach höheren Arbeitslöhnen und einer Teilzeitregelung
zu bekräftigen. An den Standorten der Opel-Werke in Deutschland geht
es zudem um den Erhalt von Arbeitsplätzen, nachdem die Marke im
August vom französischen Konzern PSA übernommen wurde. Vor rund 6000
Kundgebungsteilnehmern in Rüsselsheim warnte der
IG-Metall-Vorsitzende Hofmann am Mittwochvormittag, die
Umstrukturierung des Autobauers werde ohne die Unterstützung der
Belegschaft nicht gelingen. Sollte PSA Arbeitsplätze bei Opel abbauen
wollen, werde die IG Metall kämpfen. Kundgebungen von Opelanern gab
es auch in Kaiserslautern und Eisenach.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7655: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Hendricks will in Deutschland kein Glyphosat mehr

Will Bundesumweltministerin Barbara Hendricks sich lediglich im
Gespräch halten oder hat sie wirklich vor, ihre Ankündigung in die
Tat umzusetzen? Wie das Deutsche Ärztblatt berichtete, will sie die
Nutzung des umstrittenen Unkrautgifts Glyphosat in Deutschland noch
in dieser Legislaturperiode enden lassen. Wie die SPD-Ministerin im
Rahmen eines Agrarkongresses ihres Ministeriums in Berlin mitteilte,
hatten sich Union und SPD in ihren Sondierungen darauf geeinigt, den
Einsatz von glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln deutlich
einzuschränken. Ziel sei es, die Anwendung so schnell wie möglich
grundsätzlich zu beenden. Eine genaue Frist ist aber bisher nicht
bekannt.
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WIRTSCHAFT/7660: Märkte und Finanzen - 17.01.2018 (SB)




VOM TAGE



DERA rechnet nicht mit Knappheit von Lithium

Die Deutsche Rohstoffagentur (DERA) in der Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) rechnet mit einer Verdopplung
bis Verdreifachung der globalen Nachfrage nach Lithium bis zum Jahr
2025. Weil bis dahin eine Produktionsausweitung zu erwarten ist, wird
keine Knappheit des für Elektromobilität und stationäre Stromspeicher
bislang unverzichtbaren Metalls eintreten. Aber die Preise für
Lithium werden anziehen. Der Jahresbedarf beträgt 33.000 Tonnen.
Gegenwärtig liefern Chile und Australien fast 80 Prozent des in
Bergwerken geförderten Lithiums. Die Bedeutung Chiles für die
Lithiumgewinnung wird in den kommenden Jahren zurückgehen, während
Kanada und Argentinien in die Produktion einsteigen. Auch Bolivien
hat ein großes Potential. Deutschland ist beim Lithium primär auf
Importe angewiesen. Außer Lithium werden für Elektrofahrzeuge seltene
Erden, Graphit und Kobalt benötigt. Die Seltenerdmetalle und Graphit
kommen hauptsächlich aus China. Der Kongo liefert den größeren Teil
des Kobalts.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7678: Aus Forschung und Technik - 17.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Chamäleons können fluoreszieren

Chamäleons, diese so bedächtig wirkenden Insektenvertilger, sind
ausgesprochen faszinierend. Jetzt haben Wissenschaftler an der
Zoologischen Staatssammlung München laut dpa herausgefunden, daß sie
nicht nur ihre Farbe wechseln können. Viele von ihnen leuchten unter
UV-Licht blau. Die sonst unsichtbaren Muster überziehen den Kopf der
Tiere und setzen sich teils auch über den Körper fort. Ob das
Leuchten bloß eine Laune der Natur ist oder einem bestimmt Zweck
dient, können die überraschten Forscher nicht sagen. Ihnen war bisher
völlig unbekannt, daß landlebende Wirbeltiere fluoreszieren können.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





FORSCHUNG/214: Forscher entschlüsseln zentrales Reaktionsprinzip von Metalloenzymen (idw)


Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen - 15.01.2018

Forscher entschlüsseln zentrales Reaktionsprinzip von Metalloenzymen

Sogenannte vorverspannte Zustände beschleunigen auch photochemische
Reaktionen



Was ermöglicht den schnellen Transfer von Elektronen, beispielsweise in
der Photosynthese? Ein interdisziplinäres Forscherteam hat die
Funktionsweise wichtiger bioanorganischer Elektronentransfersysteme im
Detail aufgeklärt. Die Wissenschaftler konnten mit einer Kombination
unterschiedlichster, zeitaufgelöster Messmethoden, unter anderem an DESYs
Röntgenlichtquelle PETRA III, zeigen, dass sogenannte vorverspannte
Zustände photochemische Reaktionen beschleunigen oder überhaupt erst
ermöglichen.

Was ermöglicht den schnellen Transfer von Elektronen, beispielsweise in
der Photosynthese? Ein interdisziplinäres Forscherteam hat die
Funktionsweise wichtiger bioanorganischer Elektronentransfersysteme im
Detail aufgeklärt. Die Wissenschaftler konnten mit einer Kombination
unterschiedlichster, zeitaufgelöster Messmethoden, unter anderem an DESYs
Röntgenlichtquelle PETRA III, zeigen, dass sogenannte vorverspannte
Zustände photochemische Reaktionen beschleunigen oder überhaupt erst
ermöglichen. Die Gruppe um Sonja Herres-Pawlis von der RWTH Aachen,
Michael Rübhausen von der Universität Hamburg und Wolfgang Zinth von der
Münchner Ludwig-Maximilians-Universität, stellt ihre Arbeit im Fachjournal
"Nature Chemistry" vor.

Die Forscher hatten den vorverspannten, "entatischen" Zustand an einem
Modellsystem untersucht. Als entatischen Zustand bezeichnen Chemiker die
Konfiguration eines Moleküls, bei der die normale Anordnung der Atome
durch äußere Bindungspartner so verändert wird, dass die Energieschwelle
für die gewünschte Reaktion abgesenkt wird und deshalb die
Reaktionsgeschwindigkeit zunimmt. Ein Beispiel ist das Metalloprotein
Plastocyanin, das ein Kupferatom im Zentrum besitzt und für wichtige
Elektronentransferschritte in der Photosynthese verantwortlich ist. Je
nach Oxidationsstufe bevorzugt das Kupferatom eine flache Konfiguration,
bei der die umgebenden Atome alle in einer Ebene angeordnet sind (planare
Geometrie), oder eine Tetraeder-förmige Anordnung der Nachbarmoleküle.
Durch die Bindungspartner im Protein wird das Kupferatom jedoch in eine
Art Zwischenanordnung gezwungen. Durch diesen stark verzerrten Tetraeder
wird ein sehr schneller Wechsel zwischen den beiden Oxidationszuständen
des Kupferatoms ermöglicht.

"Solche vorverspannten Zustände spielen bei vielen biochemischen Prozessen
eine wichtige Rolle", erläutert Rübhausen, der am Hamburger Center for
Free-Elektron Laser Science (CFEL) arbeitet, einer Kooperation von DESY,
Universität Hamburg und der Max-Planck-Gesellschaft. "Das Prinzip des
entatischen Zustands hilft bei Elektronentransferreaktionen, die überall
in der Natur und auch im Menschen stattfinden, zum Beispiel wenn wir atmen
oder Pflanzen Photosynthese betreiben", ergänzt Herres-Pawlis.

Bei den biochemisch relevanten vorverspannten Zuständen ist stets ein
Metallatom beteiligt. Die Wissenschaftler untersuchten ein Modellsystem
aus einem Kupferkomplex und maßgeschneiderten daran gebundenen Molekülen,
sogenannten Liganden. Mit Hilfe eines breiten Spektrums von
Beobachtungsmethoden sowie mit theoretischen Rechnungen konnten die
Forscher zeigen, dass die verwendeten Liganden den Kupferkomplex in der
Tat in einen vorverspannten (entatischen) Zustand versetzen, und die
Reaktion nach der Lichtabsorption im Detail verfolgen.

Die Kombination von zeitabhängiger UV-, Infrarot-, Röntgen- und visueller
Fluoreszenz-Spektroskopie lieferte ein detailliertes Bild der Dynamik der
Strukturänderungen auf der Zeitskala von Piko- bis Nanosekunden
(billionstel bis milliardstel Sekunden). "Zum ersten Mal können wir
verstehen, wie vorverspannte Zustände den Ladungstransfer begünstigen",
erläutert Rübhausen. "Außerdem belegen unsere Untersuchungen, dass
vorverspannte Zustände auch für photochemische Reaktionen von Bedeutung
sind, also für bestimmte biochemische Prozesse, die durch Licht ausgelöst
werden", erläutert Herres-Pawlis.

Die Untersuchung zeigt im Detail, wie der Prozess abläuft: Aus dem
Startzustand (Kupfer in der Oxidationsstufe +1) wird durch die optische
Anregung ein Elektron vom Kupfer auf einen Liganden übertragen. Noch in
Femtosekunden (billiardstel Sekunden) fällt der entstehende angeregte
Zustand in einen immer noch angeregten sogenannten S1-Zustand. Hier
entspannt sich in geringem Umfang die Geometrie.

Kurz danach vollführt das Elektron einen Spinwechsel. Der Spin eines
Elektrons ist etwas Ähnliches wie die Drehrichtung eines Kreisels. Obwohl
das eine Elektron bisher auf dem Liganden verweilte, lagen dieses Elektron
und sein entsprechender Partner auf dem Kupfer in einer Spinpaarung vor.
Das Elektron auf dem Liganden kehrt nun seinen Spin um. Durch diesen sehr
schnellen Übergang in den sogenannten Triplett-Zustand innerhalb von nur
etwa zwei Pikosekunden wird die Spinpaarung aufgehoben. Dieser T1-Zustand
existiert 120 Pikosekunden und fällt dann unter erneuter Spinumkehr in den
Grundzustand zurück. Alle Zeitkonstanten sind im Vergleich zu anderen
Kupferkomplexen ohne Vorverspannung deutlich verkürzt. "Das vollständige
Verständnis aller ablaufenden Prozesse wurde erst durch die einzigartige
Kombination der Untersuchungsmethoden möglich", betont Zinth.

Die detaillierte Analyse des Reaktionsprinzips verbessert nicht nur das
Verständnis natürlicher Prozesse. Es kann auch helfen, neue, der Natur
nachempfundene bioanorganische Komplexe maßzuschneidern, deren
Wirkungsspektrum über das der natürlichen hinausgeht. Diese Komplexe
könnten chemische Reaktionen, die mit Elektronentransfer einhergehen, auch
in anderen Bereichen beschleunigen oder ermöglichen.

An der Untersuchung waren Forscher der Universität Hamburg, der RWTH
Aachen, der Ludwig-Maximilians-Universität München, von DESY, der
Universität Paderborn, des europäischen Forschungszentrums ELI Beamlines
an der Tschechischen Akademie der Wissenschaften, der Universität Uppsala,
der Technischen Universität Göteborg, von European XFEL und der Dänischen
Technischen Universität beteiligt. Die Studie wurde durch die Förderung
durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft im Rahmen der dislozierten
Forschergruppe FOR1405 (Dynamics of Electron Transfer Processes within
Transition Metal Sites in Biological and Bioinorganic Systems) sowie dem
SFB749 (Dynamics and Intermediates of Molecular Transformations) und dem
Exzellenzcluster CIPSM ermöglicht.


Originalarbeit:

Transferring the entatic state principle into copper photochemistry; B.
Dicke, A. Hoffmann, J. Stanek, M. S. Rampp, B. Grimm-Lebsanft, F. Biebl,
D. Rukser, B. Maerz, D. Göries, M. Naumova, M. Biednov, G. Neuber, A.
Wetzel, S. M. Hofmann, P. Roedig, A. Meents, J. Bielecki, J. Andreasson,
K. Beyerlein, H. N. Chapman, C. Bressler, W. Zinth, M. Rübhausen and S.
Herres-Pawlis; "Nature Chemistry", 2017; DOI: 10.1038/10.1038/nchem.2916



Weitere Informationen unter:
https://www.desy.de/e409/e116959/index_ger.html?openDirectAnchor=1331&two_columns=1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution63

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen, Thomas von Salzen, 15.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/394: Kristallines Material löst sich dynamisch statt kontinuierlich (idw)


MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften an der Universität Bremen -
15.01.2018

Material löst sich dynamisch statt kontinuierlich

Wissenschaftler aus Bremen und Dresden finden neuen Prozess, wie sich
kristallines Material in Flüssigkeiten freisetzt



Würfelzucker löst sich in Tee oder Kaffee, Karbonat in Meeren und Ozeanen.
Bislang haben Forschende vermutet, dass sich solche Kristalle
kontinuierlich in Flüssigkeit auflösen. PD Dr. Cornelius Fischer und Prof.
Dr. Andreas Lüttge vom MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften der
Universität Bremen haben nun aber einen besonderen Prozess der
Materialauflösung entdeckt, der sich auch auf die quantitative
Vorhersagbarkeit natürlicher und technischer Prozesse auswirken wird.
Statt in einem kontinuierlichen Prozess lösen sich Kristalle in Pulsen.
Ihre Ergebnisse haben sie am 15. Januar in der Fachzeitschrift Proceedings
of the National Academy of Sciences (PNAS) veröffentlicht.

Wie kristallines Material mit Flüssigkeiten reagiert, ist bestimmend für
ganz alltägliche Prozesse in der Natur und in technischen Anwendungen -
wie Metalle korrodieren oder Karbonatgestein zersetzt wird sind Beispiele,
ebenso auch die Aufnahme von Arzneimittelwirkstoffen im Körper. Wie lange
dauert es zum Beispiel, bis ein Medikament aufgenommen wird und sich der
Wirkstoff freisetzt? Bislang, so die Autoren, sei man davon ausgegangen,
dass die Reaktionsprodukte beständig von der Kristalloberfläche
freigesetzt werden, das entspricht einer kontinuierlichen Auflösung.

"Neue experimentelle und analytische Ergebnisse zeigen aber etwas
grundlegend Anderes: Material wird in einer Folge von Reaktionspulsen
freigesetzt", erklärt Dr. Cornelius Fischer, Erstautor der Studie, die am
MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften der Universität Bremen
entstanden ist. Das bedeutet, dass die zeitliche und räumliche Verteilung
der Materialfreisetzung grundsätzlich anders funktioniert als bisher
angenommen. Interessant wird es, wenn sich solche Pulse der
Materialfreisetzung überlagern, denn so könnten völlig neue Porenmuster
von Festkörpern entstehen. Ein Beispiel für eine klassische Anwendung,
sagt Fischer, sei die Durchlässigkeit sonst dichter Festkörper, etwa wie
Wasser durch Gestein sickert und so neue Wege für die Flüssigkeit schafft
und das Gestein insgesamt poröser wird. Das Porenmuster zeigt dann, wie
durchlässig das Gestein ist.

Relevant für Sicherheits- und Risikobewertung



Die Forschung der Mineralogen ist zum Beispiel relevant für Risiko- und
Sicherheitsabschätzungen, etwa wenn es um die Einlagerung von Gasen oder
das Entsorgen von nuklearem Material geht - "immer dann", verdeutlicht
Fischer, "wenn Prognosen für Anwendungen und Prozesse der
Flüssigkeit-Festkörper-Reaktionen verbessert werden sollen".

Ihre jetzt veröffentlichten Ergebnisse stellen die vorherrschende
konzeptionelle Ansicht in Frage, dass die Kristallauflösung einfach der
umgekehrte Prozess des kontinuierlichen Kristallwachstums ist. "Solche
Pulse wurden für Kristallwachstumsprozesse bislang nicht beobachtet", sagt
Cornelius Fischer. Für ihre Studie haben Andreas Lüttge und Fischer, der
inzwischen als Abteilungsleiter an das Institut für Ressourcenökologie am
Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf gewechselt ist, die Auflösung von
Kalzit und Zinkoxid untersucht. Schnell reagierende Kalzitoberflächen
bieten oft ein sehr heterogenes Bild.

"Zinkoxid zum Beispiel eignet sich jedoch gut für eine Beobachtung der
Oberflächenveränderungen quasi in Zeitlupe", erklärt Andreas Lüttge. "Als
wir zum ersten Mal solche Pulse mit Zinkoxid-Oberflächen entdeckten, war
es schwer zu glauben, dass dieses Ergebnis verallgemeinerungsfähig ist. Zu
sehr bestimmen die komplexen Reaktionsmuster wie auf Kalzitoberflächen
unsere Interpretation. Jetzt sind wir jedoch mit den neuen Ergebnissen in
der Lage, solche Muster der Materialfreisetzung besser zu verstehen."

Modelle müssen weiter verfeinert werden



Ziel der Untersuchungen von Fischer und Lüttge sind Modelle der
quantitativen Prognose. Wie schnell und mit welchen räumlichen Mustern
ändern sich Festkörperoberflächen und setzen Material frei? Wie entwickelt
sich die Durchlässigkeit von festem Material? Fischer: "In Zukunft werden
wir unsere neuen Erkenntnisse in reaktiven Transportmodellen anwenden, um
für grundsätzliche und angewandte Fragestellungen eine bessere
Vorhersagbarkeit der Materialfreisetzung zu ermöglichen."


Originalveröffentlichung:

Cornelius Fischer and Andreas Lüttge: Pulsating dissolution of crystalline
matter. Proceedings of the National Academy of Sciences 2018,
DOI:10.1073/pnas.1711254115



MARUM entschlüsselt mit modernsten Methoden und eingebunden in
internationale Projekte die Rolle des Ozeans im System Erde - insbesondere
im Hinblick auf den globalen Wandel. Es erfasst die Wechselwirkungen
zwischen geologischen und biologischen Prozessen im Meer und liefert
Beiträge für eine nachhaltige Nutzung der Ozeane. Das MARUM umfasst das
DFG-Forschungszentrum und den Exzellenzcluster "Der Ozean im System Erde".

Weitere Informationen unter:

http://www.marum.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution314

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

MARUM - Zentrum für Marine Umweltwissenschaften an der Universität Bremen,

Ulrike Prange, 15.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ENERGIE/1535: Mit mikroskopischen Luftblasen dämmen (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 15.01.2018

Mit mikroskopischen Luftblasen dämmen



Bessere Wärmedämmung heisst weniger Heizkosten - doch das soll nicht auf
Kosten einer spannenden Architektur gehen. Ein neuartiger, mit Aerogel
gefüllter Ziegelstein könnte in Zukunft dünne und hochdämmende Mauern
ermöglichen, und dies ganz ohne zusätzliche Dämmschicht.

Die Rechnung ist einfach: Je besser ein Gebäude gedämmt ist, desto weniger
Heizwärme verpufft im Winter - und desto weniger Energie muss eingesetzt
werden, um eine angenehme Raumtemperatur zu erreichen. Kein Wunder, erhöht
das Bundesamt für Energie (BFE) die Anforderungen an die Gebäudedämmung
regelmässig.

Traditionell werden die dämmenden Schichten auf die fertig gebauten Mauern
oder Wände aufgebracht. Mehr und mehr kommen aber auch Ziegelsteine zum
Einsatz, die bereits selbst dämmende Eigenschaften aufweisen - das spart
zum einen Arbeitsschritte und damit Kosten, andererseits eröffnet es neue
architektonische Möglichkeiten. Dämmziegelsteine bieten einen gangbaren
Kompromiss zwischen mechanischen und thermischen Eigenschaften und eignen
sich auch für mehrstöckige Gebäude. Es gibt sie bereits in zahlreichen
Varianten auf dem Markt: Die einen besitzen zahlreiche luftgefüllte
Kammern, andere haben grössere Hohlräume, die mit dämmenden Materialien
wie Perlit, Mineralwolle oder Polystyrol gefüllt sind. Ihre Wärmeleitwerte
unterscheiden sich je nach Struktur und Füllmaterial. Damit die Wände aber
gleich gut dämmen wie solche mit separaten dämmenden Schichten, sind die
dämmenden Ziegelsteine meist deutlich dicker als gewöhnliche.

Aerogel statt Perlit

Forschende der Empa haben nun in Dämmziegeln Perlit mit Aerogel ersetzt,
ein hochporöser Festkörper, der sehr hohe wärmedämmende Eigenschaften
aufweist und gleichzeitig Temperaturen von bis zu 300°C aushält (siehe
Kasten). Es ist kein unbekannter Werkstoff für die Forscher: Sie haben
damit bereits einen Hochleistungsdämmputz entwickelt, der es unter anderem
erlaubt, historische Bauten energetisch zu sanieren und dabei optisch
nicht zu beeinträchtigen. 

Zusammen mit seinen Kollegen hat Empa-Forscher Jannis Wernery aus der
Forschungsabteilung «Building Energy Materials und Components» hat aus den
Aerogel-Partikeln eine pastenartige Mischung entwickelt, um diese als
Füllmaterial für den Ziegelstein zu verwenden. «Das Material kann einfach
in die Hohlräume gefüllt werden und verbindet sich dann mit dem Ton der
Ziegel», so Wernery. «Das Aerogel hält in den Ziegeln - man kann ganz
normal mit ihnen umgehen.» Der «Aerobrick» war geboren.

Ein Vergleich in einem speziellen Messgerät für Wärmeleitfähigkeit bei
einer mittleren Temperatur von 10°C zeigt, dass die perlitgefüllten
Ziegelsteine bei gleicher Struktur und Dicke um rund ein Drittel
schlechter dämmen als der Aerobrick. In anderen Worten: Um die gewünschten
Dämmwerte zu erreichen, muss ein eine Wand aus Perlit-Ziegelstein rund 35%
dicker sein als eine Aerobrick-Wand.

Noch beeindruckender ist der Vergleich mit gewöhnlichem Mauerwerk aus
nicht-isolierenden Ziegelsteinen: Diese leiten Wärme bis zu achtmal
besser. Eine herkömmliche Mauer müsste also fast zwei Meter dick sein, um
gleich gut zu dämmen, wie eine gerade mal 20 Zentimeter dicke Mauer aus
Aerobricks. Mit einer gemessenen Wärmeleitfähigkeit von gerade einmal 59
Milliwatt pro Quadratmeter und Kelvin Temperaturunterschied ist der
Aerobrick zurzeit der am besten dämmende Ziegelstein der Welt.
Heute und Morgen wird allerdings vermutlich noch niemand ein neues Haus
aus Aerobricks bauen können - dazu ist das Füllmaterial im Moment nämlich
noch zu teuer. Wernery rechnet vor, dass beim heutigen Marktpreis für
Aerogel ein einziger Quadratmeter Mauerwerk rund 500 Franken Zusatzkosten
verursachen würde. Allerdings gehen Experten davon aus, dass die Kosten
für Aerogel in naher bis mittelfristiger Zukunft massiv sinken werden -
dann steht dem Einsatz des neuen Wunderziegelsteins nichts mehr im Wege.


Info: Aerogel

Aerogele sind als Dämmstoffe im Baubereich eine relativ neue Entwicklung.
Die Basis für das Material sind meist Silikate, doch im Volumen besteht es
zu über 90% aus luftgefüllten Poren mit Grössen im Nanobereich. Dadurch
wird die Energieübertragung durch die Bewegung der Luftmoleküle minimiert
- in anderen Worten, Aerogele sind hocheffiziente Dämmstoffe. Neben den
thermischen Eigenschaften sind Aerogele dampfdurchlässig, nehmen fast
keine Feuchtigkeit auf, sind rezyklierbar, ungiftig und nicht brennbar.
Das macht sie zu einem nahezu idealen Wärmedämmmaterial für den
Gebäudebereich.

Weitere Informationen unter:

https://www.empa.ch/web/s604/aerobrick

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1017

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt,

Rainer Klose, 15.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1230: Ein "intelligentes Fieberthermometer" für Mikrochips (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 16.01.2018

Ein "intelligentes Fieberthermometer" für Mikrochips



Die Miniaturisierung von Computerchips eröffnet ein weiteres Einfallstor
für Hackerangriffe: Mikrochips sind hochsensibel und könnten durch
gezielte Überlastung physisch zerstört werden. Einem Forscherteam am
Karlsruher Institut für Technologie ist jetzt der Nachweis gelungen, dass
die Überwachung von Prozessoren mittels thermischer Muster Rückschlüsse
auf manipulative Steuerbefehle zulässt. Daraus könnte eine neue Generation
von Computerchips entstehen, in die ein intelligentes, sich selbst an neue
Bedrohungen anpassendes Überwachungssystem bereits integriert ist.

Technologische Fortschritte in der Elektronikindustrie wie größere
Geschwindigkeiten, geringere Kosten aber auch kleinere Baugrößen eröffnen
heute ganz neue Möglichkeiten der Automatisierung und industriellen
Fertigung ohne die eine "Industrie 4.0" nicht vorstellbar wäre. Gerade die
Miniaturisierung ist in den letzten Jahren so stark vorangeschritten, dass
inzwischen der physische Fluss von wenigen Elektronen genügt um eine
Software auszuführen. Doch dieser Fortschritt hat auch eine Schattenseite:
Prozessoren für die industrielle Fertigung in der Größenordnung von
weniger als 10 Nanometer sind so empfindlich, dass Hacker durch eine
gezielte Überlastung mittels falscher Steuerbefehle einen künstlichen
Alterungsprozess auslösen könnten, der diese innerhalb von wenigen Tagen
zerstört. Um solche Attacken auf Industrieanlagen zukünftig abwehren zu
können, arbeitet eine Forschungsgruppe am KIT nun an einem intelligenten
Selbstüberwachungssystem.

Grundlage des neuen Ansatzes ist die Identifikation von thermischen
Mustern im Normalbetrieb von Prozessoren: "Jeder Chip erzeugt einen
spezifischen thermischen Fingerabdruck", erläutert Professor Jörg Henkel,
der die Forschungsgruppe am Chair for Embedded Systems (CES) leitet:
"Berechnungen werden durchgeführt, etwas wird im Arbeitsspeicher abgelegt
oder von der Festplatte abgerufen. Alle diese Operationen führen in
unterschiedlichen Bereichen des Prozessors zu einer kurzzeitigen Erwärmung
und Abkühlung." Seine Forschungsgruppe beobachtete nun dieses Muster mit
sensiblen Infrarotkameras und konnte Veränderungen in der Steuerroutine
auf Grundlage von minimalen Temperaturschwankungen oder zeitliche
Abweichungen im Bereich von Millisekunden nachvollziehen. Der
Versuchsaufbau mit Infrarotkameras diente dabei dem Nachweis der
Machbarkeit einer solchen Thermoüberwachung. Zukünftig sollen Sensoren auf
dem Chip die Funktion der Kameras übernehmen. "Schon heute gibt es
Temperatursensoren auf den Chips. Sie dienen dort als Überhitzungsschutz",
sagt Jörg Henkel: "Wir werden die Zahl der Sensoren vergrößern und sie
erstmals zu Zwecken der Cyber-Security einsetzen." Außerdem wollen die
Wissenschaftler Chips mit neuronalen Netzen ausstatten, die thermische
Abweichungen selbständig identifizieren und so die Überwachung des Chips
in Echtzeit übernehmen sollen.

Einen praktischen Einsatz ihres "intelligenten Fieberthermometers" halten
die Forscher zunächst bei industriellen Anlagen für wahrscheinlich. Dort
werden meist statische Steuerroutinen ausgeführt, bei denen Abweichungen
einfacher zu identifizieren sind, als etwa in einem Smartphone. Allerdings
geht es auch bei Industriecomputern, um eine dynamische Bedrohungslage:
"Wenn die Hacker wissen, dass die Temperatur überwacht wird, dann werden
sie sich anpassen", erklärt der Informatiker Hussam Amrouch, der im Team
von Jörg Henkel mitarbeitet: "Sie werden kleinere oder langsamere
Programme schreiben, deren Erwärmungsprofile schwerer zu erkennen sind."
Die neuronalen Netze sollen deshalb von Anfang an so trainiert werden,
dass sie auch eine modifizierte Bedrohung erkennen.




Weitere Informationen:

http://ces.itec.kit.edu/24.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, Monika Landgraf, 16.01.2018
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KINO/432: Berlin - Barrierefreie Filmpreview "Wunder" im Kleisthaus am 22.1.2018


Kulturveranstaltung der Behindertenbeauftragten der Bundesregierung

Exklusive barrierefreie Filmpreview WUNDER für Schulklassen in
Kooperation mit STUDIOCANAL 

Filmvorführung mit anschließendem Publikumsgespräch

Montag, 22. Januar 2018, 9.00 - 12.00 Uhr im Kleisthaus, Mauerstr. 53, 10117 Berlin



Zum Film: 

August Pullman (Jacob Tremblay) hat aufgrund eines Gendefektes ein
stark entstelltes Gesicht, so dass es seiner Familie zunächst als
besser erschien, dass er zu Hause von seiner Mutter Isabel (Julia
Roberts) unterrichtet wird. Als er jedoch zehn Jahre alt wird, wollen
seine Mutter und sein Vater (Owen Wilson) ihm einen Schulbesuch
ermöglichen, weshalb er kurz darauf zum ersten Mal in die fünfte
Klasse (an der Beecher Prep) geht. Dort findet er sich nach
anfänglichen Schwierigkeiten in den Schulalltag ein und findet neue
Freunde.

Im Anschluss an die Filmvorführung wird die Beauftragte im Gespräch
mit den Kindern der Frage nachgehen, wie eine barrierefreie
Filmvorführung aussieht, wie eine Audiodeskription funktioniert und
wie das Dolmetschen in Gebärdensprache. Außerdem werden die Kinder
eingeladen darüber zu diskutieren wann und wo sie in ihrem Alltag mit
den Themen des Films in Berührung kommen und wie sie sich gegenüber
Menschen verhalten die Beeinträchtigungen haben, Hilfe benötigen, oder
"anders" aussehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 15.01.2018

Laura Kraeusel, Kulturreferentin

Kultur im Kleisthaus

Interministerieller Arbeitsstab bei der Beauftragten der Bundesregierung

für die Belange von Menschen mit Behinderungen

Mauerstr. 53, 10117 Berlin

Tel: +49 (0)30 18 527 - 1793

E-mail: laura.kraeusel@behindertenbeauftragte.de

Internet: www.behindertenbeauftragte.de
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EUROPA/887: EU-Zukunftsthemen erfordern eine stabile Bundesregierung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Januar 2018

EU-Zukunftsthemen erfordern eine stabile Bundesregierung

Brüssel will in kommenden Monaten zentrale Weichen stellen



Der Deutsche Bundestag debattiert am morgigen Donnerstag das
Arbeitsprogramm der EU-Kommission für das Jahr 2018. Dazu erklärt der
europapolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael
Stübgen:

"Das aktuelle Arbeitsprogramm gibt einen umfassenden Überblick über
die Maßnahmen, die die EU-Kommission unter ihrem derzeitigen
Präsidenten Jean-Claude Juncker noch initiieren will. Sämtliche
Legislativvorschläge sollen bis Ende Mai 2018 vorgelegt werden, damit
diese rechtzeitig vor der Europawahl 2019 abgearbeitet werden können.
Das Jahr 2018 kann das Jahr zentraler Entscheidungen werden,
insbesondere in der EU-Wirtschaftspolitik, bei der Neugestaltung der
europäischen Migrationspolitik, beim neuen EU-Haushalt für die Jahre
2021-2027 und zum Brexit.

Zudem skizziert die EU-Kommission in ihrem Programm ihre
Vorstellungen im Rahmen der bereits angelaufenen Debatte zur
Fortentwicklung der EU bis zum Jahre 2025. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird sich an der Debatte konstruktiv
beteiligen und dabei weiterhin an der Maxime orientieren, dass Risiko
und Haftungsverantwortung nicht trennbar sind.

Umso wichtiger ist es jetzt, dass es in Deutschland möglichst bald
zur Bildung einer von der Mehrheit des Bundestages getragenen
Bundesregierung kommt, damit auf diesem stabilen Fundament deutsche
Anliegen in Brüssel vertreten werden können. Die Europapolitik war zu
Recht das Thema Nr. 1 bei den Sondierungsgesprächen zwischen CDU/CSU
und der SPD. Es ist zu wünschen, dass sich die Mehrheit der
SPD-Parteitagsdelegierten an diesem Wochenende dieser Verantwortung
stellt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





RECHT/837: Schwerpunktstaatsanwaltschaften und personelle Verstärkung sind nötige Ergänzung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Januar 2018

Schwerpunktstaatsanwaltschaften und personelle Verstärkung sind
nötige Ergänzung



Niedersachsen plant Schwerpunktstaatsanwaltschaften zur Bekämpfung
von Einbruchskriminalität einzurichten sowie Gerichte und
Anklagebehörden personell zu verstärken. Hierzu können Sie die
rechtspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker, wie folgt zitieren:

"Niedersachsen macht es richtig. Die Entscheidung der
niedersächsischen Justizministerin Barbara Havliza (CDU),
Schwerpunktstaatsanwaltschaften zur Bekämpfung von
Einbruchskriminalität und neue Stellen für Richter und Staatsanwälte
einzurichten, ist die nötige Ergänzung zu unseren Gesetzesänderungen
der letzten Legislaturperiode. Beim Pakt für den Rechtsstaat müssen
Bund und Länder genauso zusammenarbeiten. Ein solcher Pakt für den
Rechtsstaat für das gesamte Bundesgebiet ist auch unser Erfolg in den
Sondierungsgesprächen mit der SPD gewesen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AGRAR/088: Neue Weichen für zukunftsfähige Landwirtschaft jetzt stellen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2018

Neue Weichen für zukunftsfähige Landwirtschaft jetzt stellen



"Wer eine zukunftsfähige Landwirtschaft will, muss sie sozial und ökologisch gestalten und mit den Dörfern und kleinen Städten gemeinsam denken. Dazu sollten die ortsansässige Landwirtschaft, ländliche Bevölkerung und Verbraucherinnen und Verbraucher miteinander statt übereinander diskutieren und die Politik muss die nötigen Rahmenbedingungen für neue Weichenstellungen schaffen", erklärt Kirsten Tackmann, Agrarexpertin der Fraktion DIE LINKE, zum Auftakt der Internationalen Grünen Woche (IGW) in Berlin. Tackmann weiter:

"Aus Sicht der LINKEN geht es dabei vor allem um fair bezahlte Arbeit in der Landwirtschaft, die Sicherung des Zugangs zum Boden für ortsansässige Landwirtschaftsbetriebe und die strategische Ausrichtung der Landwirtschaft auf eine Versorgungsfunktion durch regionale Produktions-, Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen.

Mensch und Natur sollten in der Landwirtschaft an erster Stelle stehen statt Profitmaximierung. Daran müssen sich sowohl das Ordnungsrecht als auch die Agrarförderpolitik messen lassen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Januar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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AUSSEN/1634: Revolver-Politik von Trump in Nahost beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2018

Revolver-Politik von Trump in Nahost beenden



"Nach der Einstellung eines erheblichen Teils der US-Beiträge für das Hilfswerk der Vereinten Nationen für palästinensische Flüchtlinge (UNRWA) durch die USA muss die geschäftsführende Bundesregierung nun endlich ein Zeichen gegen die Revolver-Politik der Trump-Regierung und ihre Angriffe auf das UN-System setzen", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Diese angeblich vorübergehende Einstellung der US-Gelder für das UNRWA ist ein Erpressungsversuch, um bei der palästinensischen Autonomiebehörde die weltweit umstrittene Anerkennung Jerusalems als israelischer Hauptstadt zu erzwingen. Es ist auch ein weiterer Affront gegen die UNO nach dem UNESCO-Austritt und der Jerusalem-Entscheidung, die von drohender Rhetorik gegen die übrigen UN-Staaten flankiert war.

Die geschäftsführende Bundesregierung steht daher in der Pflicht, die Beiträge für UNRWA kurzfristig weiter zu erhöhen, und zwar nicht nur die zweckgebundenen Gelder, sondern auch die Kernbeiträge. Der Aufruf des UNRWA-Generalkommissars Pierre Krähenbühl für eine globale Spendenkampagne muss in Berlin Gehör finden, weil die UNRWA nach wie vor die Bildung für eine halbe Million Kinder, Nahrung und Finanzhilfen für 1,7 Millionen Flüchtlinge und medizinische Versorgung für bis zu fünf Millionen Flüchtlinge gewährleistet.

Zugleich muss Deutschland Palästina umgehend als souveränen Staat anerkennen. Entsprechende Initiativen aus Frankreich, Luxemburg und anderen EU-Ländern wurden von der geschäftsführenden Bundesregierung bisher weitgehend ignoriert."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Januar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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EUROPA/1583: Eurozone - neue Wirtschaftspolitik statt alter Rezepte


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2018

Eurozone - neue Wirtschaftspolitik statt alter Rezepte



"Eine leichte Flexibilisierung der Schuldenregeln im Abschwung ist wie einem Ertrinkenden ein Glas Wasser zu reichen. Fiskalräte zur Überwachung der Haushaltsdisziplin und die Pflicht zu permanenten Strukturreformen werden die Nachfrage weiter dämpfen. Rom und Paris würden in Zukunft aus Berlin und Brüssel regiert", kommentiert Fabio De Masi, Finanzexperte der Fraktion DIE LINKE, Vorschläge von 14 Ökonomen aus Deutschland und Frankreich zur Reform der Wirtschafts- und Währungsunion. De Masi weiter:

"Die Stabilisierung der Eurozone braucht eine Korrektur der deutschen Wirtschaftspolitik und einen Abbau der chronischen Leistungsbilanzüberschüsse. Aber niemand traut sich, den Exportjunkie Deutschland auf Entzug zu setzen, damit dieser über höhere Löhne und öffentliche Investitionen die Binnenwirtschaft stärkt. Der Außenhandelsüberschuss der gesamten Eurozone wird internationale Schuldenkrisen hervorrufen.

Eine europäische Einlagensicherung für die Bankenunion ist nur sinnvoll, wenn zuvor Risiken in den Bankbilanzen abgebaut werden. Dazu braucht es endlich eine Bankenstrukturreform zur Aufspaltung systemrelevanter Megabanken.

Öffentliche Investitionen sind kurzfristig vom Stabilitäts- und Wachstumspakt auszunehmen. Dies wird ausgerechnet für Rüstungsausgaben bereits von Deutschland und Frankreich angestrebt. Eine Sanktionierung chronischer Exportüberschüsse würde auch helfen, die private Verschuldung zu senken. Dann wären auch umfangreiche Transfers und der Fiskalpakt überflüssig."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Januar 2018
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EUROPA/1582: Parlamentseröffnung in Katalonien ohne acht gewählte Abgeordnete ist Schande für Europa


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2018

Parlamentseröffnung in Katalonien ohne acht gewählte Abgeordnete ist Schande für Europa



"Es ist eine Schande, dass mitten in Europa acht gewählte Abgeordnete, darunter Carles Puigdemont, ihr Mandat nicht ausüben können, weil die spanische Justiz sie inhaftiert oder aber ins Exil gezwungen hat", erklärt Andrej Hunko, Europaexperte der Fraktion DIE LINKE, zur heutigen ersten Parlamentssitzung des neuen katalanischen Parlaments in Barcelona. Hunko weiter:

"Nicht Repression, nur ein zivilisierter Dialog kann die - nicht nur in Katalonien - aufgeworfenen Fragen nach den Grenzen innerhalb Europas lösen.

Dem trotz dieser Umstände gewählten neuen Parlamentspräsidenten Roger Torrent (ERC) gratuliere ich zur Wahl.

Sobald die Ausschüsse im Bundestag endlich konstituiert sind, werde ich mich für die Aufnahme der acht Abgeordneten in das Bundestagsprogramm 'Parlamentarier schützen Parlamentarier' einsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Januar 2018
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SOZIALES/2486: Rund 40 Prozent aller Klagen gegen Hartz IV erfolgreich


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2018

Rund 40 Prozent aller Klagen gegen Hartz IV erfolgreich



"Wie die Bundesagentur für Arbeit mir auf Anfrage hin mitgeteilt hat, wurden im Jahr 2017 35,74 Prozent der Widersprüche gegen Entscheidungen der Jobcenter und 39,98 Prozent der Klagen teilweise oder vollständig zugunsten der Widerspruchführenden bzw. Klagenden entschieden. Das ist wie schon 2016 ein erfreulich hoher Anteil und zeigt: Es lohnt sich, den Rechtsweg einzuschlagen", erklärt Katja Kipping, Sozialpolitikerin der Fraktion DIE LINKE und Parteivorsitzende. Kipping weiter:

"Hartz IV bedeutet Armut und Ausgrenzung - und es ist der Grund für massenhaft rechtswidrige Entscheidungen der Jobcenter. Wer sich rechtlich dagegen wehrt, lebt nicht verkehrt und hat gute Aussichten auf Erfolg. Diese hohe Fehleranfälligkeit ist ein Grund mehr, Hartz IV abzuschaffen. DIE LINKE schlägt stattdessen die Einführung einer sanktionsfreien individuellen Mindestsicherung in Höhe von derzeit 1.050 Euro im Monat sowie einer eigenständigen Kindergrundsicherung in Höhe von 573 Euro vor."

 * 

Quelle:
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UMWELT/617: Pläne der EU-Kommission zu Plastikmüll sind unzureichend


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. Januar 2018

Pläne der EU-Kommission zu Plastikmüll sind unzureichend



"Es darf nicht nur darum gehen, Müll recycelfähig zu machen, sondern man muss ihn möglichst vermeiden", erklärt Ralph Lenkert, Umweltexperte der Fraktion DIE LINKE, zur heute vorgestellten Plastikmüll-Strategie der Europäischen Kommission. Lenkert weiter:

"Um den wachsenden Müllbergen noch irgendwie beizukommen, reicht es nicht, an Stellschrauben zu drehen. Wir müssen komplett umdenken und unseren Ressourcenverbrauch insgesamt kritisieren. Die Industrie setzt seit Jahrzehnten auf immer mehr Verpackungsmüll, um die Logistik billiger und die Produkte profitabler zu machen. Hier ist sie als Verursacherin in der Pflicht.

DIE LINKE fordert eine generelle Ressourcenverbrauchsabgabe. Damit würde man nicht nur gegen übermäßige Plastikverpackungen vorgehen, sondern gleich auch noch Produkte aus recycelten Materialien fördern und längere Haltbarkeit und kurze Lieferwege belohnen. Der Plan der EU-Kommission greift erneut zu kurz und dauert viel zu lange. Bis 2030 werden weitere zig Millionen Tonnen Plastikmüll die Umwelt verschmutzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. Januar 2018
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BUNDESTAG/6873: Heute im Bundestag Nr. 021 - 17.01.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 021

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Januar 2018, Redaktionsschluss: 14.39 Uhr

1. Individualisierte Preise im Online-Handel

2. Einsetzung des Kontrollgremiums

3. Wahlvorschläge für Kontrollgremium

4. Längere Aussetzung des Familiennachzugs

5. Umgang mit islamistischen Rückkehrern

6. Gedenken an Beginn des Ersten Weltkriegs



1. Individualisierte Preise im Online-Handel

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss spricht sich dafür aus, die
individualisierte Preisgestaltung im Online-Handel in den Fokus
verbraucherrechtlicher Untersuchungen zu stellen. Während der Sitzung
am Mittwoch beschlossen die Abgeordneten daher einstimmig, eine
dahingehende Petition dem Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz sowie dem Bundesministerium für Wirtschaft und
Energie als Material zu überweisen und den Fraktionen des Bundestags
zur Kenntnis zu geben.

In der Petition wird gefordert, gegen die "Diskriminierung von
Besserverdienenden" bei der Preisgestaltung im Online-Handel
vorzugehen. Zur Begründung führen die Petenten an, dass sich die
Preismechanismen zurzeit massiv ändern würden. Besonders im
Online-Handel sei zu beobachten, dass Nutzern zunehmend
"individualisierte Preise" angeboten würden. Durch Cookies und Big
Data seien Kunden nicht mehr anonym, heißt es in der Eingabe. Für
gleiche Dienstleistungen oder Produkte würden - je nach Kunde -
unterschiedliche Preise verlangt. Nicht mehr Angebot und Nachfrage
sondern die vermutete Kaufkraft des Kunden würden den Preis bestimmen,
schreiben die Petenten.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung weist der
Petitionsausschuss auf den im Telemediengesetz geregelten spezifischen
Datenschutz für die Verwendung personenbezogener Daten im
Online-Handel hin, der sich auf die Verwendung von Cookies bezieht.
Danach dürfen ohne die ausdrückliche Einwilligung des Nutzers dessen
persönliche Daten nicht für die Preisgestaltung verwendet werden. Die
Aufsicht über die Einhaltung der Bestimmungen des Telemediengesetzes
liege bei den Ländern, heißt es weiter. Wettbewerbsrechtlich sei
außerdem die Differenzierung von Preisen, bei der unter Umständen auf
dem gleichen Markt und sogar für das gleiche Produkt unterschiedliche
Preise verlangt werden, kein Problem, solange keine Marktbeherrschung
vorliege.

Dennoch kommt der Ausschuss zu der Einschätzung, dass die
individualisierte Preisgestaltung, die in Deutschland derzeit noch
nicht sehr verbreitet sei, durch Digitalisierung und massenhafte
Sammlung und Auswertung von Daten möglicherweise "künftig eine neue
Dimension erhält". Einzelne Fälle von Preisindividualisierung seien
schon jetzt öffentlich. So etwa bei Buchungen bei Autovermietungen, wo
sich die Preise je nach Buchungsort unterscheiden würden. Auch
Hotelbuchungen seien laut Studien unterschiedlich teuer, je nachdem
welches Endgerät - PC oder Smartphone - genutzt wurde.

Nach Auffassung des Petitionsausschusses besteht bei einer
Preisgestaltung durch Algorithmen auf Basis von Big Data die Gefahr
von Informationsasymmetrien, was Märkte intransparenter machen könne.
Dadurch könnten sich nach Ansicht der Abgeordneten "erhebliche
Nachteile" für die Verbraucher ergeben, insbesondere eine
ungerechtfertigte Benachteiligung und eine Einschränkung der
Wahlfreiheit.

Dem Schutz und der Gleichbehandlung der Verbraucher sowie der
Transparenz der Preisgestaltung sei aber ein sehr hoher Stellenwert
beizumessen, heißt es in der Vorlage weiter. Die Petition erscheine
vor diesem Hintergrund geeignet, in die weiteren Untersuchungen und
Studien der Bundesregierung zu dieser Thematik einbezogen zu werden,
schreibt der Ausschuss.

 * 

2. Einsetzung des Kontrollgremiums

Bundestagsnachrichten/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen haben einen gemeinsamen Antrag auf Einsetzung
eines "Gremiums zur Kontrolle der nachrichtendienstlichen Tätigkeit
des Bundes" (19/441) vorgelegt. Danach soll das Parlamentarische
Kontrollgremium aus neun Mitgliedern bestehen. Der Antrag steht am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums.

 * 

3. Wahlvorschläge für Kontrollgremium

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen haben Vorschläge für die Wahl der Mitglieder des
Parlamentarischen Kontrollgremiums (19/442) vorgelegt, die am
Donnerstag auf der Tagesordnung des Bundestages steht. Danach soll die
CDU/CSU mit den Abgeordneten Stephan Mayer (CSU), Armin Schuster (CDU)
und Patrick Sensburg (CDU) in dem Gremium vertreten sein und die
SPD-Fraktion mit den Parlamentariern Uli Grötsch und Burkhhard
Lischka. Für die AfD soll der Abgeordnete Roman Johannes Reusch dem
Gremium angehören. Die FDP-Fraktion will ihr Mitglied Stephan Thomae
in das Kontrollgremium entsenden, Die Linke den Abgeordneten André
Hahn und Bündnis 90/Die Grünen den Parlamentarier Konstantin von Notz.

 * 

4. Längere Aussetzung des Familiennachzugs

Inneres/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die zum 16. März dieses Jahres auslaufende
Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär schutzberechtigten
Flüchtlingen soll nach dem Willen der CDU/CSU-Fraktion verlängert
werden. Dies geht aus einem Gesetzentwurf der Fraktion (19/439)
hervor, der am Freitag erstmals auf der Tagesordnung des Parlaments
steht.

Darin verweisen die Abgeordneten "auf die bis zum 31. Juli 2018
beabsichtigte Neuregelung des Familiennachzugs zu subsidiär
Schutzberechtigten, mit der ein geordneter und gestaffelter
Familiennachzug nur aus humanitären Gründen ermöglicht werden soll".
Bis zum Inkrafttreten der Neuregelung soll die Aussetzung des
Familiennachzugs der Vorlage zufolge verlängert werden.

 * 

5. Umgang mit islamistischen Rückkehrern

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung schätzt, dass in den vergangenen
Jahren rund 960 Personen aus Deutschland in Richtung Syrien oder Irak
gereist sind, um dort auf Seiten des "Islamischen Staates" (IS) und
anderer terroristischer Gruppierungen an Kampfhandlungen teilzunehmen
oder diese in sonstiger Weise zu unterstützen. Wie sie in ihrer
Antwort (19/284) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/65) schreibt, befände sich etwa ein Drittel der ausgereisten
Personen mittlerweile wieder in Deutschland. "Bei diesem Personenkreis
liegen den Sicherheitsbehörden nur zu über 80 Personen Erkenntnisse
vor, dass sie sich aktiv an Kämpfen in Syrien oder in Irak beteiligt
oder hierfür eine Ausbildung absolviert haben." Zudem lägen Hinweise
vor, dass rund 150 der ausgereisten Personen in Syrien oder im Irak
ums Leben gekommen seien. Wie die Bundesregierung außerdem mitteilt,
habe die Generalbundesanwaltschaft zwischen 2013 und 2017 gegen 174
Personen unter den Ausreisern ein Ermittlungsverfahren wegen des
Verdachts einer Mitgliedschaft in oder der Unterstützung einer
terroristischen Vereinigung im Ausland nach Paragraf 129 des
Strafgesetzbuchs eingeleitet. Gegen 22 Personen sei ein Urteil
ergangen, 21 Verfahren seien eingestellt worden.
Die restlichen Verfahren seien noch nicht abgeschlossen oder in
einigen Fällen an die Justiz der Länder abgegeben worden.

 * 

6. Gedenken an Beginn des Ersten Weltkriegs

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Auswärtige Amt hat in Zusammenarbeit mit dem
Deutschen Historischen Museum in Berlin fünf Veranstaltungen im Rahmen
der Veranstaltungsreihe "1914-2014: Versagen und Nutzen der
Diplomatie" ausgerichtet sowie eine weitere in der Residenz des
deutschen Botschafters in Paris. In ihrer Antwort (19/327) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/114) listet die
Bundesregierung weiterhin detailliert auf, bei welchen
Veranstaltungen, Treffen und Formaten der Bundespräsident, die
Bundeskanzlerin, der Außenminister und weitere Minister des 100.
Jahrestages des Ausbruchs des Ersten Weltkrieges 1914 gedacht haben.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6872: Heute im Bundestag Nr. 020 - 17.01.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 020

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Januar 2018, Redaktionsschluss: 12.02 Uhr

1. Einsetzung von 23 ständigen Ausschüssen

2. Stellenanteile der Fraktionen

3. Bürgschaften für Werften in Mecklenburg

4. Förderung von Bürgerenergie-Projekten



1. Einsetzung von 23 ständigen Ausschüssen

Bundestagsnachrichten/Antrag

Berlin: (hib/STO) Der Bundestag soll nach den Willen der Fraktionen
CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen 23
ständige Ausschüsse einsetzen. Dies geht aus einem gemeinsamen Antrag
der sechs Fraktionen (19/437) hervor, der am Mittwoch auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums zur Abstimmung steht.

Danach soll der Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und
Geschäftsordnung 14 Mitglieder haben, der Petitionsausschuss 28
Mitglieder und der Auswärtige Ausschuss sowie der Innenausschuss
jeweils 45 Mitglieder. Dem Sportausschuss sollen 18 Abgeordnete
angehören, dem Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 43, dem
Finanzausschuss 41 und dem Haushaltsausschuss 44 Mitglieder.

Die meisten Mitglieder umfasst laut Vorlage der Ausschuss für
Wirtschaft und Energie mit 49, während der Ausschuss für Ernährung und
Landwirtschaft 38 zählen soll, der Ausschuss für Arbeit und Soziales
46 und der Verteidigungsausschuss 36. Der Ausschuss für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend soll 40 Mitglieder zählen, der
Gesundheitsausschuss 41, der Ausschuss für Verkehr und digitale
Infrastruktur 43 und der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit 39.

Dem Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe sollen dem
Antrag zufolge 17 Abgeordnete angehören, dem Ausschuss für Bildung,
Forschung und Technikfolgenabschätzung 42 Abgeordnete, dem Ausschuss
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 24 und dem
Tourismusausschuss 18. Der Ausschuss für die Angelegenheiten der
Europäischen Union soll 39 Mitglieder haben, der Ausschuss für Kultur
und Medien 18 und der Ausschuss Digitale Agenda 21.

Wie es in dem Antrag weiter heißt, wird der Ausschuss Digitale Agenda
"bei Vorlagen zu den Fragestellungen des Internets und der digitalen
Agenda in der Regel mitberatend tätig werden".

 * 

2. Stellenanteile der Fraktionen

Bundestagsnachrichten/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Bestimmung des Verfahrens für die Berechnung der
Stellenanteile der Fraktionen" lautet der Titel eines gemeinsamen
Antrags der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP. Die Linke und Bündnis
90/Die Grünen (19/438), der am Mittwoch zur Abstimmung auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Danach sollen die Zahl der
auf die Fraktionen entfallenden Sitze im Ältestenrat und in den
Ausschüssen des Parlaments sowie die Verteilung der Vorsitze in den
Ausschüssen "nach dem Verfahren der mathematischen Proportionen (St.
Lague/Schepers) berechnet, soweit nichts anderes vereinbart wird".

Das Gleiche soll der Vorlage zufolge für die Besetzung von anderen
Gremien gelten, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. "Führt
dieses Verteilverfahren nicht zu einer Wiedergabe der
parlamentarischen Mehrheit oder zu mehrdeutigen Ergebnissen, errechnet
sich die Verteilung nach d'Hondt", heißt es in dem Antrag weiter.

 * 

3. Bürgschaften für Werften in Mecklenburg

Hauptausschuss/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Von Bund und Land gemeinsam getragene Bürgschaften
für Werften in Mecklenburg-Vorpommern stehen im Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/405). Die Abgeordneten möchten
von der Bundesregierung wissen, ob diese tatsächlich eine verbindliche
Zusage für die Beteiligung an einem Bürgschaftspaket gemacht habe. Sie
berufen sich auf Medienberichte, wonach sich Bund und Land auf eine
gemeinsame Unterstützung in Höhe von 800 Millionen Euro geeinigt
hätten. Die Fraktion fragt in diesem Zusammenhang auch detailliert
nach eventuellen Kontakten der Bundesregierung zur malaysischen
Genting-Gruppe, die die Werften an der Ostsee übernommen hatte.

 * 

4. Förderung von Bürgerenergie-Projekten

Hauptausschuss/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke stellt die Wirksamkeit der
Förderung von Bürgerenergie-Projekten in Frage. In einer Kleinen
Anfrage (19/382) verweisen die Abgeordneten auf Medienberichte, wonach
Sonderregelungen bei Ausschreibungen zu Windenergie-Projekten eher ein
"Einfallstor für einen Missbrauch der Bürgerenergie-Definition bieten"
als Akteursvielfalt am Markt zu fördern. Sie fragen die
Bundesregierung vor diesem Hintergrund, wie viele Zuschläge in drei
Ausschreibungsrunden im Bereich Wind an Land im Jahr 2017 auf
Bürgerenergiegesellschaften entfallen seien. Darüber hinaus erkundigen
sie sich nach Details zu den Gesellschaften und den abgegebenen
Geboten.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 020 - 17. Januar 2018 - 12.02 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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BAYERN/4865: Mitarbeiter in der Fahrzeugindustrie fit machen für Technologiewandel (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 16. Januar 2018

SPD: Mitarbeiter in der Fahrzeugindustrie fit machen für Technologiewandel

Fraktionschef Markus Rinderspacher will Transformationsbeirat und Weiterbildung - MAN-Gesamtbetriebsratsvorsitzender Saki Stimoniaris fordert gesetzliche Regelung



Der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Markus Rinderspacher fordert einen bayerischen Transformationsbeirat, der den Wandel in der Automobilindustrie hin zu neuen Antriebstechnologien berät und gestaltet. "Wir wollen die tiefgreifenden Strukturveränderungen für die Beschäftigten positiv gestalten. Dies gelingt besser, wenn wir die Kompetenzen in Wirtschaft, Gewerkschaften, Wissenschaft und Politik bündeln und gemeinsam Strategien entwickeln", erklärte Rinderspacher bei der Klausurtagung der SPD-Landtagsfraktion im schwäbischen Bildungszentrum Kloster Irsee nach einem Gespräch der Fraktion mit den Gesamtbetriebsratsvorsitzenden von Audi und MAN. Rinderspacher sprach sich ebenso für eine umfassende Qualifizierung der Mitarbeiter in der Automobilindustrie aus.

Saki Stimoniaris, Vorsitzender des Gesamtbetriebsrats von MAN, mahnte eine gesetzliche Regelung an: "Der Wandel hin zu neuen Antriebsarten wie Elektromobilität erfordert grundlegend andere Qualifikationen von Beschäftigten in der Fahrzeugindustrie, vom Kollegen am Montageband bis zum Ingenieur. Die Unternehmen haben eine Verpflichtung, ihre verdienten Mitarbeiter auch für eine neue technische Ära zu qualifizieren." Stimoniaris verwies auf eine entsprechende Vereinbarung bei MAN. Dort hat sich das Unternehmen zu umfassenden Qualifizierungsprogrammen verpflichtet. "Solche Regelungen dürfen aber nicht davon abhängen, ob ein Betriebsrat so etwas durchsetzen kann oder nicht. Alle Arbeitnehmer müssen ein Recht darauf haben."

Der verkehrspolitische Sprecher Bernhard Roos will die Elektomobilität mit einer optimalen Infratruktur voranbringen, um sowohl Privatfahrzeuge als auch den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) mit umweltfreundlicher Energie zu versorgen. "Wir brauchen in Bayern bis 2020 mindestens 15.000 Ladesäulen, davon ein Drittel Schnellladestationen", fordert Roos. Um dieses Ziel zu erreichen, müsse der Freistaat die Kommunen finanziell unterstützen. Dringend erforderlich sei es vor allem, im Rahmen der Energiewende, mehr Strom aus erneuerbaren Energien zu gewinnen."

In Bayern hängen 400.000 Arbeitsplätze direkt vom Fahrzeugbau ab, davon 80.000 unmittelbar vom Verbrennungsmotor. Die Fahrzeugindustrie mit ihren Zuliefer-, Komponenten- und Fahrzeugbetrieben hat damit für den bayerischen Wohlstand eine zentrale Bedeutung. "Es müssen jetzt die richtigen Weichen gestellt werden, damit Wirtschaftskraft im Freistaat perspektivisch gehalten wird und nicht verloren geht", fordert der SPD-Fraktionschef. Für die bayerische Fahrzeugindustrie sei es zudem zukunftsentscheidend, dass die Produktion neuer Technologien, wie beispielsweise der Aufbau einer wettbewerbsfähigen Batteriefertigung, auch vor Ort angesiedelt wird.

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4250: Tempo 30 - Über »Weltstadt«-Träumen nicht Bedürfnisse der Hamburger vergessen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. Januar 2018

Tempo 30: Über »Weltstadt«-Träumen nicht Bedürfnisse der Hamburger_innen vergessen!



In der Aktuellen Stunde debattiert die Bürgerschaft zu dem von der FDP angemeldeten Thema "Mit Tempo 30 zur Weltstadt - Rot-Grün bremst Hamburg aus". Hierzu erklärt Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft: "Die FDP ist mal wieder nicht auf der Höhe der Zeit. Echte Weltstädte wie New York oder Tokio haben eine flächendeckende Geschwindigkeitsbegrenzung auf Tempo 30 oder 40!" Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit würde sogar in ganz Hamburg zu erheblichen Lärmsenkungen führen.

"Das Wolkenkuckucksheim der FDP ist eine autogerechte Weltstadt Hamburg", so Sudmann weiter. "Eine weltfremde Vision, Hamburg kommt ohnehin nicht in die Liga der Riesenstädte! Wer eine lebendige, nachhaltige und gesunde Stadt will, orientiert sich an den Bedürfnissen der Menschen, die hier wohnen und leben. Und selbst Hamburgs Autofahrer düsen nicht 23 von 24 Stunden durch die Straßen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. Januar 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3099: Sondierungsergebnisse versprechen Gutes für MV (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV von Mittwoch, 17. Januar 2018

Sondierungsergebnisse versprechen Gutes für MV



Anlässlich der Debatte um das Ergebnis der Sondierungsgespräche zwischen Union und SPD erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger: "In der Fraktion haben wir ausführlich und offen über die Chancen diskutiert, die mit einer möglichen Regierungsbeteiligung auf Bundesebene einhergehen. Auch wenn man kein Fan einer GroKo ist, muss man erkennen, welche Vorteile für Mecklenburg-Vorpommern entstehen können. Das sieht auch eine große Mehrheit unserer Fraktion so. Wir kommen unserer Herzensangelegenheit, der kostenfreien Kita, einen großen Schritt näher, Schulen und Hochschulen des Landes werden erheblich profitieren. Mehr Kindergeld, weniger Belastung durch Krankenkassenbeiträge und Initiativen für Menschen, die seit langem arbeitslos sind - das alles sind Verabredungen, die die Bürger entlasten und unser Land voranbringen werden. Ich bin kein Freund der GroKo. Aber ohne SPD-Regierungsbeteiligung stünde Mecklenburg-Vorpommern am Ende mit leeren Händen da und das kann ich als Landespolitiker nicht vertreten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/4680: Gesetzentwurf zum Justizvollzug - Landesregierung wirkt getrieben (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.01.2018

Justizvollzug / Gesetzentwurf der Landesregierung

Bernhard Henter: Landesregierung wirkt getrieben



Heute hat das Kabinett einen Gesetzentwurf zur Änderung des
Landesjustizvollzugsgesetzes beschlossen. Dazu erklärt der
rechtspolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Bernhard Henter:

"In der Justiz brennt es lichterloh. Richter, Staatsanwälte,
Rechtspfleger, Wachtmeister und Justizvollzugsbedienstete beklagen
Überlastung und Personalmangel, laufende Prozesse platzen, Häftlinge
werden wegen zu langer Verfahrensdauer aus der Untersuchungshaft
entlassen. Zudem ist erst jüngst ein Häftling aus einer Arrestzelle in
Speyer ausgebrochen. Zuvor hat bereits ein Vorfall in der JVA Diez für
Schlagzeilen gesorgt. Hier soll ein verurteilter Mörder seine Ehefrau
in einem Besuchsraum vergewaltigt haben. Wir sehen uns durch diese
Geschehnisse in unserer Kritik am gravierenden Personalmangel in der
rheinland-pfälzischen Justiz bestätigt.

Es brennt so sehr, dass sich der Justizminister offensichtlich
genötigt sieht, nur wenige Tage vor einer von der CDU-Landtagsfraktion
beantragten Anhörung zur Situation des Strafvollzugs in
Rheinland-Pfalz einen Gesetzentwurf vorzustellen, der noch gar nicht
das Anhörverfahren durchlaufen hat. Dieser Gesetzentwurf hat heute
gerade einmal den ersten Kabinettsdurchgang absolviert. Im nächsten
Schritt erfolgt ein Anhörverfahren, in dem z.B. Verbände die
Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten. Dieses wird ausgewertet. Dann
muss das Gesetz nochmals ins Kabinett. Erst dann wird es dem Landtag
zugleitet. Dass die Regierung heute einen Entwurf in einem derart
frühen Stadium vorstellt, zeigt, dass es tatsächlich nur darum geht,
im Vorfeld der Anhörung im Rechtsausschuss Aktivität zu zeigen. Das
wirkt nicht souverän, sondern getrieben.

Wir werden das Gesetz, wenn es dem Landtag irgendwann vorliegt,
inhaltlich prüfen und bewerten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4679: Vollzugsgesetze sollen sinnvoll weiterentwickelt werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
16.01.2018

Vollzugsgesetze sollen sinnvoll weiterentwickelt werden



Heute hat die rheinland-pfälzische Landesregierung einen Gesetzentwurf
zum Justizvollzug in erster Lesung beraten. Hierzu erklärt Heiko
Sippel, rechtspolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion: "Das
Justizministerium plant mit seinem Gesetzentwurf, die Vollzugsgesetze
sinnvoll weiterzuentwickeln. Es sollen beispielsweise die
Dokumentationspflichten praxisgerechter ausgestaltet werden. Im
Bereich der meist sehr kurzen Ersatzfreiheitsstrafen (etwa Strafen
wegen nicht bezahlter Geldstrafen) wird die derzeit noch
verpflichtende Vollzugsplanung von vielen Bediensteten als praktisch
kaum relevanter Formalismus angesehen. Nun ist vorgesehen, dass diese
arbeitsintensive Planung für diese Fälle wegfallen kann. Dies schafft
freie Kapazitäten, ohne dass das generelle Vollzugsziel der
Resozialisierung in Frage gestellt wird."

Jörg Denninghoff, strafvollzugspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion,
ergänzt: "Der Regierungsentwurf sieht auch vor, dass künftig externe
Personen, die zur religiösen Betreuung Gefangener in die Anstalt
kommen, sicherheitsüberprüft werden können. Dies ist ein sinnvoller
Schritt und ergänzt klug die Pläne, landeseigene Kapazitäten zur
religiösen Betreuung muslimischer Gefangener aufzubauen. Wenn der
Regierungsentwurf im parlamentarischen Verfahren beraten wird, wird
sich die SPD-Fraktion vertieft und konstruktiv mit dem Gesetzesentwurf
auseinandersetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2018

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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SAARLAND/2625: Dehoga-Forderung nach Ausdehnung der Höchstarbeitszeit (SPD)


SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes - Pressemitteilung vom 16. Januar 2018

Dehoga-Forderung nach Ausdehnung der Höchstarbeitszeit - Isolde Ries: "Hohe Ansprüche an Flexibilität bei gleichzeitig geringer Bezahlung sind das Problem der Branche"



Die SPD-Landtagsabgeordnete Isolde Ries lehnt die Forderung der Dehoga-Präsidentin Gudrun Pink nach einer Änderung des Arbeitszeitgesetzes und einer Ausdehnung der täglichen Höchstarbeitszeit im Hotel- und Gaststättengewerbe ab und bezeichnet sie als "rückschrittlich".

"Flexible Arbeitszeiten sind längst schon an der Tagesordnung. Übertreiben sollte man es damit aber nicht, denn das geht zulasten der Gesundheit und Zufriedenheit der Beschäftigten. Qualität in der Tourismusbranche kann es nur dort geben, wo Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter faire Arbeitsbedingungen haben. Eine Ausdehnung der Arbeitszeiten gehört für mich nicht dazu", sagt Ries. "Frau Pink muss sich fragen, zu welchem Preis Arbeitnehmer die Arbeitszeit überschreiten sollen."

Isolde Ries sieht in den hohen Ansprüchen an Flexibilität bei gleichzeitig geringer Bezahlung auch das Problem der Branche: "Das Hotel- und Gaststättengewerbe hat Nachwuchsprobleme. Zufriedenheit und Qualität in der Branche kann es nur geben, wenn auch ausreichend Personal vorhanden ist. Und dafür muss ein ordentlicher Lohn gezahlt werden."

 * 

Quelle:

SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes

Franz-Josef-Röder-Straße 7, 66119 Saarbrücken

Tel.: +49 681 5002222, Fax: +49 681 5002387

Internet: www.spd-fraktion-saar.de

E-Mail: presse-landtagsfraktion@spd-saar.de
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2194: Weniger Stress in der Notaufnahme (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 04 / Dezember 2017

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Weniger Stress in der Notaufnahme



Immer mehr Menschen wenden sich an die Notaufnahme eines
Krankenhauses, wenn es ihnen nicht gut geht - auch tagsüber, obwohl
Arztpraxen geöffnet haben. 25 Millionen Hilfesuchende waren das
deutschlandweit im vergangenen Jahr, doppelt so viele wie zehn Jahre
zuvor. Die Folge: Die Ambulanzen sind überlastet, und Patienten müssen
lange auf ihre Behandlung warten.

Landtag und Landesregierung wollen Notfallpatienten deswegen besser
als bisher steuern. Im Zentrum stehen sogenannte Anlauf- und
Portalpraxen. Sie sind an die Kliniken angegliedert und sortieren die
Hilfesuchenden: Wer muss ins Krankenhausbett, wer gehört in die
Sprechstunde eines Arztes - und wer kann wieder nach Hause, um am
nächsten Tag den Hausarzt aufzusuchen?

34 Anlauf- und Portalpraxen gibt es im Lande bereits. Nach derzeitigem
Recht dürfen sie allerdings nur am Wochenende und nach Feierabend
aktiv werden. Um längere Öffnungszeiten im Sozialgesetzbuch V zu
verankern, ist der Bund gefordert. Koalition, AfD und SSW rufen
deswegen die Landesregierung auf, sich in Berlin hierfür stark zu
machen. Sozialminister Heiner Garg (FDP) sah in der November-Tagung
gute Chancen: "Der Handlungsbedarf ist bundesweit unstrittig." Etwa 30
Prozent der Menschen, die in die Notfallambulanzen kämen, seien "keine
akuten Notfälle", unterstrich Hans Hinrich Neve (CDU, Foto). Birte
Pauls, deren SPD-Fraktion sich der Stimme enthielt, will zunächst ein
Gutachten des Sachverständigenrates Gesundheit abwarten, das im
Frühjahr 2018 erwartet wird.

Ein weiterer Ansatz zur Entlastung der Notaufnahmen: Mehr
Hilfesuchende sollen sich abends oder am Wochenende an die
Telefonnummer 116 117 des ärztlichen Bereitschaftsdienstes
wenden. Die habe derzeit einen zu "geringen Bekanntheitsgrad",
bedauerte Minister Garg. In der Regel wählen Kranke die Notrufnummer
112. Die Landespolitik strebt deswegen an, beide Rufnummern zu
vernetzen.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 04 / Dezember 2017, S. 19

Mit freundlicher Genehmigung des Herausgebers:

Der Präsident des Schleswig-Holsteinischen Landtages

Referat für Öffentlichkeitsarbeit und Veranstaltungsmanagement

Düsternbrooker Weg 70, 24105 Kiel

Tobias Rischer (verantwortlich)
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E-Mail: tobias.rischer@landtag.ltsh.de

Internet: www.sh-landtag.de
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FINANZEN/1809: Grundsteuer - Wegfall gefährdet kommunale Daseinsvorsorge


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Januar 2018

Grundsteuer - Wegfall gefährdet kommunale Daseinsvorsorge



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Die heutige Verhandlung vor dem Bundesverfassungsgericht hat einmal mehr gezeigt, dass die Grundsteuer reformiert werden muss. Die Politik ist zum Handeln aufgefordert. Mit dem Reformvorschlag des Bundesrates liegt ein gangbares Modell auf dem Tisch.

"Die mündliche Verhandlung vor dem Bundesverfassungsgericht hat uns in der Ansicht bestärkt, dass wir um eine Reform der Grundsteuer nicht umhinkommen. Die derzeitige Regelung mit ihren völlig veralteten Einheitswerten verstößt gegen das Gleichheitsgebot.

Seit rund einem Jahr liegt ein konsensfähiger Reformvorschlag des Bundesrates auf dem Tisch. Trotz Änderungsbedarfs im Detail ist er eine gute Ausgangsbasis für eine Reform. Dass jetzt manche fordern, ein völlig neues Reformmodell zu entwickeln, ist politischer Wahnsinn. Schon dem vorliegenden Modell ging eine jahrzehntelange Diskussion voraus.

Der Bundestag hätte gut daran getan, sich bereits in der vergangenen Wahlperiode mit der Reform zu befassen, so wie es im Koalitionsvertrag von 2013 verabredet war. Das wäre auch ein Zeichen an das Verfassungsgericht gewesen, dass der Bundesgesetzgeber ernsthaft an einer Lösung arbeitet. Leider ist dies vor allem am Widerwillen der CSU gescheitert. Jetzt wird das Bundesverfassungsgericht eigene Vorgaben machen, was eine politische Gestaltung der Reform erschweren dürfte.

Die Grundsteuer ist mit einem Aufkommen von fast 14 Milliarden Euro pro Jahr eine der wichtigsten Einnahmequellen für die Städte und Gemeinden in Deutschland. Gerade für finanzschwache Kommunen, die nur wenig Gewerbesteuer einnehmen, ist die Grundsteuer existenziell. Ein Wegfall würde das gesamte bundesstaatliche Finanzierungssystem in Schwierigkeiten bringen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 4 vom 16. Januar 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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Internet: www.spdfraktion.de
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BERUF/1856: Praktische Tipps für die Ausbildung - Umsetzungshilfe für den Bereich Sanitär-Heizung-Klima erschienen (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 16.01.2018

Praktische Tipps für die Ausbildung - BIBB-Umsetzungshilfe SHK



BIBB-Umsetzungshilfe für den Bereich Sanitär-Heizung-Klima erschienen
Eine Vielzahl an Informationen sowie praktische Handlungshilfen zur
Planung und Durchführung der betrieblichen und schulischen Ausbildung
zum/zur Anlagenmechaniker/-in für Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik
liefert eine neue Broschüre allen an dieser Ausbildung beteiligten oder
interessierten Personen. Das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) hat
gemeinsam mit dem Bundesindustrieverband Technische Gebäudeausrüstung
(BTGA e.V.), der IG Metall und dem Zentralverband Sanitär Heizung Klima
(ZVSHK e.V.) eine entsprechende Umsetzungshilfe innerhalb der BIBB-Reihe
"Ausbildung gestalten" veröffentlicht.

Darin werden die Umsetzung der neuen Ausbildungsordnung und des
Rahmenlehrplans beschrieben, die am 1. August 2016 in Kraft getreten sind.
Die Veröffentlichung richtet sich an Ausbilderinnen und Ausbilder,
Auszubildende, Berufsschullehrerinnen und -lehrer sowie Prüferinnen und
Prüfer.

Die BIBB-Reihe "Ausbildung gestalten" bietet seit rund 25 Jahren
berufsspezifische Umsetzungshilfen für neue und modernisierte
Ausbildungsberufe. Mit ihren konkreten Tipps und praktischen Anleitungen
richtet sie sich direkt an die Ausbildungspraxis und unterstützt das
Ausbildungspersonal bei der täglichen Arbeit mit den Auszubildenden. Das
BIBB erarbeitet die Umsetzungshilfen in Zusammenarbeit mit einem
Autorenteam, das sich aus Sachverständigen des Neuordnungsverfahrens
zusammensetzt.

Die Umsetzungshilfe "Ausbildung gestalten - Anlagenmechaniker/-in für
Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik" kann unter
www.bibb.de/ausbildunggestalten kostenlos heruntergeladen werden.
Darüber hinaus können gedruckte Exemplare beim BIBB auch
als Print-on-Demand zum Preis von jeweils 24,90 Euro bestellt werden.
Unter derselben Internetadresse stehen auch Umsetzungshilfen für weitere
duale Ausbildungsberufe zur Verfügung. Dieses Angebot für die
Ausbildungspraxis wird vom BIBB kontinuierlich ausgebaut.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Andreas Pieper, 16.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/082: "Nie wieder Schmidt!" (Kampagne "Meine Landwirtschaft")


Kampagne "Meine Landwirtschaft" / Wir haben es satt!

Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

"Nie wieder Schmidt!": Zukunftsfähige Agrar- und Ernährungspolitik
erfordert Neubesetzung des Landwirtschaftsministeriums



Berlin, 17.01.18. Parallel zur Eröffnungs-Pressekonferenz der weltgrößten
Agrarmesse Grüne Woche und wenige Tage vor der
"Wir haben es satt!"-Demonstration am 20. Januar fand heute im Berliner
Regierungsviertel die erste öffentliche Probe des Kochtopf-Konzerts für die
Agrarwende statt. Bauern, Imker und engagierte Bürger stimmten sich mit
Kochtöpfen und Kochlöffeln vor dem Bundeskanzleramt für die
Großdemonstration am Samstag ein. Dabei sangen sie ein Abschiedslied auf
Christian Schmidt. Adressaten des Schmähgesangs: 20 Personen, die Masken
mit dem Konterfei des Bundeslandwirtschaftsministers trugen. Um den Hals
trugen sie Schilder, auf denen "Glyphosat", "Megaställe", "Höfesterben" und
andere Verfehlungen des Ankündigungsministers zu lesen waren.

Für die Demonstranten verkörpert der CSU-Landwirtschaftsminister vier Jahre
des Stillstands - angesichts der drängenden Probleme in der Landwirtschaft
ein unhaltbarer Zustand. Ungebremstes Höfesterben, ruinöse
Exportorientierung, Antibiotika-Resistenzen, Artenschwund und immer größere
Tierfabriken - bei all dem hat der "Ankündigungs-Minister" nichts
unternommen. Ganz anders beim Thema Glyphosat, dessen Neuzulassung der 
CSU-Mann gegen den Willen von mehr als zwei Dritteln der Bevölkerung verfügt
hat. Das Ackergift, das einst für die Rohrreinigung patentiert wurde, wird
heute in der intensiven industriellen Landwirtschaft flächendeckend zur
Unkrautbekämpfung eingesetzt.

Wir haben es satt!-Sprecher Jochen Fritz sagte:

"Herr Schmidt hat sich vier Jahre lang den Herausforderungen im
Landwirtschafts- und Ernährungsbereich nicht gestellt, einzig bei der
Glyphosat-Neuzulassung ist er aktiv geworden. Alljährlich kündigt er neue
Projekte an und lässt dem keine Taten folgen. Damit muss jetzt endlich
Schluss sein! Wir fordern von der nächsten Bundesregierung: Nehmen Sie
Landwirtschaft und Ernährung ernst und beenden Sie diese Fehlbesetzung. Die
Zukunft von Bauernhöfen, Umwelt und Tieren ist zu wichtig, um sie
Dampfplauderern wie Christian Schmidt zu überlassen."

Fritz lud alle Menschen ein, die sich für zukunftsfähige Landwirtschaft und
gutes Essen einsetzen, sich mit einem Kochtopf an der Demonstration am 20.
Januar zu beteiligen. Bauern aus ganz Deutschland werden zum mittlerweile
achten Mal im Schulterschluss mit der Zivilgesellschaft für eine bessere
Agrarpolitik auf die Straße gehen. Zentrale Themen des Protestmarschs, der
um 11 Uhr am Berliner Hauptbahnhof startet, sind neben dem Glyphosat-Verbot
auf Bundesebene, der Umbau der Ställe hin zu artgerechter Haltung und ein
Ende der Exportorientierung in der Landwirtschaft, die Bauernhöfe auf der
ganzen Welt in den Ruin treibt.


Hintergrund:

Die "Wir haben Agrarindustrie satt!"-Demonstration wird von Tausenden
Bäuerinnen und Bauern - konventionell und bio - getragen, von denen sich
dieser Tage viele mit Traktoren aus dem gesamten Bundesgebiet auf den Weg
nach Berlin machen. Zusammen mit rund 100 Organisationen aus der
Zivilgesellschaft treten sie für eine Landwirtschaft und
Lebensmittelpolitik ein, in der Bauern und Lebensmittelhandwerker fair
entlohnt werden und sich alle Menschen gesund ernähren können. Die
Demonstration zieht in diesem Jahr zur internationalen
Agrarministerkonferenz, wo die versammelten Agrarminister der Welt
aufgefordert werden, mehr Tempo bei der Agrarwende zuzulegen.

Weitere Infos:

www.wir-haben-es-satt.de

 * 

Quelle:

Kampagne "Meine Landwirtschaft" / Wir haben es satt!

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Tel. 030 / 28482438, Fax 030 / 27590312

E-Mail: info@meine-landwirtschaft.de

Internet: www.meine-landwirtschaft.de, http://www.wir-haben-es-satt.de
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VERBAND/2270: "Die Landwirtschaft geht ihre Herausforderungen an" (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

"Die Landwirtschaft geht ihre Herausforderungen an" 

DBV-Präsident Rukwied auf der Pressekonferenz zur Eröffnung der Grünen
Woche 2018



"Wir wollen die Landwirtschaft verändern und weiterentwickeln, aber
die vielfältigen Strukturen einer unternehmerischen,
familiengetragenen Branche sichern. Der Deutsche Bauernverband mit
seinen Landesverbänden wird sein Ziel "Veränderung gestalten"
konsequent weiterverfolgen. Dabei kommt es auf praxistaugliche und
wirtschaftliche Alternativen an." Dies betonte der Präsident des
Deutschen Bauernverbandes (DBV) auf der Pressekonferenz zur Eröffnung
der Internationalen Grünen Woche 2018 in Berlin. "Von der neuen
Bundesregierung erwarten die Landwirte Rückendeckung für diesen
Entwicklungsprozess. Den Blick nur auf das Ordnungsrecht zu richten,
hilft nicht weiter. Dies wäre sogar schädlich, weil es dadurch in der
Vergangenheit auch zu einem verschärften Strukturwandel gekommen ist,"
erklärte Rukwied.

Die Landwirte hätten die wirtschaftliche Erholungsphase nach den
Krisenjahren 2015 und 2016 genutzt, um wieder zu investieren und
Eigenkapital aufzubauen, betonte der Bauernpräsident. Umweltschutz und
Tierwohl würden durch Innovationen wie digitale Techniken verbessert
werden. "Die digitale Vernetzung der Daten aus dem Stall, aus
Bodenbearbeitung, Ernte, Bodenuntersuchungen, Düngung und Witterung
setzt neue Maßstäbe für den landwirtschaftlichen Beruf. Zwei Drittel
unserer Landwirte sehen deshalb in der Digitalisierung Chancen für
ihren Betrieb und schätzen sich selbst als kompetent ein. Fast 70
Prozent der Landwirte sind nach einer gemeinsam mit dem Digitalverband
Bitkom durchgeführten Untersuchung überzeugt, dass die digitale
Kompetenz in Zukunft genauso wichtig sein wird wie die klassische oder
unternehmerische Kompetenz", unterstrich Rukwied. Neben der
Landwirtschaft und der Umwelt seien die Verbraucher die Nutznießer der
Digitalisierung, da über Transparenz und Rückverfolgbarkeit das
Informationsangebot verbessert werde könne.

Die digitale Technik sei für alle Betriebe unabhängig von der Größe
nutzbar. Das größte Problem sei derzeit jedoch, das in ländlichen
Räumen das notwendige schnelle Internet sehr häufig nicht vorhanden
sei. "Die neue Bundesregierung ist gefordert, bei dem Ziel der
Errichtung flächendeckender Gigabit-Netze über Glasfaser und 5G die
ländlichen Gebiete besonders in den Fokus zu nehmen", betonte Rukwied.

Die Tierhaltung in Deutschland wandele sich nicht nur durch die
Digitalisierung, sondern auch durch wirtschaftsgetragene Konzepte wie
die Initiative Tierwohl. Ab 2018 würden 23 Prozent der in Deutschland
gemästeten Schweine und über 1.000 Geflügelbetriebe über die
Initiative Tierwohl erreicht werden. Der Lebensmitteleinzelhandel
finanziere bis 2020 mit jährlich 130 Mio. Euro diesen Wandel. Der hohe
Marktanteil lasse eine Verbindung mit einem staatlich getragenen
Tierwohl-Label als sinnvoll und notwendig erscheinen, so Rukwieds
Einschätzung.

Spürbare Veränderungen seien auch im Ackerbau und im Umweltschutz im
Gange. So werde durch das Mitte 2017 in Kraft getretene neue
Düngerecht der Grundwasserschutz verbessert und der bereits in den
Vorjahren eingeschlagene Weg zur Senkung der Stickstoffüberschüsse
weiter beschritten. "Beispiele aus den Vorjahren zeigen, dass mit
geeigneten Maßnahmen die Nitratgehalte im Grundwasser in Regionen wie
Baden-Württemberg erfolgreich gesenkt werden konnten. Im Blick haben
wir diejenigen 15 Prozent der Brunnen in Deutschland, wo
Handlungsbedarf bei der Grundwasserqualität besteht. Hier ist eine
enge Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und Wasserwirtschaft zur
Problemlösung notwendig", erklärte Rukwied. Der Bauernpräsident
verwies weiter auf die Klimastrategie des DBV. Dieses Konzept lege das
Ziel fest, die Treibhausgas-Emissionen aus der Landwirtschaft um 30
Prozent bis 2030 gegenüber 1990 zu senken. Wichtige Bausteine seien
eine Verdoppelung der CO2-Vermeidungsleistung durch Bioenergie und die
weitere Steigerung der Klimaeffizienz in der landwirtschaftlichen
Erzeugung.

In verschiedenen Forschungsprojekten würden wichtige Zukunftsfragen
wie die Verbesserung der Artenvielfalt in der Agrarlandschaft geklärt.
Auch für die Landwirte sei es von großer Bedeutung, eine vielfältige
Flora und Fauna mit einer effizienten Erzeugung von Lebensmitteln in
Einklang zu bringen. "Die Lösung dieser Fragen nehmen unsere Landwirte
sehr ernst. Denn wir wirtschaften in und mit der Natur, brauchen
Artenvielfalt, ohne die wir nicht erfolgreich Landwirtschaft betreiben
können", hob Rukwied hervor. Zu den Projekten zählen auch die
bundesweiten der Bauernverbände und deren Kulturlandschaftsstiftungen
wie das Projekt "Lebendige Agrarlandschaften" des DBV sowie das
Projekt FRANZ des DBV gemeinsam mit der Michael-Otto-Stiftung für
Umweltschutz, die sich beide auf der Grünen Woche den Messebesuchern
vorstellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1304: Essbare Insekten - Ekel Food oder Nahrung der Zukunft? (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
16.01.2018

Essbare Insekten: Ekel Food oder Nahrung der Zukunft?



Mehlwurm-Burger, Grillen-Pesto oder Heuschrecken am Spieß: Was in anderen
Ländern schon längst Alltag ist, ist in Europa ein relativ neuer Trend -
Insekten als Lebensmittel. Doch wie kann bei einem solch neuartigen
Lebensmittel sichergestellt werden, dass davon keine gesundheitliche
Gefahr für die Verbraucher ausgeht? Seit 1. Januar dieses Jahres herrscht
hier Klarheit, wie das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) in Berlin mitteilte. Eine neue europäische
Verordnung regelt, wie essbare Insekten auf unseren Teller kommen können.

Eine neue EU-Verordnung schließt die bestehende Rechtslücke


Mehlwurm-Burger, Grillen-Pesto oder Heuschrecken am Spieß: Was in anderen
Ländern schon längst Alltag ist, ist in Europa ein relativ neuer Trend -
Insekten als Lebensmittel. Doch wie kann bei einem solch neuartigen
Lebensmittel sichergestellt werden, dass davon keine gesundheitliche
Gefahr für die Verbraucher ausgeht? Seit 1. Januar dieses Jahres herrscht
hier Klarheit, wie das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) in Berlin mitteilte. Eine neue europäische
Verordnung regelt, wie essbare Insekten auf unseren Teller kommen können.

Insekten werden in vielen Teilen der Welt ganz selbstverständlich
gegessen. Sie gelten als eiweißreich und verfügen über eine für den
Menschen günstige Nährstoffzusammensetzung. Auch die Haltung spricht für
Insekten. Sie benötigen weit weniger Futter als die konventionellen
Fleischlieferanten und produzieren nur einen Bruchteil der Treibhausgase,
die etwa Rinder erzeugen. Insekten können insofern zurecht als
Nahrungsmittel der Zukunft gelten und als echte Alternative zu
herkömmlichen Fleischprodukten.

Gleichzeitig wirft die Verwendung von Insekten als Lebensmittel viele
Fragen auf, denn Insekt ist nicht gleich Insekt. Weltweit gibt es
schätzungsweise 1.900 essbare Insektenarten. Ehe sie in deutschen
Supermarktregalen landen, müssen mögliche toxikologische und
mikrobiologische Risiken erforscht und bewertet werden. Ebenso ist die
Frage nach dem allergenen Potential eines Insekts zu klären (es gibt
Hinweise auf Kreuzallergien mit Krustentieren). Für jede Insektenart ist
eine gesundheitliche Risikobewertung notwendig - und zwar bevor sie zum
Verbraucher gelangt.

Insekten als neuartige Lebensmittel



Bislang war die Rechtslage für Insekten als Lebensmittel nicht eindeutig.
Die europäische Verordnung über neuartige Lebensmittel (Novel
Food-Verordnung (EG) Nr. 258/97) regelte den Umgang mit Lebensmitteln, die
vor einem bestimmten Stichtag (15. Mai 1997) nicht in nennenswertem Umfang
in der Europäischen Union verzehrt wurden. Wollte ein Unternehmen solch ein
neuartiges Lebensmittel auf den Markt bringen, musste es einen
Zulassungsantrag bei der zuständigen nationalen Behörde, in Deutschland
beim Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL),
stellen. Mit den Antragsunterlagen musste das Unternehmen belegen, dass
das neuartige Lebensmittel auch sicher für die Verbraucher war. Allerdings
war nach der bisherigen Rechtslage unklar, ob auch ganze Insekten als
Novel Food gelten. In der Verordnung selbst wurden nur
"Lebensmittelzutaten, die aus Tieren isoliert wurden" genannt. Ganze Tiere
wurden nicht explizit erwähnt.

Diese Rechtslücke führte zu sehr unterschiedlichen Interpretationen in den
verschiedenen EU-Mitgliedstaaten. Während Insekten etwa in den
Benelux-Staaten häufiger als Lebensmittel anzutreffen sind, gingen die
deutschen Überwachungsbehörden in den Bundesländern in der Regel strikter
vor.

Eine neue EU-Verordnung schafft Klarheit



Seit dem 1. Januar 2018 gilt die neue Novel Food-Verordnung (EU)
2015/2283. Sie schließt die bestehende Rechtslücke und harmonisiert die
unterschiedlichen Vorgehensweisen innerhalb der Europäischen Union.

Insekten - sowohl ganze Tiere als auch Teile davon - werden in der neuen
Verordnung explizit genannt. Fortan gilt: Alle Insekten oder
insektenhaltige Produkte, die als Lebensmittel in den Verkehr gebracht
werden sollen, müssen vorab gesundheitlich bewertet und zugelassen werden.

Mit der neuen Verordnung ändert sich auch das Genehmigungsverfahren.
Anträge müssen jetzt nicht mehr in einem Mitgliedstaat eingereicht werden,
sondern direkt bei der Europäischen Kommission. Die Europäische Behörde
für Lebensmittelsicherheit (EFSA) bewertet dann die Antragsunterlagen, die
den Mitgliedstaaten nur noch zur Kenntnis gegeben werden.

Alternativ, und das ist seit dem 1. Januar 2018 ebenfalls neu, kann in
manchen Fällen auch das neue Anzeigeverfahren für traditionelle
Lebensmittel aus einem Drittstaat genutzt werden, wenn belegt werden kann,
dass das Lebensmittel dort seit mindestens 25 Jahren verzehrt wurde und
keine Sicherheitsbedenken auftraten. Es ist vorstellbar, dass einige
Lebensmittel aus bestimmten Insektenarten über diesen Weg eine Zulassung
für den europäischen Lebensmittelmarkt erhalten.

Mit der neuen Novel Food-Verordnung wird ebenfalls eine so genannte
Unionsliste eingeführt. Die Liste enthält alle bislang zugelassenen
neuartigen Lebensmittel, einschließlich der Produktspezifikationen und
Verwendungsbedingungen, mit denen sie zugelassen wurden. Sie wird von der
Europäischen Kommission laufend fortgeschrieben und ist öffentlich
einsehbar [1].

Für Lebensmittelunternehmen bringt die Liste gewisse Vorteile mit sich,
denn ein einmal zugelassenes neuartiges Lebensmittel muss kein zweites Mal
zugelassen werden. Befindet sich also ein Lebensmittel auf der
Unionsliste, können andere Hersteller Produkte mit denselben
Spezifikationen und Verwendungsbedingungen auf den Markt bringen, ohne
erneut einen Zulassungsantrag stellen zu müssen.


Weiterführende Informationen

- Informationen des BVL zu neuartigen Lebensmitteln:

www.bvl.bund.de/novelfood

- "Neue" Novel Food-Verordnung (EU) 2015/2283: 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32015R2283

- [1] Unionsliste mit neuartigen Lebensmitteln: 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32017R2470

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL),

Nina Banspach, 16.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1236: Pro Asyl zum Gesetzentwurf der Union zum Familiennachzug (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 17.01.2018

Familiennachzug: PRO ASYL zum Gesetzentwurf der Union

PRO ASYL: Union plant Aussetzung des Grundrechts auf Familie auf
unabsehbare Zeit



Angesichts des neu eingebrachten Gesetzentwurfs der Union zum
Familiennachzug (BT-Drucksache 19/439) und der Debatte um weitere
Gesetzentwürfe zum Familiennachzug in einer möglichen Großen Koalition
warnt PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt: »Die Union will in aller
Eile ein Gesetz durch den Bundestag bringen. Auf der Strecke bleiben
Rechtsstaatlichkeit und Humanität. Der potentielle Koalitionspartner SPD
wird vorgeführt, noch bevor möglichen Koalitionsverhandlungen zugestimmt
wurde.«

Der Vorstoß der Union ist ein Affront gegen die SPD: Noch vor dem
SPD-Parteitag am kommenden Sonntag wird mit dem Gesetzentwurf die Schaffung
von Fakten in die Wege geleitet. Das Grundrecht, als Familie
zusammenzuleben wird auf unbestimmte Zeit ausgesetzt, um dann langfristig
durch ein staatliches Gnadenrecht ersetzt zu werden. Das wird nicht besser
sein als die bisherige Härtefallregelung, die kaum jemand erfolgreich in
Anspruch nehmen kann.

Geplant ist eine weitere Aussetzung des Familiennachzugs zu subsidiär
Geschützten über den 16. März hinaus. PRO ASYL appelliert an den Bundestag
und insbesondere an die SPD, diesen rechtswidrigen Gesetzentwurf der Union
zu stoppen. In einem Rechtsstaat muss sich jeder auf das Auslaufen eines
Gesetzes verlassen dürfen. Den subsidiär Schutzberechtigten und ihren
Angehörigen wurde durch § 104 Abs. 13 S. 1 AufenthG und die konkrete
Frist des S. 2 ausdrücklich versprochen, dass ab 17. März 2018 die seit der
befristeten Aussetzung des Familiennachzugs ein Recht auf Familiennachzug
als Schutzberechtigte erworben haben - das ist die logische Konsequenz
einer Aussetzung. Viele haben darauf vertraut und z.B. auf eine
»Aufstockungsklage« verzichtet (Versuch, auf vollen Flüchtlingsschutz zu
klagen) und sich auf ein Leben in Deutschland bestmöglich vorbereitet und
eingelassen z.B. durch den Verkauf von Haus und Grund im Herkunftsland,
durch berufliche (Neu)Orientierung, dem Angehen einer Lebensplanung, etc.

Die von der bisherigen Aussetzung Betroffenen sind bereits jetzt Jahre von
ihren Familien getrennt. Auf den beschwerlichen Fluchtweg folgten besonders
lange - oftmals über einjährige - Asylverfahren, für zwei weitere Jahre hat
der Bundestag den Familiennachzug ausgesetzt. Die langjährige Trennung von
Flüchtlingsfamilien ist verfassungswidrig (Verstoß gegen Artikel 6 GG). Das
hat das Bundesverfassungsgericht schon 1987 in einem Grundsatzurteil zur
damaligen dreijährigen Ehebestandszeit als Voraussetzung für den
Ehegattennachzug zu Arbeitsmigranten festgestellt: »Die Beeinträchtigung
der Belange von Ehe und Familie durch das Erfordernis einer dreijährigen
Ehebestandszeit als Nachzugsvoraussetzung übersteigt auch im Blick auf
entgegenstehende öffentliche Interessen das von den Betroffenen
hinzunehmende Maß.« (BVerfG, 12.05.1987 - 2BvR126/83; 2 BvR101/84;2BvR 313
/84). Und dabei hat das Gericht noch nicht die unsichere Situation der
Flüchtlinge berücksichtigen müssen.

Nach Unionsplänen bliebe das Grundrecht, als Familie zusammen zu leben, auf
etliche Jahre hinaus ausgesetzt. Die SPD darf diesem Entwurf sowie
jeglichen weiteren Pläne für eine Aussetzung des Familiennachzugs nicht
zustimmen.

Zur Aussetzung des Familiennachzugs sowie zu den Ergebnissen der
Sondierungsgespräche von CDU, CSU und SPD hat PRO ASYL eine umfassende
kritische Analyse erstellt. [1]

[1] https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/2018-01-17-Papier-PA-zu-den-Sondierungsergebnissen.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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ASYL/1235: Sondierungsergebnis - Ärzteorganisation kritisiert weitere Aushöhlung des Rechts auf Asyl (IPPNW)


IPPNW-Mitteilung vom 16. Januar 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Ärzteorganisation kritisiert weitere Aushöhlung des Rechts auf Asyl

Sondierungsergebnis



Die Ärzte in sozialer Verantwortung (IPPNW) kritisieren die Ergebnisse der
Sondierungsverhandlungen im Bereich Migrations- und Integrationspolitik.
"Das Bekenntnis zur Anerkennung des Rechts auf Asyl im ersten Abschnitt
hinterlässt einen bitteren Nachgeschmack, wenn die folgenden Vereinbarungen
eben dieses Recht auf Asyl aushöhlen", empört sich Maren Janotta,
Referentin für Soziale Verantwortung der IPPNW. SPD und CDU wollen die
Migrationsbewegung nach Deutschland begrenzen und fordern, eine Obergrenze
für Schutzsuchende, auch wenn sie nicht so genannt wird. Frontex soll zu
einer echten Grenzschutzpolizei ausgebaut werden, um die europäischen
Außengrenzen wirksam zu schützen.

"In diesem Ergebnispapier beschreibt sich die zukünftige Bundesregierung
als Wächter der europäischen Außengrenzen und nicht als Garant des Rechtes
auf Asyl", erklärt Eva Clemenz, Vorstandsmitglied der IPPNW. "Als Ärztinnen
und Ärzte stehen wir in der IPPNW weiterhin dafür ein, dass Geflüchtete,
die in Deutschland ankommen, hier bleiben und in Würde und Gesundheit leben
sollen."

Auch die Erklärung weiterer Staaten wie Algerien, Tunesien und Marokko zu
sicheren Herkunftsstaaten, sorgt für großen Unmut in der
friedenspolitischen Ärzteorganisation. "Als Ärztinnen und Ärzte erleben wir
hautnah, wie Patientinnen und Patienten durch die Angst vor Abschiebung
psychisch krank werden. Die angebliche Einzelfallprüfung, die auch der
Vorschlag von SPD und CDU wieder enthält, findet aktuell faktisch nicht
statt", erklärt Maren Janotta. "Wir lehnen daher das Prinzip der "sicheren
Herkunftsstaaten" ab, welches nur ein weiteres Mittel ist,
rechtspopulistische Ressentiments zu bedienen und das Recht auf Asyl weiter
zu untergraben."

Das Papier sieht weiterhin vor, Geflüchtete im Asylverfahren zentral in
sogenannten AnKER-Einrichtungen unterzubringen, in denen dann im
Eilverfahren über ihren Antrag entschieden werden soll und im Zweifelsfall
auch direkt abgeschoben werden kann. "Geflüchtete Menschen sollen also
wieder monatelang isoliert und in inhumanen Massenunterkünften
untergebracht werden", kritisiert Eva Clemenz. "Das Ziel solcher
Einrichtungen ist mit Sicherheit nicht, die bedarfsgerechte Versorgung von
geflüchteten Menschen oder eine "gelingende Integration". Wer
Schutzsuchende so behandelt, hat die Menschenrechte grundsätzlich falsch
verstanden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Januar 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin
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E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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AUSSEN/589: Annahme verweigert (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 17. Januar 2018

german-foreign-policy.com

Annahme verweigert



WINDHOEK/BERLIN - Ein für kommende Woche (25. Januar) angesetzter New
Yorker Gerichtstermin in einem Entschädigungsprozess wegen des deutschen
Genozids an den Herero und den Nama droht erneut zu scheitern. Ursache ist,
dass die Berliner Senatsverwaltung für Justiz die Entgegennahme der
Prozessunterlagen zum wiederholten Male verweigert, die sie laut
internationalen Abkommen an die Bundesregierung weiterleiten muss. Wie ein
interner Vermerk aus der Behörde belegt, beruft sie sich dabei einerseits
darauf, dass sie lediglich für die Weiterleitung von Dokumenten in Zivil-
und Handelsstreitigkeiten zuständig sei, nicht aber bei Klagen wegen eines
Genozids. Zum anderen sehe die Bundesregierung ihre "Staatenimmunität"
durch die Herero-Nama-Klage verletzt. Die "Staatenimmunität", auf die sich
Berlin auch im Falle von Klagen der Nachkommen griechischer und
italienischer SS- und Wehrmachtsmassaker beruft, wird damit zum
Universalinstrument gegen die Strafverfolgung schwerster Kriegsverbrechen.
Längst sind Beispiele auch aus der Gegenwart bekannt.

Raub, Zwangsarbeit und Genozid



Zum wiederholten Male droht am 25. Januar ein Gerichtstermin im aktuellen
Entschädigungsprozess gegen die Bundesrepublik wegen des deutschen Genozids
an den Herero und Nama zu scheitern. Weil sich bislang sämtliche
Bundesregierungen geweigert haben, den Nachkommen der Opfer des Genozids
eine Entschädigung zu zahlen, haben Vertreter der Herero und der Nama am 5.
Januar vergangenen Jahres beim Southern District Court in Manhattan eine
Klage eingereicht. Die Klage bezieht sich auf die zahlreichen deutschen
Verbrechen in der damaligen Kolonie Deutsch-Südwestafrika - vom Raub von
Land und Vieh ab 1885, der die Lebensgrundlagen der Herero und Nama
zerstörte, über die systematischen Vergewaltigungen von Frauen und Mädchen
durch deutsche Kolonialisten und die Zwangsarbeit, die die Herero und Nama
leisten mussten, bis hin zum Genozid an ihnen ab dem Jahr 1904. Die Zahl
der Todesopfer gibt die Klageschrift mit womöglich mehr als 100.000 an.[1]
Die deutschen Verbrechen haben immenses Leid verursacht - und gleichzeitig
dem Land mit ihrer vernichtenden Wirkung jede Chance auf eine günstige
wirtschaftliche Entwicklung genommen. Namibia verdankt seine heutige Armut
nicht zuletzt dem Terror des Deutschen Reichs.

Kreative Vermeidungsstrategien



Deutsche Stellen haben in der Vergangenheit immer wieder kreative
Strategien entwickelt, um der Zahlung von Entschädigungen zu entkommen und
nach Möglichkeit sogar Prozesse gänzlich zu vermeiden. Zu diesen Strategien
hat die Weigerung gehört, eine Entschuldigung für die deutschen Verbrechen
auszusprechen: Sie könne, hieß es, als Schuldeingeständnis gewertet werden
und Entschädigungsforderungen legitimieren. Im Jahr 2004 bat die damalige
Entwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul daher bei einer
Gedenkveranstaltung zum hundertsten Jahrestag des Genozids zwar "um
Vergebung unserer Schuld", allerdings nur "im Sinne des gemeinsamen 'Vater
unser'".[2] Im Jahr 2016 kamen die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen
Bundestages in einem detaillierten Gutachten zu dem Schluss,
Entschädigungsforderungen hätten höchstens dann Aussicht auf Erfolg, wenn
die Kolonialverbrechen gegen zum Tatzeitpunkt geltende Normen des
internationalen Rechts verstoßen hätten. Das sei jedoch nicht der Fall. So
könnten sich die Herero und die Nama weder auf die Genfer Konvention aus
dem Jahr 1864 noch auf die Haager Landkriegsordnung von 1899 berufen, weil
sie jeweils nicht zu den Unterzeichnern gehörten - und weil der Genozid im
Übrigen kein regulärer Krieg gemäß der Landkriegsordnung gewesen sei.[3]

Hoheitliche Handlungen



Um den jüngsten New Yorker Herero-Nama-Prozess ins Leere laufen zu lassen,
ist Berlin zu einer alternativen Strategie übergegangen: Es verweigert die
Annahme der Prozessunterlagen. Dabei ist neben der Bundesregierung die
Verwaltung des rot-rot-grünen Berliner Senats involviert. Die Überstellung
von Gerichtsdokumenten aus dem Ausland erfolgt gewöhnlich gemäß dem "Haager
Übereinkommen über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher
Schriftstücke im Ausland in Zivil- oder Handelssachen" vom 15. November
1965. Darin ist in Artikel 2 die Benennung einer "Zentralen Behörde"
vorgesehen, die Gerichtsdokumente aus dem Ausland anzunehmen und sie
weiterzuleiten hat. Als "Zentrale Behörde" in diesem Sinne fungiert in
Berlin die Senatsverwaltung für Justiz. Diese behauptet nun allerdings, sie
müsse die New Yorker Prozessunterlagen nicht entgegennehmen, weil die zur
Debatte stehenden Verbrechen - nicht nur der Genozid, auch der Landraub
sowie die Heranziehung der Herero und Nama zur Zwangsarbeit - "Ausfluss
hoheitlicher Handlungen (acta iure imperii) des Deutschen Reiches" seien;
damit trügen sie keinen zivil- oder handelsrechtlichen Charakter, lägen
also nicht im Geltungsbereich des Haager Übereinkommens. "Allein aus diesem
Grund ist das Ersuchen um Zustellung vom 21. April 2017 abzulehnen",
erklärt die Senatsverwaltung in einem internen Vermerk, das
german-foreign-policy.com vorliegt.

Nicht zum ersten Mal



Ergänzend beruft sich die Justizverwaltung auf Artikel 13 des Haager
Übereinkommens, dem zufolge die Annahme von Dokumenten abgelehnt werden
kann, wenn ein Staat "sie für geeignet hält, seine Hoheitsrechte oder seine
Sicherheit zu gefährden". Dies treffe im vorliegenden Fall zu, heißt es in
dem Vermerk, da "der Inhalt der Klage" und "die Verhandlungen vor einem
US-Gericht die Staatenimmunität Deutschlands" verletzten. Demnach sei es
unzulässig, dass Privatpersonen einen Staat vor ausländischen Gerichten
verklagen. Wie die Berliner Senatsverwaltung schreibt, habe sie bereits im
November 2001 die Annahme eines Gerichtsdokuments aus einem
Herero-Entschädigungsprozess unter Berufung auf "Staatenimmunität"
verweigert. Der
Prozess scheiterte.

International umstritten



Die Berufung auf "Staatenimmunität" hat die Bundesregierung sich bereits im
Bemühen um die Abwehr von Entschädigungsforderungen zu eigen gemacht, die
von Nachfahren italienischer und griechischer Opfer von SS- und
Wehrmachtsmassakern gestellt wurden. Zwar hat sie damit einen Erfolg
erzielt, als der Internationale Gerichtshof in Den Haag Deutschland am 3.
Februar 2012 tatsächlich eine "Staatenimmunität" gegen entsprechende Klagen
zusprach. Setzte sich diese Rechtsauffassung durch, dann hätten die Opfer
vergangener deutscher Staatsverbrechen praktisch keine Chance mehr auf
Entschädigung und gingen leer aus. Allerdings ist das Den Haager Urteil
unter Juristen umstritten und wird beispielsweise in Italien seit einem
Beschluss des Kassationsgerichtshofs in Rom vom 22. Oktober 2014 nicht mehr
anerkannt. Seitdem sind - trotz einer ganzen Reihe von Verbalnoten, mit
denen die Bundesregierung in Rom Protest einlegte - in Italien wieder
Urteile ergangen, die Deutschland zur Zahlung von Entschädigungen
verpflichten.[4]

Begleitinstrument der Expansion



Unklar ist, wie das New Yorker Gericht weiter vorgehen wird. Bereits im
März, im Juli sowie im Oktober sind Prozesstermine geplatzt, da der
Justizsenator des rot-rot-grünen Berliner Senats, Dirk Behrendt (Bündnis
90/Die Grünen), die Entgegennahme der Gerichtsdokumente verweigert - und
damit die gerichtliche Aufarbeitung kolonialer Massenverbrechen unmöglich
macht. Dabei kommt der Klage der Herero und Nama hohe Bedeutung nicht nur
für eine angemessene Aufarbeitung vergangener deutscher Kolonialmassaker
zu, sondern auch für das Vorgehen gegen aktuelle sowie künftige Verbrechen
deutscher Militärs an ihren Einsatzorten in Asien und Afrika. Auch im Falle
des NATO-Luftangriffs auf eine Brücke im jugoslawischen Varvarin, dem am
30. Mai 1999 zehn Zivilisten zum Opfer fielen, und im Falle des von einem
deutschen Offizier befohlenen Massakers von Kunduz vom 4. September 2009,
bei dem mehr als 100 Zivilisten umkamen, machte die deutsche Justiz gegen
Klagen von Angehörigen der Opfer jeweils "Staatenimmunität" geltend; die
Angehörigen gingen leer aus, die Täter blieben straflos. Die
"Staatenimmunität", die Berlin sich anmaßt und gegen die Herero und Nama
jetzt zu kämpfen haben, ist - heute ebenso wie im Kaiserreich - ein
völkerrechtliches Begleitinstrument der deutschen Expansion.


Anmerkungen:

[1] Class Action Complaint. Civ. No. 17-0062. New York, January 5, 2017. S.
dazu Billiges Erinnern.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7178/

[2] S. dazu Déjà vu.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/1049/

[3] Deutscher Bundestag, Wissenschaftliche Dienste: Der Aufstand der
Volksgruppen der Herero und Nama in Deutsch-Südwestafrika (1904-1908).
Völkerrechtliche Implikationen und haftungsrechtliche Konsequenzen. WE
2-3000-112/16. Berlin 2016. S. dazu Billiges Erinnern.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7178/

[4] S. dazu Nicht zustellbar.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7355/
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STATISTIK/607: Bevölkerung in Deutschland zum Jahresende 2016 auf 82,5 Millionen Personen gewachsen (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 16.1.2018

Bevölkerung in Deutschland zum Jahresende 2016 auf 82,5 Millionen
Personen gewachsen

Schätzung für 2017: Bevölkerungsstand von mindestens 82,8 Millionen
Menschen



WIESBADEN - Im Jahr 2016 nahm nach ersten Ergebnissen des
Statistischen Bundesamtes (Destatis) die Gesamtbevölkerung
Deutschlands im Vergleich zum Vorjahr um 346.000 Personen (+0,4%) zu
und lag am Jahresende bei 82,5 Millionen. 2015 hatte es einen deutlich
höheren Anstieg um 978.000 Personen (+1,2%) gegeben.

Hauptursache für den Zuwachs der Bevölkerungszahl war 2016 - wie in
den Vorjahren - die Zuwanderung mit einem Überschuss von 498.000
Personen (2015: +1 139.000 Personen). Gleichzeitig hat es 2016 ein
Geburtendefizit gegeben, weil mehr Personen gestorben sind als geboren
wurden. Es fiel mit 118.000 jedoch niedriger aus als 2015 (- 188.000).

Ende 2016 lebten 9,2 Millionen ausländische Staatsbürgerinnen und
-bürger in Deutschland (+6,6% gegenüber dem Vorjahr) sowie 73,3
Millionen Deutsche (-0,3% gegenüber dem Vorjahr). Der Ausländeranteil
erhöhte sich von 10,5% im Jahr 2015 auf 11,2% im Jahr 2016.

Bis zum Jahresende 2017 ist die Bevölkerung Deutschlands
voraussichtlich weiter auf mindestens 82,8 Millionen Menschen
angestiegen. Wie durchgängig seit 2011 ist auch nach dieser Schätzung
für 2017 damit zu rechnen, dass der erwartete Wanderungsüberschuss das
erwartete Geburtendefizit mehr als ausgleichen wird.

Für 2017 wird ein Wanderungssaldo gegenüber dem Ausland von mindestens
+450.000 Personen geschätzt. Das Geburtendefizit für 2017 fällt mit
etwa 150.000 bis 190.000 voraussichtlich höher aus als 2016. 2017 hat
es im Vergleich zu 2016 ungefähr gleich viele Geburten (770.000 bis
810.000 gegenüber etwa 790.000 im Jahr 2016) gegeben, aber deutlich
mehr Sterbefälle (940.000 bis 980.000 gegenüber etwa 910.000).


Methodische Hinweise:

Die Entwicklung der Bevölkerung im Berichtsjahr ergibt sich zum einen
aus den Zu- und Fortzügen, zum anderen aus den Geburten und
Sterbefällen. Zudem fließen Korrekturen in die Berechnung ein, wenn
Kommunen beispielsweise von Meldebehörden übermittelte Wanderungsfälle
rückgängig machen.

Die Ergebnisse des Bevölkerungsstandes 2016 sind aufgrund methodischer
Änderungen bei den Wanderungsstatistiken, technischer
Weiterentwicklungen der Datenlieferungen aus dem Meldewesen sowie der
Umstellung auf ein neues statistisches Aufbereitungs­verfahren nur
bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar.

Einschränkungen bei der Genauigkeit der Ergebnisse können aus der
erhöhten Zuwanderung und den dadurch bedingten Problemen bei der
melderechtlichen Erfassung Schutzsuchender resultieren.

Ausführliche Hinweise finden Sie unter den Erläuterungen zur Statistik
der Bevölkerungsfortschreibung.

Wegen der Umstellung auf ein neues Aufbereitungsverfahren liegen für
2017 weniger als die regulär für die Schätzung verwendeten Angaben
vor. Deshalb ist die Schätzung unsicherer als üblich.

WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Bevölkerung vor.

Eine Tabelle "Bevölkerungszahlen 2015 und 2016 nach Bundesländern"
bietet die Online-Fassung dieser Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 019 vom 16.01.2018
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LEISTUNGEN/607: Hartz IV-Sanktionen auf Rekordhoch - Paritätischer fordert Abschaffung (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 17. Januar
2018

Hartz IV-Sanktionen auf Rekordhoch: Paritätischer fordert
Abschaffung



Der Paritätische Wohlfahrtsverband kritisiert die Zunahme der Sanktionen
für Bezieherinnen und Bezieher von Hartz IV und fordert eine Abschaffung
des Instruments, das Betroffene häufig in existenzielle Notlagen zwinge.

"Hinter jeder dieser Strafmaßnahmen steckt ein Einzelschicksal. Menschen,
die ohnehin am Existenzminimum leben, werden dadurch noch weiter in die Not
gedrängt. Sanktionen sind keine pädagogischen Antworten, sondern lediglich
Drangsalierung und häufig Ausdruck sozialer Ignoranz" erklärt Ulrich
Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbandes.

Der Paritätische Wohlfahrtsverband fordert die ersatzlose Streichung von
Hartz IV-Sanktionen und verweist auf deren Folgen, bis hin zu
Obdachlosigkeit. Das Instrument der Sanktionen sei verfassungsrechtlich
höchst zweifelhaft und in keiner Weise zielführend.

Nach aktuellen Zahlen der Bundesagentur für Arbeit gab es in den ersten
neun Monaten des letzten Jahres 718.803 ausgesprochene Kürzungen oder
gleich Streichungen der Regelleistungen, was ein Plus von zwei Prozent oder
14.410 Sanktionen mehr bedeutet. Einen starken Anstieg gab es im September
2017 zu verzeichnen. Die durchschnittliche Leistungskürzung betrug 108
Euro.

Ulrich Schneider warnt vor Pauschalurteilen gegen Menschen, die
Transfer-Leistungen erhalten: "Der überwiegende Teil der Sanktionen geht
auf Banalitäten wie Terminversäumnisse zurück. Das ist überzogen und
absolut unverhältnismäßig."


Programmhinweis: Über das Thema Sanktionen berichtet MDR "exakt - die
Story" heute [17.01.2017] Abend um 20:45 Uhr. Im Gespräch dort auch Tina
Hoffmann, Arbeitsmarktexpertin beim Paritätischen Gesamtverband.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin
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MELDUNG/176: Gewalt in der Pflege - Neues Portal bietet Rat und Hilfe (ZQP)


Zentrum für Qualität in der Pflege - 17. Januar 2018

Neues Internetportal bietet Rat und Hilfe gegen Gewalt in der Pflege



Das Internetangebot des ZQP gibt Pflegebedürftigen, Angehörigen und
Pflegekräften gesicherte Informationen dazu, wie man Gewalt in der Pflege
erkennen und vorbeugen kann.

Zudem findet man Telefonkontakte zu Beratungsangeboten deutschlandweit, die
Betroffenen weiterhelfen können.



Berlin, 17. Januar 2018. Gewalt in der Pflege betrifft Pflegebedürftige,
Angehörige sowie Pflegekräfte und ist kein Einzelfall. In einer
Untersuchung des Zentrums für Qualität in der Pflege (ZQP) gab etwa ein
Drittel der Befragten mit Pflegeerfahrung an, sich schon unangemessen in
der Pflege verhalten zu haben. 40 Prozent berichteten, mit aggressivem
Verhalten von Pflegebedürftigen konfrontiert worden zu sein. Von
interviewten Pflegekräften äußerten 47 Prozent, dass Pflegeheime durch
Gewalt und Aggression vor ganz besondere Herausforderungen gestellt sind.

"Gewalt in der Pflege ist keine Ausnahme. Sie hat viele Gesichter und fängt
nicht erst beim Schlagen an. Wir haben es dabei mit einem immensen
Problemfeld zu tun, über das ungern gesprochen wird", erklärt Dr. Ralf
Suhr, Vorstandsvorsitzender des ZQP. "Dabei könnte Vieles verhindert
werden, wenn die notwendige Sensibilität und das Wissen über das Thema
stärker ausgeprägt wären", ist Suhr überzeugt.

Darum hat die gemeinnützige Stiftung heute ihr neues, kostenloses
Onlineangebot www.pflege-gewalt.de in Berlin vorgestellt. Das Portal ist
bundesweit einzigartig und richtet sich gleichermaßen an Interessierte ohne
Vorwissen wie an Fachleute. Es bietet multimediale Informationselemente
sowie prägnante, wissenschaftlich und pflegefachlich fundierte Texte zum
Beispiel zu Häufigkeit, Erscheinungsformen und Anzeichen von Gewalt. Zudem
gibt es konkrete Tipps zur Gewaltprävention in der Pflege. Alle Inhalte
basieren auf aktuellem Wissen. Sie sind allgemein verständlich,
übersichtlich und barrierearm aufbereitet.

Zudem finden Menschen in Krisensituationen auf der Webseite schnell die
Kontaktdaten zu telefonischen Beratungseinrichtungen, die einen
inhaltlichen Schwerpunkt auf dem Thema Gewalt in der Pflege haben. Dort
kann anrufen, wer als Opfer von Gewalt Rat sucht - aber auch, wer als
Pflegender in einer schwierigen Pflegesituation ist und Sorge hat, selbst
die Kontrolle zu verlieren.

"Gerade bei dem Thema Gewalt ist es häufig nicht leicht, sich jemandem
anzuvertrauen und über seine persönlichen Erfahrungen zu sprechen. Daher
sind telefonische Angebote für viele Menschen sicherlich eine erste gute
Kontaktmöglichkeit", so der Vorstandsvorsitzende der Stiftung weiter.

Gewalt kann sich gegen alle Beteiligten in der Pflege richten - und von
allen Beteiligten ausgeübt werden. Dabei muss es sich nicht um eine
Straftat handeln und nicht einmal böswillig geschehen. Besonders
Pflegebedürftige sind in einer schwierigen Lage, wenn sie Opfer werden. Sie
sind nämlich von ihren Helfern oft abhängig, wissen nicht wem sie sich
anvertrauen sollen und können sich gerade bei weiter fortgeschrittenem
Pflegebedarf oft nur schwer mitteilen. Neben ruppigem Anfassen, Schubsen
oder Schlagen bedeutet Gewalt auch, jemanden lange auf Hilfe warten zu
lassen, ihn zum Essen zu zwingen, ihn anzuschreien, ihn zu beschämen oder
seine Freiheit zu entziehen, etwa indem er eingeschlossen, mit Gurten
fixiert oder mithilfe von Medikamenten ruhig gestellt wird.

Suhr fordert zudem: "Neben der Pflege selbst ist auch die Politik in der
kommenden Legislaturperiode gefordert. Sie muss Strukturen in der Pflege
stärken, die Gewaltprävention begünstigen und Gewaltrisiken vermindern. Das
ist eine Grundbedingung für gute Pflegequalität. Pflege ohne Gewalt sind
wir all denjenigen schuldig, die oft hilflos und manchmal verzweifelt auf
gute Pflege in Deutschland hoffen. Und wir sind es auch denjenigen
schuldig, die sich für die gute Versorgung pflegebedürftiger Menschen
einsetzen - ob beruflich oder privat."

Das neue ZQP-Portal zur Gewaltprävention finden Sie unter www.pflege-gewalt.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Januar 2018
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UN-REPORT/103: Aktueller UNICEF-Report zur Lage im Jemen (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Köln/Sanaa, 16. Januar 2018

Jemen: Drei Millionen Kinder im Krieg geboren

Aktueller UNICEF-Report zur Lage im Jemen



Über drei Millionen Kinder sind laut UNICEF im Jemen seit der Eskalation
der Gewalt im März 2015 geboren worden. Ihre Lebenschancen zählen zu den
schlechtesten weltweit - so der neue UNICEF-Bericht "Born into War" ("Im
Krieg geboren")[1]. Gewalt, Vertreibung, Krankheiten, Armut, Unterernährung
und unzureichende Versorgung mit Trinkwasser, medizinischer Hilfe und
Bildung prägen ihre Kindheit.

"Eine ganze Generation von Kindern im Jemen kennt nichts Anderes als
Gewalt. Sie leiden unter den verheerenden Konsequenzen eines Krieges, für
den sie nicht verantwortlich sind", sagt Merixtell Relaño, UNICEF-Leiterin
in Jemen. "Weil die Grundversorgung zusammenbricht, breiten sich
Mangelernährung und Krankheiten aus. Die Überlebenden tragen die physischen
und psychologischen Folgen des Konflikts für den Rest ihres Lebens."

Laut UNICEF wurden im Jemen seit März 2015 über 5.000 Kinder verletzt oder
getötet - jeden Tag fünf Kinder. Über elf Millionen Kinder sind in dem
ärmsten Land des Nahen und Mittleren Ostens heute auf humanitäre Hilfe
angewiesen - das sind praktisch alle Kinder. Die Hälfte von ihnen hat noch
nicht einmal Zugang zu sauberem Trinkwasser oder sanitären Anlagen.

Durch die schlechte Versorgung mit Nahrungsmitteln leiden im Jemen laut
UNICEF heute schätzungsweise 1,8 Millionen Kinder an akuter
Mangelernährung. Etwa 400.000 von ihnen sind so schwer betroffen, dass sie
um ihr Leben kämpfen müssen.

Durch den Zusammenbruch der Trinkwasserversorgung kam es zu einer der
größten Choleraepidemien der vergangenen Jahrzehnte. Über eine Million
Menschen sind bislang von Cholera oder lebensgefährlichem Durchfall
betroffen - darunter schätzungsweise 250.000 Kinder.
Der Konflikt hat noch weiterreichende Folgen für die Kinder. So sind
derzeit weniger als die Hälfte der Gesundheitseinrichtungen im Jemen voll
funktionsfähig. Die Mitarbeiter erhalten teilweise keinen Lohn mehr. Das
Gleiche gilt für Lehrer. Die Folge ist, dass über zwei Millionen Kinder
keine Schule besuchen können.

Hinzu kommt, dass Schulen und Bildungseinrichtungen immer wieder ins
Kreuzfeuer der Gewalt geraten. Bis Ende September 2017 waren 256 Schulen
zerstört worden. 150 Schulen beherbergten Flüchtlinge und 23 wurden von
bewaffneten Gruppen als Stützpunkt genutzt.

Bereits vor der Eskalation des Konflikts litt der Jemen seit Jahrzehnten
unter Gewalt, Unterentwicklung, wirtschaftlichem Niedergang und einem
Verfall der öffentlichen Infrastruktur.

Der UNICEF-Bericht ruft alle Konfliktparteien, all diejenigen, die auf sie
Einfluss haben und die internationale Gemeinschaft dazu auf, die Kinder im
Jemen zu schützen:

• Eine Friedenslösung und ein Ende der Gewalt müssen so schnell wie
möglich gesucht werden.

• Die Verpflichtungen zum unbedingten Schutz von Kindern im
internationalen humanitären Völkerrecht müssen eingehalten werden.

• Hilfsorganisationen müssen nachhaltigen und bedingungslosen Zugang
zu allen hilfebedürftigen Kindern bekommen. Einschränkungen beim Import von
Waren müssen aufgehoben werden. Nahrung und Treibstoff sind unverzichtbar,
um die Gefahr einer Hungersnot zu bannen und den Betrieb von Krankenhäusern
und Wasserwerken sicherzustellen.

• Der völlige Zusammenbruch der sozialen und medizinischen
Grundversorgung muss verhindert werden. Damit Krankenhäuser, Wasserwerke
und Schulen weiterarbeiten können, müssen Mitarbeiter bezahlt werden.

• Für die humanitäre Hilfe für Kinder benötigt UNICEF allein in 2018
rund 312 Millionen US-Dollar.

 * 

Trotz der schwierigen Situation im Jemen leistet UNICEF mit seinen Partnern
umfangreiche humanitäre Hilfe:

Medizinische Hilfe: In den vergangenen drei Jahren wurden 167.000 Kinder
unter fünf Jahren mit schwerer akuter Mangerernährung in therapeutischen
Ernährungszentren behandelt. 4,8 Millionen Kinder erhielten Impfschutz
gegen Kinderlähmung.

Wasserversorgung: Die Wasserversorgung von fast sechs Millionen Menschen
wurde durch die Reparatur, die Wartung und den Betrieb von Wasserwerken
sichergestellt.

Bildung: Durch die Einrichtung von Notschulen, durch die Reparatur von
Schulen und die Bereitstellung von Schulmaterial konnten 380.000 Kinder zum
Unterreicht gehen.

Psychosoziale Hilfe: Über 300.000 Kinder und Jugendliche bekamen Zugang zu
psychosozialen Hilfsangeboten.

Unterstützung für die ärmsten Familien: Seit 2015 erhielten über UNICEF
110.000 Menschen - darunter 61.000 Kinder - in besonders bedrohten Familien
in Sana'a und in Taiz Hilfe in Form kleiner Geldbeträge ("Cash
Assistance"), damit sie überleben können.

Aufklärung: Im Kampf gegen die Choleraepidemie hat UNICEF landesweite
Aufklärungsmaßnahmen für Millionen Menschen unterstützt.


[1] Der Jemen-Report "Born Into War" ist zu finden unter:

https://www.unicef.de/blueprint/servlet/blob/157934/56d06eaadac2f4143abea5000193ee53/born-to-war-report-on-children-in-yemen-01-2018-data.pdf

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 16. Januar 2018

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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LESUNG/152: Stuttgart - Yascha Mounk, Der Zerfall der Demokratie, 20.02.2018


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Februar 2018

Dienstag, 20.02.18, 20.00 Uhr 

Der Zerfall der Demokratie - Wie der Populismus den Rechtsstaat
bedroht

Yascha Mounk

Lesung und Gespräch,

Moderation: Knut Krohn



Politikverweigerung und rechtspopulistische Parteien untergraben
stabile Regierungen. Der Harvard-Politologe Yascha Mounk legt Gründe
und Mechanismen offen, die westliche liberale Rechtsstaaten - so auch
die USA unter Donald Trump - allmählich erodieren lassen. Zwei Muster
treten dabei zu Tage: Entweder werden wie in den USA, Ungarn, Polen
und der Türkei Demagogen ins Amt gewählt, die die Rechte von
Minderheiten missachten, oder eine Regierung verschanzt sich,
freiheitliche Rechte garantierend, hinter technokratischen
Entscheidungen - und verliert wie in Deutschland, Großbritannien und
Frankreich zunehmend an Volksnähe. Brillant und aufrüttelnd erklärt
Yascha Mounk die komplexen Gründe und Mechanismen, die Demokratien zu
Fall bringen können und benennt Maßnahmen, um bedrohte soziale und
politische Werte für die Zukunft zu retten. Dafür braucht es eine
breite Koalition gegen Populisten, die fraglose Unabhängigkeit von
Justiz und Presse, die stärkere Teilhabe der Menschen an politischen
Prozessen, den Kampf gegen soziale Ungleichheit - und vor allem
politisches Engagement im allgemeinen.

Yascha Mounk, 1982 in München geboren, in Freiburg, Kassel, Maulbronn
und Karlsruhe aufgewachsen, unterrichtet politische Theorie an der
Harvard University und schreibt als freier Publizist regelmäßig für
Zeitungen wie "The New York Times", "The Wall Street Journal" und
"Die ZEIT". Er lebt in New York.

In Zusammenarbeit mit dem Evangelischen Bildungszentrum Hospitalhof
und der Heinrich Böll Stiftung Baden-Württemberg

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Februar 2018

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AGRAR/1828: Wirtschaftliche Stimmung der Landwirtschaft erhält weiteren Dämpfer (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

Wirtschaftliche Stimmung der Landwirtschaft erhält weiteren
Dämpfer

DBV-Konjunkturbarometer immer noch über Vorjahreswert



Die wirtschaftliche Stimmung der deutschen Landwirte hat im Dezember
2017 einen weiteren Dämpfer erhalten. Ursache dafür sind nach den
neuesten Daten des Konjunkturbarometer Agrar des Deutschen
Bauernverbandes (DBV) pessimistischere Zukunftserwartungen. Dagegen
ist die Beurteilung der aktuellen wirtschaftlichen Lage seit Mitte
2017 nahezu unverändert geblieben. Die Investitionsbereitschaft der
deutschen Landwirte hat wieder zugenommen. Gleichwohl liegt das für
die kommenden Monate geplante Investitionsvolumen deutlich unter dem
Stand der Jahre vor der Preiskrise 2015/16.

Aktuell ist der Index des Konjunkturbarometer Agrar gegenüber der
vorangegangenen Erhebung aus September 2017 von 26,6 Punkten auf 23,2
Punkte gefallen. Der aktuelle Indexwert liegt damit um 2,2 Punkte
höher als im Dezember 2016, bleibt aber deutlich hinter den relativ
hohen Werten aus der Zeit von 2011 bis 2014 zurück. In der Spitze
wurden seinerzeit 37,2 Punkte erreicht. Der Indexwert fasst die
Einschätzung der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung und die
Erwartungen an die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung zusammen.

32 Prozent der Landwirte wollen in den kommenden sechs Monaten
investieren; vor einem Jahr waren es 29 Prozent. Das für die nächsten
sechs Monate geplante Investitionsvolumen liegt bei 4,0 Milliarden
Euro, 0,4 Milliarden Euro mehr als ein Jahr zuvor. Das relativ hohe
Investitionsniveau der Jahre 2013 und 2014 mit einem geplanten
Investitionsvolumen von entsprechend gut 6 Milliarden Euro wird damit
aber nicht erreicht. Aus Sicht des DBV sichern Investitionen in eine
leistungsfähige Landwirtschaft auch viele Arbeitsplätze in den vor-
und nachgelagerten Wirtschaftsbereichen.

Vom aktuell geplanten Investitionsvolumen in Höhe von 4,0 Milliarden
Euro entfallen auf den Bereich Ställe und Stalltechnik 2,1 Milliarden
Euro (gegenüber Vorjahr plus 0,2 Milliarden Euro). Mit 1,0 Milliarden
Euro fallen auch die vorgesehenen Maschineninvestitionen im
Jahresvergleich um 0,2 Milliarden Euro höher aus. Investitionsvorhaben
im Bereich Erneuerbare Energien sind dagegen rückläufig.

Auf der Notenskala von 1 bis 5 wird die zukünftige wirtschaftliche
Entwicklung im Durchschnitt der Betriebe mit 3,14 bewertet. Die
Beurteilung der aktuellen wirtschaftlichen Situation erreicht mit 2,86
einen deutlich besseren Wert. Gegenüber September fällt die
Einschätzung der aktuellen wirtschaftlichen Situation im Durchschnitt
aller Betriebe nahezu unverändert aus. Unterschiede gibt es allerdings
zwischen den Betriebsformen. Während Ackerbau- und vor allem
Veredlungsbetriebe eine aktuell verschlechterte wirtschaftliche
Situation sehen, erholt sich die Lage in den Milchviehbetrieben
weiter. Die Zukunftserwartungen sind im Durchschnitt aller Betriebe im
Dezember im Vergleich zum September deutlich zurückgegangen. Maßgebend
dafür ist eine erheblich pessimistischere Einschätzung der
Futterbaubetriebe.

Die Preisentwicklung ist der mit Abstand wichtigste Einflussfaktor für
die Beurteilung der Situation in den Betrieben. Insbesondere
niedrigere Erzeugerpreise für Milch und Schweine sowie höhere
Betriebsmittelpreise für Düngemittel sowie Strom und Treibstoffe
wirken sich aktuell negativ auf die Stimmungslage aus. Ein besonders
belastender Einfluss geht unverändert von den Pachtpreisen aus.
Relativ positiv werden dagegen die Rinderpreise und weiter besonders
die Kapitalmarktzinsen und Leasing-Konditionen beurteilt.

Das Konjunktur- und Investitionsbarometer Agrar wird vierteljährlich
im Auftrag des DBV, des VDMA Fachverbandes Landtechnik und der
Landwirtschaftlichen Rentenbank in einer repräsentativen Umfrage
ermittelt. Zur aktuellen Runde im Dezember 2017 befragte dazu das
Marktforschungsinstitut Produkt + Markt rund 2.100 Landwirte und
Lohnunternehmer in ganz Deutschland.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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MELDUNG/778: Rezessionsgefahr nahe null - Deutsche Wirtschaft auf dem Weg in die Hochkonjunktur (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 16.01.2018

Rezessionsgefahr nahe null - IMK-Indikator: Deutsche Wirtschaft auf dem
Weg in die Hochkonjunktur



Der überaus positive Konjunkturausblick in Deutschland - kräftiges
Wachstum ohne Gefahr einer Überhitzung - bleibt bestehen. Ein
wirtschaftlicher Einbruch ist praktisch ausgeschlossen. Das Risiko, dass
Deutschland in den kommenden drei Monaten in eine Rezession gerät, liegt
weiter nahe bei null. Das signalisiert der Konjunkturindikator des
Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der
Hans-Böckler-Stiftung.

Für den Zeitraum von Januar bis Ende März weist das Frühwarninstrument,
das die aktuellsten verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage bündelt,
eine mittlere Rezessionswahrscheinlichkeit von lediglich 1,4 Prozent aus.
Im Dezember hatte sie bei bereits sehr geringen 1,6 Prozent gelegen.

Das extrem niedrige Rezessionsrisiko erklärt das IMK vor allem mit
positiven Signalen von den Finanzmärkten: So ist die Zinsdifferenz
zwischen Unternehmens- und Staatsanleihen, der sogenannte Corporate
Spread, weiterhin sehr gering. Der geringe Unterschied macht deutlich,
dass Unternehmen ein ausgesprochen günstiges Finanzierungsumfeld vorfinden
und dass Finanzmarktakteure das Risiko von Kreditausfällen für sehr klein
halten. "Angesichts dieses Trends und des positiven Gesamtbilds fallen
zuletzt leicht rückläufige Auftragseingänge und kleine Eintrübungen bei
einzelnen Stimmungsindikatoren kaum ins Gewicht", erklärt IMK-Experte
Peter Hohlfeld.

Der niedrige Wert und der positive Trend des Konjunkturindikators stützen
die Erwartung des IMK, dass der Konjunkturaufschwung anhält und in den
kommenden Monaten mit einem hohen Wachstumstempo zu rechnen ist. Trotzdem
sei das Risiko einer konjunkturellen Überhitzung sehr gering und zuletzt
gesunken. "Grund dafür ist, dass Unternehmen nach langer Zurückhaltung
endlich in neue Ausrüstungen investieren, so dass die
Produktionskapazitäten zügig ausgeweitet werden dürften", sagt Hohlfeld.
Auch auf dem Arbeitsmarkt zeichne sich noch kein nennenswerter Engpass ab,
bei den Lohnstückkosten erwartet das IMK eine Zunahme unterhalb des
EZB-Inflationsziels von knapp zwei Prozent.

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt dabei die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt (BIP). Das
Frühwarnsystem signalisiert eine Rezession, wenn die Industrieproduktion
in einem Zeitraum von fünf Monaten um mindestens ein Prozent schrumpft.

Der IMK-Konjunkturindikator wird monatlich aktualisiert.




Weitere Informationen unter:

http://www.boeckler.de/imk_38710.htm

- Zum IMK-Konjunkturindikator

https://www.boeckler.de/106575_112108.htm

- Zur aktuellen Konjunkturprognose des IMK

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 16.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/4360: Verbraucherpreise 2017 (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 16.1.2018

Verbraucherpreise 2017: +1,8% gegenüber Vorjahr

Inflationsrate im Dezember 2017 bei +1,7%



WIESBADEN - Die Verbraucherpreise in Deutschland erhöhten sich im
Jahresdurchschnitt 2017 um 1,8% gegenüber 2016 und damit stärker als
in den letzten vier Jahren. Von 2014 bis 2016 hatten die
Jahresteuerungsraten sogar jeweils unterhalb von einem Prozent
gelegen. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt,
wurden für 2017 in den einzelnen Monaten Inflationsraten - gemessen am
Verbraucherpreisindex - zwischen +1,5% und +2,2% ermittelt. Im
Dezember 2017 erreichte die Inflationsrate einen Wert von +1,7%.

Für den deutlichen Anstieg der Jahresteuerungsrate 2017 waren
maßgeblich die Energiepreise verantwortlich: Energie verteuerte sich
2017 gegenüber 2016 um 3,1%, nach Preisrückgängen in den letzten drei
Jahren (2016: -5,4%; 2015: -7,0%; 2014: -2,1%). Unter den
Energieprodukten erhöhten sich 2017 gegenüber 2016 vor allem die
Preise für leichtes Heizöl (+16,0%) und Kraftstoffe (+6,0%). Bei Gas
(-2,8%) sowie Umlagen für Zentralheizung und Fernwärme (-1,5%) gab es
hingegen Preisrückgänge.

Die Preise für Nahrungsmittel erhöhten sich 2017 mit +3,0% gegenüber
2016 spürbar. Nahrungsmittel wirkten damit im Jahresdurchschnitt wie
die Energiepreise stark erhöhend auf die Gesamtteuerung. In den
Vorjahren waren die Preisanstiege bei Nahrungsmitteln deutlich
schwächer ausgefallen (2016: +0,8%; 2015: +0,8%; 2014: +1,0%). Die
Preiserhöhungen bei Nahrungsmitteln 2017 gegenüber 2016 betrafen alle
Gütergruppen, insbesondere verteuerten sich Speisefette und Speiseöle
(+21,4%) sowie Molkereiprodukte (+9,7%). Auch Fisch und Fischwaren
(+3,8%) sowie Obst (+2,7%) wurden deutlich teurer. Ohne
Berücksichtigung der Preise für Energie und Nahrungsmittel hätte die
Jahresteuerungsrate 2017 bei +1,4% gelegen.

Waren insgesamt verteuerten sich 2017 gegenüber 2016 um 2,2%. Am
stärksten erhöhten sich hier die Preise für Verbrauchsgüter (+2,7%),
geprägt durch die Preisanstiege bei Energie und Nahrungsmitteln. Im
Vergleich zu den Waren entwickelten sich die Preise für
Dienstleistungen insgesamt 2017 eher moderat (+1,4%). Bedeutsam für
die Preiserhöhung der Dienstleistungen waren die Nettokaltmieten
(+1,6%), da private Haushalte einen großen Teil ihrer Konsumausgaben
dafür aufwenden. Weiteren Preiserhöhungen, unter anderem bei
stationären Gesundheitsdienstleistungen (+3,4%) und Dienstleistungen
für Verpflegung (+1,9%) standen auch Preisrückgänge bei
Telekommunikationsdienstleistungen (-0,9%) und Dienstleistungen
sozialer Einrichtungen (-6,9%) gegenüber. Letzteres war insbesondere
durch die Umsetzung des Pflegestärkungsgesetzes II bedingt.

Veränderung im Dezember 2017 gegenüber Dezember 2016
Die Verbraucherpreise insgesamt erhöhten sich im Dezember 2017 um 1,7%
gegenüber Dezember 2016.

Energieprodukte verteuerten sich im Dezember 2017 um 1,3% gegenüber
dem Vorjahresmonat. Der Preisanstieg bei Energie hat sich damit
deutlich abgeschwächt (November 2017: +3,7%) und beeinflusst die
Gesamtteuerung nur noch gering. Nennenswerte Preiserhöhungen binnen
Jahresfrist gab es im Dezember 2017 bei leichtem Heizöl (+4,0%) und
Strom (+2,0%). Günstiger für die Verbraucher wurde hingegen Gas
(-2,6%). Ohne Berücksichtigung der Preise für Energie hätte die
Inflationsrate im Dezember 2017 bei +1,6% gelegen.

Die Preise für Nahrungsmittel lagen im Dezember 2017 mit +3,0%
deutlich höher als im Dezember 2016 (November 2017: +3,2%) und trieben
somit Gesamtteuerung nach oben. Für die meisten Gütergruppen im
Bereich Nahrungsmittel wurden Preiserhöhungen beobachtet, insbesondere
für Speisefette und Speiseöle (+16,6%), Molkereiprodukte (+10,1%)
sowie Obst (+7,6%). Für Gemüse gingen die Preise hingegen deutlich
zurück (-6,1%).

Die Preise für Waren insgesamt erhöhten sich im Dezember 2017 im
Vergleich zum Dezember 2016 um 1,8%. Neben den Nahrungsmitteln
verteuerten sich beispielsweise auch Zeitungen und Zeitschriften
(+5,1%), Tabakwaren (+4,6%) sowie pharmazeutische Erzeugnisse (+2,6%)
deutlich. Billiger wurden hingegen zum Beispiel Geräte der
Unterhaltungselektronik (-1,1%). Die Preise für Dienstleistungen
insgesamt erhöhten sich im gleichen Zeitraum um 1,6%, maßgeblich
beeinflusst durch die Entwicklung bei Nettokaltmieten (+1,7%).
Deutlich teurer wurden unter anderem Pauschalreisen (+4,2%), Wartung
und Reparatur von Fahrzeugen (+3,8%) sowie stationäre
Gesundheitsdienstleistungen (+3,5%). Hingegen waren binnen Jahresfrist
Versicherungsdienstleistungen für Verkehr (-9,0%) und Dienstleistungen
sozialer Einrichtungen (-7,6%) erheblich günstiger.

Veränderung im Dezember 2017 gegenüber dem Vormonat November 2017
Im Vergleich zum November 2017 stieg der Verbraucherpreisindex im
Dezember 2017 deutlich um 0,6%. Bei den Dienstleistungen sind die
saisonale Teuerungen bei Pauschalreisen (+20,1%) sowie Flugtickets (+
4,7%) hervorzuheben. Zudem zogen die Bahnpreise zum Jahresende 2017 in
Folge der jährlichen Tarifpreisänderungen an (+2,1%, davon Nahverkehr:
+5,3%; Fernverkehr: +1,3%). Bei Waren stiegen im Dezember 2017
gegenüber dem Vormonat die Preise für Nahrungsmittel (+0,8%), die
Preise für Energie blieben hingegen nahezu unverändert (-0,1%).
Erfreulich für die Verbraucher waren am Jahresende teilweise deutliche
Preisnachlässe bei Bekleidungsartikeln (-2,0%) sowie Schuhen und
Schuhzubehör (-1,2%).

Harmonisierter Verbraucherpreisindex für Deutschland



Der für europäische Zwecke berechnete Harmonisierte
Verbraucherpreisindex (HVPI) für Deutschland ist im Jahresvergleich
2017 gegenüber 2016 um 1,7% gestiegen. Im Dezember 2017 erhöhte sich
der HVPI gegenüber Dezember 2016 um 1,6%. Die Inflationsrate lag damit
nur im Februar 2017 mit +2,2% über der für die Geldpolitik der
Euro-Zone wichtigen Zwei-Prozent-Marke. Im Vergleich zum Vormonat
November 2017 stieg der Index im Dezember 2017 deutlich um 0,8%.

Die vorläufigen Gesamtergebnisse vom 29. Dezember 2017 für den
Verbraucherpreisindex (VPI) und den Harmonisierten
Verbraucherpreisindex (HVPI) wurden somit bestätigt.


Weitere Informationen zur Verbraucherpreisstatistik bietet die
Fachserie 17, Reihe 7 "Verbraucherpreisindizes für Deutschland".
Detaillierte Daten und lange Zeitreihen zur Verbraucherpreisstatistik
können über die Tabellen Verbraucherpreisindex (61111-0004) und
(61111-0006) sowie Harmonisierter Verbraucherpreisindex (61121-0002)
und (61121-0004) in der Datenbank GENESIS-Online abgerufen werden.

WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Verbraucherpreisindizes vor

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 016 vom 16.01.2018
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UNTERNEHMEN/2683: Unternehmen unter Druck - 13.000 Menschen für Transparenz bei Schuh und Leder (INKOTA)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

Unternehmen unter Druck: 13.000 Menschen für Transparenz bei Schuh
und Leder 

Branche verspricht Verbesserungen mit Ausbau der CADS-Initiative 



[Berlin/Bonn, 17.01.2018] - AktivistInnen der Kampagne Change Your Shoes
haben heute in Berlin 13.606 Unterschriften an Birkenstock übergeben. Mit
der Petition "Transparenz statt Versteckspiel" fordern sie europäische
Schuhmarken und -händler auf, transparent über die Einhaltung der
Menschenrechte sowie über Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz zu
berichten. Auch an den größten deutschen Schuhfachhändler Deichmann und an
den Verband der Schuh- und Lederindustrie HDSL wurden die Forderungen
bereits überreicht. Schuhfirmen in Deutschland versprechen nun mit der
Erweiterung der CADS-Initiative Verbesserungen in Sachen Arbeits- und
Sozialstandards in den Produktionsländern. Dafür müssen aber Gewerkschaften
und zivilgesellschaftliche Organisationen bei den Überprüfungen einbezogen
werden.

Verbraucherinnen und Verbraucher fordern die Schuhunternehmen auf, einen
existenzsichernden Lohn zu zahlen und dafür zu sorgen, dass die
Menschenrechte garantiert werden. "Unternehmen müssen transparent über ihre
Zulieferketten berichten", sagt Anton Pieper von SÜDWIND. "Es ist höchste
Zeit, dass sie glaubhaft darlegen, wie sie Arbeiterinnen und Arbeiter
schützen und Umweltverschmutzung an den Produktionsstätten vermeiden
wollen." Denn ob in Asien oder Europa: Immer wieder werden in Schuhfabriken
oder Gerbereien Menschen- und Arbeitsrechte verletzt oder Schäden für
Umwelt und Gesundheit verursacht - für die im Ausland produzierenden
Unternehmen häufig ohne Folgen.

Die Proteste von Change Your Shoes zeigen nun Wirkung. Birkenstock erklärte
bei der Unterschriftenübergabe: "Wir verstehen das gestiegene
Informationsbedürfnis der Verbraucher, das die Petition zum Ausdruck
bringt. Die CADS-Initiative ist ein wichtiges Instrument, um der Verwendung
riskanter Stoffe bei der Herstellung von Schuhen zu begegnen. Als
Produktionsunternehmen legen wir großes Augenmerk auf die
Arbeitsbedingungen, insbesondere auf die Arbeitssicherheit, wo wir sehr eng
mit der Berufsgenossenschaft zusammenarbeiten."

Berndt Hinzmann vom entwicklungspolitischen INKOTA-netzwerk ordnet ein:
"Die Textilindustrie hat in den vergangenen Jahren Fortschritte in Sachen
Transparenz gemacht, die Schuhbranche hinkt weiter hinterher. Mit der
Erweiterung der CADS gibt es nun offenbar ein Umdenken in der Branche hin
zu umfassender und konkreter sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit und
Sorgfaltspflicht. Das ist längst überfällig. Aber den Worten müssen Taten
folgen. Die Zeit für Willensbekundungen ist vorbei. Konkrete Maßnahmen vor
Ort, unabhängige Überprüfung und umfassende Information über tatsächliche
Fortschritte erhöhen die Glaubwürdigkeit."

Mit CADS wollen sich 80 Unternehmen aus Industrie und Handel für
Nachhaltigkeit in der Schuh- und Lederwarenindustrie einsetzen (u.a.
Gabor, Deichmann, Lowa, Ara und Hamm Reno). CADS hat in Aussicht gestellt,
ab Anfang 2018 konkrete Maßnahmen im Bereich Arbeitsrechte und
Sozialstandards vorzulegen. Auch der Verband der Schuh- und Lederindustrie
HDSL hat nach eigenen Angaben die Arbeitsrechte auf der Agenda. Ob dies
Verbesserungen in den Produktionsstätten bewirkt, lässt sich allerdings nur
durch eine unabhängige Verifizierung, die Einbeziehung von Gewerkschaften
und zivilgesellschaftlichen Organisationen sowie durch transparente
Information gegenüber der Öffentlichkeit belegen.

 * 

Quelle:
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STANDPUNKT/034: Aktenmanipulation und Zeugenabsprachen unter Berliner Polizeizeugen (G20ApUA)


Außerparlamentarischer Untersuchungsausschuss G20 (G20ApUA)

Pressemitteilung vom 17.01.2018

G20ApUA: Aktenmanipulation und Zeugenabsprachen unter Berliner
Polizeizeugen



Der Außerparlamentarische Untersuchungsausschuss G20 (G20ApUA)
kritisiert das Urteil gegen Christian R. und weist auf die im
Prozessverlauf bekannt gewordene Versuche der Aktenmanipulation und
Zeugenabsprachen hin.

Während der Verhandlung kam es bei einem Beamten zu Widersprüchen
zwischen dessen mündlichen Aussage und seinem Zeugenbericht in der Akte.
Diese betrafen die Art der Verletzung eines Polizeikollegen sowie das
Verhalten des Beschuldigten. Bei der Befragung durch die Verteidigung
stellte sich heraus, dass der Polizist versucht hatte, einen Bericht,
der im Widerspruch zu dem seiner Kollegen stand, heimlich gegen einen
veränderten Bericht auszutauschen. Diesen Bericht hatte er mit der
Bemerkung "Jetzt sollte es passen..." an die Sonderkommission in Hamburg
geschickt, wo der aufgrund eines Versehens aber nicht in die Akte
gelangt ist.

Alle fünf Zeugen haben von einem einzigen gemeinsamen Treffen kurz vor
dem ersten Hauptverhandlungstermin berichtet. Drei haben ausgesagt, dass
die Zeugen bei diesem Treffen ihre Erinnerungen an das Geschehen
ausgetauscht und abgeglichen hätten.

Trotz dieses eindeutig festgestellten Versuchs der Aktenmanipulation und
der Absprachen während eines Vorbereitungstreffens erklärte der Richter
in seiner Urteilsbegründung die Zeugen für
uneingeschränkt glaubwürdig und bezichtigte Verteidiger Matthias Wisbar,
der die oben beschriebenen Vorgänge als Aktenmanipulation und
Aussagekomplott bezeichnet hatte, der »anwaltlichen Brandstiftung«.
Dieser hält dem entgegen: »Die versuchte Aktenmanipulation durch die
Soko Schwarzer Block und die Berliner Beamten sowie das unter anderem an
eindeutig erfundenen Aussagen erkennbare Aussagekomplott der Zeugen
hätte zu einem Freispruch führen müssen. Wer konsequentes
Verteidigerhandeln als 'anwaltliche Brandstiftung' bezeichnet, zeigt
eine zutiefst rechtsfeindliche und undemokratische Haltung und ist für
das Amt des Richters ungeeignet."

Während der Hauptverhandlung wurde weiterer E-Mail-Verkehr zwischen Soko
und Polizeizeugen bekannt, der Hinweise auf die Bereitschaft zur
Manipulation der Akte gibt.

Auszüge:



Soko-Ermittler an die Polizeizeugen: "Ich bitte euch wie besprochen mir
 einen Bericht zu schreiben, in dem ihr nochmal schriftlich darlegt, was
 ihr mir gestern alle telefonisch erzählt habt. ... Ich habe meinen
 Bericht den ich geschrieben habe nicht beigelegt. Solltet ihr "Fragen"
 haben meldet euch gerne und wir werden alles im Sinne der Sache regeln
 können." (Mail Soko-Ermittler L. vom 19.7.2017) 



"Da Herr R. weiterhin in Haft ist, wäre ich euch sehr dankbar, wenn ihr
 eure Berichte zeitnah fertigen könntet um mögliche weitere Haftprüfungen
 zu "überstehen"." (Mail L. vom 25.7.2017) 



"Moin ihr vier, Herr R. ist weiterhin in Haft. Anbei eine Mail der
 zuständigen Staatsanwältin. Die von ihr genannten Fragen erscheinen
 etwas sehr kleinteilig, aber je genauer wir (ihr) es darlegen könnt,
 desto eher ist die StA in der Lage auch einen bes. schw. Fall des
 Landfriedensbruch begründen zu können. Insofern bitte ich euch eure
 Berichte nochmals hinsichtlich der genannten Fragen zu betrachten und
 diese ggf. entsprechend anzupassen, sofern ihr zu den offenen Punkten
 Angaben machen könnt." (Mail L. vom 26.7.2017) 




Zum G20ApUA: Der Außerparlamentarische Untersuchungsausschuss
G20 hat sich im November 2017 konstituiert. Wir sind ein Zusammenschluss
aus Einzelpersonen und Gruppen unter anderem aus dem
Recht-auf-Stadt-Netzwerk, dem Archiv der Sozialen Bewegungen, dem
Ermittlungsausschuss (EA), dem Gängeviertel, St. Pauli selber machen,
dem Flüchtlingsrat Hamburg und dem FC/MC mit dem Interesse, die Vorgänge
rund um den G20-Gipfel aufzuarbeiten. Da sich jeden Tag erneut zeigt,
dass von offizieller Seite keine Aufklärung zu erwarten ist - und
schlimmer noch: dass diese aktiv behindert wird -, werden wir das nun
selbst in die Hand nehmen. Viele Fragen sind offen: zur
Eskalationsstrategie der Polizei, zur Gewalt gegen friedliche
Demonstrant*innen, zur Verantwortung von Politiker*innen und
Beamt*innen. Stattdessen will die Stadt verdunkeln, vertuschen,
vergessen machen. "Polizeigewalt hat es nicht gegeben, das ist eine
Denunziation, die ich entschieden zurückweise": Dieses Zitat des
Bürgermeisters eine Woche nach dem Gipfel gibt die Linie vor, der
Politik und Justiz folgen: Wer nachfragt, ist eine Querulant*in, wer
Fragen stellt, eine Störer*in. Mit allen Mitteln wollen Scholz und Grote
ihr Narrativ der "guten, heldenhaften Polizei" und der "gewalttätigen
Demonstrant*innen" durchdrücken, was ihrer Geschichtsschreibung
entgegensteht, wird kriminalisiert und bedroht.

Die Personen und Gruppen im G20ApUA eint ihr Erkenntnisinteresse. Wir
sitzen in den Prozessen und werden Zeugen von mehr als zweifelhaften
Aussagen der beim G20 eingesetzten Beamt*innen. Wir möchten wissen, was
war. Wir möchten wissen, wer die Befehle gab und wie sie lauteten, wer
sie befolgte und wer sich widersetzte. Wer danach die Spuren verwischte
und wer die Hülsen einsammelte.

Der G20ApUA ist auf Mitwirkung der Bevölkerung angewiesen, auf die Hilfe
von Personen, die geschädigt wurden, und auf Hinweise von
Polizist*innen, denen Ereignisse der Gipfelwoche nicht mehr aus dem Kopf
gehen.

Der G20ApUA ist erreichbar unter g20apua@riseup.net

https://g20apua.blackblogs.org

 * 

Quelle:

Außerparlamentarischer Untersuchungsausschuss G20 (G20ApUA)
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KIRCHE/2075: Bischöfin Mary Ann Swenson zu Kampagnen für Gerechtigkeit und Achtung der Menschenrechte (ÖRK)


Ökumenischer Rat der Kirchen - 11. Januar 2018

Deutsche Fassung veröffentlicht am 16. Januar 2018

Werden andere verletzte Frauen noch mehr von der Bildfläche
verschwinden, weil Hollywood die Stimme erhebt?

von Susan Kim



Bischöfin Mary Ann Swenson kann die Lage der Rechte von Frauen oder wie sie
selbst schnell richtig stellt, "die gerechte Behandlung aller Menschen"
egal welchen Geschlechts, aus einer einmaligen Position heraus beobachten
und für diese eintreten, denn sie ist einerseits Bischöfin der
Evangelisch-Methodistischen Kirche in Hollywood, Kalifornien (USA), und
leitet eine Gemeinde, deren Mitglieder nicht nur an der Golden Globes-
Verleihung am 7. Januar teilgenommen haben, sondern sogar unter den
Nominierten waren.

Gleichzeitig aber ist sie auch stellvertretende Vorsitzende des
Zentralausschusses des Ökumenischen Rates der Kirchen (ÖRK) und damit Teil
einer weltweiten Gemeinde. In dieser Funktion besucht sie Gemeinwesen und
Menschen, die weit entfernt von dem privilegierten Leben in Hollywood leben
und für die Gewalt gegen Frauen an der Tagesordnung ist, denn Frauen haben
hier keine Stimme und keine Rechte.

Fast alle Frauen, die am 7. Januar an der Golden Globes-Verleihung 2018
teilgenommen haben, trugen Schwarz, um ein Zeichen für
Geschlechtergerechtigkeit zu setzen und gegen die in Hollywood, in den USA
und weltweit verbreitete sexuelle Belästigung von Frauen zu protestieren.
Die Filmindustrie wurde jüngst immer und immer wieder erschüttert von
Berichten über Missbrauch in den vergangenen Jahrzehnten.

"Natürlich habe ich mir die Golden Globes-Verleihung angeschaut und ich
habe die Redebeiträge gehört und die Stimmung im Publikum gesehen!",
erzählt Bischöfin Swenson. "Ich finde, es tat richtig gut zu sehen, wie die
Frauen ihre Solidarität untereinander zum Ausdruck gebracht haben, wie sie
alle Schwarz trugen und in Begleitung von Frauen kamen, die sich aktiv für
Geschlechtergerechtigkeit engagieren."

Frauen wie Männer haben zudem nicht nur bei den Golden Globes, sondern auch
darüber hinaus Anstecknadeln mit dem Slogan "Time's Up" (in etwa: "Die Zeit
ist vorbei", "Die Zeit ist abgelaufen") getragen. Dies ist der Slogan einer
Kampagne, die von mehreren hundert Schauspielerinnen, Agentinnen,
Autorinnen, Regisseurinnen und anderen weiblichen Führungskräften der
Branche ins Leben gerufen wurde, um gegen sexuelles Fehlverhalten in den
Vereinigten Staaten zu kämpfen. Die Kampagne wird ausschließlich von
Freiwilligen getragen, zu denen u.a. Ashley Judd, Eva Longoria, America
Ferrera, Natalie Portman, Rashida Jones, Emma Stone, Kerry Washington und
Reese Witherspoon gehören.

Ihren Anfang nahm die Kampagne als sich die "Alianza Nacional de
Campesinas" (Nationale Allianz der Landarbeiterinnen) im Namen von 700.000
Frauen, die in den Vereinigten Staaten in der Landwirtschaft und der
Verpackung landwirtschaftlicher Produkte arbeiten, in einem offenen Brief
mit den Schauspielerinnen Hollywoods solidarisierten.

Swenson freut sich, dass die "Time's Up"-Kampagne immer mehr Zulauf findet:
"Die Anliegen unserer Landarbeiterinnen, der weiblichen Angestellten in
Restaurants und Hotels sind einfach sehr, sehr wichtig. Denn in diesen
Branchen leiden Frauen ganz besonders und es fehlt wirklich an
Gleichberechtigung und Gerechtigkeit."

Es könne nie genug Kampagnen für Gerechtigkeit und die Achtung der
Menschenrechte geben, fügt sie hinzu und verweist auf das aktive Engagement
des ÖRK in der seit Langem bestehenden weltweiten Kampagne "Donnerstags in
Schwarz" (Thursdays In Black), die sich gegen Gewalt gegen Frauen wendet.
Genau wie die Frauen bei der Golden Globes-Verleihung alle Schwarz trugen,
kleiden sich Mitarbeitende und Mitglieder des ÖRK, der 348 Mitgliedskirchen
aus aller Welt hat, jeden Donnerstag in schwarz und zeigen ihre Solidarität
mit den Opfern von Gewalt regelmäßig in den sozialen Medien.

"Ich freue mich, dass wir als ÖRK Teil der Kampagne 'Donnerstags in
Schwarz' sind und hier immer wieder Zeugnis ablegen", erklärt Swenson, und
weiter: "Eine der richtig erfreulichen Nachrichten der diesjährigen Golden
Globes-Verleihung ist, dass einem Thema sehr viel Aufmerksamkeit gewidmet
wird, mit dem wir uns schon seit einiger Zeit befassen und dem wir schon
seit einiger Zeit mehr Aufmerksamkeit wünschen. Wir engagieren uns für eine
faire Behandlung aller Menschen. Und das ist ein weltweit wichtiges,
globales Thema, ein für alle Religionen wichtiges Thema."

Die Gefahr Anderen Wertesysteme überzustülpen



Im vergangenen Jahr reiste Swenson mit einer ÖRK-Delegation nach Nairobi
(Kenia) und traf sich dort mit Kirchenleitenden des Landes, die sich für
Frieden und Gerechtigkeit einsetzen. Nachdem sie mit ihnen über die
Probleme, vor denen die Menschen und Gemeinwesen in Kenia stehen,
gesprochen und sich mit dem Thema der geschlechtsbezogenen Gewalt befasst
hatte, begann sie sich intensiver mit der Thematik auseinanderzusetzen. Sie
tut dies auch heute noch während wir eine neue Form der Advocacy-Arbeit wie
auf der Bühne der Golden Globes beobachten können.

"Ich weiß, dass die Frauen in Afrika wirklich ihre eigenen Probleme und
Themen haben und dass jedes Land und sogar jedes einzelne Gemeinwesen
eigene Traditionen und Bräuche hat", erklärt sie. "Auch die Frauen in Asien
haben wiederum andere Probleme und Thematiken, die sie interessieren. Man
muss erst das jeweilige Wertesystem kennenlernen, um dann daraus ableiten
zu können, was in dem jeweiligen konkreten Kulturkreis als faire und
gleichberechtigte Behandlung angesehen werden kann."

"Wir können unsere nordamerikanischen Werte nicht einfach jedem Land
überstülpen. Unser Wertesystem besagt, dass wir, alle Frauen und Männer,
uns gegenseitig mit Würde begegnen. Für uns ist jeder Mensch in Gottes
Augen wertvoll und wir erachten nicht bestimmte Menschen als weniger wert-
und würdevoll als andere. Und das ist ein wichtiger Teil dessen, worum es
hier geht."

Frauen in Hollywood sprechen auf eine Art und Weise über sexuelle
Belästigung und Missbrauch, wie viele andere Menschen in der Welt es
einfach nicht können. "Viele dieser Frauen in Hollywood nahmen den
Missbrauch hin, weil sie ihre Karrieren vorantreiben wollten. Andere Frauen
hingegen - insbesondere ethnische und rassische Minderheiten - haben gar
keine Rechte und keine Stimme. Sie können keine Karriere vorantreiben - sie
haben gar keine Karriere -, denn irgendjemand in einer privilegierteren
Lage behandelt sie schrecklich."

Die Kampagne "Donnerstags in Schwarz" und der ÖRK begeben sich an die Orte,
wo Menschen so verletzt und verwundbar sind. "Wir versuchen dort präsent zu
sein, wir versuchen zu den Menschen zu gehen, die keine Stimme haben", sagt
Swenson.

Aber: Wenn Menschen die verschiedenen Advocacy-Kampagnen vergleichen,
stellen sie tatsächlich die Stimmen der Frauen aus verschiedenen Teilen der
Welt einander gegenüber, vergleichen sie? Swenson sagt: "Ich denke, wir
sollten uns darauf konzentrieren, dort wo wir jeweils konkret sind, vor Ort
daran mitzuwirken, Gerechtigkeit für jene Menschen einzufordern, die
geschlagen und missbraucht und vergewaltigt werden, egal wer sie sind."

Zum Schluss zitiert sie Mahatma Gandhi: "Die Welt hat genug für jedermanns
Bedürfnisse, aber nicht für jedermanns Gier", und fügt hinzu: "Der Grund
für den Missbrauch von Privilegien und Macht ist Habgier. Wir sollten uns
vielmehr fragen: Wie können wir einen schützenden Raum aufbauen, in dem
alle Menschen eine Stimme haben und gehört werden?"



Susan Kim ist freischaffende Autorin aus Laurel, Maryland (USA).


Gerechte Gemeinschaften für Frauen und Männer:

http://www.oikoumene.org/de/was-wir-tun/frauen-in-kirche-und-gesellschaft

Kampagne Donnerstags in Schwarz:

www.oikoumene.org/donnerstags-in-schwarz

 * 
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INTERNATIONAL/306: Mexiko - Todesopfer bei Repression gegen Staudammwiderstand in Guerrero (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Todesopfer bei Repression gegen Staudammwiderstand in Guerrero

Von Philipp Gerber



(Oaxaca-Stadt, 15. Januar 2018, npl) - Bei einem Polizeieinsatz in
Acapulco, Guerrero, gegen Gegner*innen eines Staudammprojekts kamen
mehrere Personen ums Leben, 25 Bauern wurden verhaftet. Der Einsatz
erfolgte, nachdem in den Morgenstunden des 7. Januars bei einem Fest
im Dorf La Concepción eine Schießerei ausbrach. Gemäß dem Sprecher des
Staudammwiderstands CECOP, Marco Antonio Suástegui, wurden zwei
Elemente der kommunitären Dorfpolizei bei einem Patrouillengang
angegriffen und ermordet, worauf weitere Elemente dieser Lokalpolizei
das Feuer erwiderten, sechs Zivilisten wurden dabei getötet. Suástegui
brachte diesen Angriff auf den CECOP mit der Verhaftung eines
Ex-Militärs durch die Kommunalpolizei in Verbindung, der gegenüber
lokalen Medien bekannte, dass er den Auftrag hatte, die Anführer der
Oppositionsbewegung gegen das Staudammprojekt La Parota [1] zu
ermorden.

Erst sechs Stunden nach dieser Konfrontation traf die Bundespolizei
Guerreros mit Unterstützung des Militärs im Dorf im ruralen Umland der
Stadt Acapulco ein, angeblich um die Leichen zu bergen und
Untersuchungen einzuleiten. Während eines rasanten Überflugs eines
Helikopters eröffnete die Polizei das Feuer auf die Installationen der
Gemeindepolizei. Drei Gemeindepolizisten wurden dabei getötet, 25
weitere Personen verhaftet, darunter der Sprecher des CECOP, Marco
Antonio Suástegui, sowie sein Bruder Vicente.


Verdacht auf außergerichtliche Hinrichtungen

Das Menschenrechtszentrum Tlachinollan [2] warf den Behörden ein
"extrem gewalttätiges" Vorgehen vor und äußerte den Verdacht auf
außergerichtliche Hinrichtungen. Das Kollektiv gegen Folter und
Straflosigkeit [3] seinerseits bestätigte, dass ein Gemeindepolizist
"mit auf dem Kopf verschränkten Händen tot auf dem Boden liegend"
aufgefunden wurde. Außerdem dokumentierte das mexikanische UN-Büro für
Menschenrechte [4] die Folter an Gefangenen und Übergriffe auf
anwesende Journalisten durch die Polizei.

Zahlreiche Menschenrechtsorganisationen, darunter auch das Washington
Office on Latin America (WOLA) [5], beunruhigt die Brutalität dieses
Polizeieinsatzes kurz nachdem am 21. Dezember das umstrittene Gesetz
zur Inneren Sicherheit [6] in Kraft trat. Dieses legalisiert den
Einsatz des Militärs im Innern und erlaubt deren Einsatz gegen
oppositionelle Bewegungen. So überflogen auch Helikopter der Marine im
Tiefflug Solidaritäts-Demonstrationen mit dem CECOP, die am 11. Januar
in anderen Regionen Guerreros stattfanden. Der CECOP hat seine Basis
in 20 Dörfern, die vom Wasserkraftprojekt La Parota bedroht sind. Der
190 Meter hohe Staudamm im Fluss Papagayo wird seit 15 Jahren aufgrund
des lokalen Widerstands verhindert. Die Oppositionsbewegung hat auch
sechs Prozesse gegen das Großprojekt gewonnen, doch die staatliche
Energiekommission CFE hält am Projekt fest.

Quelle: Tlachinollan [7]


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/14-jahre-erfolgreicher-widerstand-das-stauwerk-la-parota-wird-es-nicht-geben-nur-ueber-unsere-leichen/

[2] https://www.npla.de/poonal/die-gewalt-im-acapulco-der-armen/

[3] https://www.facebook.com/463306337078119/photos/a.1109252925816787.1073741835.463306337078119/1800052286736844/?type=3&theat

[4] http://www.hchr.org.mx/index.php?option=com_k2&view=item&id=1069:onu-dh-hechos-de-la-concepcion-deben-ser-esclarecidos-incluidas-las-violaciones-de-derechos-humanos-cometidas-por-las-autoridades&Itemid=265

[5] https://www.wola.org/es/2018/01/carta-autoridades-estatales-estado-de-guerrero-sobre-eventos-violentos-en-la-concepcion/

[6] https://www.npla.de/poonal/einsatz-des-militaers-im-inneren-legalisiert/

[7] http://www.tlachinollan.org/accion-urgente-detienen-e-incomunican-mas-30-policias-comunitarios-la-concepcion-acapulco-ejecutan-tres/
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international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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STELLUNGNAHME/008: Zwei Jahre willkürliche Inhaftierung - Offener Brief von Milagro Sala (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Argentinien vom 16. Januar 2018

Zwei Jahre willkürliche Inhaftierung: offener Brief von 
Milagro Sala






[image: Plakat zum 2. Jahrestag der willkürlichen Inhaftierung von Milagro Sala am 16. Januar mit einem Porträt der Aktivistin - Bild: © Tupac Amaru]

Bild: © Tupac Amaru



Jujuy, Argentinien - 16.01.2018

Brief von Milagro Sala:

"Sie glauben, dass sie uns mit dieser willkürlichen Inhaftierung
zerstören können. Wisst, dass uns das nur noch stärker macht."

Dieser 16. Januar markiert zwei Jahre meiner willkürlichen
Inhaftierung. Die Bemühungen der argentinischen Justiz und Presse, der
Welt zu beweisen, dass ich die Schlimmste von allen bin, dauern an,
wie seit dem ersten Tag. Die einzige Wahrheit jedoch ist, dass sie mit
mir nur eine heftige Verfolgung von jedem begonnen haben, der anders
denkt. Im Laufe der Zeit verlieren wir allmählich den Überblick über
die Zahl der politischen Gefangenen, die heute mehr als 20 beträgt.
Gefangen, weil sie eine bessere Welt wollen, weil sie die Rechte derer
verteidigen, die nichts haben, weil sie mit der Politik des Hungers
und der Ausgrenzung konfrontiert sind, die von der Regierung der
führenden Köpfe von Cambiemos (Koalition angeführt von Mauricio Macri;
Anm.d.Ü.) ausgeht. Ganz zu schweigen von den Schikanen gegenüber
unseren Kameraden und Kameradinnen. Der Fall von Héctor Timerman ist
einer derjenigen, die mich am meisten erschüttert haben, besonders
wegen der fehlenden Menschlichkeit derer, die die Annullierung seines
Visums veranlasst haben, aber viel mehr noch wegen denjenigen, die das
gefeiert haben (Héctor Timerman ist ehemaliger Außenminister und wurde
am Antritt seiner Reise in die USA zur Behandlung seines Krebsleiden
gehindert; Anm.d.Ü.).

Persönlich waren es für mich zwei sehr schwierige Jahre. Aber vor
allem zwei Jahre der Ohnmacht, nichts tun zu können. Diejenigen, die
mich in Freiheit kannten, wissen, dass ich nur versucht habe, die
Probleme von einzelnen Kameraden zu lösen und manchmal auch von
Menschen, die ich nicht einmal kannte. Nie ging es darum, Milagro Sala
zu begünstigen. Über das zu sprechen, was wir zusammen geschafft
haben, macht keinen Sinn, ich habe es bereits viele Male getan. Trotz
des Hasses, den sie gegen uns empfinden und ihres Versuchs, alles zu
zerstören, stehen die Gebäude für die Gemeinschaft noch immer. Die
Häuser, die Fabriken, das Kulturzentrum, die Schulen sind alle da. Sie
sehen sich und berühren sich gegenseitig. Ich muss zugeben, dass ich
wütend darüber bin, wie sie die Gesundheitszentren geplündert haben,
die Tausende von Menschen umsonst versorgt hatten, oder die
Schwimmbäder und Sportanlagen, die sie zerstört und verbrannt haben.
Sie waren für die Kinder aus der Nachbarschaft. Sie empfinden solchen
Hass gegen diejenigen, die weniger haben, dass es ihnen nicht reicht,
mir meine Freiheit genommen zu haben, sondern sie wollen auch noch
Tausenden von Menschen in Jujuy die elementarsten Rechte wegnehmen.

In der Zwischenzeit setzen sich meine Kolleginnen und Kollegen und ich
trotz ständiger Schikanen und Verhaftungen mehr denn je für unsere
Ideale ein. Sie glaubten, dass sie uns damit zerstören können, sie
glaubten, dass sie uns unsere Freude und Würde nehmen würden. Aber das
konnten sie nicht. Wisst, dass uns das nur noch stärker macht.

Ich möchte hiermit all den "Komitees für die Freiheit von Milagro
Sala" und den Tausenden von Genossinnen und Genossen, Freundinnen und
Freunden, Familienangehörigen und unbekannten Menschen danken, die
über Menschenrechtsorganisationen und aus Kultur, Politik, sozialen
Organisationen, Gewerkschaften und anderen Bereichen solidarisch und
ohne Gegenleistung für die politischen Gefangenen gekämpft haben.

Kameraden und Kameradinnen, lasst uns weiter kämpfen, damit aus
Bedürfnissen Rechte werden.

Milagro Sala

Politische Gefangene. Jujuy. Argentinien.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06448: Zukertorts Niedergang in New Orleans (SB)


An drei verschiedenen Orten in den Vereinigten Staaten fand vom 11.
Januar bis zum 26. März des Jahres 1886 der Weltmeisterschaftskampf
zwischen Wilhelm Steinitz und seinem Herausforderer Johannes Zukertort
statt. Eine persönliche Fehde war innerer Anlaß dieses Zweikampfes um
die Schachkrone. Äußerlich interessierte sich die Welt seinerzeit nur
dafür, wer von beiden sich zu Recht bester Spieler der Erde nennen
durfte. In New York wurden die ersten fünf Partien ausgetragen, und
die salzige Luft der Ostseeküste war Balsam und Geistesschwinge für
Zukertort, der, nachdem er die erste Partie an Steinitz verloren
hatte, gleich viermal in Folge souverän am Brett siegte. Der Wechsel
nach St. Louis brachte dann ein völlig verändertes Bild. Von den vier
dort gespielten Partien gewann Zukertort keine einzige, mußte dafür in
dreien seine Niederlage eingestehen. Nach dem Ausgleich spitzte sich
die Situation für Zukertort in New Orleans tragisch zu. Elf Partien
wurden in der amerikanischen Jazz-Metropole gespielt, Zukertort gewann
nur noch eine, gab sich in sechs Partien geschlagen, so daß sich
Steinitz neuer und alter Weltmeister nennen durfte. Für Zukertort
brach seinerzeit die Welt zusammen. Moralisch und physisch hat er die
Niederlage nie verwinden können und starb am 20. Juni 1888 an den
Folgen eines Schlaganfalls. Im heutigen Rätsel der Sphinx soll die
letzte Partie des Wettkampfes zu Wort kommen, eine Partie, die
Zukertort bereits mit geschwächten Sinnen spielte, wie am seinem
katastrophalen Zug 16...Sg8-h6?? leicht erkennbar war. Nun, Wanderer,
es ist an dir, den Hieb zu Ende zu führen!






[image: SCHACH-SPHINX/06448: Zukertorts Niedergang in New Orleans (SB)]



Steinitz - Zukertort

New Orleans 1886


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Da hatte der englische Großmeister John Nunn jahrelang die
Universitätsbank gedrückt, um gegen den Ungarn Gyula Sax wie ein
schnöder Bauernräuber von Anfänger in die Irre zu gehen. Nach
1...Lc3xe5? 2.Tf1-e1 0-0 3.Dd1-h5 f7-f5 4.Lc1-f4 - in der Partie war
es der vierzehnte Zug erst - gab er auf angesichts der Figur, die er
notwendig verlieren würde.



Erstveröffentlichung am 22. Januar 2005

17. Januar 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/443: Vorhersage menschlicher Kreativität durch Gehirnaktivierungsmuster möglich (idw)


Karl-Franzens-Universität Graz - 16.01.2018

Vorhersage menschlicher Kreativität durch Gehirnaktivierungsmuster
möglich 



Psychologen der Universität Graz machten gemeinsam mit KollegInnen aus
China und den USA mittels eines neuartigen Verfahrens - connectome-based
predictive modeling (CPM) - eine bemerkenswerte Entdeckung: Die
Kreativität einer Person lässt sich durch das Konnektivitätsmuster ihrer
Gehirnnetzwerke robust voraussagen. Die Ergebnisse wurden kürzlich in
einer gemeinsamen Publikation unter Federführung der Universität Harvard
im Fachjournal PNAS veröffentlicht.

Was passiert im Gehirn beim kreativen Denken? Und was unterscheidet
weniger kreative von kreativen Menschen? An der Karl-Franzens-Universität
Graz beschäftigen diese komplexen Fragestellungen die Wissenschafter
Assoz. Univ.-Prof. Dr. Andreas Fink und Dr. Mathias Benedek vom Institut
für Psychologie. Sie analysieren Vorgänge im menschlichen Gehirn, die bei
kreativem Denken angestoßen werden. "Wir wissen durch unsere langjährigen
Studien, dass sich kreatives Denken nicht nur in der Aktivierung
bestimmter Gehirnregionen widerspiegelt, sondern insbesondere auch in der
Art, wie große Gehirnnetzwerke interagieren", erklärt Mathias Benedek.
Nun konnten die Grazer Psychologen gemeinsam mit KollegInnen aus China und
den USA mittels connectome-based predictive modeling (CPM) Herausragendes
entdecken: In vier voneinander unabhängigen Datensätzen wurde erkennbar,
dass sich die Kreativität einer Person auch durch das Konnektivitätsmuster
ihrer Gehirnnetzwerke robust voraussagen lässt.

Die WissenschafterInnen konzentrierten sich bei ihren Tests auf die aktive
Zusammenarbeit unterschiedlicher Gehirnregionen und nahmen diese durch den
Einsatz der Kernspintomographie (funktionelle Magnetresonanztomographie)
unter die Lupe. "Interessanterweise interagieren beim kreativen Denken
bestimmte Netzwerke, die sonst eher unabhängig sind oder sogar gegenläufig
agieren. Und bei kreativen Personen ist dieses Zusammenspiel stärker
ausgeprägt, sodass sogar eine Vorhersage von individuellen Unterschieden
in der Kreativität möglich ist", sagt Benedek. "Besonders bemerkenswert
ist, dass in dieser Arbeit die kreative Denkleistung von Personen über
vier unabhängige Datensätze aus China, den USA und Österreich hinweg in
konsistenter Weise vorhergesagt werden kann", führt Andreas Fink aus.



Roger E. Beaty, Yoed N. Kenett, Alexander P. Christensen, Monica D.
Rosenberg, Mathias Benedek, Qunlin Chen, Andreas Fink, Jiang Qiu, Thomas
R. Kwapil, Michael J. Kane, and Paul J. Silvia. P. (in press). Robust
prediction of individual creative ability from brain functional
connectivity. Proceedings of the National Academy of Science (PNAS).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution35

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karl-Franzens-Universität Graz, Mag. Gudrun Pichler, 16.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/294: Köln - Barcamp "Bildung inklusiv" an der TH Köln am 22.1.2018


idw - Pressemitteilung: Technische Hochschule Köln

Barcamp "Bildung inklusiv" an der TH Köln



Wie können digitale Technologien und die neuen Medien die
Bildungsprozesse in Hochschulen und in der Sozialen Arbeit
unterstützen? Dieser Frage geht das Institut für Medienforschung und
Medienpädagogik der TH Köln im Barcamp "Bildung inklusiv" nach. Bei
dieser Form der Konferenz gestalten die Teilnehmenden das Programm
selbst, bestimmen die Themen und bringen ihr Wissen ein. Das Barcamp
"Bildung inklusiv" findet statt

am Montag, 22. Januar 2018, von 9.00 bis 18.00 Uhr auf dem Campus
Südstadt der TH Köln, Ubierring 48, 50678 Köln.

"Digitale Medien und Technologien haben das Potential, neue Zugänge
für Lernende sowie Adressatinnen und Adressaten der Sozialen Arbeit zu
schaffen. Aber sie könnten auch weitere Hürden darstellen und damit
echte Teilhabe verhindern", sagt Prof. Dr. Isabel Zorn. "In unserem
Barcamp möchten wir mit Sozialarbeitenden, Lehrenden, Lernenden,
Engagierten und allen, die an Inklusion interessiert sind,
untersuchen, wie wir die Digitalisierung unserer Arbeit so nutzen,
dass sie Barrieren abbaut statt Menschen auszuschließen."

Das Barcamp "Bildung inklusiv" beginnt mit Impulsvorträgen von Dr.
Steffen Puhl, Universität Gießen, und Elisa Rauch, Caritasverband
Bistum Aachen e.V. Anschließend planen alle Teilnehmenden gemeinsam
das Programm. Dieses ist in vier Blöcke eingeteilt, bei denen jeweils
bis zu sechs Sessions stattfinden können. Jeder Teilnehmende kann eine
eigene Session anbieten, etwa eine Diskussion, eine Präsentation oder
ein Brainstorming. Finden sich genug Interessierte, wird die Session
in das Programm aufgenommen.

"Die Idee eines Barcamps zu diesem Thema stammt von meinen
Studierenden. Sie haben die Veranstaltung auch weitgehend eigenständig
umgesetzt und organisiert. Unser Ziel ist es, gemeinsam mit Akteuren
aus der Zivilgesellschaft zu forschen und Ideen zu entwickeln. Gerade
Inklusionskonzepte für Hochschule und Soziale Arbeit benötigen den
Input und die Ideen von Personen mit verschiedenen Hintergründen",
sagt Zorn.

Das Barcamp ist Teil des Projektes "Inklusive Digitalisierung in
Hochschulbildung und Sozialer Arbeit". Dieses Forschungs- und
Lehrentwicklungsprojekt der TH Köln befasst sich mit der Frage, wie
Hochschule und Soziale Arbeit mithilfe digitaler Werkzeuge inklusiver
gestaltet werden können. Es wird gefördert vom Stifterverband für die
Deutsche Wissenschaft, vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des
Landes Nordrhein-Westfalen sowie von der TH Köln.

Webversion und PDF: 

https://www.th-koeln.de/hochschule/barcamp-bildung-inklusiv-an-der-th-koeln_50910.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln, Petra Schmidt-Bentum, 12.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/426: Schlaues Haus Oldenburg - Volkskrankheit Burnout, 22.1.2018


Schlaues Haus Oldenburg

Mo., 22.01.2018, 19:30 - 21:00 Uhr

Volkskrankheit Burnout

Wilfried Schumann, Psychologischer Beratungs-Service von Universität
und Studentenwerk Oldenburg



Früher war Burnout ein Phänomen, das vornehmlich überbelastete Manager
betraf, heute sind nach den Erhebungen der Krankenkassen breitere
Bevölkerungsschichten und auch zunehmend junge Menschen davon
betroffen. hichten und auch zunehmend junge Menschen davon betroffen.

Was genau versteht man eigentlich unter Burnout? Welche Ursachen
führen zu einem Burnout? Und vor allem: was sind die Warnsignale und
wie kann man vorbeugen und sich schützen? - Diesen Fragen wird in
diesem Vortrag nachgegangen und es werden Anregungen gegeben für einen
gesunden Umgang mit Stressbelastungen.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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AUSSTELLUNG/099: Duisburg - "Hokori - Fußball.Fan.Kultur in Japan", 25.1.-31.3.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Duisburg-Essen

Fußball in Japan: "Litti" eröffnet Foto-Ausstellung



Fußball in Japan boomt. Wenn die Clubs der J-League spielen, sind die
Stadien voll. Es wird geschrien, gejubelt, gesungen - ähnlich wie in
Europa. Aber niemals randaliert. Stattdessen säubert man seine
Tribüne. Eine Foto-Ausstellung am In-EAST der Universität
Duisburg-Essen (UDE) zeigt jetzt, wie anders die Fankultur in Fernost
ist. Das weiß vor allem Pierre Littbarski, der den japanischen Fußball
ordentlich nach vorne brachte. "Litti" ist auch beim Start der
Ausstellung am 25. Januar dabei.

Als Ehrengast plaudert er über seine Zeit als Spieler und Trainer in
Japan, während UDE-Doktorand Benjamin Rabe erzählt, was er als Ultra
von Kashiwa Reysol erlebt. Dazu bringen sie Videos und Fotos mit, die
teilhaben lassen an der großartigen Stimmung auf den Rängen und in den
Fanclubs. Der kurzweilige Abend - nicht nur für Fußball-Liebhaber -
beginnt um 19 Uhr im Duisburger Mercator-Haus. Der Eintritt ist frei.

"Litti-san" und "Held-Benyamin"

Es war im Sommer 1993, als Pierre Littbarski als Weltmeister und
erster deutscher Profi in die japanische Liga wechselte. Ihm ist es
mit zu verdanken, dass Fußball dort populär wurde und das Land 2002
zusammen mit Südkorea die Weltmeisterschaften ausrichten durfte. Nach
seiner aktiven Zeit trainierte "Litti" von 1997 bis 2000 und von 2006
bis 2008 verschiedene Clubs der J-League.

Benjamin Rabe kennt die schönste Nebensache der Welt aus einer anderen
Perspektive. Sein Herz schlägt für den VfL Wolfsburg und seit einigen
Jahren auch für Kashiwa Reysol. Der 28-Jährige, der mittlerweile
überwiegend in Tokyo lebt, hat sich 2016 den Ultras des japanischen
Erstligisten angeschlossen. Ultras im Land der aufgehenden Sonne
sorgen selten für negative Schlagzeilen. "Denn sie tun nichts, was dem
eigenen Verein schaden könnte", sagt Rabe. "Bei Kashiwa bin ich sehr
herzlich aufgenommen worden." Wie in der Szene üblich, hat er einen
eigenen Fan-Namen: Held-Benyamin.

Ausstellung läuft bis zum 31. März

Hokori - Fußball.Fan.Kultur in Japan. So heißt die exotische
Ausstellung, die das Institut für Ostasienwissenschaften In-EAST bis
zum 31. März zeigt. Hokori, "Stolz", ist auch eines der häufigsten
Wörter in den Gesängen der Anhänger.

Natürlich haben die Fankurven einiges übernommen von den Vorbildern in
Europa und Südamerika; vieles aber ist echt japanisch. Davon erzählen
die etwa 50 Fotos, jedes unterhaltsam beschrieben. Die meisten Bilder
haben Ostasienwissenschaftler der UDE gemacht - im Stadion, im Fanclub
oder auf dem Weg zum Spiel. Das macht sie besonders authentisch.

Die Ausstellung läuft vom 26. Januar bis zum 31. März auf den Gängen
der 7. Etage des LE-Gebäudes; sie kann besichtigt werden Montag bis
Freitag jeweils von 9 bis 17 Uhr.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, Ulrike Bohnsack, 16.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/141: Schlaues Haus Oldenburg - It's the fitness, stupid!, 25.1.2018


Schlaues Haus Oldenburg

25.01.2018, 19:30 - 21:00 Uhr

It's the fitness, stupid!

Dr. med. Stephan Böhmen, Reha-Zentrum Oldenburg



70 Jahre, nachdem die ersten hochrangigen Publikationen zum Thema
Fitness und Gesundheit erschienen, gibt es jetzt eine ganze Reihe
aktueller Studien, die unser bisheriges sportmedizinisches Weltbild
infrage stellen. Dasselbe gilt für die Bedeutung von Übergewicht. Und
richtig spannend wird es, wenn man den Wert von Fitness und Gewicht
für die Gesundheit in Kombination untersucht. Freuen Sie sich auf
"kontraintuitive" Daten und Erkenntnisse!

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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KLEINKUNST/802: 16. Hamburger Comedy Pokal - 26. bis 29. Januar 2018


Hingehen - Lachen - Sieger machen!

16. Hamburger Comedy Pokal vom 26. bis 29. Januar 2018

20 Comedians +++ 17 Shows +++ 1 Gewinner!



20 Comedians aus ganz Deutschland kämpfen wieder um die heißbegehrte
Trophäe aus Frottier! Ob Comedy, Kabarett oder Musik-Comedy, zwei
Runden sind zu überstehen, um das Finale zu erreichen. Der Hamburger
Comedy Pokal ist für viele der teilnehmenden Künstler das Sprungbrett,
den Norden und den Rest der Republik zu erobern. Auf dem
Preisträger-Treppchen standen u.a. schon Cindy aus Marzahn, Sascha
Grammel, Tobias Mann, Sascha Korff, Matthias Egersdörfer, Detlef
Wutschik, Topas, Timo Wopp, Chris Tall und Moritz Neumeier.

Hamburg lacht: von den Stadtteilen ins Zentrum

In der Hauptrunde am 26. Januar 2018 treten jeweils zwei Comedians
parallel in zehn Kulturzentren über das gesamte Hamburger Stadtgebiet
verteilt im KO-System gegeneinander an.

Im Halbfinale am 27. Januar 2018 sind es dann noch zehn Comedians in
fünf Kulturzentren. Am Ende des Abends stehen fünf Finalisten fest.

Doch vor dem Finale gibt es die 2. Chance Show am 28. Januar 2018 im
Schmidts TIVOLI auf der Reeperbahn - denn jeder verdient eine zweite
Chance. Alle bis dahin ausgeschiedenen Comedians können um den
sechsten und siebten Finalplatz kämpfen. Nirgendwo sonst sieht man so
viel unterschiedliche Comedy an einem Abend - in rasanter
Geschwindigkeit geben sich die he Comedy an einem Abend - in rasanter
Geschwindigkeit geben sich die Comedians auf der Bühne die Klinke in
die Hand und komprimieren ihr gesamtes Können auf jeweils 10 Minuten
Lachgenuss.

Im Finale am 29. Januar 2018 im Schmidts TIVOLI geht's dann um die
Platzierung. Die sieben Finalisten kämpfen um den exklusiv gestalteten
Pokal aus Frottier und um insgesamt 6.000,- Euro Preisgelder,
bereitgestellt vom Präsentator des Pokals, der SAGA GWG. Eine Jury aus
Hamburger Journalisten und Programmleitern entscheidet über die Plätze
eins bis sechs. Und schließlich stimmt das Publikum ab, wer den
Publikumspreis in Höhe von 500,- Euro, gestiftet vom JUNGEN HOTEL
Hamburg, bekommt.

Die Pokale

stammen vom Hamburger Frottierhandtuch-Designer Andreas Linzner, einem
ausgewiesenen, Frottierhandtuch-Experten. In seinem Atelier auf der
Veddel fertigt er die Pokale aus recycelten Frottierstoffen 60er-70er
Jahren im Linzner Stil - seit 15 Jahren exclusiv für den Hamburger
Comedy Wettbewerb. Die Pokale haben jedes Jahr ein neues Design. Und:
Jeder ist ein Unikat.

Das Teilnehmerfeld

Die Hauptrunde - Freitag, 26. Januar 2018

Brakula

Bramfelder Chaussee 265, 22177 Hamburg

Fon 040 - 642 170 0, www.brakula.de

Peter Löhmann vs Martin Frank

Moderation: Marco von Damghan

Bühne im Bürgerhaus BiB

Gefionstraße 3, 22769 Hamburg

S-Bahn-Station Holstenstraße, (S 11, S 21 und S 31),

Fon 040 - 42 10 27 10, www.buergertreff-altonanord.de

Helene Bockhorst vs Müro Bakar

Moderation: Martin Niemeyer

Eidelstedter Bürgerhaus

Alte Elbgaustr. 12, 22523 Hamburg

Bushaltestelle Eidelstedter Platz, von S-Bahn Elbgaustraße, 

Linien 4, 21, 183, 185, 281, Fon 5 70 95 99, www.ekulturell.de

Juri von Stavenhagen vs Helmuth Steierwald

Moderation: Sebastian Schnoy

Ella Kulturhaus Langenhorn

Käkenflur 30 über Iserlohner Stieg, 22419 Hamburg

Fon 040 - 53 32 71 50, www.ella.mookwat.de

Alpar Fendo vs Viktor Hacker

Moderation: Till Frey

Goldbekhaus

Moorfuhrtweg 9, 22301 Hamburg, (Bus 6 und 25 bis Goldbekplatz), 

Fon 040 - 27 87 02 0, www.goldbekhaus.de

Werner Brix vs Salim Samatou

Moderation: Timo Wopp

Haus Drei

Hospitalstr. 107 im August-Lütgens-Park, 22767 Hamburg

Bushaltestelle Max-Brauer-Allee Mitte, 

von S-Bahn-Station Holstenstraße Linien 20, 115, 183, 600, 620, 

Fon 040- 38 89 98, www.haus-drei.de

Nectarios Vlachopoulos vs Nikita Miller

Moderation:Nadine Antler

Kulturhaus Eppendorf

Julius-Reincke-Stieg 13 a (ehemals Martinistr. 40), 20251 Hamburg

U1 und U3 Kellinghusenstr., Bus 20 u. 25 Julius-Reincke-Stieg, 

Fon 040 - 48 15 48, www.kulturhaus-eppendorf.de

Jakob Heymann vs Jürgen Vogl + Gerhard Walter

Moderation: Frank Eilers

Kulturhof Dulsberg

Alter Teichweg 200, 22049 Hamburg

(U1 oder Bus 23 bis Alter Teichweg),

Fon 040 - 652 80 16, www.dulsberg.de

Stefanie Kerker vs Tan Caglar

Moderation: Thomas Schwieger

LOLA

Lohbrügger Landstr. 8, 21031 Hamburg

(Bus 12, 136, 137, 232, 234 oder 332 bis Lohbrügger Markt)

Fon 040 - 724 77 35, www.LOLA-HH.de

Duo Mimikry vs Thomas Schmidt

Moderation: Nagelritz

Zinnschmelze

Maurienstr. 19, 22305 Hamburg (U / S Barmbek)

Fon 040 - 299 20 21, www.zinnschmelze.de

Paul Weigl vs Karmen im Nebel

Moderation: Jennifer Ehnert

Karten

gibt es am jeweiligen Veranstaltungsort und unter www.ticketmaster.de,
und den dort angeschlossenen Vorverkaufsstellen. Karten für die 2.
Chance Show und das Finale an allen bekannten Vorverkaufsstellen und
im Schmidts TIVOLI | Tel. 040 / 31 77 88 99

Der Vorverkauf für alle Veranstaltungen hat begonnen am 01. November
2017.

Eintrittspreise: 

Hauptrunde: 15,- / 13,- Euro | Vorverkauf 12,- zgl. Gebühren
 
Halbfinale: 16,- / 14,- Euro | Vorverkauf 13,- zzgl. Gebühren

Die zweite Chance: 23,- / 20,- / 18,- / 15,- Euro zzgl. Gebühren

Finale: 25,- / 22,- / 20,- / 17,- Euro zzgl. Gebühren

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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TIERVERSUCH/740: Nordrhein-Westfalen - 200.000 Euro mehr für tierversuchsfreie Verfahren (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

NRW: 200.000 Euro mehr für tierversuchsfreie Verfahren



Das Centrum für Ersatzmethoden zum Tierversuch (CERST) wird in 2018 mit
500.000 Euro aus Landesmitteln gefördert und soll in ein landeseigenes
Institut überführt werden. Das hat der Landtag von Nordrhein-Westfalen
heute bei der Verabschiedung des Landeshaushalts 2018 beschlossen.

Das Plenum folgte damit dem Änderungsantrag von CDU und FDP zur Erhöhung
der Förderung von CERST von 300.000 Euro auf 500.000 Euro. Der Haushalts-
und Finanzausschuss hatte bereits am 11. Januar diesen Änderungsantrag mit
den Stimmen aller Fraktionen angenommen. Der Bundesverband Menschen für
Tierrechte begrüßt diese Fördermaßnahme ausdrücklich.

"Das Geld ist bei CERST perfekt angelegt. Professor Ellen Fritsche,
Leiterin von CERST, ist eine international anerkannte Wissenschaftlerin,
die mit ihrem Team tierversuchsfreie Methoden sehr erfolgreich bis zur
Anwendungsreife entwickelt und - was ebenso wichtig ist - Studierende für
tierversuchsfreie Techniken begeistert. Wir bedanken uns bei allen
Fraktionen für den einstimmigen Beschluss und möchten insbesondere das
Engagement der FDP hervorheben", so Dr. Christiane Baumgartl-Simons,
stellvertretende Vorsitzende des Bundesverbandes Menschen für Tierrechte.

Ausgewiesenes Ziel der Förderungserhöhung ist auch, CERST in ein
landeseignes Institut zu überführen. Bisher ist CERST als Projekt am -
Institut für Umweltmedizinische Forschung in Düsseldorf angesiedelt. Durch
die Überführung in ein landeseigenes Institut sollen die Möglichkeiten für
weitere Kooperationen und der besseren Einwerbung von Drittmitteln
erweitert werden. Im vergangenen Jahr konnte CERST bereits eine
langfristige Kooperation mit Bayer eingehen.

Der Bundesverband Menschen für Tierrechte setzt sich seit 2007 für ein
Centrum zur Entwicklung von tierversuchsfreien Methoden in NRW ein. Unter
der Rot-Grünen Landesregierung wurde CERST 2015 eingeführt. "Damals konnten
wir CDU und FDP von der Notwendigkeit der tierversuchsfreien Forschung
nicht überzeugen. Umso so größer ist heute unsere Freude über die
Initiative der Regierungsfraktionen CDU und insbesondere FDP", schließt
Baumgartl-Simons. Die Erforschung neuer Methoden, um Tierversuche
langfristig ersetzen zu können, ist nach Ansicht der Tierrechtsorganisation
ein klares Bekenntnis, dass die Unterstützung im Parlament für dieses
zentrale Zukunftsfeld auch unter der neuen, schwarz-gelben Mehrheit
fortgeführt wird.


Der Bundesverband Menschen für Tierrechte setzt sich seit seiner
Gründung 1982 auf rechtlicher, politischer, wissenschaftlicher und
gesellschaftlicher Ebene für die Anerkennung elementarer Tierrechte ein und
kämpft gegen jeglichen Missbrauch von Tieren. Das langfristige Ziel ist
eine grundsätzliche Veränderung des Mensch-Tier-Verhältnisses. Dem
Dachverband mit Hauptsitz in Erkrath (früher Aachen) sind über 60 Vereine
sowie Fördermitglieder angeschlossen. Seine Stärke liegt im Zusammenwirken
von Seriosität, Fachwissen und Lobbyarbeit auf höchster politischer Ebene.
Dazu verfolgt der Verband einen Masterplan zum Ausstieg aud dem Tierversuch
und eine Agrarwende von der tierischen zur pflanzlichen Eiweißproduktion,
um das Ende der "Nutztier"-Haltung zu erreichen. Darüber hinaus ernennt der
Verband beispielsweise das "Ersatzverfahren des Jahres" (früher:
"Versuchstier des Jahres"), betreibt die Wissenschaftsplattform
InVitro+Jobs für eine konsequente Förderung der tierversuchsfreien
Forschung und setzt sich mit dem Projekt SATIS für eine humane Ausbildung
ein. Weitere Arbeitsschwerpunkte sind die Etablierung der
Tierschutz-Verbandsklage, eine tierlose bio-vegane Landwirtschaft sowie die
Aufnahme von Tierrechten in die Lehrpläne von Schulen. Der Verband gibt
viermal im Jahr das Magazin tierrechte heraus. Neben einem
Themenschwerpunkt informiert die Zeitschrift Journalisten, Wissenschaftler,
Politiker, Behörden und Verbandsmitglieder über aktuelle Entwicklungen in
der politischen Tierrechtsarbeit. Zudem erscheint zweimal monatlich der
Tierrechte Newsletter. Der Bundesverband Menschen für Tierrechte ist seit
seiner Gründung als gemeinnützig und besonders förderungswürdig anerkannt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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ATOM/1274: Zunächst kein Atommüll von Jülich nach Ahaus - Zukunft der Langzeit-"Zwischen"-Lager (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 16.
Januar 2018

Zunächst kein Atommüll von Jülich nach Ahaus / Zukunft der
Langzeit-"Zwischen"-Lager



(Bonn / Düsseldorf / Hannover, 16.01.2018) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) begrüßt es, dass derzeit keine
Einlagerung von Atommüll aus Jülich in Ahaus droht. Dennoch ruft der
BBU zur Wachsamkeit auf: "Das letzte Wort zum Verbleib des
umstrittenen Jülicher Atommülls ist noch nicht gesprochen und die
Möglichkeit des Exportes in die USA ist nicht vom Tisch", so
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Zur Situation in Ahaus schreibt die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in
Ahaus" in einer Pressemitteilung vom 15.01.2018: "Freude und zugleich
Skepsis bei der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus": Die
Aussetzung des Sofortvollzugs für die Einlagerung von Atommüll aus
Jülich bedeutet zunächst einmal einen Zeitgewinn, denn die Klage der
Stadt Ahaus und von Theo Schwarte gegen die Genehmigung hat nunmehr
aufschiebende Wirkung. Jedoch ist nicht automatisch davon auszugehen,
dass diese anhält, bis über deren Klage in der Hauptsache entschieden
ist:"

Die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" und die Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg, beide sind im BBU organisiert, haben
am Samstag (13. Januar 2018) an einer Tagung in Karlsruhe
teilgenommen, bei der es um die "Langzeitzwischenlagerung" von
Atommüll ging. In einer Pressemitteilung der Bürgerinitiative
Umweltschutz Lüchow-Dannenberg heißt es dazu: "Die Zwischenlagerung
wird deutlich länger als 40 Jahre dauern, und damit verbunden ist ein
Bündel von Fragen, die die Sicherheit der Anlagen und deren Alterung
betrifft, aber auch, wie Zwischenlager gegen Flugzeugabsturz oder
terroristische Attacken in Zukunft gesichert werden können. (...)
Ratlos blieben die TeilnehmerInnen der Veranstaltung mit der Frage
zurück, wer sich in Zukunft der Probleme der Zwischenlagerung annehmen
wird. Es sickerte durch, dass das BUMB verhindern will, dass das
Nationale Begleitgremium sich mit dieser Frage beschäftigt."

In Ahaus und Gorleben werden am kommenden Sonntag (21. Januar 2018)
traditionelle "Sonntagsspaziergänge" stattfinden. Mehr zur Situation
in Ahaus und Gorleben unter http://www.bi-ahaus.de,
http://www.bi-luechow-dannenberg.de
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Folgend zur Dokumentation die Pressemitteilungen der Bürgerinitiative
"Kein Atommüll in Ahaus" und der Bürgerinitiative Umweltschutz
Lüchow-Dannenberg vom 15. Januar 2018:

Pressemitteilung der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" vom
15.01.2018

Freude und zugleich Skepsis bei der Bürgerinitiative "Kein Atommüll in
Ahaus": Die Aussetzung des Sofortvollzugs für die Einlagerung von
Atommüll aus Jülich bedeutet zunächst einmal einen Zeitgewinn, denn
die Klage der Stadt Ahaus und von Theo Schwarte gegen die Genehmigung
hat nunmehr aufschiebende Wirkung. Jedoch ist nicht automatisch davon
auszugehen, dass diese anhält, bis über deren Klage in der Hauptsache
entschieden ist: "Das Bundesamt für Entsorgungssicherheit (BfE) könnte
den Sofortvollzug jederzeit wieder anordnen, wenn aus seiner Sicht
neue Gründe dafür vorliegen. Ein solcher Grund könnte z.B. die
Erteilung der noch ausstehenden Transportgenehmigung sein", so
BI-Mitglied Hartmut Liebermann. Ein Mitarbeiter des BfE bestätigte ihm
gegenüber diese Sichtweise der Behörde am Samstag in einem Gespräch am
Rande eines Workshops in Karlsruhe.

Zu dem Workshop mit dem Titel "Zwischenlager ohne Ende?" hatte das
Nationale Begleitgremium (NBG) zum 13.1.2018 eingeladen. Das NBG ist
ein von Bundestag und Bundesrat berufenes Gremium, das die
Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Suche nach einem Endlager für
hochradioaktive Abfälle sicherstellen soll. Vorsitzende sind Prof. Dr.
Miranda Schreurs und der ehemalige Bundesumweltminister Prof. Dr.
Klaus Töpfer.

Da spätestens durch die Regelungen des Standortauswahlgesetzes klar
geworden ist, dass die bisher auf 40 Jahre angelegte Zwischenlagerung
von hochradioaktivem Atommüll nicht ausreichen wird und neue Lösungen
für weitere Jahrzehnte benötigt werden, befasst sich das NBG nunmehr
auch mit der Problematik der Zwischenlagerung. An dem Workshop nahmen
Vertreter von Umweltverbänden und Bürgerinitiativen sowie
Genehmigungsbehörden und Betreibern teil; auch etliche Vertreter von
Stadtverwaltungen und Bürgermeister von Standortgemeinden waren
zugegen.

Die Vertreter der BI Ahaus legten ihre Auffassung dar, dass das
Scheitern des bisherigen Zwischenlagerkonzeptes offenkundig sei. Die
Genehmigungen für die zentralen Zwischenlager in Gorleben und Ahaus
laufen 2034 und 2036 aus, die der insgesamt 13 Standortzwischenlager
in den 40er Jahren. "Eine Verlängerung der Genehmigung für das Lager
in Ahaus über den Zeitpunkt 2036 hinaus oder gar über weitere
Jahrzehnte ist für uns keinesfalls akzeptabel, zumal der
Sicherheitsstandard des TBL Ahaus bei weitem nicht den der später
errichteten Standortzwischenlager erreicht. Daran ändern auch die
gegenwärtig laufenden 'Härtungsmaßnahmen' nichts", so Felix Ruwe,
Sprecher der Bürgerinitiative. Es müsste deshalb für die
Langzeitlagerung von Atommüll über ganz neue Konzepte nachgedacht
werden. Diese Auffassung der Bürgerinitiative erhielt viel Zustimmung
auf der Tagung.


Pressemitteilung
der Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg vom 15.01.2018


Das Nationale Begleitgremium (NBG) lud zu einer Tagung in Karlsruhe
ein. Aber nicht zum Thema "Endlagersuche", sondern zu einem anderen,
damit verbundenen Themenkomplex, der Langzeitzwischenlagerung.

2031 soll ein Endlagerstandort definitiv feststehen und 2050 wird die
Einlagerung von hochradioaktivem Müll in ein tiefengeologisches Lager
beginnen - das ist der offizielle Fahrplan der Bundesregierung. Doch
an diesen Zeitplan glaubt niemand wirklich, nicht einmal mit Gorleben
als "schnelle Lösung" im Paket.

Die Zwischenlagerung wird deutlich länger als 40 Jahre dauern, und
damit verbunden ist ein Bündel von Fragen, die die Sicherheit der
Anlagen und deren Alterung betrifft, aber auch, wie Zwischenlager
gegen Flugzeugabsturz oder terroristische Attacken in Zukunft
gesichert werden können.

Das Nationale Begleitgremium (NBG), das eigentlich die Endlagersuche
begleiten soll, lud deshalb am Samstag (13. Januar) in Karlsruhe zu
einer Tagung ein, um einen Impuls an die Politik und die zuständigen
Behörden zu geben, sich mit dieser "Lücke" zu befassen.

Das NBG traf offensichtlich den "Nerv der Zeit", denn dessen
Vorsitzende, Prof. Miranda Schreurs und Prof. Klaus Töpfer, konnten
auf der gut besuchten Veranstaltung Bürgermeister und
Anti-Atom-Aktivisten von rund der Hälfte der sechzehn
Zwischenlagerstandorte begrüßen, darunter auch die Gartower Ratsfrau
Asta von Oppen, die niedersächsische Landtagsabgeordnete Miriam
Staudte (Grüne) und die BI-Vorständler Elisabeth Hafner-Reckers und
Wolfgang Ehmke. Töpfer drückte sein Bedauern darüber aus, dass Jochen
Flasbarth, der neue Chef der bundeseigenen Gesellschaft für
Zwischenlager (BGZ) und Staatssekretär im Bundesumweltministerium,
seine Teilnahme abgesagt hat.

Beate Kallenbach - Herbert vom Öko-Institut Darmstadt verwies in ihrer
gutachterlichen Stellungnahme auf die vielen ungeklärten Fragen. Es
gebe erheblichen Forschungsbedarf hinsichtlich der Frage, welchen
Einfluss eine überlange Lagerzeit auf das Behälterinventar habe.
Bisher gebe es nur das Instrument einer periodischen
Sicherheitsüberprüfung, Messungen und eine Inaugenscheinnahme von
außen. Für die Reparatur eines defekten Primärdeckels sei eine "heiße
Zelle" vonnöten, wegen der starken Strahlung also eine ferngesteuerte
Arbeit hinter dicken Betonmauern. Doch weil bisher eine
Langzeitlagerung nicht angedacht worden ist, gebe es nicht einmal ein
Regelwerk zur Überprüfung des Behälterinventars.

Das räumte auch Dr. Christoph Bunzmann vom Bundesamt für
kerntechnische Entsorgungssicherheit (BFE) ein. Prof. Bruno Thomauske,
einst zuständig im Bundesamt für Strahlenschutz (BfS), warnte in der
Diskussion eindringlich davor, bestehende Genehmigungen einfach zu
verlängern. Defekte Hüllrohre von abgebrannten Brennelementen könnten
zerbröseln, Thomauske schloss die Gefahr einer Kritikalität nicht aus.
Zu bedenken sei auch, dass die 1.900 Castorbehälter, die es bis zum
Ende der Atomkraftnutzung geben wird, noch einmal bewegt werden müssen
- hin zu einem Endlager. In dem zweiten Punkt, ob die bestehenden
Wandstärken von Ahaus und Gorleben ausreichten, um Anschläge
verhindern zu können, wurde er noch deutlicher und plädierte für
Neubauten oder eine gänzlich neue Zwischenlagerstrategie.

Ein geeignetes "Übungsfeld" für die angestrebte Partizipation bei der
Endlagersuche sei die notwendige gesellschaftliche Verständigung über
eine Ertüchtigung von Zwischenlagern bzw. erforderliche Neubauten,
damit es keine Sicherheitslücke bis zur Endlagerung gibt - damit
befassten sich die der Partizipationsexperte Hans Hagedorn und
Rechtsanwalt Hartmut Gaßner in der zweiten gutachterlichen
Stellungnahme. Auch hier spielte die Tatsache, dass die Genehmigungen
in Gorleben und Ahaus 2034 bzw. 2036 auslaufen, eine große Rolle.

Schlussbemerkung

Ratlos blieben die TeilnehmerInnen der Veranstaltung mit der Frage
zurück, wer sich in Zukunft der Probleme der Zwischenlagerung annehmen
wird. Es sickerte durch, dass das BUMB verhindern will, dass das
Nationale Begleitgremium sich mit dieser Frage beschäftigt. Deshalb
muss jetzt vom BUMB nachdrücklich gefordert werden, ein Gremium zu
schaffen, bei dem sich die interessierte Öffentlichkeit, die
Initiativen und die betroffenen BürgermeisterInnen einbringen können.



* Gutachterliche Stellungnahme zur Beteiligung von Bürger*innen an
einem Zwischenlager-Diskurs (PDF, 1MB, Datei ist nicht barrierefrei)


http://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gutachten-Diskurs-Zwischenlagerung.pdf;jsessionid=BB0FD38F5E9B109F4B045BA79C977A56.2_cid292?__blob=publicationFile&v=3

* Gutachterliche Stellungnahme zu wichtigen Sicherheitsaspekten der
Zwischenlagerung (PDF, 733KB, Datei ist nicht barrierefrei)

http://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gutachten-Sicherheitsfragen-Zwischenlagerung.pdf;jsessionid=BB0FD38F5E9B109F4B045BA79C977A56.2_cid292?__blob=publicationFile&v=2

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 16.01.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Tel. 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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EUROPA/122: NABU begrüßt Plastikstrategie der EU-Kommission (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 16. Januar
2018

NABU begrüßt Plastikstrategie der EU-Kommission

Miller: Vermeidung von Einweg-Plastik muss an erster Stelle stehen



Straßburg/Berlin - Der NABU begrüßt den heute in Straßburg von der
EU-Kommission vorgestellten Vorschlag für eine Plastikstrategie und
fordert die Pläne zur Eindämmung des Plastikabfalls nun zügig
umzusetzen. Nach dem Willen der EU-Kommission sollen alle
Plastikverpackungen in der EU bis 2030 recycelbar werden, der
Verbrauch von Einwegplastik eingedämmt und die Verwendung von
Mikroplastik etwa in Kosmetika soll beschränkt werden. Die Strategie
zum zukünftigen Umgang mit Kunststoffen kommt zur richtigen Zeit, denn
es gibt zahlreiche Baustellen beim Thema Plastik: Es basiert auf
fossilen Rohstoffen, es gibt zu viel davon in vermeidbaren
Einwegprodukten - von der Kunststofftüte bis zur Plastikflasche - und
nach einem sehr kurzen Leben wird es häufig verbrannt, deponiert oder
achtlos in der Umwelt entsorgt.

"Die Vermeidung von Einweg-Plastik muss an erster Stelle der
zukünftigen politischen Maßnahmen stehen, denn 31 Kilo jährlicher
Plastikmüll pro EU-Bürger sind zu viel. 2015 hat die EU ein
Reduktionsziel für Plastiktüten ausgegeben, entsprechende Schritte
müssen nun auch für andere Anwendungen wie für Einweg-Plastikflaschen
und To-Go-Becher folgen", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.
Zusätzlich müssten mehr wirtschaftliche Anreize für weniger Plastik
geschaffen werden. Die EU-Mitgliedsstaaten und die Industrie dürfen
sich daher einer EU-weiten Plastiksteuer, wie von Haushaltskommissar
Oettinger vorgeschlagen, nicht verweigern. "Eine Materialsteuer, die
bei den Plastikproduzenten ansetzt, könnte erheblich zur
Kunststoffvermeidung und zu besserem Recycling beitragen. In der Folge
würden die Hersteller sich auch mehr Gedanken um umweltschädliche
Zusatzstoffe machen, die häufig eine Barriere für das Recycling von
Kunststoffen bedeuten", so NABU-Umweltexperte Sascha Roth.

Auch Deutschland wird von der Plastikflut überschwemmt. Der NABU wird
der zukünftigen Bundesregierung, egal welcher politischen Couleur,
genau auf die Finger sehen, so dass sie klare Reduktionsziele von
Einwegprodukten aus Plastik vorgibt und Hersteller beim
recyclingfreundlichen Design von Kunststoffen stärker in die Pflicht
nimmt. "Ein ökologisches Maßnahmenbündel muss die Einführung einer
Getränkeverpackungssteuer zur Stärkung von Mehrwegverpackungen und
eine dynamische Quote beinhalten, die den Einsatz von recycelten
Kunststoffen in neuen Produkten und Verpackungen vorschreibt", so
Roth.

Hintergrund: Der weltweite Plastikverbrauch ist in den vergangenen
Jahrzehnten explodiert. Während Mitte der 60er Jahre noch etwa 15
Millionen Tonnen jährlich genutzt wurden, sind es heute mehr als 310
Millionen Tonnen pro Jahr . Nach aktuellen Schätzungen wird sich der
Konsum bis 2050 noch einmal vervierfachen. 40 Prozent der
Plastikproduktion gehen auf die Verpackungsbranche zurück, wo es ein
großes Vermeidungspotenzial gäbe. 90 Prozent des Plastiks besteht aus
fossilen Energieträgern und mittlerweile werden sechs Prozent des
weltweit geförderten Erdöls zu Kunststoff verarbeitet. In der EU
werden 40 Prozent der Haushaltsabfälle aus Plastik verbrannt, der Rest
wird recycelt oder deponiert. Fast die Hälfte des EU-Plastikmülls
wurde bisher nach China exportiert, doch die chinesische Regierung hat
im Januar weitgehende Importstopps eingeführt. Um die ökologischen
Probleme von Kunststoffen anzugehen, sind die EU-Institutionen in der
finalen Abstimmung über ein Maßnahmenbündel aus neuen
Abfallrichtlinien mit höheren Recyclingquoten, das so genannte
Kreislaufwirtschaftspaket sowie über die Plastikstrategie.
Schwerpunkte der Strategie sind die Abhängigkeit von fossilen
Rohstoffen, die niedrigen Recycling- und Mehrwegquoten von Plastik und
dessen Anwendungen sowie die Vermüllung von Land und Meer durch
Kunststoffe.

Mehr Infos:

www.NABU.de/abfall
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Die Berliner Umweltzeitung

Berliner Wildbienen unter Druck

Einige Wildbienenarten Deutschlands gibt es nur noch in unserer Region



Berlin ist offenbar nicht nur für Touristen ein Magnet, auch
Wildbienen zieht es in die Stadt. Nicht weniger als die Hälfte der
Wildbienenarten Deutschlands lebt hier - und die Zahl steigt.

Allerdings ist fast jede zweite der 317 in Berlin registrierten
Wildbienenarten im Bestand gefährdet. Gefahr droht ihnen - anders als
ihren Kollegen auf dem Land, die vor allem Pestiziden ausgesetzt sind
- hauptsächlich durch die zunehmende Bebauung und Verdichtung der
Großstadtflächen. Denn dadurch verschwinden Nahrungsquellen und
Niststätten. Die Grünflächen sind, soweit vorhanden, übernutzt, und
Honigbienen-Völker bilden eine zusätzliche Nahrungskonkurrenz.

Berlin hat gemütliche Orte für Wildbienen

Im Jahr 2005 standen 40 Prozent der Berliner Wildbienenarten auf der
Roten Liste, zurzeit sind es mindestens 44 Prozent. Diese Zahlen sowie
weitere Erhebungen zur Situation der Wildbienen in Berlin stellte der
Ökologe und Wildbienen-Experte Christoph Saure jetzt beim NABU Berlin
vor.

Dabei sind Teile Berlins geradezu ein "Eldorado für Wildbienen", wie
es Saure ausdrückt. "Am besten geht es den Bienen auf den
innerstädtischen Brachflächen". Hier finden sie ganzjährig Nahrung und
Strukturen zum Nestbau wie offene Bodenstellen, trockene Holzreste
oder Steinhaufen. Hinzu kommt, dass es in der Innenstadt etwa drei
Grad wärmer ist als im Umland.

Allerdings erwächst aus diesen günstigen Voraussetzungen auch die
Pflicht zum Schutz vieler Wildbienenarten. Denn einige davon kommen
bundesweit nur (noch) in Berlin und Brandenburg vor: die
Herz-Maskenbiene, die Kleine Spiralhornbiene, die Östliche
Felsen-Mauerbiene und die Flockenblumen-Langhornbiene. "Berlin trägt
für ihren Erhalt eine besondere Verantwortung", sagt Saure. So ist
etwa die Östliche Felsen-Mauerbiene als charakteristische Bewohnerin
der trockenwarmen Stadtbrachen eine Zielart des Berliner
Biotopverbundes. Eine Zielart ist eine Pflanzen- oder Tierart, die bei
planerischen Vorhaben Vorrang im Sinne von Schutz-, Pflege- oder
Entwicklungsmaßnahmen genießt.

Wildpflanzen für Balkon und Garten

Die artenreichsten Wildbienenareale Berlins sind laut Saure der
Landschaftspark Johannisthal, die Weidelandschaft Lichterfelde Süd,
die Flächen am Fort Hahneberg in Staaken sowie an Flughafen Tegel und
Flughafensee, das Tegeler Fließ, der Eiskeller, der Biesenhorster Sand
in Biesdorf, der Botanische Garten in Dahlem und weitere Flächen -
insgesamt 18 an der Zahl. Allerdings seien elf der 18 artenreichsten
Gebiete Berlins inzwischen in einem instabilen oder sich
verschlechternden Erhaltungszustand, warnt Saure. Vielen Flächen drohe
eine Bebauung oder sie würden zu intensiv als Erholungsgebiete genutzt
oder- aus Sicht der Wildbienen - falsch gepflegt.

Um die Bedingungen für Wildbienen in Berlin zu verbessern, schlägt
Saure mehrere Maßnahmen vor: Die artenreichen "Hot Spots" in der Stadt
sollten unbedingt erhalten bleiben, der Biotopverbund müsse gesichert
und das Brachflächen-Management im Sinne des Naturschutzes gestaltet
werden. Grünflächen und Parks sollten zeitlich und räumlich wechselnd
gepflegt werden, und es sollte eine Besucherlenkung erfolgen. Statt
Rasenflächen kurz zu scheren, sollten blütenreiche Wiesen und Säume
mit heimischen Kräutern entstehen, empfiehlt Saure.

Experten haben noch eine Empfehlung für die Berlinerinnen und Berliner
mit Balkon oder Garten: Mit heimischen Wildpflanzen lässt sich dort
ein gutes Nahrungsangebot für Wildbienen schaffen. NABU/jp


Literaturempfehlung:

"Mein Insektenhotel: Wildbienen, Hummeln & Co. im Garten"

von Melanie von Orlow (Ulmer 2015, 14,90 Euro)
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Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 17. Januar 2018 


Bayerische Igel in Gefahr

Neue Rote Liste für Säugetiere in Bayern führt erstmals auch den Igel -
Rückgang der Allerweltsart bedenklich - Gärten als wichtiger
Rückzugsort



Hilpoltstein, 17.01.18 - Zum Jahresende 2017 veröffentlichte das
Bayerische Landesamt für Umwelt (LfU) eine aktualisierte Rote Liste
für Bayerns Säugetiere. Immer noch sind über 40 Prozent der
bayerischen Säugetierarten gefährdet. In der Neuauflage steht der Igel
auf der sogenannten Vorwarnliste. "Der Igel wird immer noch als häufig
eingestuft. Seine negative Bestandsentwicklung setzt sich aber durch
die strukturelle Verarmung der Landschaft und den Einsatz von Chemie
in der Agrarlandschaft auf beunruhigende Weise fort", erklärt
LBV-Igelexpertin Martina Gehret den Grund für die Aufnahme des Igels
in die Liste. "Der Igel auf der bayerischen Vorwarnliste ist ein
eindeutiges Warnsignal, dass eine weitere einstige Allerweltsart mit
immer schwierigeren Lebensbedingungen zu kämpfen hat."




[image: Ein Igel - Foto: © Peter Bria, LBV]
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Der Igel als Insektenfresser leidet unter dem extremen Rückgang von
Insekten auf den intensiv bewirtschafteten Flächen der bayerischen
Kulturlandschaft. "Doch in der modernen Agrarsteppe fehlt es dem Igel
nicht nur an Nahrung, sondern auch an geeigneten Nischen wie Hecken-
und Randgehölze, in denen er Tagesschlafplätze und Winterquartiere
anlegen kann", weiß Gehret. Erste Auswertungen der umfangreichen
Meldedaten des LBV-Mitmachprojekts "Igel in Bayern" bestätigen nach
drei Jahren, dass der Igel vor allem im Siedlungsbereich und in
unseren Gärten vorkommt.

Sämtliche Grünflächen und Parkanlagen in Städten und Siedlungen werden
daher zu überlebenswichtigen Ersatzlebensräumen für den Igel. Private
naturnahe Gärten ohne den Einsatz von Chemie helfen dem Igel
ausreichend natürliche Nahrung zu finden. "Jeder Gartenbesitzer und
auch jede Gemeinde steht hier in der Verantwortung. Denn sie
entscheiden, ob ein Lebensraum oder eine sterile, grüngetünchte
Nutzfläche ohne Leben entsteht", so Martina Gehret.

Sein neuer Lebensraum macht es dem Igel jedoch nicht einfacher.
Straßen, Gartenzäune aber auch Bahntrassen verhindern eine
barrierefreie und gefahrlose Wanderung durch sein Revier. Auf der
Suche nach Nahrung überqueren Igel durchschnittlich bis zu zwölf
Straßen pro Nacht. Nicht immer mit Erfolg: der Igel zählt zu den am
häufigsten überfahrenen Säugetieren in Bayern. Eine weitere Hürde
stellen die oft festungsartig eingezäunten undurchlässigen Gärten dar.
"Hier hilft ein einfacher, kleiner Igeldurchlass im Zaun. So kann
jeder den stacheligen Nützling in seinen Garten einladen", erklärt die
LBV-Igelexpertin.

Zur Roten Liste 2017

Die Rote Liste der Säugetiere Bayerns 2017 ist eine Überarbeitung der
2003 erschienen Version. Auf ihr finden sich über 40 Prozent der
insgesamt 79 in Bayern heimischen Säugetierarten. Davon ist etwa ein
Drittel sehr selten oder extrem selten. Die Vorwarnliste ist Teil der
Roten Liste. Auf ihr stehen Arten, die noch nicht gefährdet sind,
deren Bestand aber durch aktuelle Entwicklungen rückläufig ist. Laut
dem LfU gab es bei 16 Arten eine Verbesserung der
Gefährdungskategorie, die vor allem Artenschutzmaßnahmen des
Naturschutzes zu verdanken sind. Bei 14 Arten fand jedoch eine
Verschlechterung statt die in erster Linie mit den Veränderungen der
Landnutzung, dem Verlust von Kleinstrukturen oder der Zerschneidung
von Lebensräumen zusammenhängt. Auf der Liste als vom Aussterben
bedroht stehen zum Beispiel der Luchs und die Große Hufeisennase
(Fledermausart).
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Wald

Heiße Maroni

Die Ess-Kastanie ist Baum des Jahres 2018

von Rudolf Fenner



Die Ess-Kastanie, Castanea sativa, ist in Deutschland - von wenigen
regionalen Ausnahmen abgesehen - eine seltene Baumart, und sie ist
eine der eindrucksvollsten: Wer einmal ihre auffallend gelblichweiße
Blütenpracht gesehen hat, die die gesamte Baumkrone im Frühsommer
überzieht, wer einmal erlebt hat, wie im Oktober ihre großen, runden,
mit unzähligen Stacheln besetzten Früchte herunterfallen, aufplatzen
und die wunderschönen, mahagonibraun glänzenden. Kastanien mit der
zart behaarten weißen Spitze freigeben, der wird diesen Baum nicht
mehr vergessen. Wer es dann noch versteht, aus diesen Kastanien
Suppen, Bratenfüllungen, Süßspeisen, Torten, Brot oder schlicht "Heiße
Maroni" zu fabrizieren, der zählt diesen Baum bestimmt schon längst zu
seinen Lieblingsbäumen.

Die Ess-Kastanie - offiziell auch Edel-Kastanie genannt - bekam ihren
deutschen Namen erst im 15. Jahrhundert. Er wurde damals vom
lateinischen Baumnamen 'castanea' entlehnt, den die Römer wiederum von
den Griechen ('kastana') übernommen hatten. Entstanden ist ihr Name
aber wohl noch früher, vermutlich im damaligen Armenien, wo sie 'kask'
genannt wurde.

Andere, heute noch vornehmlich in Süddeutschland und im Alpenraum
gebräuchliche Namen wie Käste oder Keschde existierten bereits im
frühen Mittelalter. Diese gehen ebenfalls auf den lateinischen Namen
zurück, direkt übernommen von den römischen Besatzern, die dort -
südlich des Limes - über mehrere Jahrhunderte hinweg die
Kastanienkultur etabliert hatten.



Was ist eine Marone?





Als Maronen werden meist die Früchte bestimmter Ess-Kastaniensorten
 bezeichnet, die besonders groß sind. Oft enthält der stachelige
 Fruchtbecher solcher Sorten statt üblicherweise drei nur eine
 einzige Frucht. Deren braune Schalen sind in der Regel heller, oft
 auch hell und dunkel gestreift Ein ganz wichtiges Kriterium ist
 auch, dass die geschmacklich störende innere Samenhaut nicht in die
 Spalten des Kerns eingewachsen ist. Sie läßt sich daher leicht
 entfernen. Der Begriff Marone wird allerdings nicht in allen
 Herkunftsländern einheitlich benutzt.



Mit dieser etymologischen Herleitung ist im Grunde auch schon der
zeitliche Verlauf ihrer Kulturgeschichte grob skizziert. Die
Ess-Kastanie hat nach neueren genetischen Analysen während der letzten
Eiszeit in mindestens drei von einander isolierten Regionen
"überwintert", und zwar auf der Iberischen und Italischen Halbinsel,
im südöstlichen Balkan und nordwestlichen Anatolien sowie im Gebiet
südlich des Kaukasus. Dort, im nordöstlichen Teil Anatoliens, begann
vermutlich die Kulturgeschichte der Ess-Kastanie. Später waren es die
Griechen, die die Kultivierung und Veredelung der Ess-Kastanie
weiterentwickelten und ihre Erfahrungen dann auch in ihren Kolonien im
gesamten Mittelmeerraum verbreiteten. So kam das Knowhow dann auch ins
aufstrebende Römische Reich und mit den Römern letztlich dann nach
Mittel- und Westeuropa.

Die Römer haben die Ess-Kastanie vor rund 2000 Jahren über die Alpen
gebracht. So ist zumindest die gängige Darstellung, wie die Kastanie
zu uns nach Deutschland gekommen sein soll. Ganz so wird es wohl nicht
gewesen sein. Es gibt am nördlichen Alpenrand vereinzelte Funde von
Pollen und Holz der Ess-Kastanie aus der Bronzezeit, also rund 1000
Jahre früher. Auch spricht einiges dafür, dass uns die Griechen -
zumindest indirekt - schon fast ein halbes Jahrtausend vor den Römern
die Kastanienbäume bescherten. Denn in der Region der griechischen
Kolonie Massalia, dem heutigen Marseille, wurden schon um 400 vor
unserer Zeitrechnung Ess-Kastanien angebaut und gehandelt. Und so
könnte sie über die schon seit der Bronzezeit bestehende Handelsroute
über das Tal der Rhone und die Burgunder Pforte zu uns nach
Süddeutschland gekommen sein.

Mit Sicherheit aber war es das Verdienst der Römer, im besetzten
Germanien den Anbau, die Veredlung und Verarbeitung der Ess-Kastanien
zu etablieren. Sie hatten zu dieser Zeit bereits Erfahrungen in der
Kultivierung von Ess-Kastanien zur Gewinnung der Früchte und sie
kannten die Vorteile des gegen Verrottung erstaunlich resistenten
Kastanienholzes im Weinbau. Zu Hause in ihrem Stammland hatten sie
daher sowohl Früchte liefernde Kastanienhaine als auch
Kastaniengehölze, aus denen sie das Holz für die Rebstöcke,
Rankhilfen, Pfähle und Fassdauben holten. Beides - Kastanienkulturen
und Weinanbau - hat daher dank der Römer an den Hängen des Oberrheins,
der Nahe, der Mosel und der Saar eine rund zweitausendjährige
gemeinsame Geschichte, die erst in den letzten 150 Jahren nach und
nach zu Ende gegangen ist.

Rebstöcke sind heute meist aus Metall, Beton oder Plastik, Fässer aus
Stahl oder Kunststoff. Und die Kastanienfrüchte kommen heute größer
und billiger vorwiegend aus Italien, Frankreich, Spanien und der
Türkei.

Doch auch wenn Anbau und Bewirtschaftung der Ess-Kastanien hier bei
uns weitgehend aufgegeben wurden - die meisten Bäume blieben stehen,
sodass sich die ehemaligen Kulturen auch heute noch vielerorts recht
gut in der Landschaft erkennen lassen. Die größten
Ess-Kastanienbestände befinden sich im Oberrheingraben am Ostrand des
Pfälzerwaldes, der sogenannten Haardt, sowie am Westhang des
Schwarzwaldes, vor allem im Ortenaukreis zwischen Achern und
Offenburg. Es waren fast ausschließlich Niederwälder, in denen die
ausschlagfreudigen Ess-Kastanienbäume etwa alle 15 Jahre "auf den
Stock" gesetzt wurden.

Sie dienten vorrangig zur Versorgung der Winzer mit Rebstöcken und
standen meist in einem breiten Streifen direkt oberhalb der Weinberge.
Bäume, deren Holz für den Hausbau, Fassdauben oder Masten gebraucht
wurde, ließ man immerhin doppelt so alt werden. Da Holz und Rinde der
Ess-Kastanie einen ungewöhnlich hohen Gehalt an Gerbsäuren haben und
auch der Brennwert des Holzes recht hoch ist, wurden in solchen
Niederländern auch Brennholz und Gerberlohe gewonnen.

Heute sind diese aufgegebenen Niederwälder zu einer Art Hochwald
ausgewachsen. Die Bäume sind aber aufgrund ihrer Vorgeschichte oft
mehrstämmig, neigen dazu, frühzeitig hohl zu werden ("Ringschäle"),
und haben nur selten holzwirtschaftlich wertvolle, gerade gewachsene
Stämme.

Kulturen, die angelegt wurden, um die Früchte der Ess-Kastanien zu
gewinnen, waren lockere, offene Bestände aus Bäumen mit meist kurzen
Stämmen und breiten Kronen. In diesen sogenannten Selven wuchsen auf
junge Ess-Kastanienstämme gepfropfte Sorten, deren Früchte größer und
wohlschmeckender waren und bei denen sich auch die etwas bitter
schmeckende Samenhaut leichter entfernen ließ.

Solche Selven müssen recht produktiv und erfolgreich gewesen sein.
Jedenfalls legt das ein Bericht aus dem 16. Jahrhundert nahe, aus dem
hervorgeht, dass Kastanienfrüchte aus dem Heidelberger Gebiet über den
Rhein bis in die Niederlande und auch nach England verschifft wurden.
Bekannt sind auch die Selven nördlich von Frankfurt am Taunushang rund
um Kronberg. Hier kaufte alljährlich Mutter Goethe für ihren berühmten
Sohn Kastanienfrüchte ein und schickte eine Kiste davon per
Postkutsche an seine Familie in Weimar. Für Goethe - aber auch für die
Frankfurter Bürger - waren diese "Kronberger Keste" unverzichtbar,
wenn es darum ging, die Martinsgans zu füllen.


Nicht nur der kulinarische Aspekt der Kastanienfrüchte hatte
 es Goethe angetan. Dafür spricht zumindest sein Gedicht an seine
 heimliche Muse Marianne von Willemer aus dem Buch Suleika im
 West-Östlichen Divan:



An vollen Büschelzweigen,

 Geliebte, sieh' nur hin!

 Laß dir die Früchte zeigen,

 umschalet stachlig grün.



Sie hängen längst geballet,

 still, unbekannt mit sich,

 Ein Ast, der schaukelnd wallet,

 wiegt sie geduldiglich.



Doch immer reift von Innen

 und schwillt der braune Kern,

 Er möchte Luft gewinnen

 und säh die Sonne gern.



Die Schale platzt und nieder

 macht er sich freudig los;

 So fallen meine Lieder

 gehäuft in deinen Schoß.




Viele der heute nicht mehr bewirtschafteten Selven am Taunushang
sind noch vorhanden: Kastanienhaine, verdichtet und durchwachsen von
jüngeren Ess-Kastanien, dazwischen aber auch noch ab und an einzelne
über 300-jährige Zeitzeugen. Auch in den bewaldeten Berghängen hinter
dem Heidelberger Schloss stehen noch immer zahlreiche Ess-Kastanien,
die während der Blütezeit im Frühsommer schon von Weitem zu sehen
sind.

Honig ist ein nicht unwesentliches Nebenprodukt dieser Selven. Die oft
in geradezu verschwenderischer Fülle die gesamte Krone überziehenden
Blüten der rund 30 Tage lang blühenden Ess-Kastanie sind ausgesprochen
nektarreich. Der Honig ist recht dunkel bernsteinfarben, hat einen
sehr aromatischen, leicht herben Geschmack und ist überaus
pollenreich.

Obwohl außerhalb ihres natürlichen Verbreitungsgebiets, hat die
Ess-Kastanie in Südwestdeutschland ausreichend warme Standorte
gefunden, auf denen sie sich voll entfalten und wohl auch
längerfristig behaupten kann. Im übrigen Deutschland und noch weiter
nördlich, in Dänemark und Südschweden, ist die Ess-Kastanie auch
anzutreffen, aber hier befindet sie sich eindeutig außerhalb ihres
klimatischen Optimums. Sie kann zwar auch in diesen Regionen zu
eindrucksvollen Bäumen heranwachsen, allerdings reifen ihre Früchte
hier nur in Jahren, in denen das sommerlich warme Wetter bis in den
Herbst hinein anhält. Die Ess-Kastanie wird in diesen Gebieten meist
als Garten-, Park- oder Alleebaum, gelegentlich auch als Forstbaum
gepflanzt. Vereinzelt wurden auch, wie bei Werningerode im Harz,
Fruchtplantagen angelegt.

Brot der Armen

Wer heute Kastaniennüsse auf seinen Speiseplan setzt, der hat eher
kulinarisches Beiwerk im Sinn. Der charakteristische Geschmack der
fettarmen, stärkereichen und süßlichen Maronen eignet sich bestens, um
mal neue, ungewohnte Akzente bei Suppen, Beilagen oder Süßspeisen zu
setzen. Für wohlhabende Menschen war die Kastanie schon seit der
Antike eine willkommene und delikate Abwechslung in der herbstlichen
Menüabfolge. Doch - so schrieb schon der Botaniker Jacques Daléchamps
aus Lyon Mitte des 16. Jahrhunderts: "Die Kastanie ist das Dessert für
die Tafel der Reichen sowie das Fleisch für die Armen." Denn für große
Teile der Bevölkerung, vor allem in den ländlichen kargen Bergregionen
Südeuropas, wo der Anbau von Getreide unergiebig oder unmöglich war,
war die Ess-Kastanie bis ins 19. Jahrhundert hinein das
Hauptgrundnahrungsmittel. Geröstet oder gekocht kam sie auf den Tisch.
Zu Gries oder Mehl gemahlen ließ sich daraus eine Art Polenta
herstellen, Suppe kochen oder Brot backen. Gedörrte Kastanien und
Kastanienmehl waren bis zu zwei Jahre haltbar. Wenn nach Missernten im
Lande Hungersnot drohte, blieben die Kastanien aus den Bergen das
einzige, oft lebensrettende Nahrungsmittel.

Viele der großen mediterranen Kastanienanbauflächen - im Tessin, in
Ligurien, in den Cevennen oder auf Korsika - liegen heute brach. Es
waren meist terrassierte Berghänge, locker bestanden mit
Kastanienbäumen, unter denen Heu gemacht wurde, Ziegen und Schafe
weiden konnten und - nach der Ernte - auch noch ein paar Schweine satt
wurden. Doch Mais und Kartoffeln wurden mehr und mehr zu
konkurrierenden Stärkelieferanten. Die großen Fortschritte in der
landwirtschaftlichen Produktion im Laufe des 19. Jahrhunderts
schwächten die wirtschaftliche Bedeutung des mühsamen Kastanienanbaus
in den Bergen weiter.

Als dann auch noch eine die Wurzeln zerstörende Pilzkrankheit, die
sogenannte Tintenkrankheit, große Lücken in die Kastanienhaine
Südeuropas schlug, nahm das Interesse an der Kastanienwirtschaft
weiter ab. Infolge der zunehmenden Landflucht im 20. Jahrhundert
wurden dann fast alle noch bestehenden Kulturen aufgegeben. Viele
dieser ehemaligen Kulturen sind aber nicht verschwunden, sondern
inzwischen zu wunderschönen, aber meist nur noch touristisch genutzten
Kastanienwäldern verwildert. Der heute größte zusammenhängende
Kastanienwald Europas ist der Brentan. Er steht im Schweizer
Graubünden an der Grenze zu Italien und wird in Teilen noch
bewirtschaftet.

Die Ess-Kastanie kann, wenn sie im dichteren Waldbestand wächst, über
35 Meter hoch werden. Die höchste Ess-Kastanie Deutschlands steht im
Stadtwald von Hameln und ist knapp 40 Meter hoch. Im Freistand wächst
ihre Krone allerdings auch gern in die Breite, und die Höchstmarke
liegt dann eher bei 25 Metern. Deutschlands dickste Ess-Kastanie - sie
steht im Karlsruher Schlossgarten - hat einen Stammumfang von 9,70
Meter. Sie ist etwa 280 Jahre alt. Die älteste Ess-Kastanie
Deutschlands wird auf etwas mehr als 400 Jahre geschätzt. Sie steht im
Rheinland-Pfälzischen Dannenfels und hat einen Stammumfang von neun
Metern.

Der dickste Baum der Welt

Ältere Exemplare neigen allerdings dazu, hohl zu werden. Aber
spätestens wenn die Krone dann wegbricht, treiben meist rundherum aus
der Stammbasis neue Triebe, von denen einige wieder zu richtigen
Bäumen heranwachsen, altem und auch wieder wegbrechen können. So
gesehen könnten Ess-Kastanien ewig leben. Tatsächlich gibt es so einen
Baum, bei dem sich dieser Zyklus so einige Male wiederholt haben muss.
Er steht auf Sizilien nahe des Ortes Sant' Alfio am Osthang des Ätnas
und wird auf ein Alter von mindestens 2000 Jahren geschätzt. Er
besteht heute nur noch aus drei einzelnen, aber nahe beieinander
stehenden Stammfragmenten, von denen allein der mächtigste einen
Umfang von 22 Metern hat. Schilderungen und Darstellungen aus früheren
Jahrhunderten zeigen, dass dieser Baum aus einem Ring mehrerer, mehr
oder weniger miteinander verwachsenen Stämmen bestand, in dessen
Innerem allein etwa 30 Pferde Platz finden konnten.

Eine andere mittelalterliche Geschichte erzählt, dass die Königin von
Aragon samt ihrer Entourage von 100 Reitern bei einem plötzlichen
Gewitter unter der Krone dieses Giganten Schutz gefunden habe.
Aufgrund dieser Legende trägt der Baum heute den Namen Castagno dei
Cento Cavalli. Er hatte 1780 - als noch alle Stammteile vorhanden
waren - einen Umfang von über 60 Metern und wäre damit wohl der
dickste Baum der Welt gewesen.

Baum der Zukunft?

Ein an sich mediterraner Baum, der sich aber in den letzten
zweitausend Jahren ganz gut bei uns zumindest in den wärmeren Lagen
Südwestdeutschlands eingelebt hat, der auch im übrigen, kühleren
Deutschland zu respektabler Stärke heranwächst - könnte also die
Ess-Kastanie ein heißer Kandidat für die heißeren Zeiten sein, die auf
uns und die Wälder nun zukommen? Wahrscheinlich schon, zumindest gibt
es bislang keine Anzeichen, dass sie unter den sich ändernden
Klimaverhältnissen leiden könnte.

Es gibt in Deutschland allerdings noch nicht viele Erfahrungen mit der
Ess-Kastanie als forstlich nutzbarer Waldbaum. Aber seit einigen
Jahren tut sich da was. Es gibt mehr und mehr Projekte, in denen
genauer hingeschaut wird, unter welchen Bedingungen die Ess-Kastanie
in unseren Wäldern zu einem Baum heranwachsen kann, dessen Holz für
langlebige Bau- und Möbelholzprodukte gut geeignet ist. Geblickt wird
dabei auch in Nachbarländer wie Frankreich, wo die Esskastanie auch
als Forstbaum schon sehr viel länger hochgeschätzt ist.

Viele Überlegungen gehen bei uns allerdings auch in Richtung
Energieholzproduktion, also Plantagen mit Erntezyklen unter zwanzig
Jahren, um die Ess-Kastanie dann in Form von Hackschnitzeln zu
verheizen. Sicherlich - die Ess-Kastanie verlockt dazu mit dem hohen
Brennwert ihres Holzes und dem schnellen und kräftigen Neuaustrieb
nach dem Absägen. Im Grunde Wäre das ja auch lediglich die Fortsetzung
der zweitausend Jahre alten Niederwaldkulturen in Südwestdeutschland.
Es wäre aber doch recht schade, wenn diese stolze Baumart
hauptsächlich zur Herstellung von Fastwood verdammt würde:

Die Ess-Kastanie kann mehr!

 * 

Die Zahme und die Wilde Kastanie - Exkurs 1:

Mit diesen Namen wurden die beiden bei uns als Kastanien bezeichneten
Baumarten früher unterschieden. Die Zahme, das war die kultivierte,
die edle, die mit den wohlschmeckenden Früchten, die süße
Ess-Kastanie. Die Wilde dagegen, das war die, deren Samen bestenfalls
den Pferden und anderem Vieh schmeckten: die bittere Rosskastanie.
Dahinter steckte die Vorstellung, dass es sich hier wohl um zwei nahe
verwandte Baumarten handelt, die eine domestiziert, die andere eher
naturbelassen.

Doch sie sind überhaupt nicht miteinander verwandt. Schon die Formen
ihrer Blätter, ihrer Blüten und ihrer Blütenstände sind
grundverschieden - das ist selbst auf den ersten, fachlich nicht
geschulten Blick erkennbar. Aber die frappierende Ähnlichkeit ihrer
reifen Früchte, diese aus stacheligen Kugeln herausplatzenden,
glänzend mahagonibraunen Kastanien, die haben diese beiden Baumarten
zu scheinbar versandten Namensvettern gemacht. Doch das Ganze ist eine
zufällige, rein äußerliche Parallelität in der Evolution dieser beiden
Baumarten. Nur die Früchte der Ess-Kastanie sind - botanisch gesehen -
tatsächlich Früchte, genauer: Nuss-Früchte, die zu mehreren von einem
stacheligen Fruchtbecher umhüllt werden. Bei der Rosskastanie ist die
gesamte grüne Kugel die Frucht, die braunen Kastanien im Inneren sind
dagegen lediglich Samenkerne. Die Ess-Kastanie gehört in die Familie
der Buchengewächse, ist also nah verwandt mit unseren Eichen und
Buchen. Die Rosskastanie dagegen gehört zu den sogenannten
Seifenbaumgewächsen, eine ansonsten vorwiegend in den Tropen
vorkommende Baumfamilie, zu der hier bei uns auch noch die Ahorne
gehören.

Übrigens: Die Nicht-Zusammengehörigkeit dieser beiden Baumarten wird
bereits - zumindest unter BotanikerInnen - in der Schreibweise der
Namen deutlich gemacht: Die eigentliche Kastanie, die Ess-Kastanie,
wird mit Bindestrich geschrieben. Die Rosskastanie als nur sogenannte
Kastanie muss ohne dieses adelnde Interpunktionszeichen auskommen.

Die Zahme und die Wilde Kastanie - Exkurs 2:

Beide, Ess-Kastanie und Rosskastanie, sind ursprünglich in Deutschland
nicht zu Hause, sondern wurden vom Menschen hierhergebracht. Doch auch
in diesem Punkt sind die Unterschiede zwischen diesen beiden nicht
verwandten Baumarten erheblich.

Die Rosskastanie kam im 16. Jahrhundert im Diplomatengepäck aus
Interesse an fremdländischer Botanik nach Mitteleuropa. Sie gilt als
echter Neophyt, weil sie erst nach dem Stichjahr 1492, der Entdeckung
Amerikas, bei uns aufgetaucht ist. Richtig eingelebt hat sie sich hier
nicht. Nur unter der Obhut des Menschen gedeiht sie prächtig in
Städten, Dörfern, Parks, Gärten und Alleen.

Die Ess-Kastanie gilt, da sie ja schon lange vor dem besagten Jahr
1492 bei uns lebte, nicht als Neo-, sondern als sogenannter
Archäophyt. Das bedeutet: Sie gilt zwar - weil sie erst durch direkten
oder indirekten menschlichen Einfluß hier Fuß gefasst hat - nicht als
einheimische Baumart, ist aber dennoch - zumindest in
Südwestdeutschland - längst in der über Jahrtausende entstandene
Kulturlandschaft heimisch geworden. Sie hält sich vielerorts auch
langfristig oder sogar dauerhaft, wenn ihre Nutzung und
Bewirtschaftung eingestellt wurden.


Rudolf Fenner vertritt ROBIN WOOD im Kuratorium Baum des
Jahres (KBJ), dem Fachbeirat der Baum des Jahres - Dr. Silvius
Wodarz-Stiftung, rudolf.fenner[at]robinwood.de



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Ess-Kastanien neigen häufig zu starkem Drehwuchs - gut für die Stabilität des Baumes, nicht so beliebt bei Zimmerleuten.

	Eine ehemalige, heute geschützte, über 200-jährige Ess-Kastanienkultur bei Wernigerode im Harz: Über 50 Zentner Kastanien wurden hier in den besten Jahren geerntet und bis nach Magdeburg und Berlin exportiert.

	Die überaus nektar- und pollenreichen Blütenstände der Ess-Kastanie sind eine opulente Bienenweide. Honig ist daher ein wichtiges Nebenprodukt in Kastanienkulturen. In den südfranzösischen Kastanienwäldern sind noch solche mittelalterlich anmutenden Bienenstöcke im Einsatz, gefertigt aus hohlen Ess-Kastanienstämmen und abgedeckt mit einer Schieferplatte

	Das größte von insgesamt drei Stammfragmenten der ältesten und dicksten Ess-Kastanie überhaupt. Sie steht am Ätna auf Sizilien, wird auf über 2.000 Jahre geschätzt und hatte im 18. Jahrhundert einen Umfang von unglaublichen 60 Metern.

	Das kräftig gelbe Herbstlaub färbt sich nach kurzer Zeit und noch vor dem Laubfall braun.
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FORSCHUNG/1422: Nordatlantisches Wetterphänomen beeinflusst extreme Samenjahre bei Bäumen in Europa (idw)


Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL
- 16.01.2018

Nordatlantisches Wetterphänomen beeinflusst extreme Samenjahre bei
Bäumen in Europa



Ein internationales Forscherteam unter Beteiligung der Eidgenössischen
Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL hat
herausgefunden, dass die sogenannte Nordatlantische Oszillation (NAO)
die Samenproduktion von Buche und Fichte in ganz Europa
synchronisiert.




[image: Bucheckern am Baum in Nahaufnahme - Foto: © Ulrich Wasem (WSL)]

Buchenmast: Die Nordatlantische Oszillation synchronisiert
grossflächig die Samenproduktion in Europa.

Foto: © Ulrich Wasem (WSL)



Als Nordatlantische Oszillation (NAO) bezeichnet man eine Schwankung
des Druckverhältnisses über dem Nordatlantik zwischen dem Islandtief
im Norden und dem Azorenhoch im Süden. Die NAO hat einen grossen
Einfluss auf das europäische Klima- und Wettergeschehen - und offenbar
auch auf die Samenproduktion von Waldbäumen.

In sogenannten Mastjahren, die in unregelmässigen Abständen vorkommen,
produzieren Waldbäume enorme Mengen von Samen. Das Phänomen ist
artspezifisch und kann nicht nur in einzelnen Beständen gleichzeitig
auftreten, sondern auch regional oder sogar über sehr grosse Regionen
hinweg quer durch Europa.

Die Wissenschaftler unter der Leitung der Universitäten von Neapel und
Liverpool und mit Beteiligung der WSL haben die Mastjahre von Buchen
und Fichten der letzten 190 Jahre in ganz Europa zusammengetragen.
Diese verglichen sie für die letzten Jahrzehnte mit den NAO-Daten. Die
Berechnungen zeigen, dass während der letzten 60 Jahre solche
Mastereignisse sowohl mit den jährlichen als auch jahrzehntelangen
Schwankungen der NAO zusammenhängen. So scheint die NAO zur Zeit der
Blüte oder auch im Winter oder sogar im Vorjahressommer vor der
Samenreife einen Einfluss auszuüben. Faktoren sind etwa die
Nährstoffeinlagerung, die Anlage von Blütenknospen im Vorjahr oder
eine erfolgreiche Bestäubung durch Wind im Mastjahr selbst. Die
Wissenschaftler berichten im Fachjournal Nature Communications über
die Resultate.

Eine starke NAO synchronisiere demnach das Klima in ganz Europa und
könne die Samenproduktion bestimmter Baumarten grossräumig
beeinflussen, schreibt die Universität Liverpool in einer Mitteilung.
So können die Bäume einer Art über grosse Distanzen hinweg
gleichzeitig massenweise Samen produzieren, wodurch ihnen Samen
fressende Vögel und Kleinsäuger weniger zusetzen können. Diese Tiere
wiederum können sich in Mastjahren zum Teil explosiv vermehren, was
sogar eine Zeckenplage zur Folge haben kann. Die NAO scheint bei
diesem ökologischen Wettrennen ein Schlüsselfaktor zu sein.




Weitere Informationen finden Sie unter

Medienmitteilung Eidg. Forschungsanstalt WSL

https://www.wsl.ch/de/newsseiten/2018/01/wie-die-samenmast-in-europa-synchronisiert-wird.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news687519

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution799

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL,

Reinhard Lässig, 16.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERPACKUNG/272: Glas, Kunststoff oder Kartons? Zur Ökobilanz von Getränkeverpackungen (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Heft 4/17

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Glas, Kunststoff oder Kartons?

Zur Ökobilanz von Getränkeverpackungen.

von Nicole Flöper



Pfandflaschen aus Glas oder Kunststoff, Getränkekartons,
Einwegflaschen oder Dosen - da verliert man beim Einkaufen schnell den
Überblick. Viele Hersteller bewerben ihre Verpackungen als
umweltfreundlich. Aber stimmt das auch?

Selbst für Experten ist es nicht leicht, die Umwelteinflüsse der
verschiedenen Verpackungen zu vergleichen und zu bewerten. Neben dem
Produktionsprozess spielen viele andere Faktoren wie Rohstoffe,
Transportwege und Entsorgung eine Rolle. Eine umfassende Ökobilanz für
Getränkeverpackungen veröffentlichte das Umweltbundesamt (UBA) zuletzt
im Jahr 2002. Danach schneiden Mehrwegflaschen aus Kunststoff (PET) am
besten ab, gefolgt von Mehrwegglasflaschen und Getränkekartons.

Mehrweg statt Einweg?

Glasflaschen können bis zu 50 Mal neu befüllt werden, PET-Flaschen 25
Mal. Weil Glasflaschen schwerer sind, verschlechtert sich ihre
Ökobilanz aber mit der Transportentfernung. Deutlich schlechter
schnitten PET-Einwegflaschen ab. Auch wenn sie sich recyceln lassen,
"von einer Kreislaufflasche kann keine Rede sein", kritisiert Sascha
Roth, Referent für Umweltpolitik beim NABU. Laut offizieller Statistik
stecken in den hierzulande produzierten Kunststoffflaschen nur 26
Prozent recyceltes PET. Der größte Teil der verwendeten Rohstoffe
stammt aus fossilen Rohstoffen wie Erdöl oder Erdgas. Noch schlechter
ist die Ökobilanz von Getränkedosen und Einwegflaschen aus Glas.

Mehrwegverpackungen haben innerhalb von zehn Jahren über 20
 Prozent Marktanteil eingebüßt.



Mehrweg statt Einweg also? Das 2003 eingeführte verpflichtende Pfand
auf PET-Einwegflaschen und Getränkedosen sollte diese Entwicklung
unterstützen. Trotzdem haben Mehrwegverpackungen innerhalb von zehn
Jahren über 20 Prozent Marktanteil eingebüßt. Auch der Getränkekarton
verlor Anteile. Gewinner sind PET-Einwegflaschen und Aluminiumdosen,
die im selben Zeitraum 25 Prozent zugelegt haben. Heute kommen sie auf
einen Marktanteil von knapp 52 Prozent.

Immerhin trägt das Einwegpfand dazu bei, dass weniger Flaschen und
Dosen in die Landschaft geworfen werden. Andererseits verdient die
Einwegindustrie an dem Pflichtpfand mit. Denn das Pfand für Flaschen,
die nicht zurückgegeben werden, bleibt bei Abfüllern und Händlern. 180
Millionen Euro waren das im Jahr 2015, schätzt der NABU.

Heute wird mehr Kunststoff bei Getränkekartons eingesetzt

Weil Getränkekartons umweltfreundlicher sind als andere
Einwegverpackungen, fällt für sie kein Pfand an. Ob die Kartons der
positiven Bewertung aus der Ökobilanz heute noch standhalten würden,
ist zumindest umstritten. Umweltverbände wie der NABU kritisieren,
dass der Kunststoffanteil der Verpackungen zugenommen habe, unter
anderem aufgrund der inzwischen üblichen Plastikverschlüsse.

Der Fachverband Kartonverpackungen für flüssige Nahrungsmittel (FKN),
in dem sich die großen Hersteller zusammengeschlossen haben, räumt
ein, dass heute mehr Kunststoff eingesetzt wird als noch vor 20
Jahren. Allerdings seien Produktionsprozesse, Verpackungen und
Verschlüsse in dieser Zeit ständig optimiert worden. "Alle
Ökobilanzen, die seitdem gemacht wurden, haben die Ergebnisse der
alten UBA-Studien bestätigt. Wir sind überzeugt, dass dies auch bei
zukünftigen Studien nach den neuen UBA-Anforderungen der Fall sein
wird", erklärt Michael Kleene vom FKN.

Getränkekartons bestehen im Durchschnitt aus 75 Prozent Pappe. Das
dafür benötigte Holz stammt überwiegend aus skandinavischen Wäldern.
Seit diesem Jahr werden laut FKN weltweit nur noch Holzfasern
verwendet, die den Vorgaben des Forest Stewardship Council (FSC)
entsprechen. Diese wichtige Weichenstellung der
Getränkekartonhersteller befürwortet der NABU, da die
FSC-Zertifizierung die weltweit anspruchvollsten ökologischen und
sozialen Anforderungen an die Forstwirtschaft stellt. Der NABU bringt
sich konstruktiv in die FSC-Gremien ein, um auch diesen
Waldbewirtschaftungsstandard fortlaufend zu verbessern.

Neue unabhängige Studie benötigt

Der Getränkekarton wird gesammelt und sortiert, aus dem recycelten
Material werden aber keine neuen Getränkeverpackungen hergestellt,
sondern Wellpappen oder Faltschachtelkartons. Rund 76 Prozent der
deutschen Getränkekartons werden laut amtlicher Statistik recycelt.
Europaweit seien es 42 Prozent, sagt Kleene.

Derzeit wird nur ein Teil des Kunststoffs und des Aluminiums in einer
chinesischen Anlage stofflich verwertet. Der überwiegende Teil wandert
in die Zementindustrie, wo der Kunststoff verbrannt wird und das
Aluminium die Abbinde-Eigenschaften des Zements verbessert. Kleene
weist darauf hin, dass geplant sei, innerhalb der nächsten zwei bis
drei Jahre auch in Deutschland eine stoffliche Verwertungsanlage zu
betreiben.

Rund 76 Prozent der deutschen Getränkekartons werden laut
 amtlicher Statistik recycelt.



Wie umweltfreundlich sind also Pfandflaschen, Getränkekartons oder
Einwegflaschen? Um das zu beurteilen, bräuchte es eine neue
unabhängige Studie. Und die steht noch aus. Trotzdem hält NABU-Experte
Sascha Roth Mehrwegflaschen nach wie vor für die beste Möglichkeit:
"Man sollte nicht so viel über Materialalternativen nachdenken,
sondern mehr darüber, wie man den Ressourcenverbrauch generell
einschränken kann." Für Mehrwegflaschen plädiert Roth auch deshalb,
weil die Systeme nur funktionieren, wenn genügend Menschen mitmachen.
Damit die Ökobilanz stimmt, müssen die Transportwege möglichst kurz
sein und die Flaschen möglichst oft wieder befüllt werden. Das geht am
besten mit einheitlichen Flaschen, die von mehreren Abfüllern
verwendet werden können. Wenn die Getränke dann noch aus der Region
stammen - umso besser.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Weil Getränkekartons umweltfreundlicher sind als andere
Einwegverpackungen, fällt für sie kein Pfand an. ob die Kartons der
positiven Bewertung aus der Ökobilanz heute noch standhalten würden,
ist zumindest umstritten.
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EUROPA/202: Europa geht voran bei der Umsetzung des Pariser Abkommens (BMUB)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit -
Berlin, 17. Januar 2018

Europa geht voran bei der Umsetzung des Pariser Abkommens

Neue Verordnung verteilt EU-Klimaziel für 2030 auf die Mitgliedstaaten



Die EU und ihre Mitgliedstaaten gehen bei der Umsetzung des
Paris-Abkommens voran. Bis 2030 soll der CO2-Ausstoß im Vergleich zu
1990 um mindestens 40 Prozent sinken. Der erste Teil der Umsetzung war
die Reform des Emissionshandels für Industrie und Energiewirtschaft.
Der zweite Teil ist die Aufteilung des Ziels auf die einzelnen
Mitgliedstaaten in den Sektoren Gebäude, Verkehr und Landwirtschaft,
die nicht vom Emissionshandel erfasst werden. Heute haben die
EU-Mitgliedstaaten im Ausschuss der Ständigen Vertreter einem
Kompromiss mit dem EU-Parlament hierzu zugestimmt.

Bundesumweltministerin Barbara Hendricks: "Europa geht bei der
Umsetzung des Pariser Abkommens voran. Mit diesem Instrument stellen
wir sicher, dass alle EU-Staaten ihren Beitrag zum Klimaschutz
leisten. Auch Deutschland muss jetzt seine Hausaufgaben machen. Um
unser europäisches Klimaschutzziel für 2030 zu erreichen, brauchen wir
zusätzliche Maßnahmen gerade auch in den Sektoren Verkehr, Gebäude und
Landwirtschaft."

Für Deutschland sieht die Verordnung das Ziel vor, den CO2-Ausstoß in
den Bereichen Gebäude, Verkehr und Landwirtschaft bis 2030 um 38
Prozent gegenüber 2005 zu reduzieren. Dieses Ziel ist nicht direkt
vergleichbar mit dem europäischen Gesamtziel von 40 Prozent gegenüber
1990, da sich das Bezugsjahr unterscheidet und die betroffenen
Sektoren nur etwa die Hälfte der deutschen Emissionen ausmachen. Das
deutsche Ziel entspricht aber im Kern den Anforderungen des
Klimaschutzplans 2050, der für 2030 ein Minderungsziel von 55 Prozent
gegenüber 1990 vorsieht.

Jeder Mitgliedstaat erhält im Rahmen der Zielverteilungsverordnung
einen verbindlichen Klimaschutzpfad, der bei einem nationalen
2030-Ziel endet. Die Ziele werden vor allem auf der Grundlage des
Bruttoinlandsproduktes pro Kopf verteilt: Der Mitgliedstaat mit dem
geringsten BIP pro Kopf (Bulgarien) muss die Emissionen gegenüber 2005
stabilisieren (0%), die reichsten Mitgliedstaaten (Luxemburg und
Schweden) müssen bis 2030 ihre Emissionen um 40% gegenüber 2005
senken.

Jeder Mitgliedstaat kann bei der Erfüllung seiner Ziele
unterschiedliche Flexibilitäten nutzen und zum Beispiel die
Übererfüllung anderer Mitgliedstaaten kaufen oder begrenzt
Emissionsgutschriften aus Wäldern und Böden nutzen. Deutschland hat
sich in den Verhandlungen dafür eingesetzt, dass diese Flexibilitäten
so ausgestaltet werden, dass sie nicht die Erreichung des
EU-Klimaziels für 2030 infrage stellen.

Am 24. Januar 2018 entscheidet das Europäische Parlament über die
Zielverteilungsverordnung. Danach muss das Ergebnis noch formal vom
EU-Ministerrat bestätigt werden.

https://www.facebook.com/bmub.bund

https://www.instagram.com/bmub/

https://twitter.com/bmub

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 007/18, 17.01.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMUB)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: service@bmub.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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BODEN/055: Feldarbeiten der größten Bodeninventur Deutschlands sind abgeschlossen (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei, Dr. Michael Welling, 15.01.2018

Feldarbeiten der größten Bodeninventur Deutschlands sind
abgeschlossen 

Bedeutung der landwirtschaftlichen Böden für den Klimaschutz ist
größer als bisher angenommen



Mit der Beprobung eines Grünlandstandorts im Bundesland Sachsen-Anhalt
hat das Thünen-Institut Ende 2017 die Feldarbeiten im größten
bodenkundlichen Projekt Deutschlands, der Bodenzustandserhebung
Landwirtschaft, abgeschlossen. Die Probenahmen dauerten knapp sieben
Jahre und führten die Untersuchungsteams durch das gesamte
Bundesgebiet.




[image: Grube mit Meßlatte - Foto: © Roland Prietz / Thünen-Institut]

Die 1 Meter tiefe Profilgrube auf der letzten Probenahmefläche in
Sachsen-Anhalt 

Foto: © Roland Prietz / Thünen-Institut



Für die Erhebung hatte das Thünen-Institut für Agrarklimaschutz in
einem 8 x 8 km Raster die Böden der Felder und Wiesen in ganz
Deutschland bis in einen Meter Tiefe beprobt. Mit dieser im Auftrag
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft durchgeführten
Bodeninventur wird erstmalig die Kohlenstoffmenge bestimmt, die in
landwirtschaftlichen Böden Deutschlands als Humus gespeichert ist.
Diese Kohlenstoffspeicherung ist nicht nur wichtig für die
Bodenfruchtbarkeit, sondern auch für das Klima und den Klimaschutz,
denn jede Tonne Kohlenstoff, die im Boden festgelegt ist, entlastet
die Atmosphäre vom Treibhausgas Kohlendioxid. Mit der
Bodenzustandserhebung Landwirtschaft wird folglich auch das
Klimaschutzpotenzial der landwirtschaftlich genutzten Böden erfasst.
Eine Wiederbeprobung im Turnus von 10 Jahren ist bereits in Planung.
"Dies würde uns ermöglichen, Veränderungen des Humusvorrats
aufzuzeigen und den Beitrag der deutschen Landwirtschaft zum
Klimaschutz durch den Erhalt und den gezielten Aufbau von Humus zu
dokumentieren", erklärt Dr. Axel Don vom Thünen-Institut. "Eine
Landwirtschaft, die Humus aufbaut, macht die Böden außerdem fit für
die Zukunft, denn sie verbessert die Wasserspeicherfähigkeit und die
Struktur des Bodens. Damit werden Böden und Pflanzen weniger anfällig
für Trockenstress und andere Wetterextreme".




[image: Drei Personen an einem Tisch im Freien - Foto: © Roland Prietz / Thünen-Institut]

Aufbereitung der Proben für den Weitertransport ins BZE-Bodenlabor


Foto: © Roland Prietz / Thünen-Institut



Eine bundesweite Bodeninventur ist nur mit vielen helfenden Händen zu
bewältigen. An rund 3 100 Probenahmestellen wurden in den letzten
Jahren mehr als 260 Tonnen Boden in Form von 155 290 Einzelproben
gewonnen und nach Braunschweig ins Bodenlabor des Thünen-Instituts
transportiert. "Bei uns laufen die Bodenaufbereitung und Analysen auf
Hochtouren, denn bis Ende 2018 sollen alle Messergebnisse vorliegen",
sagt Laborleiter Dr. Arne Heidkamp. "Mit dem Ende der Freilandarbeiten
ist ein wichtiger Meilenstein geschafft", erläutern Dr. Anna Jacobs
und Roland Prietz vom Koordinationsteam der Bodenzustandserhebung
Landwirtschaft. "Unser Dank gilt besonders den vielen Landwirten, die
teilgenommen haben und uns bei der Beprobung ihrer Böden
unterstützten. Man merkt, dass den Landwirten das Thema Boden wichtig
ist, denn die Böden sind ihr wichtigstes Kapital." Über 32 000
Telefonate führte die Koordinationszentrale im Thünen-Institut mit den
Landwirten, um die Probenahmen optimal vorzubereiten und die Wünsche
der Landwirte zu berücksichtigen. Die Ergebnisse der Untersuchungen
werden den einzelnen Betrieben zur Verfügung gestellt.

Die laufenden Messungen und Auswertungen lassen interessante
Ergebnisse erwarten. "Es zeichnet sich ab, dass in den
landwirtschaftlich genutzten Böden in Deutschland insgesamt deutlich
mehr organischer Kohlenstoff bevorratet ist als in allen Bäumen, die
in Deutschland wachsen", sagt Dr. Axel Don. "Die Bedeutung der
landwirtschaftlichen Böden für den Klimaschutz ist damit größer als
wir bisher angenommen haben".




Weitere Informationen finden Sie unter

Projekt Bodenzustandserhebung Landwirtschaft

https://www.thuenen.de/de/ak/projekte/bodenzustandserhebung-landwirtschaft-bze-lw/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news687491

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für

Ländliche Räume, Wald und Fischerei, Dr. Michael Welling, 15.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LAIRE/273: Umwelt - schleichen, schleifen und nichts ändern ... (SB)




Die EU-Kommission hat am Dienstag (16.1.18) die erste europäische
Strategie für Kunststoffe angenommen. Sie sei Teil des Übergangs zu
einer "stärker kreislauforientierten Wirtschaft", heißt es in einer
Pressemitteilung der Kommission. [1]

Wer im Kreis läuft, kommt nicht von der Stelle, möchte man die
EU-Initiative bissig kommentieren. Denn obgleich die neue Strategie
in zahlreiche Bereiche der gesellschaftlichen Wertschöpfung
eingreift, in denen Kunststoffe hergestellt, transportiert, verwendet
oder entsorgt werden, bleiben die Ziele unambitioniert und überaus
industriefreundlich; zudem sollen sie erst zu einem viel zu späten
Zeitpunkt umgesetzt werden. Denn schon seit vielen, vielen Jahren ist
bekannt, daß die Meere immer mehr zumüllen, Urlaubsstrände zu einem
nicht unerheblichen Teil aus Mikroplastik bestehen, Meerestiere und
selbst Plankton winzige Plastikkügelchen inkorporieren, Wale
verenden, weil ihre Mägen mit Plastikmüll gefüllt sind, sich
Meeresbewohner in Fischereinetzen aus Kunststoff tödlich verheddern,
Kunststoffe diverse Gifte an Lebensmittel abgeben, auch die
Produktion der Ausgangsmaterialien für Plastik umwelt- und
klimaschädlich ist, und, und, und.

Auch wenn mit dem Slogan "Jute statt Plastik" eher vom ungeheuren
Ausmaß der menschlichen Schadstoffproduktion abgelenkt wurde, als daß
damit auch nur irgendeines der Probleme gelöst werden konnte, die
sich aus der Massenherstellung von Kunststoffen aller Art ergeben,
kann festgestellt werden, daß die Aufmerksamkeit für Plastik keine
Erfindung dieses Jahrhunderts ist, sondern schon in den 1970er Jahren
von zivilgesellschaftlichen Organisationen geweckt wurde. Die
politischen Entscheidungsträger in Deutschland und anderen
europäischen Ländern jedoch stellten sich taub, ließen Jahrzehnt um
Jahrzehnt verstreichen, ohne der Entwicklung wirksam
entgegenzusteuern.

Die Europäer erzeugen jährlich 25 Mio. t Kunststoffabfälle, wovon
nicht einmal 30 Prozent für das Recycling gesammelt werden. Vor
wenigen Tagen hat die Volksrepublik China angekündigt, ab 2019 unter
anderem keinen Plastikmüll mehr aus der Europäischen Union und
anderen Ländern aufzunehmen. [2] Das heißt, die EU hatte ihr
permanentes Müllproblem lediglich jahrzehntelang in andere
Weltregionen verlagert. Damit ist jetzt Schluß, und so wird es für
die europäische Kunststoffstrategie höchste Eisenbahn. Doch erst ab
2030 sollen alle Kunststoffverpackungen auf dem EU-Markt
"recyclingfähig" sein. Das ist so formuliert, daß nicht sämtliche
Kunststoffverpackungen dann auch tatsächlich recycelt werden.

Außerdem wird der Einsatz von Mikroplastikteilchen nicht gänzlich
verboten, sondern nur "beschränkt", und der Verbrauch von
Einwegkunststoffen lediglich "verringert". Welche Beschränkung und
welche Verringerung sich die EU-Kommission vorstellt, geht aus der
allgemein gehaltenen Strategie nicht hervor. Zunächst werden nur
Absichtserklärungen abgegeben. Die können von der Öffentlichkeit
kommentiert werden, was dann von der EU-Kommission gegebenenfalls
berücksichtigt wird.

So allgemein das Vorhaben auch formuliert wurde, es zeigt eines sehr
deutlich: Die EU will die chemische Industrie stärken. Der Erste
Vizepräsident der EU-Kommission, Frans Timmermans, erklärte: "Wenn
wir nicht die Art und Weise ändern, wie wir Kunststoffe herstellen
und verwenden, wird 2050 in unseren Ozeanen mehr Plastik schwimmen
als Fische. Wir müssen verhindern, dass Kunststoffe in unser Wasser,
unsere Lebensmittel und sogar unsere Körper gelangen. Die einzige
langfristige Lösung besteht darin, Kunststoffabfälle zu reduzieren,
indem wir sie verstärkt recyceln und wiederverwenden."

Mag dieser Befund auch an Deutlichkeit nichts missen, aber daß ein
verstärktes Recycling "die einzige langfristige Lösung" des
Kunststoffmüllproblems sein soll, ist übertrieben. Denn man kann auch
einfach von vornherein weniger Müll produzieren. Es muß nicht alles
und jedes doppelt und dreifach verpackt werden, und wenn die
Wirtschaft samt den ihr wohlgesonnenen Vertretern in der
EU-Kommission nicht so sehr auf Expansion und Erweiterung ihrer
Umsätze eingeschworen wäre, würde ebenfalls viel weniger Müll
anfallen. Wenn der verbliebene Rest dann wiederverwendet wird, wäre
das okay, aber immer in dieser Reihenfolge. Zwar schreibt selbst die
EU-Kommission, daß die Kunststoffabfälle eingedämmt werden sollen,
aber sie wirkt in dieser Hinsicht viel weniger ambitioniert als
beispielsweise darin, einen "größeren Mehrwert für eine wettbewerbs-
und widerstandsfähigere Kunststoffindustrie" generieren zu wollen.

Die EU-Kommission versucht einen Spagat zwischen einem
"kreislauforientierten Geschäftsmodell" und der Bewahrung einer
"wettbewerbsfähigen Industrie" hinzulegen und glaubt womöglich,
niemand würde ihre Verrenkungen erkennen. Das kann nicht gut
ausgehen, jedenfalls nicht im Sinne einer umfassenden Müllvermeidung.
Als wessen Herren Diener die EU-Kommission ihre Aufgaben wahrnimmt,
zeigt beispielhaft die Umweltorganisation Food and Water Europe in
einem 11seitigen Paper vom Mai 2017 mit dem Titel "The Trans-Atlantic
Plastics Pipeline: How Pennysylvania's Fracking Boom Crosses the
Atlantic" (Die transatlantische Plastikpipeline: Wie Pennsylvanias
Fracking-Boom den Atlantik überquert) auf. Anhand einer Vielzahl von
Quellen wird beschrieben, wie seit einigen Jahren das in Nordamerika
per Fracking geförderte Gas Ethan nach Schottland und Norwegen
verschifft und dort zu Plastik-Rohmaterial weiterverarbeitet wird.
Das dient schließlich als Grundstoff für die chemische Industrie der
Europäischen Union. Auf diese Weise gelangt der Fracking-Boom der USA
nach Europa. [3]

Europa sei bestens positioniert, um beim Übergang auf
Recyclingwirtschaft die Führungsrolle zu übernehmen, heißt es in der
Pressemitteilung. Das anzukündigen zeugt schon von einem gerüttelt
Maß an Selbstüberschätzung. Das ostafrikanische Land Tansania hat
bereits im Jahr 2006 Plastiktüten verboten, Ruanda folgte ein Jahr
darauf. Dabei hätten die beiden Staaten alles Anrecht auf eine
nachholende Entwicklung, wie sie die heutigen Industriestaaten wie
selbstverständlich in Anspruch genommen und zu Lasten der Umwelt auch
in anderen Ländern auf anderen Kontinenten durchgesetzt haben.
Inzwischen haben bereits elf afrikanische Länder die Plastiktüte
verbannt - nicht jedoch die EU. Sie will ihren Gebrauch lediglich
reduzieren. Zugleich spielt sie sich mit ihrer neuen
Kunststoffstrategie als globale Vorreiterin auf, ganz nach dem Motto:
Am europäischen Wesen soll die Welt genesen ...


Fußnoten:

[1] http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-5_de.htm

[2] Näheres dazu unter: RAUB/1129: Müll - von Abfallkolonie zu
Abfallkolonie ... (SB)

http://schattenblick.de/infopool/politik/kommen/raub1129.html

[3] https://www.foodandwatereurope.org/reports/trans-atlantic-plastics-pipeline-how-pennsylvanias-fracking-boom-crosses-the-atlantic/

17. Januar 2018
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STANDPUNKT/974: "Braunkohle plus Atom ist verheerendes Signal" (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Düsseldorf/Bonn/Gronau/Berlin/Aachen, 17. Januar 2018

Initiativen und Verbände kritisieren GroKo-Sondierung:

- Urananreicherung und Brennelemente-Exporte ausgeklammert

- "Braunkohle plus Atom ist verheerendes Signal"



Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), die
atomkritische Ärztevereinigung IPPNW, der Naturschutzbund (NABU) NRW
sowie mehrere regionale Anti-Atomkraft- und Anti-Braunkohle-Initiativen
kritisieren die Ergebnisse der Sondierungsgespräche zur Neuauflage der
Großen Koalition scharf: "Das Thema Klimaschutz wurde an eine Kommission
ausgelagert, die Atomkraft ganz ausgeklammert. Weder gibt es eine
schnellere Abschaltung der noch laufenden Atomkraftwerke noch eine
Vereinbarung zur längst überfälligen Stilllegung der
Urananreicherungsanlage in Gronau und der Brennelementefabrik in Lingen.
Von beiden Standorten werden z. B. die Pannenreaktoren Tihange und Doel
in Belgien beliefert, aber auch sicherheitstechnisch mangelhafte
Reaktoren in Frankreich, Finnland und der Ukraine," so Matthias Eickhoff
vom Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen. Erst vor wenigen
Wochen hatten zwei Gutachten des Bundesumweltministeriums ergeben, dass
eine Stilllegung der Urananreicherungsanlage und der Brennelementefabrik
rechtlich einwandfrei möglich ist.

Besonders enttäuscht sind die Verbände und Initiativen von
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) und SPD-Chef Martin Schulz.
Laschet hatte im vergangenen Jahr mehrfach ein Aus für die
Brennelementeexporte von Lingen ins belgische Tihange gefordert. Davon
war bei den Sondierungsgesprächen nichts mehr zu hören. Stattdessen bot
Laschet vor Weihnachten ausgerechnet dreckige deutsche Braunkohle als
Ersatz für die belgischen AKW an. Schulz hingegen tut so, als wenn das
deutsch-belgische Atomproblem gar nicht existiert. Beides ist
unverantwortlich und ein verheerendes Signal. Laschets Versuch, die
Sorgen der sowohl von Braunkohle und maroden Atomreaktoren betroffenen
Bürgerinnen und Bürger gegeneinander auszuspielen, ist geradezu perfide.

"Solange Brennelemente aus Lingen und angereichertes Uran aus Gronau zum
Weiterbetrieb von gefährlichen Atomreaktoren in den Nachbarländern und
darüber hinaus exportiert werden, wird der Atomausstieg konterkariert.
Wir erwarten von den Sondierern und der zukünftigen Bundesregierung
einen klaren Ausstiegsfahrplan für die brisanten Atomanlagen in Gronau
und Lingen - die rechtlichen Möglichkeiten sind vorhanden, wir fordern
nun den politischen Willen. Herr Laschet und Herr Schulz, packen Sie es
endlich an," so Dr. Angelika Claußen vom IPPNW.

"Zudem erwarten wir von Laschet und Schulz, dass eine künftige Koalition
sich auf EU-Ebene für verpflichtende Umweltverträglichkeitsprüfungen bei
geplanten AKW-Laufzeitverlängerungen einsetzt, um ein öffentliches
Mitspracherecht für die Bürgerinnen und Bürger zu erwirken. Bislang ist
das für die Laufzeitverlängerungen alter Reaktoren wie in Tihange oder
Doel auf 50 oder sogar 60 Jahre im EU-Recht nicht vorgeschrieben", so
Claus Mayr, Europaexperte des NABU. "Im geplanten Koalitionsvertrag muss
daher massiv nachgebessert werden."

Die Allianz von Organisationen und Initiativen fordert zudem von einer
zukünftigen Regierung, sich nicht nur formell zum Klimaziel 2020 zu
bekennen, sondern konkrete Beschlüsse zu fassen, um dieses auch zu
erreichen. Die schnelle Abschaltung der klimaschädlichsten Kohlemeiler
bis 2020 sowie ein kompletter Kohleausstieg bis 2025 sind unabdingbar,
um dem Klimaschutz und einer echten Energiewende eine reale Chance zu
geben. Nach Berechnungen des Ökoinstituts und Prognos ist dies technisch
auch machbar. "Das Pariser Klimaabkommen enthält die völkerrechtlich
bindende Vorgabe, die globale Erderwärmung deutlich unter 2 Grad
gegenüber dem vorindustriellen Zeitalter zu halten. Um den Vertrag nicht
zu verletzen, muss Deutschland diesen schnellen Kohleausstieg
vollziehen. Die Zeit drängt," erklärte Andreas Büttgen von der
Initiative "Buirer für Buir".


	Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

	Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

	Internationale Ärzte zur Verhütung eines Atomkriegs/Ärzte in sozialer Verantwortung (IPPNW)

	Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

	Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf 

	Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie 

	Aktionsbündnis "Stop Westcastor" Jülich

	AntiAtomBonn

	Naturschutzbund (NABU) Nordrhein-Westfalen

	Initiative 3 Rosen e. V.

	Initiative "Buirer für Buir"





Weitere Infos:

www.ippnw.de, www.nabu-nrw.de, www.sofa-ms.de, www.antiatombonn.de,
www.bbu-online.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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STANDPUNKT/973: EU-Parlament will schnellere Energiewende - jetzt ist der Ministerrat gefordert (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 17. Januar 2018

Parlament will schnellere Energiewende - jetzt ist der Ministerrat
gefordert

Deutscher Naturschutzring: Parlamentsentscheidungen gehen in die
richtige Richtung



Straßburg, 17.01.2018. Die Abgeordneten des EU-Parlaments haben heute
über den Rahmen für Energieeinsparungen und den Ausbau der
erneuerbaren Energien in Europa bis 2030 abgestimmt. Dabei votierten
die Abgeordneten für eine Stärkung der bislang schwachen Ziele. Bis
2030 sollen 35 Prozent Energie gegenüber dem Trend eingespart werden.
Gleichzeitig soll der Anteil der erneuerbaren Energien ebenfalls auf
35 Prozent des Gesamtenergieverbrauchs steigen. Die Nutzung von
Biokraftstoffen aus Lebensmitteln wurde limitiert, wobei unter anderem
Biodiesel aus Palmöl nicht mehr als erneuerbarer Treibstoff deklariert
werden darf. Strengere Kriterien für Waldbiomasse wurden nicht
beschlossen. Die Abgeordneten votierten dafür, die Wirtschaft bis 2050
klimaneutral zu gestalten.

"Jetzt liegt die Verantwortung beim EU-Ministerrat: Die Entscheidungen
des Parlaments stellen das absolute Minimum für den Klimaschutz dar.
Der Rat darf nicht dahinter zurückfallen", sagte DNR-Generalsekretär
Florian Schöne. "Notwendig für eine wirkliche Umsetzung des Pariser
Klimaabkommens wären Energieeinsparungen von 40 Prozent gegenüber dem
Trend sowie mehr Verbindlichkeit und Tempo bei den erneuerbaren
Energien in Form eines Ausbauziels von 45 Prozent."

Aus Sicht des Klimaschutzes gehen die Parlamentsentscheidungen in die
richtige Richtung, jedoch bieten sie keinen ausreichenden Schutz der
biologischen Vielfalt.

Der DNR forderte die Bundesregierung auf, die Parlamentsbeschlüsse bei
den anstehenden Verhandlungen zwischen Rat und Parlament aktiv zu
unterstützen. "Die Bundesregierung hat mehrfach deutlich gemacht, dass
ihr die Beschlüsse des Ministerrats der letzten Monate nicht
ambitioniert genug sind. Deshalb muss sie in den Verhandlungen nun
Farbe bekennen. Sollte sich der Rat mit seinen unzureichenden
Positionen durchsetzen, droht ein Stillstand für die europäische
Energiewende und für die Modernisierung der Wirtschaft - das wäre
politisch wie ökonomisch fatal", sagte Schöne weiter.

Die sogenannten Trilog-Verhandlungen zwischen Rat und Parlament
starten voraussichtlich im Februar und sollen bis zum Ende der
bulgarischen Ratspräsidentschaft im Juni abgeschlossen sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.01.2018

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de
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STANDPUNKT/972: Agrarministerkonferenz muss Weg für nachhaltige Landwirtschaftspolitik bereiten (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 17. Januar 2018

Agrarministerkonferenz muss den Weg für eine nachhaltige
Landwirtschaftspolitik bereiten

Der NABU Thüringen appelliert an Landwirtschaftsministerin Birgit
Keller, Weichen für mehr Natur- und Artenschutz in der Landwirtschaft
zu stellen.



Jena - Kurz vor der Agrarministerkonferenz (AMK) am 18. Januar ruft
Martin Schmidt, der stellvertretende Landesvorsitzende des NABU
Thüringen, die Thüringer Landwirtschaftsministerin Birgit Keller dazu
auf, sich auf der Konferenz für eine grundlegende Reform der
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) auszusprechen und eine klare
Stellungnahme an die europäische Kommission abzugeben.

"Bei den Bundesländern liegt die wesentliche Kompetenz und die
Hauptverantwortung für die Erfüllung der international und EU-weit
festgelegten Ziele zum Erhalt der Biodiversität", erklärt Martin
Schmidt.
Der NABU hatte im Vorfeld bereits klare Forderungen an die geplante
Stellungnahme der Agrarminister formuliert:

1. Klare Benennung des Biodiversitätsverlustes als Folge von
Fehlentwicklungen in der bisherigen Agrarförderung sowie als
fundamentale Bedrohung für die Zukunft der Landwirtschaft selbst

2. Die Akzeptanz der GAP nicht nur bei den "Begünstigten", sondern
gerade auch bei den Steuerzahlern zu erhöhen, die für diese Förderung
aufkommen müssen

3. Erwähnung der inzwischen vielfältig publizierten fachlichen Kritik,
die der "Ersten Säule" der GAP ein äußerst mangelhaftes Kosten-Nutzen-
Verhältnis bescheinigt

4. Aufruf an die EU-Kommission (vor der Vorlage der
Gesetzesvorschläge), darzulegen, wie eine zielgenaue und ausreichende
Finanzierung des Natura-2000-Netzwerks und anderer Verpflichtungen im
EU-Naturschutz gelingen soll

5. Die Notwendigkeit eines Finanzierungsinstruments für naturnahe,
produktionsfreie Blüh- und Brachflächen sowie Landschaftselemente zum
Schutz der Insekten und Vögel sowie wichtiger
Ökosystemdienstleistungen in der Gesamtlandschaft unterstreichen

Da derzeit auf Bundesebene noch um eine neue Regierung verhandelt und
bei der Konferenz neben Bundeslandwirtschaftsminister Christian
Schmidt auch EU-Agrarkommissar Phil Hogan teilnehmen wird, kommt der
abschließenden Stellungnahme der AMK weit mehr Bedeutung zu, als dies
in den vergangenen Verhandlungsjahren der Fall war. Hintergrund für
die GAP-Debatte auf der Konferenz ist die Mitteilung "Ernährung und
Landwirtschaft der Zukunft" des EU-Agrarkommissars vom 29. November
2017. Aus Sicht der Umweltverbände war diese äußerst enttäuschend
ausgefallen, da darin die verheerende Umweltbilanz der bisherigen GAP
und der dringende Reformbedarf bei der Verteilung der Gelder nicht
benannt werden.

Im Vorfeld hatte der NABU zusammen mit anderen europäischen Partnern
eine eigene "Fitness Check"-Studie zur GAP vorgelegt, die eine
eklatante Verschwendung der Fördergelder sowie ein Versagen bei den
eigens gesetzten Zielen bescheinigt. Überprüft wurden die Kriterien
Effektivität, Effizienz, Kohärenz, Relevanz und europäischer Mehrwert,
jeweils nach sozio-ökonomischen und ökologischen Aspekten. Zusätzlich
wurde die mögliche Erfüllung der globalen Nachhaltigkeitsziele (SDGs)
untersucht.

Daher appelliert der stellvertretende NABU-Landesvorsitzende an die
Landwirtschaftsministerin Birgit Keller: "Sie tragen die Verantwortung
dafür, dass die Steuergelder in der Agrarförderung zielgerichtet
eingesetzt werden und ob wir 2030 sagen können, dass wir unsere
Artenvielfalt und Ökosystemleistungen für die nächsten Generationen
erhalten sowie die globalen Nachhaltigkeitsziele (SDGs) erfüllt haben.
Jetzt werden die Weichen dafür gestellt. Bitte werden Sie Ihrer
Verantwortung gerecht und setzen Sie sich für eine naturverträgliche
EU-Agrarpolitik und eine ausreichende Naturschutzfinanzierung aus dem
EU-Haushalt ein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.01.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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MELDUNG/147: Fäkalien in der Donau - DNA entlarvt Verursacher (PR&D)


Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften -
Presseinformation, 17. Januar 2018

DNA entlarvt Mensch als Hauptverursacher von Fäkalien in der
Dnau

Karl Landsteiner Privatuniversität Krems, Technische Universität Wien
und Medizinische Universität Wien legen Ergebnisse der größten
Wasserhygiene-Studie ihrer Art vor.



Krems, 17. Jänner 2018 - Der Mensch ist weiterhin die Hauptquelle für
die mikrobielle Fäkalverunreinigung in der Donau - trotz
Abwassermanagement und Kläranlagen. Das ist das herausragende Ergebnis
einer umfangreichen Analyse der Fäkalbelastung der Donau. Dabei kam
eine neue molekulargenetische Methode zum Einsatz, die eine eindeutige
Unterscheidung zwischen mikrobiellen Fäkalienbelastungen menschlichen
oder tierischen Ursprungs erlaubt. Die jetzt international publizierte
Arbeit wurde unter maßgeblicher Beteiligung der Karl Landsteiner
Privatuniversität Krems vom Interuniversity Cooperation Centre for
Water & Health aus Österreich durchgeführt.

CSI und Forensik identifizieren nicht nur Serienmörder, sondern auch
die Verursacher von Wasserverschmutzungen. Zumindest wenn es um
Fäkalien geht. Das hat ein Team um Prof. Andreas Farnleitner von der
Karl Landsteiner Privatuniversität Krems (KL Krems) und der
Technischen Universität Wien (TU Wien) nun für die Donau zeigen
können. Grundlegend dafür war eine von ihm gemeinsam mit KollegInnen
des Interuniversity Cooperation Centre for Water & Health (ICC Water &
Health) verfeinerte molekulargenetische Methode, die anhand von
Bakterien-DNA eine Unterscheidung von menschlichen und tierischen
Fäkalien erlaubt. Mit den bisherigen Standardmethoden ist dies nicht
möglich gewesen. Doch genau das ist wichtig, wenn es darum geht bei
einer akuten Wasserverschmutzung die Verursacher zu identifizieren.

Mensch oder Tier

"Flüsse dienen häufig der Gewinnung von Trinkwasser", erklärt Prof.
Farnleitner, der den Fachbereich Wasserqualität und Gesundheit an der
KL Krems leitet. "Verunreinigungen mit Fäkalien stellen daher eine
potenzielle Gefährdung der Gesundheit dar. Die standardisierten
Nachweismethoden basieren auf der Kultivierung von
Fäkalindikatorbakterien und geben keine Auskunft über die
Kontaminationsverursacher, also ob die Fäkalien menschlichen oder
tierischen Ursprungs sind. Das von uns in der Donau-Studie angewendete
genetische Verfahren gibt hingegen genau darüber Auskunft."

Grundlage des Verfahrens sind dabei genetische Marker spezifischer
Bakterienarten (Bacteroidetes), die Bestandteil der Ausscheidungen von
Mensch und Tier sind. Anhand ihrer jeweiligen typischen DNA-Sequenzen
lassen diese Marker Rückschlüsse darüber zu, ob eine Fäkalienbelastung
von z.B. Menschen, Wiederkäuern oder Schweinen stammt. Da die
wirts-assoziierten Fäkalmarker (host-associated Bacteroidetes genetic
faecal marker) im Donauwasser jedoch in geringer Konzentration
vorkommen, vervielfältigte das Team um Prof. Farnleitner diese mit der
sogenannten PCR-Methode (Polymerase Chain Reaction), um sie
anschließend zu identifizieren und Menschen, Wiederkäuern oder
Schweinen zuzuordnen.

"Das Ergebnis war eindeutig: Über eine Länge von 2.580 Kilometern
stammen die mikrobiellen Fäkalbelastungen in der Donau vor allem vom
Menschen. Die Rolle von Weidevieh und intensiver Schweinehaltung
entlang des Flusses war überall vergleichsweise gering", erläutert
Prof. Alexander Kirschner vom Institut für Hygiene und Angewandte
Immunologie der Medizinischen Universität Wien (MedUni Wien), der
gemeinsam mit Prof. Farnleitner die Studie koordinierte. "Das ist
insofern bedeutend, als menschliche Verunreinigungen potenziell
gefährlicher sind. Denn die darin enthaltenen Arten von
Krankheitserregern besitzen für den Menschen in der Gesamtheit ein
höheres Infektionspotential als dies tierische Erreger haben. Aber -
auch das muss in aller Deutlichkeit gesagt werden - die Donau ist für
ihre Größe, dank der zahlreichen Gewässerschutzmaßnahmen, ein
ausgesprochen sauberes Gewässer."

Internationale Studie

Tatsächlich gelang es dem Team, die praktische Nutzanwendung der neuen
Methode für ein großes internationales Fluss- und Einzugsgebiet unter
Beweis zu stellen. Begonnen hatte diese Arbeit bereits im Jahr 2013
und wurde von WissenschafterInnen vorwiegend aus dem Donauraum im
Rahmen des Joint Danube Survey 2013 (JDS2013), koordiniert durch die
Internationale Kommission zum Schutz der Donau (IKSD), durchgeführt.
Für Österreich waren von Beginn an ExpertInnen der MedUni Wien und der
TU Wien, eben dem genannten ICC Water & Health, dabei. An über 70
Stellen der Donau wurden damals sowohl im Mittellauf des Flusses, als
auch in Ufernähe Proben entnommen. Zusätzlich wurde an drei
ausgesuchten Entnahmestellen die mikrobiologische Wasserqualität über
einen Zeitraum von einem ganzen Jahr beobachtet. Alle Proben wurden
dann sowohl mit den Standardmethoden auf Basis von Indikatorbakterien,
als auch mit molekularbiologischen Methoden zum Nachweis von
genetischen Markern untersucht. Die weitere Analyse der über 4.000
Proben wurde dann bereits zusammen mit dem Team der KL Krems
durchgeführt, das sich im Rahmen des ICC Water & Health auch bei der
Auswertung und Interpretation der Daten maßgeblich engagierte.

Die großen Mengen an Daten zur räumlichen und zeitlichen Verteilung
von mikrobiellen Fäkalbelastungen in der Donau, sowie die
Identifizierung ihrer Verursacher machen die im Rahmen der JDS 2013
durchgeführten Untersuchungen zu den umfangreichsten ihrer Art.

Originalpublikation:

Kirschner AKT, Reischer GH, Jakwerth S, Savio D, Ixenmaier S, Toth E,
Sommer R, Mach RL, Linke R, Eiler A, Kolarevic S, Farnleitner AH
(2017) Multiparametric monitoring of microbial faecal pollution
reveals the dominance of human contamination along the whole Danube
River, Water Research 124 543-555,

http://dx.doi.org/10.1016/j.watres.2017.07.052

Über die Karl Landsteiner Privatuniversität Krems

Die Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften
(KL) versteht sich als Wegbereiterin und Katalysatorin für
zukunftsorientierte, gesellschaftlich relevante Lehr- und
Forschungsbereiche in der Medizin und den Gesundheitswissenschaften.
Die KL fokussiert auf ein fächerübergreifendes, international
ausgerichtetes Studienprogramm, das eine sinnvolle Ergänzung zum
klassischen Ausbildungsangebot der öffentlichen Universitäten
darstellt. Mit ihrem bologna-konformen Bachelor-Master-System wird sie
ihrem Ansatz einer flexiblen Bildungseinrichtung gerecht, die auf die
Bedürfnisse der Studierenden und Anforderungen des Arbeitsmarkts
abgestimmt ist. In der Forschung konzentriert sich die KL gezielt auf
Nischenfelder in gesundheitspolitisch relevanten Brückendisziplinen
wie der Medizintechnik, der Psychodynamik und Psychologie sowie dem
Thema Wasserqualität und den damit verbundenen gesundheitlichen
Aspekten. Die KL wurde 2013 gegründet und von der Österreichischen
Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung (AQ Austria)
akkreditiert.

Über das Interuniversity Cooperation Centre for Water &
Health

Das Interuniversitäre Kooperationszentrum Wasser und Gesundheit (ICC
Water & Health) versteht sich als wissenschaftliche Plattform und
kompetenter Partner in Fragen der Wasserqualität und deren Auswirkung
auf die menschliche Gesundheit. Das ICC widmet sich der Entwicklung
innovativer Konzepte zur Beurteilung der Wasserqualität, neuer
mikrobiologischer und molekularbiologischer Methoden, der
Wirksamkeitsprüfung physikalischer und chemischer
Aufbereitungsmethoden sowie numerischer Modelle zur Abschätzung des
Infektions- und Krankheitsrisikos bei der Wassernutzung. Die
gewonnenen Erkenntnisse werden zur Ableitung effektiver und
nachhaltiger Managementmaßnahmen zum Schutz der Gesundheit verwendet.
Das ICC wurde von der Technischen Universität Wien und der
Medizinischen Universität Wien im Jahr 2010 gegründet und konnte dank
der kompetitiven Forschungsförderung durch das Bundesministerium für
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft (BMWFW) nachhaltig etabliert
werden. Im Jahr 2017 wurde das ICC Water & Health um die Karl
Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften (KL)
erweitert. Die KL ist nun offizieller Teil der Forschungsplattform.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.01.2018

Karl Landsteiner Privatuniversität für Gesundheitswissenschaften

Kommunikation, PR & Marketing (Leitung)

Dr.-Karl-Dorrek-Straße 30, 3500 Krems / Austria

Tel.: +43 2732 72090 231

Internet: http://www.kl.ac.at/

Aussendung:

PR&D - Public Relations für Forschung & Bildung
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Tel.: +43 / 1 / 505 70 44, Fax +43 1 505 50 83

Internet: http://www.prd.at/
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ERSTAUFLAGE/936: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2942 (SB)


Hubert Haensel

Geschwisterkampf

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2942



Milchstraße, Quinto Center, Hauptquartier der USO, Dezember 1551 NGZ

USO-Chef Monkey hat den Überlichtflug Quinto-Centers und des
gäonischen Schiffes IWAN IWANOWITSCH GORATSCHIN an einen neuen
sicheren Standort abgeschlossen. Er geht davon aus, daß alle Gäonen
nach ihrem gescheiterten Versuch, das USO-Hauptquartier zu erobern,
geflohen oder von USO-Leuten von Bord gebracht worden sind. Doch
Faolain Settember, der Bruder Agostina Settembers, ist an Bord Quinto
Centers geblieben, um seine Zwillingsschwester aus Monkeys Gewalt zu
befreien. Sie hatte sich als USO-Agentin ausgegeben und die Übernahme
Quinto-Centers in die Wege geleitet, wurde von Monkey aber
gefangengenommen.

Die Geschwister verbindet eine telepathische Gabe. Allerdings besteht
diese immer nur in einer Richtung. Entweder ist Agostina der Sender
und Faolain der Empfänger oder andersherum. Wenn die Richtung wechseln
soll, muß umgeschaltet werden. Das kostet jedoch viel Kraft und kann
auch nicht nach Belieben erfolgen, denn es muß abgesprochen werden.
Die Dauer ihrer Sendungen ist auf wenige Sekunden beschränkt und sie
benötigen danach einige Minuten vollständiger Ruhe.

Agostina hat sich bereits vor zehn Jahren in die USO eingeschlichen.
So lange war sie auch von ihrem Bruder getrennt, was beiden sehr
schwer gefallen ist. Sie ist unbewußt zur Verräterin an der gesamten
gäonischen Mission geworden, denn Monkey ließ sie in einer virtuellen
Wirklichkeit Dinge erleben, die sie so in Bedrängnis brachten, daß sie
ihren Bruder telepathisch um Hilfe rief. Um sie aus der vermeintlichen
Lebensgefahr zu retten, übermittelte Faolain Settember ihr die
Transmittercodes zur IWAN IWANOWITSCH GORATSCHIN. Da sie unter einer
Mnemohaube saß, konnten diese Informationen aus ihrem Gehirn
herausgelesen werden. Mit den Codes war es den USO-Agenten dann
gelungen, das Flaggschiff der Gäonen zu entern und deren
Missionsleiterin, Admiralin Amber Dessalin, zur Kapitulation zu
zwingen.

Monkey hält Agostina Settember im "Stummen Zimmer" gefangen. Zur
Untätigkeit verdammt, erinnert sich die gäonische Agentin an ihre
Kindheit auf der Siedlungswelt Ketrin und daran, wie sie und ihr
Bruder im Alter von acht Jahren, als Agostina in großer Gefahr gewesen
war, ihre mentale Verbindung entdeckt haben. Wie damals versucht sie
Kontakt zu ihm aufzunehmen, doch der Stumme Raum ist von
Schutzschirmen umschlossen, die keine Telepathie durchdringen kann.

Als Monkey ihr mitteilt, daß Quinto Center wieder in der Hand der USO
ist und seine Leute die GORATSCHIN erobert haben, will sie es nicht
wahrhaben. Er behauptet, sie retten zu wollen, weil sie nicht nur von
den USO-Agenten gehaßt wird, die sie verraten hat, sondern auch von
ihren eigenen Leuten, da wegen ihr die gäonische Mission gescheitert
ist. Er will ihr Gelegenheit zur Wiedergutmachung geben.

Auf der Suche nach seiner Schwester durchstöbert Faolain Settember im
Schutze seines Deflektors Quinto Center und erinnert sich ebenfalls an
seine Kindheit mit Agostina. In einer verwaisten Medoabteilung kann er
sich in eine Positronik einloggen und liest einen Lagebericht und eine
Dienstanweisung Monkeys. Nun weiß er, daß Admiralin Amber Dessalin
kapituliert hat und die GORATSCHIN von USO-Spezialisten eingenommen
worden ist. Er wird entdeckt, angegriffen und flieht mit Hilfe eines
projizierten Echsenwesens, das die Angreifer auf eine falsche Spur
lockt. Die USO-Agenten, die er danach heimlich belauscht, äußern die
Vermutung, daß Monkey sich auf der GORATSCHIN aufhält. Also geht er
davon aus, daß der USO-Chef Agostina mitgenommen hat und sucht nun
nach einem Weg, dorthin zu gelangen. Er hofft, daß noch genügend
Personen der Besatzung am Leben sind, um gegen Monkey vorgehen zu
können - vor allem der Thoogondu Zuo.

Um als normaler Terraner durchgehen zu können, muß er seine Rüstung
ablegen und versteckt sie in einem Park. In der Absicht einen ID-Chip
zu stehlen, mit dem er einen Transmitter passieren kann, freundet er
sich mit mehreren USO-Agenten an. Einen Mediker, der ihm erzählt, daß
ein Container mit medizinischem Material auf die GORATSCHIN geschickt
werden soll, schlägt er bewußtlos und schneidet ihm den Chip aus dem
Körper.

Nachdem er an Bord des Containers zur GORATSCHIN übergewechselt ist,
hat er sofort Kontakt zu seiner Schwester. Doch sein Umschaltprozeß
fordert zu viel Kraft. Er wird auffällig, man entarnt ihn und er muß
fliehen. Als er in eine ausweglose Situation gerät, will er sich
töten, um nicht in Gefangenschaft zu geraten, doch da taucht plötzlich
Agostina in Begleitung Monkeys auf. Sie beschwört ihn, sein Leben
nicht wegzuwerfen. Sie sei nicht als Monkeys Gefangene hier, sondern
aus freien Stücken, um ihn zu suchen. Die Dinge wären anders, als sie
geglaubt habe und sie hätten womöglich ihr Leben lang für Lügen
gekämpft. Inzwischen kenne sie die Wahrheit über das Zweite Solare
Imperium und die Thoogondu. Und diese Wahrheit könne sie ihm zeigen.

Faolain Settember ist bereit, sich die Wahrheit anzuhören.

17. Januar 2018
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KINO/5677: Lichtblick-Kino Berlin - "Garten der Sterne", mit Regisseur Stéphane Riethauser und Bernd Boßmann, 21.1.


Dokumentarfilm: Garten der Sterne

Regie: Pasquale Plastino & Stéphane Riethauser

Vorfilm: Last Adress, Kurzfilm 

Regie: Ira Sachs, US 2010, 8 min., OmU

Sonntag, 21.1., 19:00 Uhr Lichtblick-Kino, Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

in Anwesenheit des Regisseurs Stéphane Riethauser und des Protagonisten Bernd Boßmann



Es war einmal ein alter Berliner Friedhof, wo die Brüder Grimm ihre
ewige Ruhe gefunden haben. In diesem verzauberten Garten betreibt
Ichgola Androgyn Deutschlands erstes Friedhofscafé. Ichgola (alias
Bernd Boßmann, Mann/Frau Kabarettist, langjähriger schwuler und
HIV/AIDS Aktivist) organisiert auch die Bestattungen jenseits von
religiösen Zugehörigkeiten, mit Schwerpunkt totgeborene Babys. Denn
auf diesem Friedhof gibt es eine besondere Gedenkstätte: den "Garten
der Sternenkinder". Ein wunderschönes Feld, wo Eltern einen Platz für
ihr verlorenes Kind finden. Daneben ruhen die vielen Männer, die an
AIDS gestorben sind und ein Stück Geschichte der Berliner schwulen
Bewegung geschrieben haben. Im buntesten Friedhof Deutschlands wird
das Leben mit seinen Rätseln und seinen Schönheiten wie nirgendwo
anders zelebriert. Zwischen den Jahreszeiten erzählt uns die legendäre
Zazie de Paris mit ihrer einzigartigen Stimme das Märchen der Brüder
Grimm "Der Gevatter Tod".

Am Sonntag, 21. Januar, 19:00 Uhr, wird der Film Garten der Sterne im
Lichtblick-Kino in Anwesenheit des Regisseurs Stéphane Riethauser und
des Protagonisten Bernd Boßmann zu sehen sein.

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Hansi Oostinga

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin
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KINO/5676: Lichtblick-Kino Berlin - "Der Himmel küsst die Berge", mit Regisseurin Pascale Schmidt, 28.1.


Zurück auf Anfang

Pascale Schmidt: Der Himmel küsst die Berge

Sonntag, 28.1., 20:30 Uhr - Lichtblick-Kino, Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

In Anwesenheit der Regisseurin - Moderation: Michel Freerix



In der Lichtblick-Reihe »Zurück auf Anfang«, in der Filmemacher*innen
ihre Frühwerke vorstellen, ist im Januar Pascale Schmidt mit ihrem
Film »Der Himmel küsst die Berge« aus dem Jahr 1994 zu Gast.
Moderieren wird der Filmemacher und Journalist Michel Freerix.

Über den Film: 

Nachwendedeutschland. Die volkstümliche Musik boomt. Die
Alpenländische Weihnacht naht. Maria und Margot Hellwig, Mutter und
Tochter, Urgestein der volkstümlichen Musik, touren singend durch das
frischvereinte Land, um den vorweihnachtlichen gesamtdeutschen
Gefühlsbedarf zu decken. Dabei: Adi, der managende Ehemann, der Battle
der Fanclubs - Ost gegen West, Bügeltricks, treue Fans und der eiserne
Wille, zu unterhalten. Und bei allem eine große Sehnsucht - nach dem
richtigen Leben und den wahren Gefühlen.

Über die Regisseurin:

Pascale Schmidt, geb. 1960, aufgewachsen in Athen. Studium der
Psychologie, Philosophie und Kommunikationswissenschaften in München.
Regiestudium an der HFF München. Arbeitete als Regisseurin, Autorin
und Produzentin. Seit 2006 Geschichtenerzählen vom anderen Ende her:
Praxis für Psychotherapie. Lebt in Berlin.

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Hansi Oostinga
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